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Das  Jahr  1605. 


A.  Landtagsverhandlungen. 

Im  Jahre  1605  wurde  der  Landtag  des  Königreiches  Böhmen  dreimal  einberufen:  das  erste- 
mal zu  Lichtmess,  das  zweitemal  um  Pfingsten  und  das  drittemal  um  Bartholomäi.  Auszerdem  traten 
zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Landtage  die  obersten  Landesbeamten  und  Landrechtsbeisitzer, 
sowie  die  zur  Beratung  über  das  Landesaufgebot  durch  den  Landtag  bevollmächtigten  Personen 
zusammen.  Ein  so  oftes  Einberufen  des  Landtages  war  in  der  Geschichte  des  böhmischen  Landtag- 
wesens keine  Neuigkeit.  Nicht  nur  in  den  bewegten  Zeiten  des  15.  Jahrhundertes,  sondern  noch  in 
der  ersten  Periode  der  Regierung  Ferdinands  I.  geschah  es  wiederholt,  dasz  der  böhmische 
Landtag  innerhalb  eines  Jahres  dreimal,  ja  sogar  viermal  (1529)  einberufen  wurde.  Aber  seit  der 
Unterwerfung  des  ständischen  Aufstandes  im  J.  1547  wurde  der  Landtag  niemehr  dreimal  in  einem 
Jahre  einberufen  —  im  J.  1575  trat  zwar  der  böhmische  Landtag  dreimal  zusammen,  aber  es  war 
ein  einziger  zweimal  vertagter  Landtag  —  und  sogar  eine  zweimalige  Berufung  desselben  während 
eines  Jahres  war  eine  Ausnahme  (sie  erfolgte,  sofern  bekannt,  nur  in  den  Jahren  1574,  1577,  1583, 
1593,  1596).  Die  dreimalige  Einberufung  des  böhmischen  Landtages  im  J.  1605  war  daher  etwas 
Auszergewöhnliches,  begründet  durch  die  Gefahr,  die  der  Regierung  Kaiser  Rudolfs  II.  und  seinen 
Ländern  von  Ungarn  aus  drohte,  wo  sich  zu  den  Angriffen  des  Erbfeindes  der  Dynastie  Habsburg 
noch  der  gefährliche  Aufstand  der  eigenen  kaiserlichen  Untertanen  unter  Bocskay  gesellt  hatte.1) 


')  Über  den  Krieg  mit  den  Türken  und  den  Aufstand  Bocskays  wurde  schon  öfters  geschrieben.  Am  ausführ- 
lichsten schildert  den  Verlauf  der  Begebenheiten  Tomek  im  zweiten  Kapitel  seiner  trefflichen  Studien  O  nepo- 
kojich  stavovskych  za  Rudolfa  II.  a  Matyääe  in  Cas.  cesk.  mus.  XXIX,  1855.  Eine  gedrängte,  aber  viele  neue  Nach- 
richten namentlich  über  die  Situation  am  Hofe  Rudolfs  enthaltende  Darstellung  dieser  Sachen  gibt  Stieve,  Die 
Politik  Baierns  1591-1607,  II.  Hälfte  (Briefe  und  Acten  zur  Gesch.  des  dreissigj.  Krieges  V.,  München  1883)  S.  717 
folg.  Ihm  hauptsächlich  folgte  H  über,  Geschichte  Österreichs  IV.  (Gotha  1892)  S.  366  ff.,  benützte  aber  auch  neue 
ungarische  Quellen.  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  Mähren  handeln  darüber  Chlumecky,  Carl  von  Zierotin  und 
seine  Zeit  (Brunn  1862)  S.  331  ff.  und  Kamen  icek,  Vpädy  Bockajovcü  na  Moravu  a  ratifikace  mint  Videnskeho 
od  zemi  koruny  ceske  r.  1605—1606  (Cas.  cesk.  mus.  LXVIII,  1894).  Kamen  icek  gab  auch  in  einem  selbständigen 
Buche    Prameny  ke  vpadüm  Bockajovcü  na  Moravu  a  k  ratifikaci  miru  Videnskeho  od  zemi  koruny  ceske  r.  1605-6 

(I)  Böhmische  Landtagsverhandlungen  XI. 


Der  seit  dem  J.  1593  dauernde  Krieg  gegen  die  Türken  verlief  gerade  in  der  letzten 
Zeit  für  die  kaiserlichen  Warfen  nicht  ungünstig.  Unter  General  Russworm,  der  seit  dem  J.  1602 
den  Oberbefehl  über  die  kaiserlichen  Truppen  in  Ungarn  hatte,  wurden  in  den  Jahren  1602—03  einige 
erhebliche  Erfolge  errungen,  und  nachdem  Gran  im  September  und  Oktober  1604  von  den  Türken 
vergeblich  belagert  worden  war,  begann  der  Groszwesir  Muhamed  Pascha  um  den  Frieden  zu 
verhandeln,  zu  dem  die  Türken  auszer  den  immerwährenden  Aufständen  in  Asien  auch  noch 
der  vor  kurzem  ausgebrochene  Krieg  gegen  die  Perser  nötigte.  Obwohl  die  bedeutendsten  kaiser- 
lichen Räte  in  der  richtigem  Erkenntnis  der  finanziellen  Notlage  des  Kaisers  und  der  unsicheren  Ver- 
hältnisse in  seinen  Erblanden  rieten,  den  angebotenen  Frieden  anzunehmen2),  obwohl  auch  die  öster- 
reichischen Erzherzoge  und  die  Stände  der  Länder  Rudolfs  den  Frieden  wünschten,  gab  der 
Kaiser,  beeinfluszt  durch  das  eindringliche  Zureden  des  päpstlichen  Nuntius  und  des  spanischen 
Botschafters,  die  Rudolf  im  Namen  ihrer  Herrscher  ausgiebige  Unterstützungen  zur  Fortführung  des 
Krieges  versprachen,  zu  dem  Frieden  seine  Einwilligung  nicht.3) 

Man  dachte  sogar  daran,  den  Krieg  gegen  die  Türken  im  nächsten  Jahre  mit  gröszerem  Nach- 
druck fortzuführen.  Es  bestand  darauf,  beeinfluszt  wahrscheinlich  durch  den  neuen  kaiserlichen 
Oberbefehlshaber  Georg  Basta4),  besonders  der  päpstliche  Nuntius,  der  Ende  Oktober  1604  die 
einfluszreichsten  Ratgeber  des  Kaisers  dazu  zu  überreden  bemüht  war,  dasz  das  Werben  und  Erhalten 


(Historicky  arcliiv  Ceske  Akademie  Nr.  4,  Prag  1894)  die  auf  die  Einfälle  der  Anhänger  Bocskays  in  Mähren  bezüg- 
lichen Quellen  heraus,  und  behandelte  diesen  Gegenstand  noch  einmal  kurz,  aber  mit  einigen  Nachträgen  in  seiner 
Schrift  Zemske  snemy  a  sjezdy  Moravske  II.  (Brunn  1902)  S.361  ff.  Leider  ist  die  Quellensammlung  Kameniceks  nicht 
frei  von  ernsten  Mängeln  und  auch  seine  Abhandlungen  enthalten  namentlich  in  Bezug  auf  böhmische  Landtags- 
sachen viele  Ungenauigkeiten.  In  dieser  Einleitung  sowie  r.uch  sonst  im  vorliegenden  Bande  benutze  ich  auch  ein- 
zelne, zum  Teil  unbekannte  Urkunden.  Soweit  sie  in  diesem  Bande  ganz  oder  teilweise  abgedruckt  werden,  führe  ich 
hier  ihre  Provenienz  nicht  an;  die  betreffenden  Angaben  sind  auf  Grund  des  am  Schlüsse  befindlichen  chronologischen 
Verzeichnisses  aller  in  diesem  Bande  enthaltenen  Aktenstücke  leicht  aufzufinden.  Ich  bemerke  noch,  dasz  sich  alle 
bisjetzt  ungedruckten  Stücke,  die  hier  erwähnt  weiden,  wenn  sie  auch  in  diesem  Bande  nicht  zum  Abdruck  gelangen, 
abschriftlich  im  Landesarchive  befinden. 

-)  Noch  am  29.  Nov.  1604  riet  die  Hofkammer  in  einem  auf  den  ungarischen  Landtag  bezüglichen  Gutachten 
sehr  entschieden  zum  Frieden.  Sie  führte  aus:  „Was  die  continuierung  des  offenen  kriegs  gegen  den  erbfeind  be- 
langt, da  erachtet  die  hofkammer,  dass  solche . .  .  irer  Mt.  derzeit  zu  prosequieren  und  ferner  auszustehen  .  .  un- 
möglich sein  wirdet ....  Dann  die  hofkammer  ihres  theils  nit  siehet,  woher  die  mittel  und  das  geld  zu  fernerer 
continuirung  des  kriegs  bei  dieser  expirierten  oder  bereit  allerdings  verwiesenen  reichshilfen  und  dem  wissentlichen 
mangl  ander  mitl  zu  nehmen  und  woher  das  noch  dienende  und  zum  wenigen  theil  bezahlte  kriegsvolk  zu  feld  und 
auf  den  gränzen  künftig  ihre  bezahlung  haben,  zu  geschweigen,  worauf  ein  neues  heer  auf  künftiges  iahr  angenommen 
und  erhalten  oder  auch  woher  die  proviant . . .  genummen,  ja,  da  gleich  das  geld  und  proviant  vorhanden  wäre,  wo 
und  wannenher  ein  tauglichs  kriegsvolk  sunderlich  von  Teutschen  (weil  es  numehr  der  Hungern,  wie  auch  der 
unbändigen  Wallonen  halber  gross  bedenken),  geworben  werden  solt .  .  ."  (Monumenta  comitialia  regni  Hungariae 
XL,  Budapest  1899,  S.  52). 

3)  Stieve  1.  c.  S.  718  nach  Berichten  des  venezianischen  Gesandten  am  Kaiserhofe,  die  durch  die  gleichzeitigen 
Berichte  des  päpstl.  Nuntius  Ferreri  und  namentlich  durch  seine  ausführliche  in  der  Vatik.  Bibliothek  (cod.  Bar- 
berini  lat.  5314  fol.  255  sq.)  enthaltene  Gesamtrelation  vom  25.  Apr.  1605  bestätigt  werden.  Der  Nuntius  erzählt  hier 
(fol.  260),  dasz  „S.  Mtä.  non  ha  mai  inclinata  alla  pace  benche  consigliatali  dalli  fratelli,  dalli  stati  e  da  tutti  li  con- 
siglierl",  nichtsdestoweniger  „fu  cosi  angustiata  da  tutti  li  sudetti,  che  cominciava  ad  inclinarvi;  ma  nell'  istesso 
tempo,  havendo  1'  ambasciatore  di  Spagna  promesso  a  S.  Mtä.  due  regimenti  di  fanteria  pagati  di  continuo  et 
sperand'  anche  nuovi  aiuti  da  papa  demente  . . .,  fu  affatto  sconclusa  la  pace". 

')  In  der  erwähnten  Gesamtrelation  von  25.  Apr.  1605  erklärt  der  Nuntius,  wie  vorteilhaft  es  wäre,  wollte  man 
ein  ständiges  Heer  gegen  die  Türken  erhalten,  und  fügt  hinzu:  „Quando  il  Basta  fu  qul  I'  anno  passatto,  trattö  questa 
riforma  .  . ." 


des  Heeres  in  Hinkunft  zweckmäsziger  eingerichtet  werde.5)  Er  machte  vor  allem  dem  Hofkammer- 
präsidenten Unverzagt  den  Vorschlag,  dasz  den  in  diesem  Winter  zu  berufenden  Landtagen  der 
kaiserlichen  Länder  erklärt  werde,  der  Kaiser  hätte  sich  entschlossen,  in  Ungarn  die  Truppen  durch 
das  ganze  Jahr  und  nicht  wie  bisher  nur  7 7,  Monate  zu  erhalten.  Dies  wäre  nicht  allein  für  den 
Kaiser  vorteilhafter,  da  man  mit  ständigen,  geübten  Truppen  erfolgreicher  den  Krieg  gegen  die  Türken 
führen  könnte,  sondern  auch  für  die  Länder  selbst,  weil  sie  von  jenen  Unannehmlichkeiten  und 
Schäden  verschont  blieben,  die  sie  bisher  während  der  Heeresmusterungen  zu  ertragen  hatten.  Der 
Nuntius  war  überzeugt,  dasz  die  Erhaltung  des  Heeres  durch  das  ganze  Jahr  hindurch  mit  keinen 
gröszeren  Kosten  verbunden  wäre,  als  wie  sie  bisher  erforderlich  waren.  Bis  nun  zahlten  nämlich 
die  Länder  für  eine  Kompagnie,  die  sie  V/t  Monate  erhalten  hatten  —  sechs  Monate  wurden  für 
den  Dienst  im  Felde,  der  Rest  für  die  Musterung  und  Entlassung  des  Heeres  gerechnet  —  so,  als 
ob  diese  die  ganze  Zeit  hindurch  300  Mann  stark  gewesen  wäre,  obwohl  sich  deren  Stand  im 
Verlaufe  des  Jahres  in  der  Regel  sehr  verminderte  und  angeblich  manchmal  auch  unter  80  Mann 
sank.  Auch  der  Kaiser  zahlte  seine  Obersten  nach  diesem  Grundsatze.  Davon  hatten  nur  die  Obersten 
den  Nutzen,  die  sich  auf  diese  Art  24  bis  30.000  Gulden  jährlich  verdient  haben  sollen.  Wollten  nun 
statt  dessen  die  Länder  selbst  den  Sold  monatlich  auszahlen,  so  würden  sie  dadurch  soviel  ersparen, 
dasz  derselbe  Kostenaufwand,  der  bisher  für  die  7  72  Monate  nötig  war,  für  9  zu  40  Tagen  wie 
in  Flandern  gerechnete  Monate  genügen  würde,  d.  h.  also  für  das  ganze  Jahr. 

Dieser  Vorschlag  des  päpstlichen  Nuntius  auf  Erhaltung  eines  ständigen  Heeres  war  keineswegs 
ganz  neu.  Schon  im  Jahre  1602  suchte  man  durch  die  im  Landtage  des  Königreiches  Böhmen 
eingebrachte  königliche  Vorlage  zu  beweisen,  dasz  die  Erhaltung  eines  ständigen  Heeres  in  Ungarn 
notwendig  sei,  und  machte  auf  jene  Vorteile  aufmerksam,  die  daraus  dem  Kaiser  und  den  Ständen 
erwachsen  würden;  schon  damals  forderte  man  von  den  Ständen,  dasz  sie  durch  drei  auf  einander 
folgende  Jahre  auf  eigene  Kosten  eine  bestimmte  Anzahl  von  Reitern  und  Fuszvolk  durch  zwölf 
(nicht  wie  bisher  durch  sechs)  Monate  erhalten  oder  die  dazu  nötigen  Geldmittel  bewilligen  mögen. 
Damals  schon  versuchte  man  in  der  königlichen  Vorlage  die  Stände  durch  ähnliche  Gründe  hiezu 
zu  bewegen,  die  jetzt  der  Nuntius  anführte,  und  wies  darauf  hin,  dasz  der  Aufwand  auf  die  Wer- 
bung und  Entlassung  des  Heeres  und  auf  den  siebenten  Monat,  der  in  der  Regel  den  Reitern  zum 
Einrücken  und  Abziehen  bewilligt  wird,  sowie  die  Schäden,  die  den  Ständen  und  ihren  Untertanen 
dadurch  erwachsen,  dasz  das  Kriegsvolk  im  Lande  mustert  und  es  durchzieht,  beinahe  den  Betrag 
aufwiegen,  um  welchen  sich  die  Kriegskosten  durch  die  Erhaltung  des  Heeres  das  ganze  Jahr  hin- 
durch erhöhen  würden.6)  Die  böhmischen  Stände  hatten  jedoch  beschossen,  bei  der  bisherigen  Art 
zu  verbleiben. 

Präsident  Unverzagt  konnte  daher  mit  Recht  dem  Nuntius  entgegnen,  dasz  der  Vorschlag 
auf  Erhaltung  des  Heeres  durch  das  ganze  Jahr  den  Ständen  der  kaiserlichen  Länder  schon  früher  vergeb- 
lich gemacht  worden  war,  aber  der  Nuntius  meinte,  dasz  damals  nicht  gleichzeitig  auch  beantragt 
wurde,  die  Stände  mögen  selbst  den  Sold  dem  Heere  auszahlen,  und  redete  Unverzagt  zu,  diesen 
Vorschlag  nochmals  zu  versuchen.  Er  fügte  bei,  dasz  er  über  diese  Angelegenheit  bereits  mit  einigen 
böhmischen  und  mährischen  Herren  —  offenbar  waren  dies  katholische  Herren  —  verhandelte,  und 
wollte  hiebei  erkannt  haben,  dasz  sie  zu  dieser  Änderung  gerne  einwilligen  würden. 


•')  Über  seine  diesbezüglichen  Bestrebungen   und   namentlich  über   seine  Unterredung  mit   dem   Präsidenten 
Unverzagt  schreibt  der  Nuntius  in  seinem  Berichte  vom  1.  Nov.  1604  (Vatik.  Aren.,  Borgh.  111  11  cd  fol.  245). 
')  Die  böhmischen  La.idtagsverhandlungen  X.  S.  256-7. 


In  seiner  Unterredung  mit  dem  Präsidenten  Unverzagt  unterliesz  es  der  Nuntius  nicht,  auch  das 
religiöse  Moment  der  geplanten  Änderung  der  österreichischen  Heeresorganisation  zu  berühren.  Hätte 
der  Kaiser  ein  ständiges,  geübtes  Heer,  so  könnte  er  leichter  die  Länder  im  Zaume  halten,  die  sich 
aus  religiösen  oder  anderen  Gründen  gegen  ihn  auflehnen  wollten.  Allerdings  wäre  dies  nur  dann 
möglich,  wenn  dieses  ständige  Heer  nicht  nur  aus  Ketzern  zusammengesetzt  wäre,  sondern  mindestens 
aus  zwei  Dritteln  Katholiken  bestünde.  Und  das  wäre  dann  zu  erreichen,  wenn  der  König  von  Spanien 
seine  zwei  aus  Italienern  bestehenden  Regimenter  beistellen  würde  und  der  Kaiser  zwei  Regimenter 
in  Tirol  und  je  ein  Regiment  in  Bayern,  in  der  Erzdiözese  Salzburg  und  den  Diözesen  Würzburg 
und  Bamberg  anwerben  liesze.    Ähnlich  sollte  es  auch  mit  den  Obersten  und  Offizieren  geschehen. 

Nachdem  Präsident  Unverzagt  die  Erläuterungen  des  Nuntius  angehört  hatte,  versprach  er  dessen 
Vorschlag  dem  Kaiser  vorzulegen,  der  ohnehin  schon  entschlossen  war,  diesen  Winter  das  gesamte 
Fuszvolk  zu  erhalten,  fügte  jedoch  bei,  dasz  der  katholische  Charakter  des  kaiserlichen  Heeres  da- 
durch am  meisten  gewänne,  wenn  der  Papst  auf  eigene  Kosten  noch  ein  Regiment  aufstellen  würde. 
Über  das  Schicksal  seines  Vorschlages  gibt  uns  der  Nuntius  selbst  keine  Nachricht  mehr,7)  in  den 
Vorbereitungen  jedoch  zum  nächsten  böhmischen  Landtage  begegnen  wir  dessen  deutlichem  Widerhall. 

Unterdessen  trat  aber  eine  unerwartete  Wendung  in  den  Kriegsereignissen  ein.  Anfangs  Oktober 
brach  in  Siebenbürgen  ein  Aufstand  aus,  der  sich  bald  auch  nach  Ungarn  verbreitete.  Der 
Grund  zu  diesem  Aufruhr  war  die  Unzufriedenheit  der  einheimischen  Bevölkerung  mit  der  kaiser- 
lichen Regierung,  welche  nach  der  gewaltsamen  Unterdrückung  der  langjährigen  Stürme  in  Sieben- 
bürgen im  J.  1602  damit  begann,  in  diesem  Lande  den  reinsten  Absolutismus  verbunden  mit  einer 
rücksichtslosen  katholischen  Reaktion  und  der  Ausrottung  aller  nichtkatholischen  Bekenntnisse  einzu- 
führen und  auch  in  Ungarn  es  versuchte,  die  günstigere  Kriegssituation  der  letzten  zwei  Jahre  zu  einer 
entschiedeneren  Bevorzugung  der  katholischen  Religion  gegen  die  anderen  Konfessionen  auszunützen.") 

An  die  Spitze  der  Unzufriedenen  trat  der  Siebenbürger  Edelmann  Stefan  Bocskay,  der 
sich,  nachdem  seine  Intrigen  verraten  worden  waren,  die  den  Zweck  hatten,  die  Herrschaft  über 
Siebenbürgen  an  sich  zu  reiszen,  zu  einem  offenen  Aufstande  entschlosz.  Bocskay  gelang  es,  auch 
die  kriegerischen  Hajduken  für  seine  Sache  zu  gewinnen,  die  bis  dahin  im  kaiserlichen  Heere  zu 
dienen  pflegten,  und  brachte  am  14.  Oktober  1604  einem  Teil  der  kaiserlichen  Truppen  eine  schwere 
Niederlage  bei.  Der  neue  kaiserliche  Heerführer  Georg  Basta  errang  zwar  im  November  1604  be- 
deutende Erfolge  gegen  Bocskay,  aber  der  absolute  Mangel  an  Geld  und  Proviant  und  die  daraus 
folgende    Unzufriedenheit  der  eigenen  Truppen    zwangen  ihn,    anfangs  Dezember  Winterquartiere  in 


')  Im  Berichte  vom  31.  Jan.  1605  (Vatik.  Aren.,  Borgh.  III.  84a  fol.  175)  berührt  er  diese  Frage  mit  folgen- 
den Worten:  „Si  vanno  pure  facendo  apparechi  per  la  guerra  e  cominciano  questi  signori  a  vedere,  che  non  molto  piu 
costa  il  tener  il  soldato  tutto  I"  anno,  che  licentiarlo  in  campo  4  mesi,  perehe  a  licentiar  II  campo  quest'  anno  vi  voleva 
tanto  denaro,  quanto  si  e  dato  e  si  darä  all'  esercito  in  cinque  o  piu  mesi,  contendandosi  il  soldato  di  quello  che  se 
le  va  dando  a  buon  conto,  e  si  avanzano  1'  armi,  sopra  Ie  quali  li  colonelli  facevano  avanzi  grandissimi  in  pregiu- 
ditio  di  S.  Mtä.  Se  li  moti  d'  Ungarla  fossero  sedati,  era  la  Ventura  di  S.  Mtä.  trovarsi  un  esercito  di  primavera  In 
esser,  il  che  non  li  e  mai  successo". 

")  Über  die  Ursachen  des  ungarischen  Aufstands  äuszert  sich  der  päpstl.  Nuntius  in  seiner  üesamtrelation 
vom  25.  Apr  1605.  Er  sagt,  dasz  Bocskay  selbst  seine  Auflehnung  mit  religiösen  Ursachen  begründet,  _ma  li  suoi 
veri  fondamenti  furono  aggravii  pretesi  d'  haver  ricevuti  in  aleune  sue  pretensioni,  odio  che  come  Ungaro  portava  alla 
natione  Allemana  e  'I  desiderio  di  regnare  piu  vero  di  tutti".  Er  fügt  hinzu,  dasz  die  kais.  Räte  der  Behauptung 
Bocskays,  dasz  es  sich  ihm  um  die  Religion  handle,  (Hauben  schenkten,  er  selbst  hatte  sich  aber  bemüht  ,,d'  ini- 
primer  quanto  piu  potei  in  eiaseun  miuistro  a  parte,  come  questa  rebellione  non  haveva  fondamento  da  religione, 
ma  di  puro  stato  et  odio  verso  la  natione  ( iermana" 


Eperies    zu   beziehen.    Der   Aufruhr  konnte    sich    nun    unbehindert    ausbreiten    und    in    kurzer  Zeit 
war  fast  ganz  Ungarn  von  ihm  erfaszt. 

Die  Stellung  Kaiser  Rudolfs  II.  war  hiedurch  sehr  gefährdet,  umsomehr,  als  zu  befürchten 
war,  dasz  auch  in  den  übrigen  Ländern  die  nur  mühsam  gedämpfte  Unzufriedenheit  mit  seiner  Re- 
gierung und  besonders  mit  seiner  Kirchenpolitik  zum  Ausbruch  gelange.9)  Eine  energische  Unter- 
drückung des  ungarischen  Aufstandes  war  daher  eine  Lebensfrage  für  die  Regierung  Rudolfs.  Hiezu 
brauchte  man  vor  allem  Geld  und  Soldaten. 

Wie  schon  öfter  in  den  Vorjahren,  so  erhielt  Rudolf  auch  1604  von  den  ihm  befreundeten  aus- 
wärtigen Mächten  einige  Unterstützungen  für  den  Krieg  gegen  die  Türken.10)  Etwa  im  September 
oder  Oktober  sandte  ihm  der  Papst  durch  einen  besonderen  Kurier  einen  Geldbetrag,  dessen  Höhe 
uns  nicht  bekannt  ist,11)  Ende  Oktober  traf  eine  Unterstützung  an  Geld  vom  Herzog  von  Modena 
ein,12)  nicht  lange  vorher  wurde  nach  Spanien  ein  Kurier  gesandt  mit  der  Bitte,  der  König  von 
Spanien  möge  auszer  den  zwei  Regimentern  Fuszvolk,  die  er  auch  im  künftigen  Jahre  gegen  den 
Türken  ins  Feld  zu  stellen  versprochen  hatte,  noch  1000  oder  wenigstens  500  Reiter  ausrüsten,  und 
sogar  der  Groszfürst  von  Moskau  versprach  dem  Kaiser  seine  Hilfe  einerseits  dadurch,  dasz  er 
selbst,  von  den  Tartaren  unterstützt,  mit  seinen  Truppen  gegen  die  Türken  ausziehen  werde,  ander- 
seits durch  ein  Geschenk  von  500.000  Skuden.13)  Alle  diese  Hilfen  und  Versprechungen  hätten  zu- 
sammen mit  dem,  was  die  kaiserlichen  Erbländer  regelmäszig  beistellten  —  die  ja  doch  die  Last 
des  langjährigen  Krieges  am  meisten  zu  tragen  hatten  —  kaum  genügt,  um  den  Krieg  in  Ungarn 
unter  normalen  Verhältnissen  zu  führen,  wenn  das  kaiserliche  Heer  nur  gegen  den  Türken  und  zwar 
nur  durch  einige  Sommermonate  zu  kämpfen  gehabt  hätte.  Zur  Bekämpfung  des  Aufstandes  unter 
Bocskay  wären  viel  ausgiebigere  und  vor  allem  viel  raschere  Mittel  notwendig  gewesen.  Es  ist 
selbstverständlich,  dasz  nach  den  Nachrichten  vom  Ausbruche  desselben  die  Gesuche  an  die  aus- 
wärtigen Mächte    um    Kriegssubsidien    erneuert    wurden,14)   dasz   auch   die    Stände  des   Deutschen 


9)  Vergl.  Stieve  1.  c.  S.  719. 

,u)  In  der  Relation  des  Nuntius  Ferreri  vom  25.  Apr.  1605  ist  darüber  zu  lesen:  „Da  qui  indietro  ha  guer- 
regiato  S.  Mtä.  con  1'  aiuto  di  N.  Sgre.,  delP  imperio  e  de'  stati  patrimoniali,  che  hanno  portato  la  maggior  parte 
del  giogo,  havendo  qualche  anno  havuto  qualche  aiuto  dal  Catholicoin  denari,  dal  granduca  [—  Groszherzog  von 
Toskana]  e  dal  duca  di  Mantova."  Vgl.  Mathaus-Volt  ol  i  ni,  Die  Beteiligung  d.  Papstes  Clemens  VIII.  an  der 
Bekämpfung  der  Türken  1592—1595  (Rom.  Quartalschrift  1901—2);  Müller,  Die  Verdienste  Zacharias  Geizkofflers 
um  die  Beschaffung  der  Geldmittel  für  den  Türkenkrieg  Kaiser  Rudolfs  II.  (Mitth.  d.  Inst.  f.  öst.  Gesch.  XXI,  1900), 
und  Briefe  und  Acten  zur  Gesch.  des  30j.  Krieges  I.  S.  471. 

")  In  seinem  Schreiben  vom  4.  Okt.  1604  (Vatik.  Archiv,  Borgh.  III.  15  a  1  fol.  154)  berichtet  der  päpstliche 
Nuntius,  er  habe  den  kais.  Räten  mitgeteilt,  „che  il  corriero  si  spediva  con  quell  aiuto,  Che  con  molto  stento  si 
era  posto  insieme  per  sovvenire  a  S.  Mtä.,  senza  nominar  la  quantitä,  riferendomi  circa  ad  essa  alla  lettera,  che 
porterä  il  corriero".  Vgl.  das  am  20.  Sept.  1604  an  den  Kaiser  abgeschickte  Breve  des  Papstes  Klemens  VIII. 
(Vatik.  Arch.,  Armar.  XLIV.  tom.  56  fol.  310),  wo  es  heiszt:  „tibi  nunc  quod  suppeditamus,  exiguum  certe,  nostrum 
si  respicis  animum,  sin  vires,  multo  maius,  nostra  quam  tenuitas  patitur." 

'■)  Dies  wird  in  dem  zitierten  Schreiben  des  päpstl.  Nuntius  vom  l.Nov.  1604  erwähnt  Der  Nuntius  schreibt, 
dasz  jene  Hilfe  10.000  Scudi  betragen  haben  soll. 

l3)  Nach  den  Angaben  des  päpstl  Nuntius  im  Berichte  vom  1.  Novem.  1604  Über  Spanien  siehe  Stieve 
1.  c.  S   719. 

u)  Am  3.  Jänner  1605  berichtete  Nuntius  Ferreri  nach  Rom,  dasz,  wie  es  verlautet,  „si  tratta  di  mandare  un 
consigliero  secreto  per  Italia  ai  principi  per  le  sovventioni"  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  III.  84a  fol.  5).  Am  10.  Jänner 
schrieb  er  dann,  er  habe  von  Unverzagt  erfahren,  „che  S.  Mtä  in  conformitä  del  consiglio,  che  gli  diedi  circa 
i  soldati  catolici,  haveva  scritto  al  duca  di  Baviera,  arcivescovo  di  Salzburgh  e  a  diversi  altri  vescovi,  perche  gli 
diano  gente,  e  per  non   parer   apertamente   di  farlo  per  haver  catolici,  ne   haveva   dimandato  anche   a  Sassonia, 


Reiches  um  Hilfe  ersucht  wurden,16)  und  dasz  schlieszlich  auch  der  Kaiser  gezwungen  war,  von 
seinen  Privatgeldern  einen  Beitrag  zu  leisten,16)  aber  in  erster  Reihe  wurde  die  Rettung,  wie  immer, 
bei  den  Erbländern  Rudolfs  gesucht. 

Noch  vor  dem  Ausbruche  des  Aufstandes  unter  Bocskay  hatte  man  die  Absicht,  die  Landtage 
dieser  Länder  zu  Beginn  des  Jahres  1605  einzuberufen  und  von  diesen  den  gewöhnlichen  Beitrag 
für  den  Krieg  gegen  die  Türken  zu  erbitten.17)  Die  erste  amtliche  Nachricht  von  den  Vorbereitungen 
für  die  Einberufung  des  böhmischen  Landtages  haben  wir  vom  19.  November  1604  in  einer  Zu- 
schrift, in  der  die  Hofkammer  der  böhmischen  Kammer  die  Entschlieszung  des  Kaisers  bekannt  gibt, 
wie  in  den  anderen  kaiserlichen  Ländern,  so  auch  in  Böhmen  und  den  beiden  Lausitzen  die  Land- 
tage „umb  des  noch  continuirenden  offenen  Türkenkriegs  willen"  einzuberufen  [Nr.  I.].18)  In  der- 
selben Zuschrift  wurde  die  böhmische  Kammer  aufgefordert,  darüber  ihr  Gutachten  abzugeben, 
was  von  den  Ständen  gefordert  werden  sollte.  Die  böhmische  Kammer  verhielt  sich  aber  zu 
dieser  Aufforderung  nicht  sehr  willfährig.  Als  daher  durch  das  kaiserliche  Mandat  vom  23.  De- 
zember 1604  [Nr.  2.]  ein  allgemeiner  Landtag  von  Böhmen  „wegen  dringender,  nicht  nur 
das  Königreich  Böhmen  und  die  dazu  gehörigen  Länder,  sondern  auch  die  gesamte  Christen- 
heit betreffenden  Bedürfnisse"  für  den  24.  Februar  auf  das  Prager  Schlosz  ausgeschrieben  wurde, 
war  die  Hofkammer  gezwungen,  der  böhmischen  Kammer  durch  die  Zuschrift  vom  5.  Jänner  1605 
ihre  frühere  Aufforderung  in  Erinnerung  zu  bringen  [Nr.  4.].  In  dieser  Zuschrift  wird  mit  besonderer 
Betonung   auf  den  Aufruhr   Bocskays   hingewiesen.111)   Es  wird  —  so   heiszt  es  dort  —  nötig  sein, 


e  pensava  di  mandare  in  ltalia  a  domandarne  quasi  a  tutti  i  prencipi"  (ibid.  fol.  32).  Der  Kaiser  selbst  schrieb 
am  9.  Jan.  1605  an  den  mährischen  Landeshauptmann  Karl  von  Liechtenstein,  dasz  er  mit  Rücksicht  auf  den  unga- 
rischen Aufstand  mit  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  und  anderen  Reichsfürsten  um  rasche  Hilfen  verhandeln  liesz 
(Statthaltereiarchiv  in  Prag,  Bd.  114,  fol  3).  Der  Kurfürst  von  Sachsen  schlug  allerdings  die  Bitte  Kaiser  Rudolfs 
ab,  weil  seiner  Meinung  nach  der  Aufstand  durch  religiöse  Verfolgung  hervorgerufen  worden  war;  vgl.  Stieve 
1.  c.  721. 

,5)  Über  die  von  den  einzelnen  Kreisen  des  deutschen  Reiches  anfangs  11305  verlangten  Hilien,  die  teils 
geleistet,  teils  verweigert  wurden,  siehe  Stieve  1.  c.  722;  vgl.  Briefe  und  Acten  I.,  S.  446  Nr.  352.  Siehe  auch  die 
vorhergeliende  Anmerkung. 

I6)  In  seinem  schon  erwähnten  Berichte  vom  10.  Jan.  1605  schreibt  der  päpstl.  Nuntius,  er  habe  von  Unver- 
zagt erfahren,  „che  S.  Mtä.  alla  fine  si  e  mossa  et  ha  pres:ato  75  milla  tallari  de'  suoi."  Vgl.  Stieve  1.  c.  732. 

")  Diese  Absicht  erwähnt  der  Nuntius  im  Berichte  vom  1    Nov.  1604. 

'")  Am  5.  Dez.  1604  schlug  Erzh.  Matthias  vor  den  ungar.  und  niederöst.  Landtag  zu  Dreikönig  und  möglichst 
bald  auch  den  oberöst.  Landtag  einzuberufen  (Mon.  comitialia  Hung.  XL  S.  58).  Die  Hofkammer  riet  dagegen 
am  11.  Dez.,  dasz  der  niederöst.  Landtag  schon  am  1.  Jan  1605,  der  oberösterreichische  aber  erst  zum  25.  Jänner 
einberufen  werde  (ibid.  S.  61 ;  vgl.  ibid.  S.  75).  Tatsächlich  wurde  der  niederöster.  Landtag  auf  den  13.  Jänner 
angesetzt  (ibid.  S.  100),  während  der  oberösterreichische  erst  Ende  Jänner  oder  Anfang  Feber  stattfand  (vergl. 
unten  Nr.  3).    In  Mähren,  Schlesien  und  den  Lausitzen  wurden  erst  im  März  Landtage  abgehalten. 

19)  Wie  grosz  diese  Gefahr  schon  damals  denen  erschien,  die  sie  näher  kannten,  ersieht  man  aus  dem 
Schreiben  Erzh.  Matthias  an  den  Kaiser  vom  6.  Jan.  1605  (Monum.  comit.  Hung.  XL,  S.  98  Nr.  XX |.  Nach  einer  Schil- 
derung der  schweren  Lage,  in  der  sich  die  kais.  Truppen  in  Ungarn  befanden,  wird  hier  ausgeführt:  „Nun  ist  es  nit 
allein  umb  die  cron  Hungern  sondern  auch  andere  E.  kais.  Mt.  anreinende  kenigreiche  und  Länder  zu  thuen  und 
werd  ich  numher  für  gewiss  avisirt,  das  die  Schlawacken  in  Maeren  alberait  ainen  gleichen  verstand  mit  den  re- 
bellen  haben  und  sich  dem  Bochkaj  untergeben  und  denselben  zum  kenig  autweifen  wollen;  geschiecht  das,  wie 
zu  besorgen,  wan  man  nit  eilendist  solichen  forkombt,  so  ist  umb  andere  anreinende  länder,  in  denen  villeicht  auch 
ein  glossende  scintill  sich  aufhalten  möchte,  ebenmessig  gethan  und  werden  E.  kais.  Mt.  endlichen  in  ihren 
kgl.  hoflager  zu  Prag  nit  sicher  sein,  wie  dan  vor  diesem  die  böse  und  schwaie  mainaidige  reden  von  dem 
Bochkaj  gehört  worden  sein  sollen,  er  habe  zu  Prag  an  E.  Mt.  hof  das  pflaster  lang  zertreten,  er  wisse  den  weg 
nach  Prag  und  wo   di  königlichen  cronen   asserviert  werden  ....    Sollten  sich  nun  hierauf  E.  Mt.  von  dannen  be- 


vom  Landtage  gröszere  Subsidien  als  sonst  zu  verlangen,  da  der  Kaiser  infolge  des  Aufstandes  in 
Oberungarn  gezwungen  ist,  das  Heer  auch  über  den  Winter  zu  erhalten.  Aber  in  dem  Gutachten, 
das  die  böhmische  Kammer  gleich  darauf  der  Hofkammer  abgegeben  hat  [Nr.  6.],  werden  die  Hilfen 
für  den  Krieg  in  Ungarn  gar  nicht  erwähnt;  die  Punkte,  die  darin  für  die  Proposition  vorgeschlagen 
werden,  berühren  ganz  andere  Dinge.  Dafür  sprach  das  fast  gleichzeitig  mit  dem  der  böhmischen 
Kammer  an  den  geheimen  Rat  abgegebene  Gutachten  des  Hofkriegsrates  [Nr.  7.],  welches  von  dem 
geheimen  Rate  an  die  Hofkammer  abgetreten  wurde,  ausschlieszlich  von  diesen  Hilfen.  Der  Kriegsrat 
stellt  sich  darin  vor  allem  die  Frage,  ob  man  von  den  Ständen  verlangen  soll,  dasz  sie  auf  eigene 
Kosten  eine  gewisse  Anzahl  von  Truppen  im  Felde  erhalten  oder  die  hiezu  nötigen  Geldmittel  be- 
willigen mögen.  Auf  die  erste  Art  gewährten  die  böhmischen  Stände  dem  Kaiser  ihre  Kriegsbeiträge 
gleich  zu  Beginn  des  erneuerten  Krieges  gegen  die  Türken,  in  den  Jahren  1595  und  1596,  worauf 
auch  in  dem  Gutachten  des  Hofkriegsrates  ganz  allgemein  hingewiesen  wird.  Aber  vom  J.  1597  an, 
in  welchem  es  dem  Kaiser  gelang,  das  zu  erreichen,  worum  er  sich  schon  im  J.  1596  vergebens 
bemüht  hatte,  dasz  nämlich  die  böhmischen  Stände  statt  der  Truppen,  die  sie  auf  eigene  Kosten 
im  Felde  erhielten,  ihm  die  hiezu  nötigen  Geldmittel  bewilligen  und  das  Werben  und  Erhalten  des 
Heeres  ihm  überlassen,  bewilligte  der  Landtag  seine  Kriegsbeiträge  ohne  Ausnahme  in  der  zweiten 
Art.30)  Und  während  in  den  Jahren  1596—7  jene  Kreise,  die  dazu  berufen  waren,  zu  bestimmen, 
was  von  den  Ständen  verlangt  werden  soll,  besonders  aber  der  Hofkriegsrat,  der  Ansicht  waren, 
dasz  die  Bewilligung  der  Geldmittel  für  das  Heer  statt  dessen  direkter  Beistellung  für  den  Kaiser 
vorteilhafter  wäre,1)  spricht  sich  der  Hofkriegsrat  in  seinem  Gutachten  vom  Jänner  1605  gerade  im 

geben,  haben  E.  Mt.  .  selbst  zu  erachten,  in  was  eusserste  gefahr  dis  orts  auch  das  konigraich  Böheimb  gesetzt 
wurde,  und  leichtlich  sich  zutragen  möchte,  das  E.  kais.  Mt.  .  .  .  unter  ainsten  zugleich  umb  ihre  konigreich  und 
länderund  unser  löbliches  haus  Oesterreich  .  .  .  umb  ihr  ganze  authoritet  und  neben  disem  auch  umb  andere  ihre  so 
theuer  erworbene  kenigreich  und  länder  .  .  geraten  derfte  ..."  -  In  einem  um  drei  Tage  späteren  Briefe  er- 
mahnte Kaiser  Rudolf  den  mähr.  Landeshauptmann  Karl  v.  Liechtenstein,  die  zur  Abwehr  der  feindlichen  Angriffe 
nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen  (Statth.  Arch.  Bd.  114,  fol.  3). 

20)  Die  Landtagsbeschlüsse  von  1595  und  1596  wegen  Erhaltung  des  Kriegsvolks  auf  Kosten  der  Stände  siehe 
in  Böhm.  Landtagsverhandlungen  IX.  S.  90  und  254;  den  Landtagsbeschlusz  vom  J.  1597,  wodurch  der  Ertrag  der 
Kriegskontribution  dem  Kaiser  überlassen  wird,  um  daraus  nach  eigenem  Belieben  das  Kriegsvolk  werben  zu  lassen, 
s.  ibidem  S.  411.  Ähnliche  Beschlüsse  aus  den  folgenden  Jahren  finden  sich  im  IX.  undX.  Band  der  Böhm.  Landtags- 
verhandlungen. Dasz  der  Kaiser  schon  im  J.  1596  die  Stände  zu  bewegen  suchte,  dasz  sie  ihm  statt  des  Kriegsvolks 
das  nötige  Geld  bewilligen,  beweist  die  Beilage  der  Landtagsproposition  von  diesem  Jahre  (Böhm.  Landt.  IX. 
S.  226).  Es  heiszt  hier,  der  Kaiser  verlange  von  den  Ständen,  „ponevadz  stavuov  dobrovolne  svoleni  techto  pomi- 
nulych  let  a  zvläste  lonskeho  roku  nebyly  tak  uzitecne,  jakz  sou  se  domnivali,  vynalozeny",  dasz  sie  ihm  die  Macht 
geben,  „aby  tak  mnoho  lidu  välecneho,  dobreho  a  zkuseneho,  co  by  svoleni  jich  vyneslo,  na  svuoj  vlastni  bstolunk 
pfijiti '  moci  räcil."  Im  folgenden  Jahre  verlangte  der  Kaiser  in  der  Landtagsproposition,  dasz  die  Werbung  des 
Kriegsvolks  ihm  selbst  überlassen  werde,  aber  auf  die  Weise,  dasz  es  die  Stände  durch  eigene  Zahlmeister  bezahlen 
lieszen  (Böhm.  Landtag.  XI.  S.  338).  Die  Stände  gingen  aber  auf  diesen  Vermittelungsvorschlag  nicht  ein,  sondern 
beschlossen,  den  Ertrag  der  Kriegskontribution,  aber  auch  die  Werbung  und  Bezahlung  des  Kriegsvolks  dem  Kaiser 
gänzlich  zu  überlassen.  Dabei  blieb  es  bis  1605.  Die  Stände  pflegten  aber  später  diese  an  den  Kaiser  abgetretene 
Macht  dadurch  zu  beschränken,  dasz  sie  teilweise  bestimmten,  welcher  Art  und  wie  grosz  das  aus  der  böhm 
Kriegskontribution  zu  werbende  Kriegsvolk  sein  sollte,  und  ihre  eigenen  Kommissäre  bestellten,  welche  darüber 
Aufsicht  zu  führen  hatten,  ob  die  Kontribution  tatsächlich  zu  dem  von  ihnen  bestimmten  Zwecke  verwendet  werde. 

»)  Siehe  auszer  den  in  voriger  Anmerkung  angeführten  Zitaten  noch  das  Gutachten  des  Kriegsrates  vom 
15.  Jan.  1597  (Landtagsverh.  IX.,  S.  377—381),  wo  es  heiszt  (S.  379),  dasz  die  Stände  „bereit  gespürt  und  wahrge- 
numben  haben,  was  für  beschwerliche  inconvenienzen  und  diificultäten  auch  versaumbrus  der  zeit  in  deme,  dass 
erwo  die  stand  die  kriegsleut  selbst  werben  oder  doch  sonsten  dieselben  etlichermassen  auf  sie  haben  bescheiden 
lassen,  erfolgt  sein." 


entgegengesetzten  Sinne  aus.  Es  wird  darin  empfohlen,  dasz  man  von  den  böhmischen  Ständen 
nicht  das  zur  Erhaltung  der  Soldaten  nötige  Geld  verlange,  da  sich  dieser  Modus  im  vergangenen 
Jahre  nicht  bewährte,  sondern  dasz  die  Stände  selbst  die  Truppen  ausrüsten  und  erhalten  mögen, 
wobei  allerdings  dem  Kaiser  das  Recht  gewahrt  bleiben  müszte,  die  Obersten  zu  bestellen.  Was  die 
Höhe  des  Kriegsbeitrages  betrifft,  sollte  nach  dem  Vorschlage  des  Hofkriegsrates,  ähnlich  wie  es  vom 
J.  1602  an  die  Regel  war,  verlangt  werden,  dasz  die  Stände  Böhmens  zwei  Regimenter  Fuszvolk 
zu  je  3000  Mann  und  2000  Arkebusierpferde  beistellen  mögen  und  zwar  so,  dasz  diese  Truppen 
schon  am  1.  Mai  ausziehen  und  zur  Unterwerfung  der  Aufständischen  beitragen  können,  bevor  noch 
das  türkische  Heer  ankomme.  Auszerdem  sollten  noch  einige  Artilleriepferde  und  ein  ausgiebiger 
Geldbetrag  zur  Erhaltung  der  Grenzfestungen  in  Ungarn  gefordert  werden.-2) 

Die  Hofkammer  arbeitete  auf  Grund  dieser  beiden  Gutachten  einen  detaillierten  Entwurf  der  in 
die  Landtagsproposition  aufzunehmenden  Forderungen  aus  [Nr.  11.].  Dieser  stimmte  mit  dem  Vor- 
schlag des  Hofkriegsrates  überein,  dasz  man  statt  des  Geldes  direkt  6000  Mann  und  2000  Arkebusier- 
pferde verlange,  welche  die  Stände  selbst  anwerben  und  erhalten  würden,  enthielt  jedoch  noch  die 
Forderung,  für  die,  wie  erinnerlich,  im  Oktober  des  vorigen  Jahres  beim  Hofkammerpräsidenten  der 
päpstliche  Nuntius  eingetreten  war,  dasz  das  Heer  von  den  Ständen  durch  das  ganze  Jahr  resp. 
durch  neun  für  ein  ganzes  Jahr  gerechnete  Monate  erhalten  werde.  Die  Gründe,  die  den  Ständen 
die  Vorteile  einer  solchen  Bewilligung  nachweisen  sollten,  stimmen  im  ganzen  mit  jenen  überein, 
die  der  päpstliche  Nuntius  in  seiner  Unterredung  mit  dem  Präsidenten  Unverzagt  angeführt  hatte. 
Da  aber  wahrscheinlich  die  Hofkammer  selbst  nicht  genug  Vertrauen  in  ihre  Wirksamkeit  setzte, 
schlug  sie  vor,  dasz,  falls  die  Stände  doch  wieder  statt  der  Truppen  dem  Kaiser  die  Kriegskontri- 
bution  anbieten  sollten,  von  dieser  Kontribution  die  Vergütung  der  durch  die  Truppen  verursachten 
Schäden  und  die  5000  Schock  Groschen,  welche  sich  die  Stände  bisher  immer  für  Landesbedürfnisse 
zurückbehielten,  nicht  abgezogen  werden.  Dafür  muszte  man  keinen  Beitrag  zur  Erhaltung  der  unga- 
rischen Grenzfesten  verlangen,  da  zu  diesem  Zwecke  der  Landtag  im  J.  1604  für  drei  Jahre  eine 
besondere  Haussteuer  bewilligt  hatte.23)  Nach  dem  Wunsche  des  Hofkriegsrates  sollte  den  Ständen 
noch  die  Forderung  vorgelegt  werden,  dasz  sie  100  Wagen  für  Artilleriezeug  ausrüsten  und  minde- 
stens 20.000  Taler  für  die  Befestigung  von  Gran,  Ujvär  und  Komorn  bewilligen  mögen.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  Gefahr,  die  den  Ländern  Kaiser  Rudolfs  sowohl  von  den  Türken,  als  auch  von  den 
ungarischen  Insurgenten  drohte,  sollte  auch  diesmal  —  wie  auf  allen  Landtagen  seit  Beginn  des 
Türkenkrieges  im  J.  1593  —  von  den  Ständen  verlangt  werden,  Alles  zu  bestimmen,  was  zur  An- 
ordnung des  Landesaufgebotes  und  zur  Sicherung  einer  gemeinsamen  Verteidigung  aller  kaiserlichen 
Länder  notwendig  wäre,  mit  der  Bemerkung,  dasz  es  am  leichtesten  auf  einer  Versammlung  von 
Delegierten  aller  dieser  Länder  zu  Stande  gebracht  werden  könnte.  Endlich  sollte  im  Landtage  noch 
eine  andere  Forderung  eingebracht  werden,  die  gleichfalls  mit  dem  Bedarf  an  Mitteln  für  den  Türken- 
krieg zusammenhing.  Im  J  1603  —  wahrscheinlich  im  Herbste  —  machten  die  obersten  Landes- 
beamten und  Landrechtsbeisitzer  des  Königreiches  Böhmen  für  den  Kaiser  bei  der  Stadt  Nürnberg 
eine  Anleihe  von  100.000  Gulden  für  den  Türkenkrieg,  welche  Schuld  ihnen  von  dem  Ertrage  der 
vom  böhmischen  Landtage  bewilligten  Kriegskontribution  rückgezahlt  werden  sollte.  Da  dies  bis  zum 
Herbst  1604  nicht   erfolgte,    erwirkten  sich  die  obersten  Landesbeamten   und  Landrechtsbeisitzer  bei 


")  Wahrscheinlich  gleichzeitig  mit  diesem  Gutachten  wurde  der  Hofkammer  ein  anderes  sehr  beachtens- 
wertes Gutachten  [Nr.  8]  vorgelegt,  welches  eine  interessante  Kritik  des  damaligen  Steuersystems  enthält.  Über 
den  eigentlichen  Inhalt  der  dem  Landtage  vorzulegenden  Forderungen  ist  darin  keine  Rede. 

w)  Vergl.  Böhm.  Lantagsverh.  X.  S.  563. 


den  Ni'irnbergern  eine  Prolongierung  dieser  Schuld  und  verpflichteten  sich  durch  eine  neue  Schuld- 
verschreibung vom  16.  Oktober  1604,  die  ausgeliehenen  100.000  Gulden  bis  Galli  des  J.  1605  zurück- 
zuzahlen.'-4) Damit  nun  durch  die  Rückzahlung  dieser  Schuld  der  Ertrag  der  Kriegskontribution  nicht 
vermindert  werde,  sollten  nach  dem  Vorschlage  der  Hofkammer  die  Stände  ersucht  werden,  diese 
Schuld  auf  sich  zu  nehmen.1'5) 

Das  Gutachten  der  Hofkammer  vom  22.  Jänner  bildete,  soferne  es  sich  um  die  Forderungen 
für  den  Krieg  gegen  die  Türken  und  die  ungarischen  Insurgenten  handelte,  die  Grundlage  für  die 
königliche  Proposition  [Nr.  21  ].  Schon  am  30.  Jänner  war  das  von  der  böhmischen  Kanzlei  ver- 
faszte  Konzept  der  Proposition  durch  den  geheimen  Rat  und  die  Hofkammer  geprüft  und  korrigiert, 
worauf  dem  Kaiser  über  diese  Proposition  Bericht  erstattet  und  ihr  Wortlaut  nochmals  im  geheimen 
Rate  gelesen  wurde.  Das  berichtigte  deutsche  Konzept  wurde  noch  am  selben  Tage  dem  Sekretär 
der  böhmischen  Kanzlei  übergeben,  damit  er  darnach  auch  das  böhmische  Konzept  korrigiere.26) 

Mit  dem  Lesen  dieser  Proposition  wurde  der  Landtag  am  4.  Februar  eröffnet.  Da  die  Nachricht 
verbreitet  war,  dasz  der  Kaiser  zur  Eröffnung  des  Landtages  persönlich  erscheinen  werde,    versam- 


-*)  Über  die  Entstehung  dieser  Schuld  bringen  interessante  Nachrichten  die  Aufzeichnungen  Slavatas  (he- 
rausg.  von  Rezek,  Abhandl.  der  kgl.  böhm.  Ges.  d.  Wiss.  VII.  R.,  Bd.  2)  S.  37.  Slavata  erzählt  hier,  dasz  in  der 
am  5.  Juni  1602  in  der  böhm.  Kanzlei  abgehaltenen  Konferenz  der  obersten  böhm.  Landesbeamten  und  Landrechts- 
beisitzer das  Gesuch  des  Kaisers  um  Gewährung  einer  Antizipation  aus  der  böhm.  Kriegskontribution  zwar  ab- 
gewiesen, dafür  aber  dem  Kaiser  bewilligt  wurde,  eine  Anleihe  von  100.000  Gulden  zu  machen,  wofür  die  Landes- 
beamten die  Bürgschaft  übernehmen  wollten.  Am  20.  Juni  1602  wurde  neuerdings  darüber  gehandelt  und  beschlossen, 
sofort  den  böhm.  Sekretär  Johann  Müllner  von  Müllhaus  und  den  Altstädter  Kaufmann  Johann  Kirchmaier  nach 
Nürnberg  und  Augsburg  wegen  einer  solchen  Anleihe  zu  schicken.  An  der  betreffenden  Stelle  der  Aufzeichnungen 
Slavatas  ist  noch  folgende  undatierte  Bemerkung  nachgetragen:  „Stala  se  püjcka  potom  od  pänüv  Norimbercanü 
tychz  100.000  tolarü."  Das  genaue  Datum  dieser  Anleihe  ist  nicht  bekannt.  In  den  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  250, 
Nr.  207  ist  zwar  eine  Schuldverschreibung  der  ob.  Landesbeamten  vom  6.  Jan.  1602  über  von  der  Stadt  Nürnberg 
auf  den  Türkenkrieg  ausgeliehene  75000  Gulden  abgedruckt,  es  ist  aber  nur  ein  in  der  böhmischen  Kanzlei  ver- 
fasztes  Konzept.  Das  Datum  in  den  Landtagsverh.  scheint  unrichtig  zu  sein;  das  Konzept  dürfte  nicht  „6.  ianuarii" 
sondern  „6.  iunii  1602"  datiert  sein,  was  mit  der  Angabe  Slavatas  übereinstimmen  würde.  Es  scheint  aber  auch, 
dasz  eine  diesem  Konzepte  entsprechende  Schuldverschreibung  überhaupt  nicht  ausgefertigt  wurde,  da  es  später 
nirgends  erwähnt  wird,  dasz  die  ob.  Landesbeamten  schon  im  J.  1602  eine  Anleihe  gemacht  hätten.  In  dem  an  den  Kaiser 
gerichteten  Schreiben  der  Landesbeamten  vom  21.  Okt.  1604  (Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  648,  Nr.  522)  heiszt  es, 
dasz  dieselben  schon  „vor  diesem"  für  den  Kaiser  100.000  Gulden  bei  den  Nürnbergern  ausgeliehen  hatten,  „so 
auch  auf  dato  noch  nit  gezahlet  worden,  sondern  erst  unlägsten  von  ihnen  aufs  neue  den  Nurnbergern  versichert." 
Tatsächlich  findet  sich  in  den  böhm.  Kanzleiregistern  (Statthat.  Arch.  in  Prag,  Band  109,  Nr.  155)  eine  Schuldver- 
schreibung der  ob  Landesbeamten  vom  16.  Okt.  1604,  wodurch  sich  dieselben  verpflichten,  die  von  den  Nürnbergern 
für  den  Kaiser  auf  den  Türkenkrieg  ausgeliehenen  100.000  Gulden  bis  Galli  1605  zu  bezahlen.  Es  ist  offenbar 
eine  Erneuerung  der  ursprünglichen  ungefähr  um  ein  Jahr  früher  ausgestellten  Schuldverschreibung.  Damit  stimmt 
auch  die  im  kaiserl.  Schreiben  an  die  böhm.  Kammer  vom  17.  Jan.  1605  enthaltene  Erwähnung,  laut  welcher  jene 
100.000  Gulden  von  den  Nürnbergern  im  J.  1603  ausgeliehen  wurden. 

")  Das  wird  schon  in  dem  in  voriger  Anmerkung  angeführten  Schreiben  vom  17.  Jan  1605  erwähnt.  Der 
Kaiser  verlangt  hier  von  dein  böhm  Kammerpräsidenten  und  den  Kamnierräten,  dasz  sie  sich  für  die  100.000  Gulden 
verbürgen,  die  ihm  Bartholomäus  Castello  leihen  wollte  und  die  aus  der  böhm.  Kriegskontribution  bezahlt  werden 
sollten.  Dabei  heiszt  es,  dasz  zwar  aus  dieser  Kontribution  noch  die  Nürnbergische  Schuld  bezahlt  werden  soll, 
dasz  aber  „underdessen  wir  in  schirist  haltenden  landtag  bei  den  .  .  .  stenden  in  Behemb  .  .  ansuchen  thun  lassen 
wollen,  ob  sie  zu  künftiger  zalung  dieser  Nurnbergischen  100.000  fl.  ein  ander  mittl  und  hulf  suchen,  solche  über 
sich  nemben  und  uns  damit  .  .  .  entheben  wolten." 

")  Noch  am  3.  Feber,  also  einen  Tag  vor  der  Eröffnung  des  Landtags,  berichteten  die  ob.  Landesbeamten  an 
den  Kaiser,  dasz  sie  auf  dem  Landtage  über  die  Anordnung  des  Landesaufgebotes  im  Falle  dringender  Not  ver- 
handeln wollen  [Nr    16].    Das  wurde  auch  im  Gutachten  der  böhm.  Kammer  vorgeschlagen. 

(2)  Böhmische  Landtagsverhandlungen  XI. 


melten  sich  im  groszen  Saale  der  königlichen  Burg  viele  Zuschauer    Sie  wurden  jedoch  enttäuscht. 
Satt  Se! 1  Kaisers    brachte  man  das  Szepter  und  legte  es  auf   den  Sitz  des  Kaisers    unter  dem  Bal- 

daChDte  im  Namen   des  Königs   dem  Landtage   vorgelegte  Proposition  lehnt  sich  dem  Inhalte  und 
der  Form  nach  an  das  Gutachten   der  Hofkammer  vom  22.  Jänner  an.  Den  Forderungen    d.e  hierin 
Z  Sden    vorgetragen    werden     geht   eine    ausführliche  Einleitung   voraus,    in    der  in  lebhaften 
JS^^TSSnT^ASLicL,    und  die    aus   ihrer  Verbindung  mit  dem  Türken  drohende 
GeM?  Resch  I  ert  werden  und  in  der  man  durch  die  uns  aus  dem  Berichte  des  Nuntius  vom  1   No- 
?embr  1604  ud  dem  Gutachten   der  Hofkammer   bekannten  Gründe    die  Notwen  digkeit  und  Vor- 
Smaftigkeit  der  Erhaltung  eines  ständigen  Heeres   in  Ungarn  zu  beweisen  trachtet.-)    Ganz  nach 
deH^chlage    der  Hofkammer   wird  sodann  verlangt,   die  Stände    mögen   für   dieses  Jahr  selbst 
auf  eieene  Kosten  2000  Rüstpferde  und  zwei    Regimenter  zu  3000  Mann    Fuszvolk   beistellen    und 
das  gfnz Jahr   vom  1.  Mai  1605  bis  zum    1.  Mai  1606,  im  Felde  erhalten,")  ferner  200  Wagen  für 
Ar  illeriezeug  ausrüsten,    10.000  Schock  böhmische  Groschen  für  die  Erhaltung  der  Grenrfestungen 
in  Ungan    bewilligen,  alle  Vorbereitungen  treffen  bezüglich   des  Landesaufgebotes   und  für  den  Fall 
ein«  So tzlichen  Gefahr,  besonders  aber,   wenn  Wien,    Ujvär,    Gran  oder  Komorn    belagert  werden 
ölte   dem  Kaiser,  den  obersten  Landesbeamten  und  den  hiezu  erwählten  Personen  das  Recht  geben 
Mes  betreffend  das  Aufgebot  zu  verfügen,  ohne  dasz  der  Landtag  einberufen  werden    muszte    die 
Schuld  vor ,100.000  Gulden  bei  den  Nürnbergern  übernehmen  und  endlich  Kommissare    entsenden, 
die  mit  den  Egerern,  Elbogenern   und  Glatzern  um  ähnliche  Beiträge  verhandeln  würden.-) 

über  diese  königliche  Proposition  verhandelte  Samstag  den  5.  Februar  der  Herrenstand,  Montag 
den  7    Febru  r    der  Ritterstand .«)    Beide  Stände    einigten    sich    darin,    die  Forderung  des  Ka.sers 
dasz  die  Stände  selbst  die  Truppen  anwerben  und  besolden  sollen,  abzuweisen ;  hingegen  sollte  wie 
in  den  vergangenen  Jahren  die  Kontribution  bewilligt  werden,  aus  deren  Ertrage  der  Kaiser  selb 
das  Heer  zu  erhalten  hätte.  Die  Kontribution  sollte  dieselbe  sein  wie  im  vongen  Jahre,  nur  mit  dem 
Unte"  ch  ed    d  sz  statt  70  Groschen,  die  sich  voriges  Jahr  die  Stände  für  jeden  Untertan  aus  eigenen 
Mitteln  zu    ahlen  verpflichtet  hatten,  diesmal  nur  30  Groschen  bewilligt  werden  sollten.  Die  Forde- 
ren bezüglich  der  100  Artilleriewagen,  der  10.000  für  ungarische  Festungen  und  der  Übernahme 
der  Schi  an  die  Nürnberger  sollten  abgewiesen  werden.  Betreffend  die  Verteidigung  und  das  Auf- 
gebot sollte  derselbe  Beschlusz  wie  im  vorigen  Jahre  gefaszt  werden    dasz  dem  Kaiser,  den  obersten 
Beamten  und    den  vom  Landtage    hiezu    gewählten  Personen    das  Recht   gegeben  werde,    im  dm 
genden  Falle  das    Landesaufgebot  anzuordnen.    Noch    Montag   wurde    der  Bürgerstand    von  diesen 
Beschlüssen  der  beiden  höheren  Stände    durch  je  vier  Personen  des  Herren-  und  R.  terstandes  b  - 
SS  uno  Dienstag  den  9.  Februar  nahm  er  sie  alle   in  seiner  im  Altstädter  Rathaus  abgehal- 

»1  Nach  dem  Berichte  des  venezianischen  Gesandten  und  dem  Avviso  vom  7.  Feber  [Nr.  23] 

3  Dtese  Einleitung  wurde  in  die  böhmische  Landtagsproposition  wahrscheml.cn  aus  den  nur  unbekannten 
Pronosiionen  für  d  Landtage  in  Ungarn  und  Österreich  ob  und  unter  der  Enns  übernommen  wie  es  d. e  Ho  - 
UrmCvörgeschiagen  hatte.  Sie  stimmt  umgekehrt  mit  der  Einleitung  der  späteren  Propo«t,on  für  den  mahrischen 
Landtag  überein,  die  bei   Kamenicek,  Prameny  S.  2  ff.  zu  finden  ist. 

i  Es  ist  interessant,  dasz  im  ursprüngl.  Konzepte  der  Proposition  für  den  Fall,  dasz  die  Stande  die  Wer- 
buni! und  Be  ah  mg  des  Kriegsvolks  nicht  übernehmen  wollten,  um  Bewilligung  derselben  Kontribution  wie  im 
vorigere  Jahre  allerdings  ohne  Abzüge,  ersucht  wurde.  Diese  Stelle  wurde  aber  im  Konzepte  getilgt  und  erscheint 
daher  nicht  im  definiven  Texte  der  Proposition. 

»•)  Über  andere  Artikel  der  Proposition  spreche  ich  weiter  unten. 

•>)  Nach  dem  Berichte  des  Nuntius  vom  7.  Feber  [Nr.  22] 


in 


tenen  Versammlung  an.  Am  9.  Februar  wurde  dem  Kaiser  eine  gemeinsame  Antwort  aller  Stände 
übergeben. 32) 

Freitag  den  11.  Februar  wurde  ein  Ausschusz  der  drei  Stände  vom  Kaiser  zur  Audienz  be- 
fohlen, bei  der  der  Kaiser  die  Stände  zur  Nachgiebigkeit  zu  überreden  trachtete  und  ihnen  per- 
sönlich die  Replik  auf  ihre  Antwort  einhändigte.3'1)  In  dieser  Replik  [Nr.  29.]  wird  neuerdings  auf 
die  von  Ungarn  her  drohende  Gefahr  hingewiesen,  nochmals  wird  der  Vorteil  eines  stehenden  Heeres 
erklärt  und  die  Forderung  aufgestellt,  die  Stände  mögen  auf  ihre  Kosten  2000  Pferde  und  zwei  Re- 
gimenter Fuszvolk  zu  3000  Mann  das  ganze  Jahr  hindurch  erhalten.  Falls  aber  die  Stände  auf  ihrem 
absolut  ablehnenden  Standpunkt  verharren  sollten,  so  sollten  sie  wenigstens  eine  derartige  Erhaltung 
von  1500  Reitern  und  einem  Regiment  Fuszvolk  zu  4000  Mann  übernehmen.  Über  die  Antwort  be- 
züglich der  Verteidigung  und  des  Landesaufgebotes  äuszerte  der  Kaiser  seine  Zufriedenheit,  ersuchte 
nur,  dasz  der  Aufwand  für  das  Landesaufgebot,  wenn  es  dazu  kommen  sollte,  nicht  von  der  Haus- 
steuer abgezogen  werde,  die  ja  für  die  Erhaltung  der  ungarischen  Grenzfesten  bestimmt  sei.  Mit 
Nachdruck  wird  endlich  noch  das  Ersuchen  um  die  Beistellung  der  100  Fuhrwerke  durch  die  Stände 
wiederholt.  Von  der  Forderung  bezüglich  der  Nürnberger  Schuld  wird  in  der  Replik  gar  keine  Er- 
wähnung getan. 

Die  entschiedene  Ablehnung  dieser  Forderungen  war  wahrscheinlich  auch  der  Grund,  warum 
den  Ständen  überhaupt  eine  andere  nachträglich  von  der  Hofkammer  beantragte  Forderung  überhaupt 
nicht  mehr  vorgelegt  wurde.  Dem  Kaiser  wurde  nämlich  in  dieser  Zeit  vom  Peter  Joanini,  auch 
Giannini  in  Florenz  ein  Darlehen  von  2  Millionen  Gulden  zu  9%  angeboten  und  zwar  so,  dasz 
Giannini  durch  25  Jahre  halbjährig  von  jeder  Million  45.000  Gulden  erhalten  sollte,  wodurch  der 
Kaiser  nach  Ablauf  dieser  Frist  seine  Schuld  vollkommen  abgezahlt  haben  würde.  Die  Hofkammer 
wollte  das  Zustandekommen  dieser  Anleihe  ermöglichen  und  wünschte,  dasz  die  Zahlung  der  nötigen 
Zinsen  die  Stände  der  kaiserlichen  Erbländer  übernehmen.  Schon  auf  dem  Landtage  von  Ober- 
österreich, der  kurz  vor  dem  böhmischen  Landtage  versammelt  war,  sollte  darüber  verhandelt  werden, 
es  ist  jedoch  nicht  bekannt,  ob  es  tatsächlich  dazu  kam  und  wie  der  Erfolg  war.  Den  Tag  nach 
der  Übergabe  der  Replik  an  den  böhmischen  Landtag,  den  12.  Februar  1605,  entschlosz  sich  die 
Hofkammer  den  geheimen  Rat  aufzufordern,  dasz  auch  auf  dem  böhmischen  Landtage  derselbe 
Versuch  gemacht  werde.  Zu  der  Zuschrift,  in  welcher  sie  dies  dem  geheimen  Rate  mitteilte  [Nr.  31.], 
legte  sie  auch  den  Entwurf  jener  Forderung  bei,  die  den  auf  dem  Landtage  versammelten  Ständen 
vorgetragen  werden  sollte.  Darnach  sollte  verlangt  werden,  dasz  sich  die  böhmischen  Stände  ver- 
pflichten, jährlich  mindestens  40.000  Gulden  abzuzahlen ;  es  sollte  ihnen  jedoch  versprochen  werden, 
dasz  sich  der  Kaiser  bemühen  werde,  sie  so  bald  als  möglich  von  dieser  Verpflichtung  zu  befreien. 
Es  scheint  aber,  dasz  die  Zuschrift  der  Hofkammer  mit  diesem  Vorschlage  aus  der  Kammer  über- 
haupt nicht  expediert  wurde;  umsoweniger  konnte  daher  dieser  Vorschlag  den  Ständen  vorgelegt 
werden. 

Wie  wenig  Bereitwilligkeit  zur  Bewilligung  neuer  Hilfen  für  den  Kaiser  bei  den  Ständen  vor- 
handen war,  zeigt  am  deutlichsten  ihre  am  17.  Februar  dem  Kaiser  übergebene  Antwort  auf  die 
kaiserliche  Replik  [Nr.  35.].  Diese  war  von  der  ersten  Antwort  der  Stände  nur  dadurch  verschieden, 
dasz  sich  hierin  die  Stände  bereit  erklären,  dem  Kaiser  eine  etwas  gröszere  Kriegskontribution  zu 
bewilligen ;  statt  30  Groschen,  die  sie  ursprünglich  für  jeden  Untertan  aus  Eigenem  zahlen  wollten, 
boten  sie  jetzt  ihrer  vierzig  an.  Die  übrigen  in  der  Replik  enthaltenen  Forderungen  wiesen  sie  ent- 


')  Vgl   unten  die  Nrn.  22,  25  und  26. 

3)  Nach  dem  Berichte  des  bayrischen  Agenten  Bodenius  vom  12.  Feber  [Nr.  30]. 
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schieden  ab.  Da  alles  Zureden  ohne  Erfolg  blieb,  muszte  sich  der  Kaiser  mit  dem  zufriedenstellen,  was  ihm 
die  Stände  anboten.  So  konnte  bereits  am  19.  Februar  der  Landtag  geschlossen  und  sein  Beschlusz 
[Nr.  40]  verlautbart  werden.  Nach  dem  Gesagten  überrascht  es  wohl  gar  nicht,  dasz  dieser  Be- 
schlusz, was  die  bewilligten  Kriegssubsidien  anbelangt,  sachlich  und  formell  mit  dem  Landtagsbe- 
schlusse  vom  J.  1604  vollkommen  übereinstimmt,  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dasz  statt  70  Gro- 
schen, die  sich  die  Stände  im  J.  1604  für  jeden  Untertan  aus  Eigenem  zu  zahlen  verpflichtet 
hatten,  diesmal  nur  40  Groschen  bewilligt  wurden  und  dasz  auch  der  Beitrag  der  Städte,  den  sie 
statt  dieser  Abgabe  zahlten,  von  43.750  Schock  Meiszner  auf  25.000  Schock  vermindert  wurde. 

Alle  Bemühungen,  die  Stände  dazu  zu  bewegen,  dasz  sie  selbst  die  Truppen  werben  und  be- 
zahlen, die  100  Fuhrwerke  für  Artilleriezeug  ausrüsten,  den  auszerordentlichen  Geldbeitrag  zur  Er- 
haltung der  Grenzfestungen  in  Ungarn  bewilligen,  die  Nürnberger  Schuld  übernehmen  oder  wenig- 
stens auf  den  Ersatzanspruch  für  den  durch  die  musternden  und  durchziehenden  Truppen  verursachten 
Schaden  verzichten,  waren  vergeblich.  In  Gegenteil,  die  Kriegskontribution  verminderte  sich  gegen 
die  Vorjahre  bedeutend  dadurch,  dasz  die  Stände  aus  Eigenem  nur  etwas  über  die  Hälfte  der  frü- 
heren Abgabe  zu  zahlen  hatten. 

Ein  teilweiser  Ersatz  hiefür  war  die  Erhöhung  der  üblichen  Weinabgabe,  die  seit  dem  J.  1598 
einen  Teil  der  vom  böhmischen  Landtage  bewilligten  Kriegskontribution  bildete  und  erst  im  J.  1604 
von  5  Groschen  für  jeden  ausgeschenkten  Eimer  Wein  auf  6  Groschen  erhöht  wurde.34)  Diese  erneuerte 
Erhöhung  der  Weinabgabe  kam  auf  eine  für  die  Bestrebungen  der  beiden  höheren  auf  dem  Land- 
tage vertretenen  Stände  und  ihr  Verhältnis  zu  dem  Bürgerstande  überaus  charakteristische  Art  zu- 
stande. Der  Kaiser  liesz  seiner  Proposition  auch  das  Ersuchen  um  einen  neuen  Beitrag  für  die  Er- 
haltung seines  Hofes  beifügen.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  schon  durch  viele  Jahre  von  den  Ständen 
eine  eigene  Abgabe  vom  ausgeschenkten  Biere  —  das  Biergeld  genannt  —  bewilligt,  die  im  J.  1583 
vom  Landtage  von  bisher  bewilligten  5  Groschen  von  jedem  ausgeschenkten  Eimer  Bier  auf  6  Gr. 
erhöht  worden36)  und  seither  auf  gleicher  Höhe  verblieben  war.  Während  aber  in  den  Jahren  1584 
bis  1587  nur  die  Hälfte  des  Biergeldcs  für  die  Erhaltung  des  königlichen  Hofstaates  verwendet 
wurde  und  mit  der  anderen  Hälfte  die  Zinsen  den  einheimischen  Gläubigern  des  Kaisers  gezahlt 
werden  sollten,  setzte  man  im  J.  1588  das  erstemal  fest,  dasz  zur  Erhaltung  des  königlichen  Hof- 
staates zwei  Drittel  und  zur  Zahlung  der  Zinsen  nur  ein  Drittel  benützt  werden  sollen.311)  In  dieser 
Art  wurde  seither  das  Biergeld  regelmäszig  bewilligt  und  zwar  stets  gleich  für  zwei  oder  drei  Jahre.  Aber 
schon  einige  Jahre  hindurch  wurden  Beschwerden  laut,  dasz  der  Ertrag  des  Biergeldes  viel  zu  klein 
sei.  Die  Hofkammer  wies  bereits  im  J.  1601  darauf  hin,  dasz  durch  das  Biergeld  in  den  letzten  Jahren, 
wo  man  von  jedem  Eimer  6  Gr.  bewillige,  weniger  einkomme  als  in  den  früheren  Zeiten,  wo  nur  2  oder  3 
Groschen  bewilligt  wurden  und  im  Lande  weniger  Brauereien  waren.  Sie  schlug  deshalb  vor,  dasz  man 
durch  Beaufsichtigung  der  Brauhäuser  feststelle,  wie  viel  Bier  gebraut  und  ausgestoszen  werde.38)  Aber  als 
dieser  Vorschlag  dem  Landtage  vorgelegt  wurde,  wiesen  ihn  die  Stände  einfach  ab.89)  Auch  auf  den  Land- 
tagen der  J.  1602,  1603  und  1604  liesz  der  Kaiser  den  Ständen  die  Beschwerde  vorlegen,  dasz  das  Biergeld 

M)  Bölim.  Landtagsverh.  X.  S.  553. 
•»)  Böhm.  Landtagsverh.  VI.  S.  449. 
*•)  Böhm.  Landtagsverh.  VII.  S.  285. 

,;)  Böhm.  Landtagsverh.  VII.  S.  511  (im  J.  1590  für  3  Jahre);   VIII.  S.  363  (1593  für  3  Jahre);  IX.  S.  264  (1596 
für  3  Jahre);  IX.  S.  652  (1599  für  2  Jahre);  X.  S    179  (1601  für  3  Jahre;;  X.  S.  5ti4  (1604  für  3  Jahre). 
vi  Böhm.  Landtagsverh.  X    S.  121. 
)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  130  und  136. 
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sehr  schlecht  einlaufe.40)  Im  J.  1603  liesz  er  überdies  noch  das  Ersuchen  stellen,  dasz  das  Biergeld 
um  2  Groschen  erhöht  werde,  und  im  J.  1604,  dasz  das  ganze  bisherige  Biergeld  dem  Kaiser  für 
die  Erhaltung  seines  Hofstaates,  die  wegen  der  allgemeinen  Teuerung  immer  kostspieliger  werde, 
belassen,  dafür  aber  zur  Zahlung  der  Zinsen  dem  Kaiser  weitere  zwei  Groschen  von  jedem  Eimer 
Bier  bewilligt  oder  eine  neue  Weinabgabe  eingeführt  werden  möge.  Nach  dem  Vorschlage  der  Hof- 
kammer sollte  diese  Abgabe  darin  bestehen,  dasz  die  Pinte  etwas  verkleinert  werde,  so  dasz  ein 
Eimer  nicht  wie  bisher  32,  sondern  36  oder  wenigstens  35  Pinten  fassen  würde;  wenn  nun  die 
Pinte  Wein  zu  demselben  Preis  ausgeschenkt  werden  würde,  wie  bisher,  so  würde  man  für  einen 
Eimer  um  den  Betrag  mehr  erhalten,  was  drei  oder  vier  Pinten  kosten  und  die  auf  diese  Weise  er- 
zielte Mehreinnahme,  die  nach  einem  Berichte  vom  J.  1605  auf  mehr  als  100.000  Gulden  geschätzt 
wurde,  würde  man  dem  Kaiser  zur  Zahlung  der  Zinsen  abführen.  Diese  Abgabe  würde  nur  jene 
treffen,  die  den  Wein  pintenweise  kaufen,  und  sie  würden  es  gar  nicht  verspüren  ■")  Die  Stände 
wiesen  jedoch  diesen  Vorschlag  auf  dem  Landtage  des  J.  1604  mit  der  Begründung  ab,  dasz  der 
Wein  durch  die  bisherige  Abgabe  ohnehin  schon  erheblich  teuerer  geworden  sei.4-) 

In  dem  Gutachten  über  die  Artikel,  die  dem  Lichtmeszlandtage  des  J.  1605  vorzulegen  wären 
[Nr.  11.],  wiederholt  die  Hofkammer  neuerdings  ihren  vorjährigen  Vorschlag.  Die  Stände  mögen  zu  einer 
derartigen  Verkleinerung  der  Pinte  einwilligen,  dasz  ein  Eimer  statt  32  ihrer  35  fassen  möge,  und  das, 
was  man  hiedurch  im  Detailverkaufe  bei  einem  Eimer  mehr  verdienen  würde,  solle  der  Kaiser 
auszer  den  zwei  Dritteln  des  Biergeldes  zur  Erhaltung  seines  Hofstaates  bekommen.  Und  da  von 
den  Ständen  nicht  zu  erreichen  sei,  dasz  sie  die  Beaufsichtigung  der  Brauereien  zugeben,  so  solle  be- 
züglich des  Biergeldes  wenigstens  angeordnet  werden,  dasz  falsche  Angaben  in  den  betreffenden 
Bekenntnissen  strenge  zu  strafen  seien.  In  die  königliche  Proposition  [Nr.  21.],  wurde  der  Vorschlag  der 
Hofkammer  nur  teilweise  aufgenommen.  Es  wird  wie  im  Vorjahre  verlangt,  dasz  man  entweder  das 
Biergeld  von  6  auf  8  Groschen  erhöhe  oder  die  Weinabgabe  in  der  von  der  Hofkammer  vorgeschla- 
genen Art  bewillige.  Von  der  Konskription  der  Brauhäuser  und  der  gröszeren  Strenge  beim  Eintreiben 
des  Biergeldes  wird  in  der  Proposition  gar  nicht  gesprochen.  Die  Forderung  bezüglich  der  neuen 
Weinabgabe  wurde  diesmal  von  den  beiden  höheren  Ständen  günstig  aufgenommen,  gewisz  nur 
darum,  weil  sie  durch  diese  Abgabe  nicht  getroffen  wurden.4")  Der  Bürgerstand  aber  stellte  sich 
entschieden  dagegen  und  beschlosz  am  8.  Februar  in  seiner  Versammlung  im  Altstädter  Rathause  [Nr.  25.], 
zu  verlangen,  dasz  zu  der  bisherigen  Abgabe  von  6  Groschen  für  einen  Eimer  Wein  bei  ausländi- 
schen Weinen  2  oder  auch  4  Groschen  per  Eimer  zugeschlagen,  bei  den  einheimischen  Weinen  aber 
auch  in  Hinkunft  nur  6  Groschen  per  Eimer  gezahlt  werden.  Die  Städte  muszten  aber  schlieszlich 
doch  nachgeben.  So  konnte  in  der  Antwort  der  Stände  auf  die  Proposition  mitgeteilt  werden,  dasz 
der  Landtag  bereit  sei,  der  Forderung  des  Kaisers  bezüglich  der  vorgeschlagenen  Weinabgabe  zu 
entsprechen,  der  Ertrag  dieser  Abgabe  sollte  aber  nicht,  wie  verlangt,  für  den  Hofstaat,  sondern 
ausschlieszlich  zur  Erhaltung  des  Kriegsvolkes  verwendet  werden. 

Diese  Bewilligung  der  Stände  nahm  zwar  der  Kaiser  dankbar  an,  verlangte  aber  in  der 
Replik  auf  ihre  Antwort  [Nr.  29.],  dasz  diese  Weinabgabe,  wie  es  ursprünglich  vorgeschlagen  worden 


,ü)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  257,  401  und  528. 

")  Das  Gutachten  der  Hofkammer  vom  19.  Jänner  1604  in  Böhm.  Landtagsverh.  X  S.  518.  Dasz  der  Ertrag 
dieser  Weinabgabe  auf  mehr  als  100.000  üulden  berechnet  wurde,  behauptet  der  päpstl.  Nuntius  in  seinem  Berichte 
vom  7.  Feber  lb05  [Nr.  22]. 

")  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  538. 

"j  Vgl.  den  Bericht  des  Abgesandten  der  Stadt  Schlan  vom  9.  Feber  [Nr  20]  und  den  Bericht  des  Nuntius 
vom  7.  Feber  [Nr.  22]. 

13 


war,  dem  Hofstaate  zugewendet  werden  dürfe.  Die  Stände  wiesen  jedoch  diese  Forderung  zurück 
und  sprachen  abermals  entschieden  den  Wunsch  aus,  dasz  der  Ertrag  dieser  Weinabgabe  nur  für 
das  Heer  verwendet  werde.  Damit  muszte  sich  der  Kaiser  zufriedenstellen  und  so  geschah  es,  dasz 
in  den  Landtagsartikeln  die  Bestimmung  über  diese  Weinabgabe  unter  den  regelmäszigen  Abgaben 
aufgezählt  wird,  die  als  Ganzes  die  Bezeichnung  Kriegskontribution  trugen.  Und  während  die  Ver- 
minderung der  Kriegskontribution,  die  dadurch  entstand,  dasz  die  Stände  in  diesem  Jahre  für  jeden 
Untertan  aus  Eigenem  nicht  viel  mehr  zahlen  muszten  als  die  Hälfte  dessen,  was  sie  in  den  ver- 
gangenen Jahren  erlegten,  nur  den  beiden  höheren  Ständen  zugute  kam,  empfand  die  zum  Ersätze 
hiefür  bewilligte  Erhöhung  der  Weinabgabe  nur  der  Bürgerstand.  Den  höheren  Ständen  gelang  es 
auf  diese  Art,  sehr  geschickt  einen  Teil  ihrer  Lasten  auf  den  Bürgerstand  abzuwälzen,  dessen  Ver- 
treter einfach  gezwungen  wurden,  sich  den  Beschlüssen  der  beiden  höheren  Stände  zu  unter- 
werfen.14) 

Unter  den  Beschlüssen  des  Lichtmeszlandtages  befindet  sich  auch  ein  Artikel  bezüglich  der 
Anordnung  des  Landesaufgebotes  im  Falle  einer  plötzlichen  Gefahr.  Nach  dem  Beispiele  einiger 
früheren  Landtage  gab  auch  dieser  Landtag  dem  Kaiser,  den  obersten  Landesoffizieren  und  Landrechts- 
beisitzern, sowie  den  vom  Landtage  hiezu  gewählten  Personen  das  Recht,  im  Falle  dringender  Ge- 
fahr ohne  den  Landtag  das  Landesaufgebot  nach  jenen  Grundsätzen  anzuordnen,  wie  sie  der  Landtag 
im  J.  1595  festgesetzt  hatte.  Während  aber  der  Landtag  vom  J.  1595  bestimmte,  dasz  ein  so  an- 
geordnetes Aufgebot  nur  an  der  mährisch-ungarischen  und  schlesisch-ungarischen  Grenze  verwendet 
werden  dürfe,  gestattete  der  Landtag  im  J.  1605  seine  Verwendung  auch  zum  Entsätze  von  Gran. 
Das  Landesaufgebot  wurde  auch  tatsächlich  bald  benötigt.  Schon  am  l.  April  berief  der  Kaiser  die 
obersten  Landesoffiziere  und  Landrechtsbeisitzer,  sowie  die  Bevollmächtigten  des  Landtages  zu  einer 
Beratung  über  die  Anordnung  des  Landesaufgebotes  für  den  27.  April  nach  Prag  [Nr.  47.]. 

Der  Aufstand  in  Ungarn  nahm  unterdessen  sehr  gefährliche  Dimensionen  an.  Die  Befürchtungen, 
die  schon  anfangs  Jänner  laut  geworden  waren,  dasz  die  Aufständischen  in  Mähren  einfallen  und 
selbst  gegen  Prag  den  Vormarsch  antreten  könnten,  gingen  zwar  bisher  noch  nicht  in  Erfüllung> 
aber  der  Aufstand  griff  nach  dem  Wortlaut  der  mährischen  Landtagsproposition  vom  l.  März  „wie 
ein  heftiges  und  stark  entfachtes  Feuer"  um  sich.46)  Der  Widerstand  gegen  den  wachsenden  Auf- 
stand war  von  Seite  der  kaiserlichen  Regierung  äuszerst  ungenügend.  Die  ungarischen  Stände,  in- 
soferne  sie  dem  Kaiser  noch  die  Treue  bewahrten,  zeigten  nicht  viel  Opferwilligkeit.  Der  zu  Beginn 
des  Monates  Janner  nach  Preszburg  einberufene  Landtag  muszte  wegen  ungenügender  Beteiligung 
wieder  vertagt  werden.  Die  Anordnung  des  Landesaufgebotes  in  jenen  Komitaten,  die  bis  dahin  von 
den  Aufständischen  noch  nicht  angegriffen  wurden,  verzögerte  man  aus  Angst,  dasz  sich  die  zu 
diesem  Zwecke  bewaffneten  Untertanen  gegen  ihre  Herren  auflehnen  könnten,  und  als  endlich  an- 
fangs der  zweiten  Hälfte  des  Monates  Februar  in  einigen  Komitaten  das  Landesaufgebot  dennoch 
angeordnet  wurde,  zeitigte  diese  Maszregel  nur  einen  geringen  Erfolg,  weil  fast  alle  Komitate  für 
sich  die  Hilfe  forderten,  aber  kein  Komitat  bereit  war,  dem  anderen  zu  helfen. 

")  Eine  andere  in  der  königl.  Proposition  vorgeschlagene  Veränderung  der  auf  die  Kriegskontribution  bezüg- 
lichen Bestimmungen  wurde  abgewiesen.  Im  Gutachten  der  bühm.  Kammer  [Nr.  6]  wird  angegeben,  dasz  sich  der 
auf  vorigen  Landtagen  als  ein  Teil  der  Kriegskontribution  bewilligte  Aufschlag  auf  das  durch  das  Land  geführte 
Vieh  nicht  bewährt  habe,  da  sein  Ertrag  nur  gering  sei  und  dadurch  der  Handel  geschädigt  werde;  die  böhm.  Kam- 
mer wünschte,  dasz  dieser  Aufschlag  entweder  durch  eine  andere  Abgabe  ersetzt  oder  wenigstens  vermindert 
werde.    Diesem  Vorschlage  trat  auch  die  Hofkammer  bei  und  die  betreffende   Forderung  wurde  in  die  Proposition 

lommen.    Aber  in  dem  Landtagsbeschlusse  kommt  die  Bestimmung  wegen  des  Grenzzolles  unverändert  vor. 

')  Kamenieek,  Prameny  S.  4. 
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Erzherzog  Matthias,  Rudolfs  Statthalter,  bat  vergebens  den  kaiserlichen  Hof  in  Prag  um  Rat 
und  Hilfe.  Der  kaiserliche  Feldherr  Basta  muszte  untätig  in  Eperies  verbleiben,  da  er  weder  mili- 
tärische Verstärkungen,  noch  Geld  und  Proviant  erhielt  und  konnte  nur  mit  Mühe  sein  kleines  Heer, 
das  keinen  Sold  bekam,  vom  Verrate  abhalten.  Ende  Jänner  zog  er  zum  Entsätze  von  Tokaj  aus, 
das  von  den  Hajduken  belagert  wurde  und  lieferte  dort  denselben  eine  siegreiche  Schlacht;  aber 
nach  Eperies  zurückgekehrt,  war  seine  Notlage  bald  noch  gröszer.  Da  sein  Heer  seine  Bezahlung 
nicht  erhalten  konnte  und  diese  immer  nur  versprochen  und  wieder  verschoben  wurde,  so  entschlosz 
es  sich  am  Karfreitag  (8.  April)  sich  den  Sold  in  Prag  zu  holen.  Basta  gab  dem  Drängen  seiner 
Truppen  nach  und  trat  mit  ihnen  den  Rückzug  an,  wie  er  sich  selber  äuszerte,  eher  einem  An- 
führer von  Insurgenten  als  einem  Oberbefehlshaber  gleich.46)  Er  zog  sich  aber  nur  langsam  zurück, 
immer  hoffend,  dasz  er  noch  rechtzeitig  Verstärkungen  erhalten  werde.  Statt  der  Verstärkungen 
trafen  aber  aus  Prag  nur  Befehle  ein,  dasz  er  sich  mit  dem  zweiten  kaiserlichen  Heere  verbinde, 
das  unter  Siefrid  Kolonics  in  der  Slovakei  nahe  von  Gran  stand,  und  sich  dann  vereinigt  be- 
mühe, das  Heer  Bocskays  zurückzudrängen  oder  wenigstens  so  lange  aufzuhalten,  bis  die  vom 
Kaiser  und  seinen  Ländern  gesandten  Verstärkungen  eintreffen  würden.47) 

Es  war  allerdings  fraglich,  ob  es  den  kaiserlichen  Feldherren  gelingen  werde,  das  durchzu- 
führen, was  ihnen  von  Prag  aus  befohlen  wurde,  und  die  Gefahr,  dasz  der  Aufstand  nicht  an  der 
ungarischen  Grenze  stehen  bleiben,  sondern  auch  in  die  kaiserlichen  Nachbarländer  hinübergreifen 
werde,  trat  immer  bedrohlicher  auf.  In  Oesterreich  befahl  Erzherzog  Matthias  wahrscheinlich  schon 
im  Februar  in  zwei  Landesvierteln  das  Aufgebot  jedes  dreiszigsten  Mannes,  um  die  feindlichen  Ein- 
fälle abzuwehren.4-)  Auch  in  Mähren  wurden  einige  Vorkehrungen  getroffen.  Es  ist  uns  nicht  be- 
kannt, welchen  Erfolg  die  Zuschrift  Kaiser  Rudolfs  vom  9.  Jänner  hatte,  durch  die  er  den  Lan- 
deshauptmann Karl  von  Liechtenstein  aufforderte,  den  Kardinal  Dietrichstein,  den  Oberstkäm- 
merer Ladislav  Berka  von  Dubä,  Herrn  Ladislav  von  Lobkowic  und  andere  vornehme  Mitglieder 
der  Stände  zu  einer  Beratung  über  die  Verteidigung  des  Landes  gegen  die  Feinde  einzuberufen,  be- 
sonders aber  sie  hiebei  zu  bewegen,  sofort  5—600  gute  Schützen  deutscher  Landsknechte  der  be- 
drohten Festung  Ujvär  zuhilfe  zu  senden49)  und  man  bemerkt  überhaupt  während  der  ersten  zwei 
Monate  des  J.  1605  in  Mähren  nichts  von  Kriegsvorbereitungen.  Der  mährische  Landtag,  der  erst 
einen  Monat  nach  dem  böhmischen  in  der  Zeit  vom  1.  bis  7.  März  in  Wischau  zusammentrat, 
wies  ebenso  wie  der  böhmische  Landtag  die  Forderung  des  Kaisers  ab,  eine  Anzahl  Reiter  und 
Fuszvolk  selbst  anzuwerben  und  im  Felde  zu  erhalten,  und  bewilligte  nur  die  übliche  Kriegskontri- 
bution. Wie  in  den  Vorjahren  wurde  auch  gestattet,  im  Notfalle  das  Landesaufgebot  anzuordnen 
und  mit  der  Durchführung  dieser  Vorkehrung  wurden  der  Landeshauptmann,  die  obersten  Landes- 
offiziere und  Landrechtsbeisitzer,  sowie  die  Kreishauptleute  betraut.50) 

Schon  anfangs  April  war  der  Landeshauptmann  gezwungen,  von  diesem  Rechte  Gebrauch  zu 
machen.  Nachdem  sich  die  Aufständischen  der  slovakischen  Orte  Privitz  und  Deutsch-Prona  in  der 
Nähe  von  Trentschin,  also  bereits  unweit  von  Mähren,  bemächtigt  hatten,  erliesz  der  Landeshauptmann 


")  Diese  Details  erfahren  wir  aus  der  Relation  des  Nuntius  Ferren  vom  25.  Apr.  1605.  Der  Nuntius  schreibt, 
dasz  Basta  von  seinen  Soldaten  gezwungen  wurde  mit  ihnen  zu  ziehen,  „onde  egli  per  non  venire  prigione,  si 
contentö  di  venir  loro  capo,  ancorche  mi  scriva,  che  se  ne  viene  piu  tosto  con  forma  d'eletto,  ch'e  il  nome  de 
conduttori  de  aimnutinati,  che  di  capitano  generale" 

")  Siehe  das  Gutachten  des  kau.  Kriegsrates  von  23.  Apr.  [Nr.  4'J] 

48    Vgl.  Tomek  in  Cas.  ces.  mus.  1855  S.  262. 

••)  Statthaltereiarchiv  In  Prag,  Bd.  114  fol.  3. 

")  Die  Akten  des  Wischauer  Landtags  sind  bei  Kamenicek,  Prameny  S    1—32  zu  finden. 
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Patente  über  das  Aufgebot  von  Reitern  und  Fuszvolk  zur  Verteidigung  der  Landesgrenze.  Seinem 
diesbezüglichen  Berichte  an  den  Kaiser  vom  14.  April  schlosz  der  Landeshauptmann  die  Bitte  an, 
der  Kaiser  möge  Mähren  auch  von  den  böhmischen  Ständen  Hilfe  erwirken.  Der  Kaiser  genehmigte 
mit  seinem  Schreiben  vom  19.  April  die  Vorkehrungen  Liechtensteins  und  versprach,  seine  Bitte  den 
obersten  Landesoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern,  die  sich  am  27.  April  versammeln  werden,  vorzu- 
bringen.'1) Einige  Tage  später— in  der  Zeit  vom  27.  bis  29.  April  —  fand  in  Brunn  die  Zusammen- 
kunft der  obersten  Landesoffiziere  und  Landrechtsbeisitzer,  sowie  der  Kreishauptleute  der  Markgrafschaft 
Mähren  statt  und  diese  sandten  nun  an  den  Kaiser,  die  obersten  Landesoffiziere  des  Königreiches  Böhmen 
und  die  durch  den  letzten  Landtag  zur  Anordnung  des  Aufgebotes  gewählten  Personen,  die  zurzeit  in 
Prag  versammelt  waren,  Boten  mit  der  Nachricht  von  der  drohenden  Gefahr  und  der  Bitte  um  rasche  Hilfe. 
Die  obersten  Landesoffiziere  Böhmens  wurden  schon  bald  nach  der  Beendigung  des  Lichtmesz- 
landtages vom  Kaiser  auf  die  Mähren  drohende  Gefahr  aufmerksam  gemacht  und  ersucht,  auszer 
dem,  was  der  Landtag  bewilligte,  noch  weitere  Kriegssubsidien  zu  leisten.  Die  obersten  Landesoffiziere 
glaubten  aber  nicht,  dasz  diese  Gefahr  wirklich  so  ernst  wäre;  der  Obersthofmeister  Herr  Kristof 
von  Lobkowic  sprach  in  einer  Beratung  der  obersten  Landesbeamten  über  das  Ersuchen  des  Kaisers, 
die  am  7.  März  stattfand,  offen  seine  Meinung  aus,  dasz,  wenn  es  tatsächlich  zu  etwas  kommen 
sollte,  es  die  Herren  Mährer  gewisz  bekanntgeben  werden;  Böses,  sagte  er,  wird  gleich  gemeldet, 
Gutes  aber  nie.  Es  ist  daher  begreiflich,  dasz  die  obersten  Landesoffiziere  die  Forderung  des  Kaisers 
abwiesen  und  diesem  nur  den  Rat  gaben,  das  Werben  des  Kriegsvolkes  mit  der  vom  Landtage 
bewilligten  Kontribution  und  die  Ernennung  der  Kommandanten  aus  den  vom  Landtage  vorgeschla- 
genen Personen  zu  beschleunigen. ''-)    Bald  darauf   entschlosz   sich  der  Kaiser,   von    dem   Landtags 

5')  Siehe  den  kais.  Brief  vom  19.  Apr.  1605  im  Prager  Statthaltereiarch.  Bd.  114  fol.  81.  Der  Kaiser  quittiert 
darin  den  Brief  Liechtensteins  vom  14.  Apr.  und  spricht  seine  Zufriedenheit  darüber  aus,  dasz  er  „patenty  o  vy- 
zdvizeni  lidu  jizdneho  i  peäiho  po  zemi  rozeslal".  Die  Mobilisation  des  Landesaufgebotes  erwähnt  öfters  in  seinen 
Briefen  Karl  von  Zerotin.  Am  24.  Apr.  1605  (Brandt,  Spisy  Karla  ze  Zerotina  II.  S.  362  Nr.  456)  schreibt  er,  dasz 
er  betrübt  sei  auch  „pro  vypravu,  ku  kterezto  zeme  tato  za  pficinou  te  boufky  v  Uhfich  povstale  na  poruceni  p. 
hejtmana  se  chystati  musi."  Mit  dem  Briefe  vom  5.  Mai  (ibid.  S.  375  Nr.  485)  befiehlt  Zerotin  der  Stadt  Prerau, 
„aby  s  desätym  clovekem  pohotove  byli,  tak  abyste  takovy  lid,  kdyzby  Väs  poruceni  pana  hejtmana  aneb  me 
doälo,  kamzby  Vam  oznämeno  bylo,  vypraviti  mohli" ;  und  am  7  Mai  schreibt  er  an  H.  Wilhelm  von  Roupow : 
„p.  hejtman  zemi  vyzdvihl,  säm  do  Hradiste  jede,  kdez  se  vsiclmi  sji.Uteji"  (ibid.  S.  377  Nr.  489;  vgl.  auch  Nr.  490 
und  492).  Auch  Löwenthal,  Chronik  der  Stadt  Iglau  (herausg.  d'Elvert  1861)  S.  230  erzählt  davon:  „Den  7.  maii 
sein  7  patent  vom  h.  Carl  herrn  v.  Lichtenstein  .  .  .  hieher  kommen  des  Inhalts,  weil  der  Wotschkai  numehr  an 
die  mährische  grantzen  gelanget  und  schaden  thut,  soll  eilend  der  fünfte  mann  im  land  auf  sein  und  gehn  Hra- 
discht  ziehen,  allda  ihr  Gn.  aucli  verwarten  wollen.  Drauf  sein  von  hinnen  der  fünfte  mann,  nemlich  80  personen, 
2  feldstücklein  und  10  reuter  den  10.  maii  geschikt  worden".  Und  Liechtenstein  selbst  sagt  in  seinem  Patente  an 
die  mährischen  Stände  vom  14.  Mai  1605  (gleichz.  Abschrift  im  Archive  des  böhm.  Museums  in  Prag):  „Jakoz 
podle  pfedeslych  patentü  myeh  .  .  .  na  vetsim  dile  dvacäteho,  desätcho  a  päteho  clovCka,  poddane  Vase,  do  mesta 
HradiStö  jste  vypravili  "  Aus  allen  diesen  Nachrichten  ist  zu  ersehen,  dasz  durch  die  Patente,  von  welchen  Liechten- 
stein am  14.  Apr.  an  den  Kaiser  berichtete,  die  Aufstellung  jedes  20.,  10.  und  5  Mannes  angeordnet  worden  war 
und  dasz  gegen  Mitte  Mai  der  gröszte  Teil  des  Landesaufgebotes  schon  in  Hradisch  versammelt  war.  Es  ist  daher 
die  Behauptung  Kameniceks  in  Cas.  cesk.  nuis.  1894  S.  259  und  in  seiner  Schrift  Snemy  moravske  IL  S.  371 
unrichtig,  dasz  erst  der  auf  der  Zusammenkunft  in  Hradisch  am  15  Mai  erwählte  ständische  Ausschusz  „nach  län- 
geren Beratungen"  das  Aufgebot  des  20.,  10.  und  5.  Mannes  unter  die  Waffen  berufen  hat. 

')  Diese  Sachen  erfahren  wir  teils  aus  der  Aufzeichnung  über  die  am  7.  März  abgehaltene  Beratung  der  ob. 
Landesoffiziere  (Statth.  Aren.  R.  109;  die  moderne  Abschrift  im  böhm.  Landesarchive  war  mit  dem  unmöglichen  Datum 
1.  Mai  versehen,  wodurch  sieh  KameniCek,  Snemy  II.  S.  307  irreführen  liesz),  teils  aus  dem  in  mehreren  Ab- 
schriften erhaltenen  Memorial  der  ob.  Landesoffiziere,  das  der  geheime  Rat  am  15.  März  mit  seinem  eigenen  Gut- 
achten dem  Kaiser  vorlegte.  Die  betreffenden  Aktenstücke  sind  unten  Abt.  B.  zu  finden. 
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beschlusse  betreffend  das  Landesaufgebot  Gebrauch  zu  machen  und  berief  die  obersten  Landoffiziere 
und  Landrechtsbeisitzer,  sowie  die  vom  Landtage  gewählten  Personen  ein. 

Bevor  diese  zusammenkamen,  sprachen  sowohl  die  Hofkammer,  als  auch  der  Kriegsrat  ihre 
Meinung  darüber  aus,  was  bei  dieser  Zusammenkunft  verhandelt  werden  sollte.  Die  Hofkammer  begnügte 
sich  mit  der  Bemerkung,  dasz  die  Anordnung  des  Landesaufgebotes  nicht  die  bewilligte  Kriegs- 
kontribution beeinträchtigen  solle  [Nr.  48.].  Der  Kriegsrat  dagegen  überreichte  am  23.  April  ein  län- 
geres Gutachten  [Nr.  49.],  in  welchem  er  die  damalige  ungünstige  Kriegssituation  schildert  und  be- 
sonders darauf  aufmerksam  macht,  dasz  die  Insurgenten  bereits  unweit  der  mährischen  Grenze  sich 
befinden  und  leicht  über  Mähren  auch  in  Böhmen  einfallen  und  hiebei  das  untertane  Landvolk  zum 
Kampfe  gegen  den  Adel  mitreiszen  könnten.  Deshalb  schlug  der  Kriegsrat  vor,  dasz  in  allen  Kreisen 
sofort  die  Musterung  jedes  zehnten  Mannes  durchgeführt  und  aus  den  nahe  an  Mähren  liegenden 
Kreisen  unverzüglich  dorthin  Hilfe  entsendet  werde,  wo  die  Gefahr  am  gröszten  wäre.  Es  sollte 
jedoch  verlangt  werden,  dasz  dieses  Aufgebot  verpflichtet  sei,  wenn  es  notwendig  sein  sollte,  nicht 
nur  Gran,  Ujvär  nnd  Komorn,  sondern  auch  Raab  und  Wien  zu  verteidigen. 

In  der  den  versammelten  obersten  Landoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern  wahrscheinlich  am 
27.  April  vorgelegten  Proposition  [Nr.  51.]  werden  zuerst  fast  gleichlautend  mit  dem  Gutachten  des 
Hofkriegsrates  die  damalige  Kriegslage  und  die  den  böhmischen  Ländern  drohende  Gefahr  geschildert, 
diese  Schilderung  wird  aber  noch  dureh  die  Nachricht  des  mährischen  Landeshauptmannes  von  der 
Eroberung  von  Priwitz  und  Prona  ergänzt.  Sachlich  weicht  aber  die  Proposition  wesentlich  von  dem 
Vorschlage  des  Hofkriegsrates  ab.  Im  ursprünglichen  Konzepte  wurde  zwar  ganz  nach  diesem  Vor- 
schlage die  Musterung  jedes  zehnten  Mannes  gefordert,  nachträglich  aber  diese  Forderung  dahin 
geändert,  dasz  nur  die  Aufstellung  jedes  zwanzigsten  Mannes  verlangt  werde.  Diese  Musterung 
sollte  nicht  nur  so  rasch  als  möglich  durchgeführt,  sondern  auch  gleich  der  Ort  bestimmt  werden, 
auf  dem  sich  das  gemusterte  Volk  versammeln  würde,  wenn  die  Notwendigkeit  eintreten  sollte,  ins 
Feld  zu  ziehen.  Auch  sollte  sofort  der  Kommandant  gewählt  und  Waffen  und  Munition  besorgt 
werden.  Es  wurde  ferner  verlangt,  dasz  das  auf  diese  Art  vom  Königreiche  Böhmen  aufgebotene 
Volk  mindestens  drei  Monate  im  Felde  verbleiben  könne  und  verpflichtet  sei,  falls  die  Festungen 
Ujvär,  Gran,  Raab,  Komorn  oder  Wien  belagert  werden  sollten,  denselben  Hilfe  zu  leisten.  Die  For- 
derung, dasz  die  Stände  den  Aufwand  für  das  Aufgebot  von  der  Haussteuer  nicht  abziehen,  wie  sie 
sowohl  die  Hofkammer,  als  auch  der  Kriegsrat  vorschlugen,  wurde  in  die  Proposition  überhaupt 
nicht  aufgenommen. 

Der  Beschlusz  der  obersten  Landoffiziere  und  der  übrigen  Teilnehmer  an  der  Versammlung 
über  diese  Forderungen  wurde  am  5.  Mai  publiziert  [Nr.  54.].  Er  stimmt  im  Wesen  vollkommen  mit 
dem  Beschlusse  einer  ähnlichen  Zusammenkunft  vom  J.  1604  überein*''),  der  darin  grösztenteils 
wörtlich  wiederholt  wird.  Es  wurde  bewilligt,  dasz  am  24.  Mai  in  allen  Kreisstädten  Musterungen 
stattfinden,  zu  denen  von  den  Untertanen  jeder  zwanzigste  und  von  den  Städten  jeder  fünfzehnte 
Mann  als  Fuszsoldat  und  auszerdem  von  je  5000  Schock  böhmischer  Groschen  Landbesitzes  und  je 
12500  Schock  Barvermögen  ein  Reiter  gestellt  werde.  Zur  Abhaltung  dieser  Musterungen  wurden  in 
jedem  Kreise  je  ein  Mitglied  des  Herren-  und  Ritterstandes  als  Musterherren  gewählt.  Und  während 
im  Vorjahre  zum  Befehlshaber  dieses  Kriegsvolkes  drei  Personen  vorgeschlagen  wurden,  von  welchen 
der  Kaiser  einen  selbst  fürwählte,  wurde  diesmal  hiezu,  natürlich  mit  der  Einwilligung  des  Kaisers, 
direkt  Herr  Adam  von  Sternberg,  Oberstkämmerer  des  Königreiches  Böhmen,  bestimmt.  Dafür 
wurde  wie  gewöhnlich  dem  Kaiser  und  den  obersten  Landoffizieren  die  Bestimmung  des  Ortes  über- 


ä')  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  619. 

(3)  Böhmische  Landtagsverhandlungen  XI. 
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assen,  auf  dem  sich  das  Volk  zu  sammeln  hätte,  wenn  das  Aufgebot  notwendig  werden  sollte. 
Dieses  Recht  wurde  nur  dadurch  eingeschränkt,  dasz  für  die  Truppen,  die  nach  Mähren  ziehen 
würden,  als  Versammlungsort  Znaim,  für  die  für  Schlesien  bestimmten  Görlitz  bestimmt  wurde. 
Ähnlich  wie  voriges  Jahr  wurde  die  Bewilligung  zur  Anordnung  des  Landesaufgebotes  an  die  Be- 
dingung geknüpft,  dasz  dasselbe  nur  zum  Schutze  des  Königreiches  Böhmen  und  der  zu  ihm  ge- 
hörigen Länder  verwendet  werde  und  auszerdem  nur  dann,  wenn  Wien,  Ujvär  oder  Komorn  be- 
lagert werden  sollten,  zu  welchen  Festungen  in  diesem  Jahre  noch  Gran  dazukam.  Genau  so  wie  im 
J.  1604  wurde  ferner  bestimmt,  dasz  die  Stände  verpflichtet  sind,  für  die  Erhaltung  des  aufgebotenen 
Volkes  im  Felde  längstens  durch  drei  Monate  zu  sorgen;  die  Waffen  und  Munition  aber  sollte  der 
Kaiser  beistellen.  Als  Entschädigung  für  ein  eventuelles  Aufgebot  würden  zwei  Teile  der  Haussteuer 
den  Ständen  zufallen. 

Während  in  Prag  die  obersten  Landesoffiziere  zusammen  mit  dem  ständischen  Ausschüsse  über 
die  Vorkehrungen  bezüglich  des  Landesaufgebotes  berieten,  machte  schon  das  ungarische  Insurgenten- 
heer seine  ersten  Einfälle  nach  Mähren,  die  der  kaiserliche  Feldherr  Basta,  der  mit  den  Resten 
seines  Heeres  in  Preszburg  eingeschlossen  war,  nicht  verhindern  konnte.  Am  1.  Mai  überfielen  die 
Aufständischen  Ungarisch  Brod  und  nachdem  sie  nicht  erreicht  hatten,  dasz  sich  die  Stadt  ergäbe, 
vernichteten  sie  das  Dorf  Strani.  In  den  folgenden  Tagen  wiederholten  sich  diese  Einfälle,  wobei 
Märkte  und  Dörfer  geplündert  und  niedergebrannt,  das  Volk  gequält,  gemordet  oder  in  die  Gefan- 
genschaft geschleppt  wurde.  Die  Versuche  der  Aufständischen,  die  mährischen  Stände  und  vor  allem 
Karl  d.  ä.  von  Zerotin  zum  Abfall  vom  Kaiser  zu  verleiten,  sind  zwar  nicht  gelungen,  aber  man 
setzte  ihrem  Heere  keinen  genügend  energischen  Widerstand  entgegen.  Mitte  Mai  waren  bereits  in 
Hradisch  zum  gröszten  Teile  die  Aufgebote  jedes  20.,  10.  und  5.  Mannes,  die  durch  die  Patente 
des  Landeshauptmannes  angeordnet  worden  waren'4),  versammelt  und  zur  selben  Zeit  traten  hier 
auf  Aufforderung  des  Landeshauptmannes  die  mährischen  Stände  zu  Beratungen  über  die  Verteidi- 
gung des  Landes  zusammen.  Hier  wurde  nun  von  den  Ständen  der  Landeshauptmann  Karl  von 
Liechtenstein  zum  Oberbefehlshaber  über  das  Landesaufgebot  gewählt,  mit  der  Einschränkung,  dasz  er 
das  Kriegsvolk  nicht  über  die  Landesgienzen  entsenden  dürfe,  auszer  mit  der  Bewilligung  von  zwölf 
ihm  beigegebenen  Vertretern  der  Stände.  Es  wurde  ihm  auch  das  Recht  gegeben,  mit  Zustimmung 
dieser  zwölf  Beiräte  im  Namen  des  Landes  Geld  für  das  Heer  durch  eine  Anleihe  zu  beschaffen 
und  sogar,  wenn  es  notwendig  werden  sollte,  den  Ständen  eine  erträgliche  Steuer  aufzuerlegen. 
Fs  wurde  endlich  auch  beschlossen,  auf  Kosten  des  Landes  eine  gewisse  Anzahl  von  Reitern  und 
Fuszvolk,  vor  allem  Kosaken,  anzuverben.56)  Aber  alle  diese  Beschlüsse  konnten  das  Vorgehen  und 
Treiben  der  Aufständischen  nicht  verhindern.  Es  scheint,  dasz  die  mährischen  Stände  sich  mehr  auf 
fremde  Hilfe,  als  auf  eigene  Kraft  verlieszen.  Vor  allem  erwarteten  sie  natürlich  Hilfe  vom  König- 
reiche Böhmen. 

Aber  auch  auf  diese  Hilfe  muszten  sie  lange  warten.  Mit  dem,  was  der  erste  Landtag  bewilligt 
hatte,  konnte  man  nichts  anfangen.  Bereits  Ende  Mai  muszte  die  Hofkammer  gestehen,  dasz  die  ganze 


')  Dies  geht  aus  dem  oben  Note  51  angeführten  Patente  des  mährischen  Landeshauptmannes  vom  14.  Mai 
hervor.  Sehon  am  7.  Mai  schrieb  einer  von  den  ungarischen  Führern  von  Skalic  aus  an  Liechtenstein:  „Slysim,  ze 
se  naky  lid  na  pomezf  krälovstvi  Uherskeho  a  Moravskeho  scbral,  nevim,  co  pfed  sebe  bräti  mä".  (Abschrift  im 
Archive  der  Stadt  Kuttenberg).  Und  der  päpst  Nuntius  Ferreri  berichtete  am  16.  Mai  nach  Rom:  „il  sgr.  Carlo  di 
Liechtenstain  capitano  di  Moravia  e  uscito  con  cinque  o  sei  mila  soldati  collcttitii  a  scorrere  i  confini,  ne  ha  po- 
tuto  perö  impedire,  che  non  siano  di  gia  stati  abruglati  luoghi  e  da  Tartari,  che  sono  coi  rebelli,  depredate  una 
quantitä  d'anime*  (Vatik.  Arch.,  Borgli.  11.152  lett.  7). 

13    Darüber  handelt  ausführlich  Kamenicek  in  Cas   eesk.  mus.  18(J4  S.  257  ff. 
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Kriegskontribution  durch  Antizipationen,  hauptsächlich  aber  dadurch  vollkommen  erschöpft  sei,  dasz 
man  sie  zur  Besoldung  von  1500  Reitern  benützte,  die  zwar  von  der  vorjährigen  Kontribution  unter 
Thurn  und  Vresovec  aufgestellt  worden  waren,  die  man  jedoch  nach  Ablauf  der  vom  Landtage 
bewilligten  sechs  Monate  den  ganzen  Winter  über  im  Dienste  beliesz,  sowie  zur  Besoldung  von 
500  Reitern,  die  neu  unter  Adam  Eck  von  Lobkowic  aufgestellt  werden  sollten.5')  Diese  Ka- 
vallerie benötigte  man  jedoch  in  Ungarn;  auch  bedeutete  sie  nicht  viel.  Mähren  konnte  daher  nur 
durch  das  Aufgebot  unterstützt  werden,  das  in  der  Zusammenkunft  der  obersten  Landesoffiziere  be- 
willigt worden  war.  Tatsächlich  wurden  auch  im  Mai  Vorbereitungen  zur  Musterung  dieses  Landes- 
aufgebotes getroffen,  die  auf  den  24.  Mai  festgesetzt  war.  Diese  Musterung  wurde  mit  dem  kaiserlichen 
Mandat  vom  4.  Mai  angeordnet  und  schon  nach  zwölf  Tagen,  also  am  16.  Mai,  wurde  den  Ständen 
durch  ein  neues  Mandat  bekanntgegeben,  dasz  es  wahrscheinlich  notwendig  werden  dürfte,  unmittelbar 
nach  der  Musterung  den  Vormarsch  gegen  Mähren  oder  Schlesien  anzutreten.  Kaum  war  die  Mu- 
sterung beendet,  so  wurde  mit  dem  Mandat  vom  2.  Juni  befohlen,  dasz  das  gesamte  gemusterte 
Volk  sofort  nach  Brunn  den  Alährern  zu  Hilfe  abrücke. 

Gleichzeitig  wurde  auch  an  die  Beschaffung  von  neuen  Subsidien  gedacht.  Mit  dem  Patent  vom 
9.  Mai  [Nr.  56.]  wurde  ein  neuer  allgemeiner  Landtag  des  Königreiches  Böhmen  auf  den  31.  Mai 
ausgeschrieben.  Als  Grund  für  diese  erneuerte  Einberufung  des  Landtages  wird  in  dem  Patent  die 
Erkenntnis  angegeben,  dasz  man  durch  die  angeordnete  Expedition  dem  Gegner  keinen  genügenden 
Widerstand  leisten  könnte  und  dasz  man  daher  neue  Mittel  benötigen  werde.  Es  scheint  aber, 
dasz  hiefür  noch  ein  anderer  Grund  vorhanden  war.  In  dem  Gutachten  der  Hofkammer,  das  diese 
den  Tag  nach  der  Ausschreibung  des  Landtages  dem  geheimen  Rate  übergab  [Nr.  57.],  wird  die 
Meinung  ausgesprochen,  dasz  es  besser  wäre,  vom  böhmischen  Landtage  statt  der  Aufstellung  des 
Landesaufgebotes  zwei  Regimenter  deutscher  Söldner  zu  fordern.  Es  sei  zu  befürchten,  dasz  die 
Untertanen,  wenn  sie  Waffen  in  die  Hände  bekämen,  das  Beispiel  der  Ungarn,  die  so  viel  von  Frei- 
heiten „schwatzen",  nachahmen  und  auch  von  den  Soldaten  „ire  Grif  und  vortlhaftige  Stuckel"  lernen 
könnten.  Auch  der  päpstliche  Nuntius  gibt  in  seinem  am  16.  Mai  nach  Rom  gesendeten  Berichte 
[Nr.  58.]  diese  Befürchtungen  als  den  Hauptgrund  der  neuerlichen  Einberufung  des  Landtages  an. 
Ende  Mai  gaben  die  Hofkammer  und  der  Hofkriegsrat  ihre  Gutachten  darüber  ab,  was  auf  dem 
Landtage  von  den  Ständen  gefordert  werden  sollte.  Der  Hofkriegsrat  machte  den  Vorschlag  [Nr.  66.], 
entweder  die  Bewilligung  zur  Aushebung  jedes  fünften  oder  wenigstens  jedes  zehnten  Mannes,  oder 
aber  statt  dessen  lieber  die  Aufstellung  zweier  Regimenter  deutscher  Landsknechte  und  2000  Reiter 
zu  verlangen.  Fast  dasselbe  schlug  auch  die  Hofkammer  vor  [Nr.  65.],  die  aber  auszerdem  wünschte, 
dasz  den  Ständen  nach  Möglichkeit  auch  noch  andere  Forderungen  vorgebracht  werden.  Es  sollte 
von  ihnen  verlangt  werden,  dasz  sie  die  Besoldung  der  2000  Reiter  unter  Thurn,  Vfesovec  und 
Lobkowic  übernehmen,  die  bisher  von  der  durch  den  ersten  Landtag  bewilligten  Kriegskontribution 
erhalten  wurden,  weshalb  auch  diese  Kontribution  bereits  vollkommen  verbraucht  war.  Ferner  sollte 
das  Ersuchen  um  die  Beistellung  von  Artilleriepferden  und  Fuhren  erneuert  werden,  das  vom  letzten 
Landtage  abgewiesen  worden  war,  sowie  das  Ersuchen,  das  zwar  vorigesmal  vorbereitet  war,  aber  im 
Landtage  nicht  eingebracht  wurde,  dasz  sich  die  Stände  verpflichten  sollten,  einen  Teil  der  Zinsen 
bei  der  Anleihe  von  einem  oder  zwei  Millionen,  die  Peter  Joannini  aus  Florenz  dem  Kaiser  antrug, 
in  der  Höhe  von  40.000  oder  50.000  jährlich  durch  25  Jahre  hindurch  zu  übernehmen. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  nach  Beratungen  der  obersten  Landesoffiziere  [Nr.  69.J  in 
der  böhmischen  Kanzlei  der  definitive  Wortlaut    der  Proposition    [Nr.  71.]  festgesetzt,    der   aber  nur 


5i)  Siehe  die  unten  in  der  Abt.  B.  abgedruckten  Gutachten  der  Hofkammer  vom  15.  Mar/  und  25.  Mai. 
(3«) 
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einige  von  den  durch  die  Hofkammer  vorgeschlagenen  Forderungen  enthält.  Die  Forderung  bezüglich 
der  Aufstellung  des  Landesaufgebotes  wurde  nach  verschiedenen  Abänderungen  endlich  so  formuliert, 
dasz  so  bald  als  möglich  jeder  fünfzehnte,  zehnte  und  fünfte  Mann  und  für  je  5000  Schock  Groschen 
an  Landgütern  zwei  Pferde  zur  Musterung  gestellt  werden,  so  zwar,  das  je  nach  eingetretener  Not- 
wendigkeit entweder  der  fünfzehnte,  oder  zehnte,  oder  fünfte  Mann  sofort  ins  Feld  abrücken  könne. 
Es  wurde  jedoch  den  Ständen  die  Wahl  überlassen,  ob  sie  nicht  statt  dessen  lieber  zwei  Regimenter 
zu  3000  Mann  geworbener  Söldner  und  2000  Reiter  auf  ihre  Kosten  durch  vier  Monate  im  Felde 
erhalten  wollten.  Ferner  wurde  gefordert,  dasz  sich  die  Stände  verpflichten,  durch  25  Jahre  40.000 
Gulden  jährlich  zur  Bezahlung  eines  Teiles  der  Zinsen  von  einer  dem  Kaiser  von  „einer  gewissen 
Person  in  Italien"  angebotenen  Zweimillionenanleihe  zu  leisten.  Die  übrigen  von  der  Hofkammer 
vorgeschlagenen  Forderungen  befinden  sich  in  der  Proposition  nicht ;  dagegen  wird  darin  der  Wunsch 
ausgesprochen,  dasz  dem  Kaiser,  den  obersten  Landesoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern  das  Recht  erteilt 
werde,  im  Falle  plötzlicher  Gefahr  Alles  anzuordnen,  was  zur  Verteidigung  des  Landes  notwendig  wäre. 
Die  Verhandlungen  über  diese  Forderungen  begannen  unter  sehr  bewegten  Verhältnissen.  Die 
beiden  kaiserlichen  Nachbarländer  Mähren  und  Oesterreich  waren  von  dem  Heere  der  ungarischen 
Insurgenten  überschwemmt  und  den  Befürchtungen,  dasz  sie  auch  in  Böhmen  einfallen  und  sogar 
bis  Prag  vordringen  könnten,  durfte  man  die  Berechtigung  nicht  mehr  absprechen.  Selbst  die  be- 
deutendsten Ratgeber  des  Kaisers  machten  kein  Hehl  aus  diesen  Befürchtungen,  die  sie  umsomehr 
erschreckten,  als  sich  zu  ihnen  noch  die  Furcht  gesellte,  dasz  sich  auch  die  einheimische  Bevölke- 
rung aus  religiösen  Gründen  oder  infolge  der  Unzufriedenheit  mit  der  Regierung  Rudolfs  den  Auf- 
ständischen anschlieszcn  könnte.  Und  es  unterliegt  tatsächlich  keinem  Zweifel,  dasz  es  besonders 
unter  der  nichtkatholischen  Bevölkerung  bedeutend  gärte.  Schon  Anfang  Mai  berichtete  darüber  der 
bayrische  Agent  Manhart  von  Prag  aus  seinem  Herrn;  nach  seinen  Worten  schien  es,  als  wollte 
im  Lande  von  neuem  ein  Feuer  entflammen,  wie  einstens  zur  Zeit  Zizkas.57)  Und  in  den  ersten 
Tagen  des  Monates  Juni,  als  schon  der  Landtag  versammelt  war,  kam  es  nach  einer  Ausschreitung, 
die  gelegentlich  der  Fronleichnahmsfeier  durch  die  Unüberlegtheit  zweier  italienischer  Edelleute  in 
der  Kirche  zu  St.  Jakob  hervorgerufen  wurde,  zu  Straszenangriffen  auf  Mönche.58)  Auch  auf  dem 
Landtage  selbst  gelang  es,  wie  wir  noch  sehen  werden,  nur  mit  Mühe,  die  Bestrebungen  der  Nicht- 
katholiken  um  Erlangung  der  Religionsfreiheit  zu  vereiteln.  Die  Auszergewöhnlichkeit  und  der  Ernst 
der  damaligen  Lage  ist  besonders  daran  zu  erkennen,  dasz  kurz  vor  Beginn  des  böhmischen  Land- 
tages (am  7.  Mai)  die  österreichischen  Erzherzoge  Matthias,  Maximilian  von  Tirol,  Ferdinand  aus 
Steiermark  und  sein  Bruder  Maximilian  Ernst  in  Prag  zum  längeren  Aufenthalte  eintrafen  und  bemüht 
waren,  den  Kaiser  zu  energischen  Masznahmen  gegen  die  äuszere  Gefahr  und  die  innere  Unzufrie- 
denheit zu  bewegen.''9)  Alle  diese  Dinge  wirkten  auf  das  Gemüt  des  Kaisers  so  mächtig,  dasz  er 
den  Plan  faszte,  von  Prag  nach  Innsbruck  abzureisen  und  die  Verwaltung  des  Landes  sowie  die 
Fortführung  des  Krieges   dem    Erzherzog  Maximilian    zu  überlassen.*0)   Dieser   Plan  kam  allerdings 


")  Siehe  unten  Nr.  53.  Es  ist  interessant,  dasz  wir  etwas  später  einem  ähnlichen  Gedanken  auch  anderswo 
begegnen;   in  dem  Briefe  des  W.  Budovee  an  Grynaeus   vom  18.  Juli  1605  (Glücklich,   Väclava  Budovce  z  Bu- 
dova   korrespondence   z  let  1579-1619,   Historicky  arclnv   Ccske  akad.  30,  Prag    1908,   S.  37  Nr.  21)   lesen   wir: 
„etenim  ineidimus  vere  nosßohemi  in  tempora,  qualia,  uti  rede  tnones,  ab  ao.  1410  regnum  Bohemiae  non  sensit". 
i8j  Siehe  den  Bericht  des  venezianischen  Gesandten   vom  13.  Juni  [Nr.  86];    vgl.  Fischer,    Blutige  Fxcesse 
bei  einer  Prager  Frohnleichnamsprocession  im  J.  1005  (Mltth.  d.  Ver.  für  Gesch.  d.  Deutschen  in   Böhm.  XXXVIII., 
1900,  S.  413  ff.).  Siehe  auch  den  Bericht  des  venezian.  Gesandten  vom  20.  Juni  unten  in  der  Abt.  B. 
"i  Stieve  I.  c.  735—738. 
)  Siehe  des  Bericht  des  venezian.  Gesandten  vom  13.  Juni  [Nr.  86];  cf.  Stieve  I.e.  737. 
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nicht  zur  Durchführung,  aber  der  Umstand,  dasz  beim  Hofe  viel  und  ernstlich  davon  gesprochen 
wurde,  läszt  am  besten  die  Beurteilung  der  damaligen  Lage  in  den  Hofkreisen  erkennen.  Es  ist 
selbstverständlich,  dasz  unter  solchen  Umständen  mit  groszer  Spannung  erwartet  wurde,  welche 
Subsidien  der  böhmische  Landtag  gegen  die  drohende  Gefahr  bewilligen  werde.  Sogar  der  Papst 
fand  es  für  angezeigt,  den  Nuntius  aufzufordern,  dasz  er  sich  eifrig  bemühe,  die  böhmischen  Stände 
zu  einer  möglichst  groszen  Beihilfe  zu  bewegen  und  tatsächlich  wirkte  auch  der  Nuntius  in  diesem 
Sinne  eifrig  auf  die  Stände  ein.  Besonders  trachtete  er  ihnen  zu  beweisen,  wie  gefährlich  die  Ein- 
willigung zum  Aufgebote  der  Untertanen  für  die  Stände  sei  und  um  wieviel  vorteilhafter  es  wäre, 
dem  Kaiser  eine  Geldhilfe  zu  gewähren/'1)  Erzherzog  Matthias,  der  mit  den  übrigen  Erzherzogen 
von  Anfang  Mai  bis  zu  den  ersten  Tagen  des  Monates  Juni  am  Hofe  Rudolfs  verweilte,  soll  ange- 
strebt haben,  dasz  sich  die  böhmischen  Stände  verpflichten,  persönlich  ins  Feld  zu  ziehen,  so  wie 
es  auch  die  Stände  Österreichs  bereits  getan  hatten.'1-)  Am  meisten  war  freilich  den  Mährern  an  den 
Entscheidungen  des  böhmischen  Landtages  gelegen.  Die  Stände  von  Mähren  wandten  sich  an  die 
auf  dem  Landtage  versammelten  böhmischen  Stände  „als  Glieder  zu  ihrem  Haupte"  mit  der  drin- 
genden Bitte  [Nr.  72.],  diese  mögen  ihnen  nicht  nur  mit  Geld,  sondern  auch  persönlich  Hilfe  leisten, 
und  trachteten  auszerdem  auch  privat  auf  einzelne  von  den  böhmischen  Ständen  einzuwirken  63) 

Gemäsz  dem  Mandat,  durch  das  der  Landtag  ausgeschrieben  worden  war,  sollten  die  Stände 
am  31.  Mai  in  Prag  eintreffen  und  am  1.  Juni  in  der  königlichen  Burg  zur  Entgegennahme  der  Pro- 
position erscheinen.  Tatsächlich  wurde  ihnen  die  Proposition  erst  Freitag  den  3.  Juni,  also  zwei 
Tage  später,  vorgelegt  und  zwar  auf  eine  etwas  ungewöhnliche  Art.  Der  Kaiser  war  zwar  nicht  zu 
bewegen,  dasz  er  persönlich  bei  der  Eröffnung  des  Landtages  erscheine,  aber  er  willigte  dazu  ein, 
selbst  die  Proposition  einer  Landtagsdeputation  zu  übergeben,  die  aus  je  drei  Personen  jedes  Standes 
bestehen  würde.  Als  sich  nun  am  Freitag  vormittags  diese  Deputation  zum  Kaiser  begeben  wollte, 
drang  hinter  ihr  in  die  kaiserlichen  Gemächer  eine  grosze  Volksmenge  ein,  die  sich  überzeugen 
wollte,  ob  der  Kaiser  lebe  oder  nicht.  Der  Kaiser  liesz  hierauf  der  Deputation  der  Stände  durch  den 
Oberstkanzler  seine  Wünsche  deutsch  vortragen,  worauf  Herr  Kristof  von  Lobkowic  im  Namen  der 
Stände  böhmisch  antwortete.  Nachdem  der  Inhalt  dieser  Antwort  durch  den  Oberstkanzler  dem  Kaiser 
deutsch  erklärt  worden  war,  erhielt  die  Landtagsdeputation  die  schriftliche  Proposition  und  wurde  in 
Gnaden  entlassen/'4) 

Nach  den  üblichen  Beratungen  übergaben  die  Stände  am  8.  Juni  eine  schriftliche  Antwort  auf 
die  Proposition.  Der  Wortlaut  dieser  Antwort  ist  zwar  nicht  bekannt,  doch  besitzen  wir  darüber 
einige  indirekte  Mitteilungen.  Aus  diesen  geht  hervor,  dasz  die  Stände  geneigt  waren,  zu  der  Mu- 
sterung auszer  jedem  Zwanzigsten  von  den  Untertanen  noch  jeden  Zehnten  und  von  den  Städten 
jeden  Achten  zu  stellen,  und  dasz  sie  auch  bereit  waren,  unter  persönlicher  Führung  des  Kaisers 
alle  ins  Feld  zu  ziehen,  wenn  dem  Lande  Gefahr  drohen  sollte.  Zu  der  Beistellung  von  geworbenen 
Söldnern  und  Reitern  waren  sie  aber  nicht  zu  bewegen.  Ebenso  wiesen  sie  die  Forderung  bezüglich 
der  italienischen  Zweimillionenanleihe  entschieden  ab.  Im  Gegenteil,  die  Stände  brachten  selbst  einige 
Forderungen  vor.  Sie  wünschten,  dasz  die  im  J.  1604  zur  Erhaltung  der  ungarischen  Grenzfestungen 


*')  Siehe  den  Bericht  des  päpstl.  Nuntius  vom  20.  Juni  (Nr:  91]. 

*'')  Nacli  dem  Berichte  des  venezianischen  Botschafters  vom  13.  Juni  [Nr.  86]. 

")  So  schrieb  am  30.  Mai  1605  Karl  von  Zerotin  an  Hannibal  von  Waldstein:  „My  /de  kazde  chvile  na  pomoc 
Vasi  zädostive  ocekäväme ;  prosime,  rnc  se  take  sein  vypraviti  a  näs  pomoci  retovati "  (B  ran  dl,  Spisy  Zerotinovy 
II.  S.  388.  Nr.  511;  vergl.  Nr.  512,  535  und  538) 

"')  Nach  dem  Berichte  des  Egerischen  Abgesandten  vom  5.  Juni  [Nr.  7-4]  und  des  venezianischen  Botschafters 
vom  6.  Juni  |Nr.  79]. 
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für  drei  Jahre  bewilligte  Haussteuer,  welche  gemäsz  der  bei  der  Bewilligung  des  Aufgebotes  gestellten 
Bedingung  im  Falle  der  Beistellung  des  Aufgebotes  nicht  eingehoben  werden  sollte,  in  diesem  Jahre, 
auch  wenn  es  zur  Aufstellung  des  Aufgebotes  käme,  dennoch  eingehoben  werde  und  von  ihrem 
Ertrage  die  Stände  100.000  Taler  zur  Besoldung  der  Offiziere  des  Landesaufgebotes  benützen  dürfen, 
ferner  dasz  die  Besichtigung  des  Regiments  Schönburg,  die  in  kurzer  Zeit  in  Eger  stattfinden  sollte, 
entweder  auf  einen  anderen  Ort  verlegt,  oder  der  daraus  erwachsende  Schaden  vergütet  werde. 

Über  diese  Antwort  der  Stände  gab  die  Hofkammer  am  10  Juni  ihr  Gutachten  ab  [Nr.  83]. 
Sie  spricht  sich  darin  energisch  gegen  den  Antrag  der  Stände  aus,  dasz  sie  das  Aufgebot  jedes 
Zehnten  von  den  Untertanen  und  Achten  von  den  Städtern  bewilligen  wollen,  und  beweist  von 
neuem,  dasz  es  viel  vorteilhafter  wäre,  wenn  sich  die  Stände  zur  Erhaltung  einer  Anzahl  von  ge- 
worbenen Fuszsoldaten  und  Reitern  verpflichteten.  Dafür  war  die  Hofkammer  mit  dem  Vorschlage 
der  Stände  einverstanden,  dasz  sie  im  Falle  groszer  Gefahr  alle  persönlich  ins  Feld  ziehen  wollen, 
es  erschien  der  Hofkammer  nur  bedenklich,  dasz  die  Stände  an  diesen  Antrag  die  Bedingung  knüpfen, 
dasz  in  diesem  Falle  die  früher  erteilte  Bewilligung  des  Aufgebotes  ungiltig  werde  und  dasz  die 
Offiziere  vom  Kaiser  zu  bezahlen  seien.  Dem  Gesuche  der  Stände,  von  der  Haussteuer  100.000 
Taler  zurückbehalten  zu  dürfen,  muszte  nach  dem  Dafürhalten  der  Hofkammer  mit  Rücksicht  auf 
frühere  Abmachungen  entsprochen  werden,  und  umgekehrt  sollte  man  auch  auf  der  Forderung  be- 
treffend die  Übernahme  der  Zinsen  von  der  italienischen  Millionenanleihe  nicht  bestehen.  Bezüglich 
der  Besichtigung  des  Regiments  Schönburg  meinte  die  Hofkammer,  dasz  sie  nicht  mehr  auf  einen 
anderen  Ort  verlegt  werden  könne,  es  sei  aber  den  Ständen  die  Versicherung  zu  geben,  man  werde 
darauf  achten,  dasz  hiedurch  Niemand  geschädigt  werde. 

Es  ist  möglich,  dasz  in  den  folgenden  Tagen  den  Ständen  auf  dem  Landtage  eine  Replik  auf 
ihre  Antwort  im  Sinne  dieses  Gutachtens  der  Hofkammer  übergeben  wurde,  wir  haben  jedoch  keine 
Nachrichten  hievon.  Privat  wurde  gewisz  mit  den  Ständen  verhandelt,  dasz  sie  mehr  bewilligen, 
als  sie  in  ihrer  Antwort  auf  die  Proposition  angeboten  hatten.  Nach  dem  Berichte  des  venezianischen 
Gesandten  wurde  in  die  Stände  gedrungen,  dasz  sie  sich  verpflichten,  im  Falle  groszer  Gefahr 
auch  dann  persönlich  ins  Feld  zu  ziehen,  wenn  sich  der  Kaiser  selbst  nicht  an  dem  Feldzuge  be- 
ieiligen würde;  man  schlug  ihnen  vor,  statt  des  Kaisers  den  Erzherzog  Maximilian  als  ihren  Führer 
anzuerkennen,  der  bis  zur  Beendigung  des  böhmischen  Landtages  in  Prag  verblieb.  Aber  die  Stände 
gingen  darauf  nicht  ein."5)  Auch  in  anderen  Dingen  gelang  es  der  Regierung  nicht,  die  Stände  zur 
gröszeren  Nachgiebigkeit  zu  bewegen. 

Dies  Alles  geht  aus  dem  Beschlüsse  hervor,  mit  dessen  Verlautbarung  der  Landtag  am  14.  Juni 
geschlossen  wurde  [Nr.  90].  Das  Wichtigste  an  diesem  Beschlüsse  war  die  Bewilligung  des  Landes- 
aufgebotes  in  demselben  Ausmasze,  wie  es  heuer  schon  einmal  bewilligt  wurde.  Zur  Musterung, 
die  auf  den  5.  Juli  festgesetzt  wurde  und  kreisweise  abgehalten  werden  sollte,  sollten  abermals  von 
den  Untertanen  jeder  zwanzigste,  von  den  Städten  jeder  fünfzehnte  Mann  und  auszerdem  abermals 
von  je  5000  Schock  Landgüter  und  je  12' .,  Tausend  Schock  Groschen  Barvermögen  ein  Reiter 
gestellt  werden.     Dieses  Aufgebot    sollte    aber    nur    zur  Verteidigung  der  Grenzen  des  Königreiches 


•5)  Vergl.  den  Bericht  des  venezianischen  Botschafters  vom  13.  Juni  [Nr.  86].  Über  die  Abreise  Maximilians 
von  Prag  berichtete  am  14.  Juni  der  bayrische  Agent  Bodenius  an  seinen  Herrn:  „Morgen...  werden  ir  Dt.  erz- 
herzog  Maximilian  in  aller  früe  von  hinnen  aufbrechen,  haben  jetzt  nachmittag  andient/,  gehabt;  glaub  den  verzug 
seines  verreisens  hat  hiesiger  landtag  causirt,  welcher  dann  heut  auch  seine  endschaft  gewunnen".  (Allg.  Reichs- 
arch.  München,  Fürstensachen  tnm.  3<>)   Vergl.  Stieve  l.  c   S.  738. 
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Böhmen  und  der  mit  ihm  verbundenen  Länder  verwendet  werden  und  auszerdem  nur  dann,  wenn 
Wien,  Ujvär,  Gran  oder  Komorn  belagert  werden  sollten ;  es  sollte  auch  nicht  länger  als  drei  Mo- 
nate im  Felde  gehalten  werden.  Dieses  Aufgebot  sollte  erst  dann  ausgehoben  werden,  wenn  sich 
das  bereits  aufgestellte  Aufgebot  als  unzureichend  erweisen  sollte  und  es  der  Kaiser,  die  obersten 
Landesoffiziere  und  Landrechtsbeisitzer,  sowie  die  vom  ersten  Landtage  bestimmten  Personen  für 
angezeigt  erachten  würden.  Auch  dieses  zweite  Aufgebot  sollte  Adam  von  Sternberg  als  dem  ober- 
sten General  untergeordnet  werden.  Ferner  wurde  beschlossen,  dasz  im  J.  1605,  trotzdem  es  zur 
Aufstellung  des  Aufgebotes  kam,  die  volle  Haussteuer  zur  Deckung  der  100.000  Taler  eingehoben 
werde,  die  zur  Bezahlung  des  obersten  Generals  und  der  übrigen  Befehlshaber  des  aufgestellten 
Landesaufgebotes  ausgeliehen  werden  muszten.  Es  wurde  auch  dazu  eingewilligt,  dasz,  wenn  sich 
der  Kaiser  im  Falle  gröszter  Gefahr  entschlieszen  sollte,  persönlich  gegen  den  Türken  ins  Feld  zu 
ziehen,  alle  Stände  verpflichtet  seien,  sich  dem  Kaiser  anzuschlieszen;  wenn  es  jedoch  dazu  kommen 
sollte,  müszte  sofort  die  Aufstellung  des  zweiten  Aufgebotes  eingestellt  werden.  Im  letzteren  Falle 
sollte  zur  Verteidigung  des  Landes  das  Aufgebot  jedes  Fünften  als  Fuszsoldaten  und  eines  ausge- 
rüsteten Pferdes  von  je  6000  Schock  Groschen  Landbesitzes  und  je  15.000  Schock  Barvermögen 
bewilligt  werden. 

Es  wurde  ferner  der  Wunsch  ausgesprochen,  dasz  die  von  der  böhmischen  Kriegskontribution 
des  J.  1604  angeworbenen  1500  Reiter  unter  Heinrich  von  Thurn  und  Wolf  von  Vfesovic,  die  an- 
geblich in  Böhmen  einzufallen  drohen,  um  sich  den  noch  rückständigen  Sold  zu  erwirken,  von  der 
für  das  J.  1605  bewilligten  Kontribution  befriedigt  werden.  Endlich  enthielt  der  Beschlusz  der  Stände 
noch  die  Bitte  an  den  Kaiser,  dasz  die  in  Eger  abzuhaltende  Besichtigung  des  Regiments  Schönburg 
auf  einen  anderen  Ort  verlegt  werde,  oder,  wenn  dies  nicht  möglich  wäre,  dasz  allen  hiedurch 
Beschädigten  erlaubt  werde,  sich  an  den  bewilligten  Abgaben  schadlos  zu  halten. 

Von  allen  diesen  Beschlüssen  konnte  gewisz  die  Bewilligung  des  zweiten  allgemeinen  Landes- 
aufgebotes, was  nach  damaliger  Berechnung  mit  der  Aufstellung  von  8000  Fuszsoldaten  und  2000 
Reitern  gleichbedeutend  war,  die  gröszte  Bedeutung  gewinnen.  Die  Regierung  Rudolfs  hätte  sich 
aber  lieber  mit  der  Beistellung  von  weniger  Soldaten  begnügt,  wenn  diese  Beistellung  in  der  von 
der  Hofkammer  vorgeschlagenen  Art  erfolgt  wäre,  d.  h.,  wenn  sich  die  Stände  verpflichtet  hätten, 
auf  ihre  Kosten  6000  geworbene  Söldner  und  2000  Reiter  im  Felde  zu  erhalten.  Und  obzwar  die 
Stände  die  Gefahr  kannten,  die  für  sie  mit  der  Bewaffnung  der  eigenen  Untertanen  verbunden  war, 
setzten  sie  dennoch  dieser  Forderung  einen  zähen  Widerstand  entgegen.  Der  päpstliche  Nuntius 
erklärt  diesen  Widerstand  der  Stände  dadurch,  dasz  die  den  Ständen  angehörigen  Kommandanten 
des  Aufgebotes,  die  auf  die  Beschlüsse  des  Landtages  einen  groszen  Einflusz  hatten,  von  der  Auf- 
stellung des  ersteren  einen  groszen  Gewinn  gehabt  hätten,  übrigens  sollen  die  Stände  bei  der  Be- 
willigung des  neuen  Aufgebotes  überzeugt  gewesen  sein,  dasz  seine  Aufstellung  nie  erfolgen  wird.86) 
Der  venezianische  Gesandte  spricht  wieder  die  Meinung  aus,  dasz  die  Aufstellung  des  allgemeinen 
Aufgebotes  von  den  Ständen  einen  geringeren  Aufwand  erfordert,  als  die  Erhaltung  geworbener 
Söldner,  weil  sie  ihren  Untertanen,  die  sie  wie  Sklaven  behandeln,  geben  können,  was  ihnen  be- 
liebe.67) Es  ist  schwer  zu  sagen,  inwiefern  diese  fremden  Beobachter  unserer  Verhältnisse  Recht 
hatten,  es  scheint  aber,  dasz  ihre  Beurteilung  nicht  ganz  unrichtig  ist.  Mag  dem  nun  wie  immer 
sein,  das  ist  gewisz,  dasz  die  Bewilligung  des  zweiten  Aufgebotes  ohne  praktische  Bedeutung  blieb, 


"6;  S.  den  Bericht  des  päpstl.  Nuntius  vom  13.  Juni  [Nr.  87]. 

*')  S.  den  Bericht  des  venez.  Gesandten  vom  20.  Juni  unten  in  der  Abt.  B. 
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da  seine  Ausrüstung  nicht  zustande  kam;  wahrscheinlich  darum,  weil  sich  die  Aufstellung  des  ersten 
Aufgebotes  nur  wenig  bewährte.'") 

Der  zweite  Landtag  des  Königreiches  Böhmen  trug  daher  in  keiner  Weise  zur  Abwendung 
der  von  den  ungarischen  Insurgenten  drohenden  Gefahr  bei,  die  in  dieser  Zeit  noch  gröszer  wurde, 
da  auch  die  Zeit  nahte,  in  der  ein  neuer  Einfall  des  türkischen  Heeres  in  Ungarn  zu  erwarten  war. 
Auf  Seite  des  Kaisers  waren  nicht  annähernd  genügende  Mittel  zur  Hintanhaltung  dieser  doppelten 
Gefahr  vorhanden.  Die  Maizusammenkunft  der  Erzherzoge  in  Prag  hatte  nur  das  zur  Folge,  dasz 
der  Kaiser  den  Erzherzog  Matthias  ermächtigte,  mit  Bocskay  um  den  Frieden  zu  verhandeln.  Diese 
Friedensverhandlungen  wurden  auch  tatsächlich  eingeleitet,  aber  ohne  besonderen  Erfolg,  so  dasz 
keine  Aussicht  auf  einen  baldigen  Friedensschlusz  vorhanden  war/')  Das  Treiben  der  Anhänger 
Bocskays  in  Mähren  hielt  fast  ununterbrochen  bis  Ende  August  an  und  erst  im  Monate  Oktooer  gelang 
es  endlich  den  Mährern,  Bocskay  durch  Vermittlung  von  Stephan  Illeshazy  zu  einem  Waffen- 
stillstand bis  Mitte  Jänner  1606  zu  bewegen.7")  Auszer  Mähren  wurden  auch  Österreich  und  Steier- 
mark durch  Einfälle  des  Bocskayschen  Heeres  bedrängt. 

Das  kaiserliche  Heer  war  unterdessen  infolge  absoluten  Mangels  an  Geld  in  einen  sehr  jämmer- 
lichen Zustand  geraten.  Nachdem  die  beiden  Armeen  Kolonics'  und  Bastas  ihre  Vereinigung  verge- 
bens versucht  hatten,  kehrte  Kolonics  ungefähr  Ende  April  nach  Leva  nördlich  Gran  zurück,  während 
Basta  durch  die  Komitate  Liptau  und  Turöcz  bis  nach  Preszburg  zog.  Da  nun  seine  Truppen, 
die  nicht  ganze  10.000  Fuszsoldaten  und  ungefähr  3Y2  Tausend  Reiter  zählten,  den  seit  langem 
rückständigen  Sold  nicht  erhalten  konnten,  fingen  sie  Ende  Juni  offen  zu  rebellieren  an.  Das  Fusz- 
volk  drohte,  selbst  ins  Feld  zu  ziehen  und  sich  die  Bezahlung  des  Soldes  zu  verschaffen  und  die 
Reiterei  setzte  sich  sogar  vor  Wien  fest  und  verübte  hier  die  ärgsten  Gewalttaten.  Erzherzog 
Matthias,  der  auf  diese  Art  durch  die  eigenen  kaiserlichen  Truppen  belagert  wurde,  bat  umsonst 
den  Kaiser  um  Hilfe,  obzwar  dieser  durch  die  Drohung  des  meuterischen  Heeres,  dasz  es  nach 
Prag  ziehen  werde  sich  den  Sold  zu  holen,  nicht  wenig  bestürzt  war.71)  Erst  Mitte  Juli  gelang  es 
ihm,  in  Österreich  soviel  Geld  aufzutreiben,  dasz  er  wenigstens  teilweise  das  Heer  befriedigen  konnte. 

Aber  zur  Fortführung  des  Krieges  war  kein  Geld  vorhanden. ::)  Die  im  J.  1603  vom  Reiche 
auf  vier  Jahre  bewilligten    Subsidien  für  den  Krieg   gegen   die   Türken    wurden    zum  groszen  Teile 

**)  Belege  dafür  finden  sich  unten  in  der  Abt.  B.  II.  Hier  führe  ich  nur  das  Urteil  des  bayrischen  Agenten 
Bodenius  aus  seinem  Schreiben  vom  24.  Sept.  1605  an  (Allg.  Reichsarch.  München,  Fürstensachen  tom.  XL.  fol.  59): 
„Das  behemisch  volk  kombt  jetzt  widerumb  heimb  und  hat  diese  ausfertigung  auf  3  nionat  mher  den  funfzehenmal 
hundert  tausent  gülden  gestanden,  aber  alles  vergeblich  angewendet  worden." 

'*)  Die  Friedensverhandlungen  schildert  am  ausführlichsten  Tomek  in  Cas.  cesk.  mus.  1855.  S.  368  ff. 

!")  Vergl.  Kamenicek,  Vpädy  etc.  in  Cas.  cesk.  mus.  1894,  S.  389. 

")  Vgl.  Stieve  1.  c.  S.  763;  seine  Schilderung  ergänzen  die  Berichte  des  päpstl.  Nuntius  Ferreri  vom  11. Juli 
1605  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  II.  152)  und  des  päpstl.  Komissärs  Serra  von  demselben  Tage  (ibid.,  Borgh.  II.  328 
fol.  127. 

'•')  Zum  Folgenden  vergl.  Stieve  1.  c.  S  768;  einige  Details  habe  ich  dem  Berichte  des  päpstl.  Nuntius  vom 
20.  Juni  1605  (Vatik.  Arch.,  Borgh  II.  152),  dem  eine  Übersicht  des  kaisei  1.  Heeres  beiliegt,  sowie  einer  ähnlichen 
durch  den  päpstl.  Kommissär  Serra  nach  Rom  geschickten  Übersicht  vom  4.  Okt.  16U5  entnommen  (ibid.,  Borgh.  11. 
328  fol.  59  .  Über  die  spanischen  Regimenter  berichtet  ein  Avviso  von  Prag  vom  13.  Juni  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  IV. 
86  fol  110).:  „Si  desiderano  li  due  reggimenti  del  Cattolico,  che  dovranno  esser  a  Vicnna  fra  20  giorni,  poiehe 
la  presente  infanteria  rifiuta  di  Service".  Über  das  päpstl.  Regiment  schrieb  Basta  an  den  Papst  am  13.  Aug.  1605 
(Orig.  im  Vatik.  Arch.,  Borgh.  II.  164  fol.  330),  „che  il  reggimento  destinato  da  V.  Beatitudine  in  aiuto  die  questa 
impresa  sarä  fra  otto  giorni  in  ordine  die  poter  marciare".  Am  selben  Tage  schrieb  der  Papst  an  den  Kaiser,  dasz 
er  ihm  keine  weiteren  Kriegshilfen  gewähren  könne  (Vatik.  Arch.,  Armar.  XLV  tom.  I  fol   65,  lit.  CXXVI). 
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nicht  gezahlt  und  das,  was  eingelaufen  war,  war  schon  vollkommen  erschöpft;  und  neue  Hilfen  waren 
von  dort  nicht  zu  erwarten.  Die  von  den  kaiserlichen  Erblanden  bewilligten  Kriegshilfen  waren 
entweder  ebenfalls  schon  verbraucht,  oder  man  benützte  sie  nur  zur  Verteidigung  der  betreffenden 
Länder.  Von  den  auswärtigen  Mächten  hielt  der  König  von  Spanien  zwei  Regimenter  zu  je  3000 
Mann  auf  seine  Kosten  aus,  und  zwar  eines  seit  Anfang  Juli,  das  andere  seit  Beginn  des  Monates 
August,  und  auch  der  neue  Papst  Paul  V.  entschlosz  sich,  ebenso  auf  eigene  Kosten  ein  Regiment 
zu  3000  Mann  auszurüsten,73)  das  Ende  August  zu  dienen  begann.  All  das  konnte  aber  nicht  zur  Ver- 
teidigung gegen  einen  zweifachen  Feind  genügen. 

Es  ist  kein  Wunder,  dasz  unter  solchen  Umständen  beschlossen  wurde,  sich  neuerdings  mit 
der  Bitte  um  Hilfe  an  die  böhmischen  Stände  zu  wenden,  deren  letzter  Landtagsbeschlusz  überhaupt 
keinen  praktischen  Nutzen  gebracht  hatte.  Schon  am  19.  Juli  wurden  an  die  Kreise  Mandate  ver- 
sendet, durch  die  der  Kaiser  den  Landtag  des  Königreiches  Böhmen  für  den  30.  August  in  die 
Prager  Burg  einberief  [Nr.  94.]  und  zwei  Tage  später  erging  vom  geheimen  Rate  des  Kaisers  an 
die  Hofkammer  die  Aufforderung  [Nr.  95.],  dasz  sie  nach  Übereinkommen  mit  dem  Kriegsratc  und 
der  böhmischen  Kammer  vorschlage,  welche  Forderungen  diesem  Landtage  vorzulegen  wären.  Un- 
gefähr Mitte  August  legte  der  Präsident  der  böhmischen  Kammer  Stephan  Georg  von  Sternberg  sein 
Gutachten  vor  [Nr.  98.].  Er  schlug  vor,  dasz  an  die  Stände  zwei  Forderungen  gestellt  werden.  Die 
erste  betraf  das  böhmische  Heer  in  Mähren,  das  Ende  Juni  für  drei  Monate  ausgerüstet  wurde  und 
daher  Ende  September  zurückkehren  sollte.74)  Da  dessen  Abzug  aus  Mähren  den  Gegner  zu  neuen 
Angriffen  verleiten  könnte,  sollte  vom  Landtage  gefordert  werden,  dasz  er  dieses  Heer  noch  weitere 
drei  Monate  im  Felde  belassen  und  die  hiezu  nötigen  Geldmittel  bewilligen  möge.  Die  zweite  For- 
derung bezog  sich  auf  die  1500  Reiter  unter  Thurn  und  Vfesovec,  die  von  der  vorjährigen  böhmi- 
schen Kriegskontribution  angeworben  und  bisher  noch  nicht  entlassen  worden  waren;  diese  Reiter, 
die  ursprünglich  nur  für  sechs  Monate  aufgenommen  worden  waren,  wurden  den  ganzen  Winter 
über  im  Dienste  belassen  und  standen  bis  Frühjahr  1605  in  Oberungarn  unter  Basta.76)  Als  jedoch 
die  Einfälle  der  Bocskayer  in  Mähren  begannen,  wurden  sie  nach  Mähren  geführt,  mit  dem  böhmi- 
schen Landesaufgebot  vereinigt  und  unter  den  Befehl  des  Herrn  Adam  von  Sternberg  gestellt.76)  Da 

")  Zu  diesem  Zwecke  wurde  Monsgr.  Jakob  Serra  als  besonderer  päpstl.  Kommissär  zum  Kaiser  abgesandt 
der  Anfang  Juli  in  Frag  ankam  und  noch  im  selben  Monate  das  Kriegsvolk  zu  werben  anfing.  Seine  interessanten 
Relationen  sind  im  Vatik.  Arch.  Borgh.  II.  328. 

T4)  Sternberg  behauptet  in  seinem  Gutachten,  dasz  die  Truppen  des  böhm.  Landesaufgebotes  sich  seit  6.  Juli 
im  Felde  befinden  und  daher  bis  6.  Okt.  zu  dienen  haben.  Es  ist  aber  nicht  sicher,  ob  seine  Berechnung  richtig  ist. 
Nach  dem  kais.  Mandat  vom  2.  Juni  hätte  das  Aufgebot  am  20.  Juni  in  Brunn  gemustert  werden  sollen,  in  der 
Wirklichkeit  hielt  sich  die  Musterung  um  einige  Tage  auf.  Der  oberste  Befehlshaber  des  böhm.  Landesaufgebotes. 
Adam  von  Sternberg  schrieb  am  1.  Juli  an  Peter  Vok  von  Rosenberg,  dasz  das  böhm.  Kriegsvolk  am  4.  Juli  ge- 
mustert werden  soll.  Nach  dem  Berichte  des  Anführers  der  Kuttenberger  und  Cäslaver  Söldner  Wilhelm  Konec- 
chlumsky  vom  9.  Juli  wurden  die  böhm.  Reiter  erst  an  diesem  Tage  gemustert.  Trotzdem  schrieb  Adam  von  Stern- 
berg am  11.  Sept.  an  den  Kaiser,  als  ob  die  drei  Monate,  für  welche  das  Aufgebot  bewilligt  worden  war,  am  26. 
Sept.  enden  sollten.  (Belege  unten  in  der  Abt.  B.  II). 

")  Im  Schreiben  Kais  Rudolf  IL  an  den  böhm.  Kammerpräsidenten  Stephan  Georg  von  Sternberg  vom  6.  April 
1605  werden  die  Thurnischen  und  Vfesovecschen  Reiter  erwähnt,  „so  zwar  noch  ferten  geworben  sein,  aber  sich 
der  zeit  noch  in  Oberhungern  befinden  und  auf  die  heurige  behemische  contribution  reducirt  und  ergenzt 
werden." 

")  Die  Thurnischen  und  Vfesovecschen  Reiter  waren  sicher  vor  Ankunft  des  böhm.  Landesaufgebotes,  also 
vor  Anfang  Juli,  in  Mähren.  Am  12.  Juli  schrieb  Adam  von  Sternberg  an  Peter  Vok  von  Rosenberg,  dasz  die  Thurn- 
schen  und  Vfesovecschen  Reiter  „upfimo  odsud"  nach  Böhmen  ziehen  wollen,  um  ihren  Sold  zu  fordern.  Vergl. 
auch  den   Brief  Karls   von   Zerotin   an    Wenzel   Budovec   vom  1.  März    1606  (Dvorsky  in  Archiv  Cesky  XXVIL, 

(4)  Böhmische  Landtagsverhandlmigen  XI 
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die  Reiter  Thurns  und  Vresovec's  teilweise  die  2000  Reiter  ersetzten,  die  nach  dem  Beschlüsse  des 
Februarlandtages  des  J.  1605  von  der  durch  diesen  Landtag  bewilligten  Kriegskontribution  ange- 
worben werden  sollten,  so  wurden  sie  vom  Ertrage  dieser  Kontribution  besoldet.  Nachdem  aber, 
wie  wir  wissen,  diese  Kontribution  bereits  Ende  Mai  vollständig  erschöpft  und  nirgend  Geld  aufzu- 
treiben gewesen  war,  wurde  ihnen  lange  Zeit  hindurch  der  Sold  vorenthalten.  Schon  Anfang  Juli 
drohten  die  Reiter  Thurns  und  Vresovec's,  dasz  sie  aus  dem  Lager  bei  Brunn  geradenwegs  nach 
Böhmen  in  jene  Orte  ziehen  werden,  in  denen  sie  gemustert  worden  waren  (Köni&grätz  und  Täbor), 
um  dort  ihre  Bezahlung  abzuwarten/7)  Nichtsdestoweniger  gelang  es,  sie  wieder  auf  einige  Zeit  zu 
beruhigen,  obwohl  sie  auch  jetzt  nicht  vollständig  bezahlt  wurden.  Damit  nun  diesen  Reitern  der 
noch  rückständige  Sold  bezahlt  werden  könne,  sollte  nach  dem  Vorschlage  des  Präsidenten  der 
böhmischen  Kammer  eine  auszerordentliche  Haussteuer  von  20  Groschen  oder  die  Übernahme  der 
Schuld  von  100.000  Talern  gefordert  werden,  für  welche  die  obersten  Landesoffiziere  die  Bürgschaft 
übernehmen  wollten.  Diese  Vorschläge  des  Präsidenten  der  böhmischen  Kammer  wurden  im  geheimen 
Rate,  im  Kriegsrate  und  in  der  Hofkammer  beraten.  Nach  dem  Berichte,  den  am  8.  August  die  Hof- 
kammer den  obersten  Landesoffizieren  von  Böhmen  darüber  erstattete  [Nr.  100.],  wurde  hiebei  be- 
schlossen, dasz  beide  Forderungen  dem  Landtage  so  vorzubringen  seien,  wie  sie  Stephan  von 
Sternberg  vorgeschlagen  hatte.  Die  erste  Forderung  sollte  jedoch  dahin  ergänzt  werden,  dasz  der 
Landtag  bewillige,  dasz  das  böhmische  Aufgebot  auch  über  die  Grenzen  ziehen  könne,  wenn  Mähren 
keine  Gefahr  mehr  drohen  werde.  Auszerdem  wurde  die  Meinung  ausgesprochen,  ob  man  dem 
Landtage  nicht  von  neuem  die  Forderung  betreffend  die  Übernahme  eines  Teiles  der  Zinsen  von 
der  italienischen  Zweimillionenanleihe  vorlegen  sollte,  die  vom  vorigen  Landtage  abgewiesen  worden 
war.7")  Die  Entscheidung  hierüber  überliesz  man  den  obersten  Landesoffizieren,  die  sich  jedoch  am 
20.  August  gegen  die  Aufnahme  einer  solchen  Forderung  in  die  Proposition  aussprachen.  Diese 
Absicht  wurde  daher  fallen  gelassen. 

Von  dem,  was  man  vom  Landtage  bezüglich  der  Verlängerung  des  Verbleibens  des  böhmi- 
schen Aufgebotes  im  Felde  verlangen  wollte,  wurden  durch  einen  besonderen  Kurier,  Herrn  Adam 
d.  j.  von  Waldstein,  sowohl  der  oberste  General  Adam  von  Sternberg,  als  auch  sein  Stellver- 
treter Heinrich  von  Thurn  benachrichtet.  Nach  der  Instruktion  vom  21.  August  [Nr.  103.)  sollte  Adam 
von  Waldstein  sich  das  Gutachten  der  beiden  Feldherren  über  die  geplante  Forderung  erbitten  und 
mit  ihnen  verhandeln,  dasz  sie,  falls  dieser  Forderung  durch  den  Landtag  entsprochen  werden 
sollte,  auch  nach  Ablauf  der  ursprünglich  festgesetzten  drei  Monate  in  ihren  Ämtern  verbleiben  und 
auch  die  übrigen  Offiziere  hiezu  bewegen.  Wie  sich  Adam  von  Waldstein  seines  Auftrages  entledigte, 
ist  uns  nicht  bekannt. 

Über  den  äuszeren  Verlauf  des  dritten  und  letzten  Landtages  in  diesem  Jahre  haben  wir  keine 
Nachrichten.  Die  königliche  Proposition,  die  den  Ständen  am  30.  August  vorgelegt  wurde  [Nr.  107], 
beschreibt  in  der  Einleitung  ausführlich  die  Kriegslage  in  Mähren,  schildert  das  Hausen  der  Bocs- 
kayer  und  was  gegen  dieselben    verfügt   wurde,   zeigt   an,    dasz   auch    die  Türken,  nachdem  sie  in 


Prag  1904,  S.  274),  wo  es  heiszt,  dasz  die  Teuflischen  Reiter  sich  bereits  fast  ein  ganzes  Jahr  in  Mähren  aufhalten, 
„secutae  sunt  cohortes  Turrianae  und  Vresoviciae,  quae  propemodum  hostili  modo  in  miseram  plebem  grassatae  sunt, 
auxiliares  deinde  copiae  vestrae  . . ." 

")  S.  den  Brief  Adams  von  Sternberg  an  Peter  von  Rosenberg  vom  12.  Juli  und  das  Schreiben  Kais.  Rudolfs 
an  Ladislav  von  Sternberg  vom  26.  Juli  1605;  vgl.  die  vorhergehende  Anmerkung. 

'")  Der  päpstl.  Nuntius  Ferreri  berichtete  schon  am  8.  Aug.  1605  nach  Rom  [Nr.  95],  er  habe  mit  den  bühm. 
Landesbeamten  zu  verhandeln  angefangen,  dasz  Böhmen  die  Zahlung  eines  Teiles  der  Zinsen  vom  italienischen 
Darlehen  übernehme. 
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Ungarn  eingefallen  waren,  gegen  Ofen  vorrücken  -  tatsächlich  hatte  aber  das  türkische  Heer  gerade 
den  Tag  vorher  bereits  bei  Gran  sein  Lager  aufgeschlagen")  —  und  verweist  auf  die  Katastrophe,  die 
den  kaiserlichen  Ländern  bevorstünde,  wenn  das  böhmische  Aufgebot  nach  den  drei  Monaten  zu- 
rückkehren würde,  für  die  es  ursprünglich  aufgestellt  worden  war.  Deshalb  wird  von  den  Ständen 
gefordert,  dasz  sie  auch  nach  Ablauf  dieser  Frist  ihr  Fuszvolk  und  ihre  Reiterei  noch  weitere  drei 
Monate  im  Felde  belassen  und  die  zu  ihrer  Erhaltung  erforderlichen  Mittel  besorgen;  und  ferner, 
dasz  sie  dazu  einwilligen,  dasz  dieses  Kriegsvolk,  wenn  Mähren  nicht  mehr  bedroht  sein  werde, 
auch  über  die  Grenzen  gegen  den  Feind  ziehen  könne.  Sodann  wird  zu  der  zweiten  Forderung 
übergegangen,  die  mit  der  Gefahr  begründet  wird,  welche  den  böhmischen  Ländern  einerseits  durch 
den  Feind,  der  zurzeit  Ujvär  belagert/0)  anderseits  durch  die  Unzulänglichkeit  der  heuer  angewor- 
benen kaiserlichen  Truppen  drohe.  Es  wird  hierauf  von  den  Ständen  gefordert,  dasz  sie  eine  beson- 
dere Abgabe  von  einem  Schock  Meiszner  für  jeden  Untertan  bewilligen,  die  es  ermöglichen  würde, 
die  Reiter  Thurns  und  Vresovecs  wenigstens  noch  drei  Monate   im  Felde  zu  erhalten. 

Die  Stände  berieten  diesmal  nicht  lange  über  die  kaiserlichen  Forderungen.  Schon  am  2.  Sep- 
tember befand  sich  ihre  Antwort  in  den  Händen  des  Kaisers.  Ihr  Wortlaut  ist  uns  nicht  bekannt, 
doch  aus  indirekten  Nachrichten  erkennen  wir,  dasz  die  Stände  beiden  vorgelegten  Forderungen  mit 
einer  gewissen  Einschränkung  entsprochen  haben.  Sie  waren  bereit,  das  Landesaufgebot  zwar  nicht 
drei,  aber  wenigstens  zwei  Monate  noch  im  Felde  zu  belassen ;  auch  waren  sie  geneigt,  die  Reiterei 
unter  Thurn  und  Vfesovec  durch  drei  Monate  zu  erhalten,  bewilligten  jedoch  hiezu  nicht,  wie  ge- 
fordert wurde,  je  ein  Schock  für  jeden  Untertan,  sondern  nur  je  40  Groschen. 81) 

Aber  gegen  alles  Erwarten  begnügte  sich  der  Kaiser  mit  diesen  Anträgen  nicht.  In  der  Replik 
auf  die  Antwort  der  Stände  [Nr.  111.]  brachte  er  eine  neue  Forderung  vor.  Statt  der  Bewilligung, 
dasz  das  böhmische  Aufgebot  noch  weitere  zwei  Monate  im  Felde  verbleibe,  sollen  sich  die  Stände 
lieber  verpflichten,  auf  ihre  Kosten  ein  3000  Mann  starkes  Regiment  Landsknechte  anzuwerben  und 
dieses  und  die  Thurnschen  und  Vfesovecschen  Reiter  durch  drei  Monate  zu  erhalten.  Zu  diesem 
Zwecke  sollten  sie  zu  den  aus  eigenem  Säckel  für  jeden  Untertan  bewilligten  40  Groschen  noch 
weitere  10  Groschen  abführen;  die  Städte  dagegen  sollten  hiezu  mit  der  Hälfte  der  Haussteuer  bei- 
tragen. Das  Geld,  das  so  zusammenkäme,  sollten  die  Stände  in  eigener  Verwahrung  behalten  und 
selbst  hievon  die  Besoldung  des  bewilligten  Kriegsvolkes  besorgen ;  nur  wenn  etwas  übrigbleiben 
sollte,  wäre  es  dem  Kaiser  zu  Kriegszwecken  abzuführen.  Und  endlich  wurde  noch  gefordert,  dasz 
die  Stände  den  Kaiser,  die  obersten  Lande  Offiziere  und  Landrechtsbeisitzer  ermächtigen,  die  Verwen- 
dung des  bewilligten  Kriegsvolkes  auch  anderswo  anzuordnen,  wenn  keine  besondere  Gefahr  mehr 
an  der  mährischen  und  schlesischen  Grenze  zu   befürchten  wäre. 

In  der  Replik  werden  auch  die  Gründe  angeführt,  warum  statt  dessen,  was  die  Stände  antragen, 
diese  neue  Forderung  aufgestellt  wird.  Man  hat  angeblich  nicht  mehr  genügend  Zeit,  um  Alles  zu 
veranlassen,  dasz  die  Leute  des  Aufgebotes  nach  Ablauf  der  drei  Monate  noch  weiter  im  Felde  ver- 


")  Der  päpstl.  Kommissär  Serra  berichtete  darüber  am  3.  Sept.  von  Wien  nach  Rom:  „Giovedi  [1.  Sept.)  a 
mezzogiorno  venne  qua  avviso,  come  il  Turco,  non  si  sa,  se  con  tutto  o  parte  dell'  esercito,  si  accampö  lunedi, 
che  fu  alli  29,  sotto  Strigonia  con  essersi  impatronito  del  monte  di  San  Tomaso"  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  II.  328  fol. 
79).  Um  zwei  Tage  später,  am  5.  Sept,  schrieb  der  päpstl.  Nuntius  Ferreri  von  Prag:  „e  venuto  monsu  di  Tigli 
a  dirmi,  che  il  Turco  e  accampato  sotto  Strigonia,  la  cui  diffesa  egli  dispera  affatto,  non  havendo  il  Basti  modo 
di  uscire  dall'  isola  di  Comar  per  esser  privo  di  cavalleria  et  artigliaria"  (ibid.,  Borgh.  II.  167). 

•°)  Die  Proposition  spricht  hier,  als  ob  es  Türken  gewesen  wären.  In  der  Wirklichkeit  waren  es  die  Anhänger 
Bocskays,  die  allerdings  mit  den  Türken  einverstanden  waren. 

'*)  Das  ist  aus  der  königl.  Replik  ersichtlich;  vergl.  auch  Nr.  110. 
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bleiben  und  nicht  gleich  nach  Hause  laufen.  Auch  würde  die  weitere  Erhaltung  des  Aufgebotes 
einen  gröszeren  Aufwand  erfordern  als  die  Aufstellung  eines  Regiments  Landsknechte  und  endlich 
wird  es  auch  den  Ständen  gewisz  nützlich  sein,  wenn  sie  ihre  Untertanen,  Pferde  und  Knechte 
wieder  zu  Hause  haben  werden.  Für  die  Regierung  Rudolfs  selbst  war  aber  gewisz  ein  ganz  an- 
derer Grund  bei  der  Aufstellung  dieser  neuen  Forderung  maszgebend :  die  Überzeugung,  dasz  eine 
kleinere  Anzahl  von  geübten  und  kriegsgewohnten  Söldnern  im  Kriege  viel  nützlicher  ist,  als  ein 
zahlreiches,  zu  gröszeren  Kriegsunternehmungen  unfähiges  Landesaufgebot.  Aber  auch  den  Ständen 
kam  offenbar  diese  neue  Forderung  des  Kaisers  gelegen.  Am  besten  beweist  dies  die  Raschheit, 
mit  der  beschlossen  wurde,  dieser  Forderung  wenigstens  in  den  wesentlichsten  Punkten  zu  entsprechen. 
Schon  am  5.  September  konnte  der  Landtag  mit  der  Verlautbarung  des  endgiltigen  Beschlusses  der 
Stände  geschlossen  werden  [Nr.  112.].  Den  Kern  dieses  Beschlusses  bildete  die  Erklärung  der  Stände, 
dasz  sie  nach  Ablauf  der  drei  Monate,  für  die  das  böhmische  «ufgebot  aufgestellt  war,  ein  3000 
Mann  starkes  Regiment  Landsknechte  und  1500  Reiter,  die  bisher  unter  Thurn  und  Vresovec  gedient 
hatten,  anwerben  und  dieses  Kriegsvolk  auf  eigene  Kosten  durch  drei  Monate  im  Felde  erhalten, 
sowie  ihm  selbst  den  Sold  auszahlen  werden.  Es  wurde  daran  nur  die  Bedingung  geknüpft,  dasz 
diese  Truppen  nur  an  den  Grenzen  der  Markgrafschaft  Mähren  und  der  schlesischen  Fürstentümer 
verwendet  werden,  oder,  falls  dort  keine  Gefahr  mehr  zu  befürchten  wäre,  auch  noch  zur  Verteidigung 
von  Wien,  Ujvär,  Gran  oder  Komorn,  wenn  eine  von  diesen  vier  Festungen  belagert  werden  sollte. 
Zu  Befehlshabern  wurde  von  den  Ständen  Wilhelm  Wratislaw  von  Mitrovic  für  das  Landsknechtenre- 
giment, Wolf  von  Vresovic  für  die  1000  und  Adam  Eck  von  Lobkowic  für  die  übrigen  500  Reiter  gewählt. 

Zur  Deckung  des  Soldes  für  dieses  Kriegsvolk  wurde  eine  besondere  Abgabe  ausgeschrieben. 
Die  Obrigkeiten  sollten  aus  Eigenem  für  jeden  Untertan  40  Groschen  und  die  Untertanen  selbst 
jeder  noch  20  Groschen  zahlen;  die  Städte  sollten  anstatt  dessen  eine  Barsumme  von  25.000  Schock 
Meiszner  Groschen  erlegen.  Es  sollte  aber  auch,  wie  gewöhnlich,  einerseits  mit  den  Egerern,  Ell- 
bogenern und  Glatzern,  anderseits  mit  den  Bergstädten  verhandelt  werden,  dasz  sie  auch  hiezu  bei- 
tragen. Den  Juden  endlich  wurde  eine  Steuer  von  2  Schock  für  jede  Person  auferlegt.  Die  Aufsicht 
über  das  Eintreiben  und  die  Verwendung  dieser  Abgaben  wurde  dem  Obersthofmeister  Kristof  von 
Lobkowic  als  Zahlmeister  übertragen  und  mit  der  Beaufsichtigung  und  Bezahlung  des  Kriegsvolkes 
im  Felde  Heinrich  Liebsteinsky  von  Kolovrat  als  Musterherr  betraut.  Die  obersten  Landesoffiziere  und 
Landrechtsbeisitzer  wurden  berechtigt,  den  zum  Eintreiben  dieser  Abgaben  gewählten  Steuerein- 
nehmern anzuordnen,  was  mit  den  eingelaufenen  Geldern  zu  geschehen  habe,  ferner  sich  zur  Be- 
soldung des  Kriegsvolkes  den  nötigen  Geldbetrag  auszuleihen,  falls  die  bewilligten  Steuern  hiefür 
nicht  ausreichen  sollten;  über  dessen  Rückzahlung  sollte  der   nächste    Landtag  das  Nötige  verfügen. 

Wie  ersichtlich,  bewiesen  die  böhmischen  Stände  auf  diesem  letzten  Landtage  des  J.  1605 
mehr  Nachgiebigkeit  und  Opferwilligkeit  als  auf  den  beiden  früheren.  Am  meisten  trugen  hiezu  wahr- 
scheinlich bei  die  Begebenheiten  der  letzten  Monate,  sowie  die  Drangsale  der  Mährer  durch  die  Bocskayer, 
ferner  die  Gefahr,  die  Böhmen  selbst  fortwährend  nicht  nur  von  den  Feinden,  sondern  auch  von  den 
nicht  bezahlten  eigenen  Truppen  drohte  —eben  dieser  Tage,  als  noch  der  Landtag  tagte,  rückten  1000 
Thurnsche  Reiter  in  Iglau  und  500  Vfesovecsche  in  Polnä  ein,  um  dort  ihre  Bezahlung  zu  verlangen'*2) 
—  und  endlich  auch  die  bei  der  Aufstellung  des  Landesaufgebotes  gemachten  traurigen  Erfahrungen/1) 


e?)  S.  die  kais.  Mandate  an  H.  Seidlitz  von  Schünfeld  und  an  die  Iglauer  vom  4.  Sept.  1605.  Vgl.  Lowen- 
thal,   Chronik  der  Stadt  Iglau  (herausg.  d'Elvert)   S.  242. 

")  Siehe  z.  B.  die  Berichte  des  päpstl.  Nuntius  vom  8.  August  [Nr.  96.]  und  29.  August  [Nr.  106.];  vergl. 
auch  den  Brief  Adams  von  Sternberg  an  den  Kaiser  vom  II.  September  1605  und  Note  68  oben. 
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Erst  auf  diesem  Landtage  gelang  es,  die  Stände  dazu  zu  bewegen,  worum  man  sich  bereitsauf 
dem  ersten  bemüht  hatte,  dasz  sie  sich  verpflichten,  selbst  eine  Anzahl  Kriegsleute  anzuwerben  und 
zu  bezahlen,  aber  diese  Bewilligung  büszte  fast  ihren  ganzen  Wert  durch  die  Bestimmung  ein,  dasz 
diese  Truppen  auszerhalb  der  böhmischen  Grenzen  nur  zur  Verteidigung  von  Wien  und  der  drei 
ungarischen  Festungen  verwendet  werden  dürfen.84)  Tatsächlich  war  auch  diesmal  der  Nutzen  dieser 
Landtagsbewilligung  kein  groszer. 8S)  Durch  eine  kaiserliche  Verordnung  wurde  die  Musterung  der 
vom  Landtage  bewilligten  1500  Reiter  für  den  4.  Oktober  in  Olmütz  angeordnet  und  die  Besichti- 
gung des  Regiments  Wratislaw  für  den  15.  Oktober  in  Pilgram  festgesetzt.")  Wie  gewissenhaft 
diese  kaiserliche  Verordnung  befolgt  wurde,  beweist  am  besten  die  Tatsache,  dasz  am  3.  Dezember 
es  der  geheime  Rat  des  Kaisers  für  angezeigt  hielt,  diesem  zu  empfehlen,  dasz  das  Regiment  Wra- 
tislaw, das  zu  dieser  Zeit  noch  nicht  gemustert  war,  entlassen  werde,  weil  mit  ihm  ohnehin  nichts 
anzufangen  sein  dürfte  und  das  hiedurch  ersparte  Geld  möge  dann  zur  weiteren  Erhaltung  der  1500 
Reiter  benützt  werden,  die  gegen  den  Feind  mit  gröszerem  Erfolge  zu  verwenden  wären.  Aber  dieser 
Vorschlag  wurde  nicht  angenommen  und  so  kam  ungefähr  Ende  Dezember  endlich  die  Musterung 
des  Regiments  Wratislaw  zustande.87)  Seither  lagerte  das  Regiment  untätig  an  der  ungarischen 
Grenze  in  Mähren  und  war  für  das  Land  mehr  eine  Last,  als  sein  Schutz.  Auch  die  Reiter  unter 
Vfesovec  und  Lobkowic,  die  scheinbar  so  gemustert  wurden,  wie  es  der  Kaiser  anbefohlen  hatte,*4) 
hielten  sich  bis  zum  Ende  des  J.  1605  nur  in  Mähren  auf. 

Unterdessen  wurden  die  Friedensverhandlungen  mit  Bocskay  fortgesetzt  und  gleichzeitig  begann 
man  auch  mit  den  Türken  zu  unterhandeln.  Aber  bis  Ende  1605  führten  diese  Unterhandlungen  zu 
keinem  günstigen  Erfolge.  Noch  im  Dezember  dieses  Jahres  wurden  Befürchtungen  laut,  dasz  die 
Aufständischen  abermals  in  Mähren  einfallen  könnten''),  und  bis  zum  letzten  Augenblicke  war  es 
ganz  ungewisz,  ob  zu  Beginn  des  nächsten  Jahres  diese  Friedensunterhandlungen  nicht  mit  einem 
neuen  Kriege  enden  werden.   Und  diese  unsicheren  Verhältnisse  greifen  auch  in  das  Jahr  1606  hin- 


"*)  Das  hebt  namentlich  der  päpstl.  Nuntius  in  seinem  Berichte  vom  12.  Sept.  [Nr.  114.]  hervor;  vergl.  die 
Antwort  des  Papstes  vom  1.  Oktober  [Nr.  115]. 

85)  In  dem  Schreiben  Kaiser  Rudolfs  vom  19.  Dez.  1605,  wodurch  der  Kaiser  den  Papst  um  Kriegssubsidien 
bittet  (Orig.  im  Vatik.  Arch ,  Borgh.  II.  79),  lesen  wir  folgende  interessante,  wenn  auch  zweifellos  absichtlich  zu 
düster  gehaltene  Kritik  der  böhmischen  Landtagsbewilligungen  vom  Jahre  1605:  „In  hoc  nostro  Bohemiae  regno 
ter  hoc  anno,  quod  antehac  numquam  auditum,  conventus  omnium  ordinum  habitus  fuit,  cum  vero  solutio  urgetur, 
rus  humilesque  casas  omnino  deserere  rusticis  facilius  quam,  quod  impositum  est,  praestare." 

8S)  S.  die  kais.  Mandate  vom  14.  und  17.  Sept.  Der  päpstl.  Nuntius  berichtete  am  10.  Oktober  nach  Rom, 
dasz  die  Musterung  des  Wratislawschen  Regiments  am  25.  Okt.  stattfinden  soll    (Vatik.  Arch,  Borgh.  II.  167). 

87)  In  der  kgl.  Proposition  zum  böhm.  Landtag  vom  25.  Feber  1606  heiszt  es,  dasz  das  Wratislawsche 
Regiment,  welches  an  der  mährischen  Grenze  lagert,  noch  einen  Monat  zu  dienen  verpflichtet  sei.  Und  im  Schreiben 
der  böhm.  Stände  an  Kardinal  Dietrichstein  vom  22.  März  1606  lesen  wir,  dasz  die  Zeit,  während  der  das  Wrati- 
slawische  Regiment  zu  dienen  hatte,  schon  vergehe.  Nach  diesen  beiden  Angaben  hatte  dieses  Regiment  Ende 
Dezember  1605  zu  dienen  angefangen. 

")  L  ö  w  e  n  t  h  a  1,  Chronik  der  Stadt  Iglau  S.  243,  bemerkt,  indem  er  von  der  Abdankung  der  Thurnischen 
Reiter  im  September  in  Iglau  schreibt:  „das  meiste  volk  ist  wieder  geworben  und  unter  dem  h.  Brzesowitz  obristen 
bestelt  worden,   sein   zu  Olmutz  gemustert." 

88)  Vgl.  die  Briefe  Zerotins  vom  31.  Oktober  und  18.  Dezember  1605  (Archiv  Cesky  XXVII.,  S.  261.  und  267.). 
In  dem  ersten  schreibt  Zerotin  an  Amandus  Polanus:  „Bellum  nostrum  nondum  exstinctum  est,  imo  inflammatum 
potius  prosperis  hostium  successibus  .  .  .  Boczkaius  non  longe  a  nobis  abest  cum  exercitu  .  .  "  In  dem  anderen 
schreibt  derselbe  an  den  Gesandten  des  Königs  von  Frankreich,  Herrn  de  Beaugy:  „Cependant  les  Heyducques 
s'approchent  derechef  de  nos  frontieres  en  grand  nombre,  et  est  ä  craindre,  que  ne  se  faisant  point  la  paix, 
nous  n'ayons  ä  voir  d'  aultres  feux  de  ioye  semblables  ä  ceulx  de  Teste  passee." 
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über,  so  dasz  auch  in  diesem  Jahre  die  Beratungen  über  die  Subsidien  für  den  Krieg  in  Ungarn 
aus  den  Verhandlungen  des  böhmischen  Landtages  nicht  verschwunden  sind. 

Diese  Sache  war  aber  nicht  der  einzige  Gegenstand  der  Landtagsverhandlungen  im  J.  1605. 
Auf  allen  drei  Landtagen  wurden  einerseits  auf  Vorschlag  des  Kaisers,  anderseits  aus  eigener  Ini- 
tiative der  Stände  auch  noch  andere  Fragen  behandelt.  Es  wurde  bereits  erklärt,  dasz  der  Kaiser 
gleich  auf  dem  Lichtmeszlandtage  von  den  Ständen  verlangte,  sie  mögen  ihm  entweder  durch  die 
Erhöhung  des  Biergeldes,  oder  durch  die  Einführung  einer  neuen  Weinabgabe  einen  gröszeren 
Beitrag  zur  Erhaltung  seines  Hofes  leisten  und  dasz  die  Stände  die  vorgeschlagene  Weinabgabe 
zwar  bewilligten,  jedoch  derart,  dasz  sie  nicht  für  die  Hofbedürfnisse,  sondern  für  das  Kriegsvolk 
verwendet  werden  müsse.  Noch  einige  andere  Forderungen  wurden  auf  Grund  der  Anträge  der 
böhmischen  Kammer  [Nr.  6.],  denen  sich  auch  die  Hofkammer  mit  ihrem  Gutachten  angeschlossen 
hatte  [Nr.  11.],  in  die  königliche  Proposition,  die  dem  Lichtmeszlandtage  vorgelegt  wurde,  aufge- 
nommen.90) Die  Stände  sollten  Vorkehrungen  treffen,  damit  endlich  jene  Artikel  erledigt  werden,  die 
schon  auf  mehreren  früheren  Landtagen  verhandelt  worden  waren,  und  zwar  die  Artikel  über  die 
Hebung  der  Bergwerke  im  Königreiche  Böhmen,  über  die  Ausscheidung  schlechter  und  das  Nicht- 
hinaustragen  über  die  Landesgrenze  von  guten  Münzen,  über  den  Vergleich  der  Stadtrechte  mit  der 
Landesordnung,  über  die  Besichtigung  und  Erhaltung  der  Integrität  der  Landesgrenzen,  über  die  Schif- 
fahrt auf  der  Elbe  und  endlich  über  die  Bestimmung  der  Personen  zur  Durchsicht  der  von  Karlstein 
gebrachten  Privilegien. 

Die  Klagen  über  den  Rückgang  der  Bergwerke  in  Böhmen  und  die  bei  ihnen  auftretenden 
Übelstände,  die  bereits  zur  Zeit  Ferdinand  I.  laut  geworden  waren,  hörten  auch  unter  seinen  Nach- 
folgern nicht  auf.  Sechs  Jahre  nach  dem  Erscheinen  des  bekannten  Ausgleiches  über  Metalle  und 
Bergwerke  vom  Jahre  1575  zwischen  dem  Kaiser  Maximilian  II.  und  den  böhmischen  Ständen  fand 
es  der  böhmische  Landtag  für  gut,  eine  besondere  aus  allen  drei  Ständen  zusammengesetzte  Kom- 
mission zu  wählen,  die  gemeinsam  mit  den  kaiserlichen  Kommissären  die  Übelstände  bei  den  Berg- 
werken untersuchen  und  beseitigen  sollte,  auch  Alles  anzuordnen  hatte,  was  sie  für  nötig  halten 
würde.91)  Nachdem  aber  bis  zum  J.  1585  nichts  in  dieser  Beziehung  unternommen  worden  war,  war 
der  Landtag  gezwungen,  den  Beschlusz  vom  J.  1581  mit  dem  Beifügen  zu  erneuern,  dasz  die  fest- 
gesetzte Kommission  in  diesem  Jahre  endlich  stattfinden  und  so  viel,  als  zu  bewältigen  möglich  sein 
werde,  auch  durchgeführt  werden  solle.92)  Tatsächlich  wurde  auch  in  diesem  Jahre  mit  der  Besichti- 
gung von  Kuttenberg  der  Anfang  gemacht,  es  konnte  jedoch  darin  wegen  Pest  nicht  fortgefahren 
werden.  Der  Landtag  vom  J.  1586  ordnete  daher  der  designierten  Kommission  von  neuem  an,  dasz 
sie  ihre  Tätigkeit  fortsetze,1")  und  im  J.  1590,  als  der  Kaiser  die  Absicht  kundgab,  sich  dafür  einzu- 
setzen, dasz  der  Artikel  über  die  Hebung  der  Bergwerke  endlich  erledigt  werde,  gab  der  Landtag 
dem  Landrechte  das  Recht,  die  im  J.  1581  gewählte  Kommission  zu  ergänzen.94)  Da  aber  auch  in 
den  folgenden  Jahren  dieser  Gegenstand  nicht  erledigt  wurde,  wählte  der  Landtag  des  J.  1596  auf 
Aufforderung  des  Kaisers  eine  neue  Kommission,  die  Vorschläge  dafür  auszuarbeiten  hatte,  was  zur 


w)  Die  beiden  Kammern  schlugen  vor,  dasz  diese  Forderungen  in  einer  ausführlicheren  Form  in  die  Propo- 
sition aufgenommen  werden ;  dies  geschah  jedoch  nicht.  Die  Proposition  beschrankt  sich  auf  eine  ganz  kurze 
Anführung  dieser  Forderungen,  wahrscheinlich  deshalb,  weil  es  überflüssig  schien,  Sachen  zu  wiederholen,  die  den 
Landtagen  schon  öfters  vorgetragen  worden  waren. 

"i  Böhm.  Landtagsverhandlungen  VI.  S.  57. 

")  Böhm.  Landtagsverhandl.  VI.  S.  566. 

••)  Böhm    Landtagsverhandl.  VII.  S.  85 

")  Böhm.  Landtagsverhandl.  VII.  S.  474  und  519. 
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Hebung  der  Bergwerke  zu  unternehmen  wäre.96)  Zwei  Jahre  später,  im  J.  1598,  wurde  zu  diesem 
Zwecke  wieder  eine  neue  Kommission  gewählt 9")  und  seither  beschlosz  der  Landtag  jedes  Jahr, 
dasz  diese  Kommission  endlich  an  einem  bestimmten  Tage  zusammentreten  und  ihre  Aufgabe  er- 
ledigen solle,  wobei  gewöhnlich  auch  die  Wahl  neuer  Mitglieder  in  dieselbe  durchgeführt  wurde. "') 
Auch  im  J.  1605  kam  die  Frage  über  die  Hebung  der  Bergwerke  auf  das  Programm  der  Landtags- 
verhandlungen. Die  königliche  Proposition  [Nr.  21.]  enthält  zwar  nur  eine  kurze  allgemeine  Aufforde- 
rung, die  Stände  mögen  auch  diesmal  dieser  Frage  Aufmerksamkeit  schenken,  in  der  Replik  [Nr.  29.] 
jedoch  wird  in  dieser  Sache  ein  präziserer  Vorschlag  eingebracht.  Der  Kaiser  macht  hierin  die  Stände 
aufmerksam,  dasz  in  den  Trautenauer  und  Marschendorfer  Bergen,  von  wo  bisher  das  Holz  für  den 
Bedarf  der  Werke  in  Kuttenberg  geflöszt  wurde,  der  Holzvorrat  zur  Neige  gehe  und  dasz  es  mit 
einem  geringen  Aufwände  möglich  wäre,  das  Holz  durch  Flöszen  aus  dem  Glatzer  Gebirge  und  den 
Reichenauer  Wäldern  zu  beschaffen;  er  fordert  sie  daher  auf,  über  ein  Mittel  übereinzukommen, 
welches  dies  ermöglichen  würde.  Die  Stände  redeten  sich  aber  in  ihrer  Antwort  auf  diese  Replik 
[Nr.  35.]  aus,  dasz  sie  die  nötigen  Geldmittel  für  die  Herrichtung  der  vorgeschlagenen  Floszfahrt 
nicht  beschaffen  können,  da  sie  durch  Steuern  und  Abgaben  überbürdet  seien.  Tatsächlich  wird  in 
den  Landtagsartikeln  [Nr.  40.]  diese  Sache  gar  nicht  erwähnt;  es  wird  hier  fast  wörtlich  der  Be- 
schlusz  des  vorjährigen  Landtages  bezüglich  der  Hebung  der  Bergwerke  wiederholt  und  als  Mit- 
glieder der  hiezu  bestimmten  Kommission  werden  durchwegs  dieselben  Personen  wie  im  Vorjahre 
gewählt.98) 

Schon  im  J.  1596,  als  Kaiser  Rudolf  den  böhmischen  Landtag  wiederum  darauf  aufmerksam 
gemacht  hatte,  dasz  die  guten  Münzen  massenhaft  aus  Böhmen  ausgeführt  und  umgekehrt  „eine 
unzählbare  Summe    von    leichten    und    schlechten  Münzen"    in   das  Königreich   Böhmen    eingeführt 


•5)  Böhm.  Landtagsverhandl.  IX.  S.  229  und  266. 

9S)  Böhm.  Landtagsverhandl.  IX.  S.  525  und  556. 

")  Böhm.  Landtagsverhandl.  IX.  S.  655;  X.  S.  41,  181,  279,  415  und  562. 

")  Durch  die  abschlägige  Entscheidung  der  Stände  bezüglich  des  Flöszens  aus  dem  Reichenauer  Gebirge 
war  die  Sache  selbst  nicht  abgetan,  die  übrigens  älteren  Ursprungs  war.  Es  ist  dies  aus  den  kaiserlichen  Ver- 
ordnungen ersichtlich,  die  in  einer  mit  der  Errichtung  dieser  Floszfahrt  zusammenhängenden  Angelegenheit  am 
2.  Mai  1605  erlassen  wurden  und  die  in  dem  Missivregister  der  kgl.  Kanzlei  vom  J.  1605  eingetragen  sind  (Statt- 
haltereiarch.  in  Prag,  Bd  114  fol.  99-102).  Durch  diese  Verordnungen  werden  Katharina  Vostrovcovä  von  Klinstein 
als  die  Vormünderin  der  Anna  Katharina  Hrzanka,  Tochter  des  Adam  St'astny  Hrzan  von  Harasov,  ferner  der 
Oberstmünzmeister  Christoph  von  Sebuzin  und  einige  vom  böhm.  Landrecht  bestimmte  Personen  beauftragt,  am 
31.  Mai  auf  Pottenstein  zusammenzukommen  und  hier  über  die  Bedingungen  einig  zu  werden,  unter  welchen  von 
dem  Waisengute  Holz  oder  Grundstücke  verkauft  werden  würden,  die  für  die  Errichtung  der  Floszfahrt  für  den 
Bedarf  von  Kuttenberg  notwendig  sind.  In  der  an  Katharina  Vostrovcovä  gerichteten  Zuschrift  heiszt  es :  „Räiili 
jsme  s  nekdy  Dorotou  Karlikovou  z  Harasova  na  Potnätejne  za  jejiho  zivobytu,  jakozto  od  soudu  zemsk^ho  .  . 
nad  Annou  Katefinou  Hrzankou  z  Harasova,  dcerou  po  nekdy  Adamovi  Sfastnem  Hrzanovi  z  Harasova  pozüstalou, 
tez  i  nad  statkem  ji  nälezejicim  nafizenou  porucnici,  o  to  milostive  däti  jednati,  ponevadz  pfi  Horäch  naäich  Kut- 
näch  v  dfivi  nemaly  nedostatek  byti  se  poznävä  a  my  na  tom  byti  räöime  pro  Casne  tychz  Hör  Guten  dfivim  opa- 
tfeni  novou  plavbu  z  lesüv  nasich  Rychnovskych  po  fece  Orlici  däti  nafiditi,  ze  jest  näm  dotcenä  Dorota  Karlikovä 
k  oznämene  potfebe  k  udeläni  noveho  k  te  plavbe  obzvlästniho  rybniku,  nadymace,  tez  k  zhotoveni  nove  klausy  a 
hradi  dil  gruntüv  i  se  dnem  a  k  tomu  i  take  s  potfebu  dfivi  väe  k  statku  Potnstejnskemu  a  dotcenemu  sirotku 
nälezejici  odprodati  mela,  jakoz  pak  i  na  milostive  nase  te  veci  opatfeni  od  tehoz  soudu  zemskeho  jiste  osoby  za 
komisafe  k  spätrem'  a  na  miste  postaveni  toho  nafizeny  jsou  byly,  takze  täz  v£c  na  samem  jiz  toliko  dojednäni  jest 
pozüstävala,  i  ze  jest  pak  mezi  tim  a  prve  nezli  to  k  skoncoväni  pfivedeno  bylo,  täz  Dorota  Karlikovä  prostfed- 
kem  casne  smrti  z  tohoto  sveta  vykroöila  .  .  ."  Es  wird  sodann  Katharina  Vostrovcovä  angeordnet,  dasz  sie  den 
bestimmten  Tag  auf  Pottenstein  zur  Kommission  eintreffe,  „ponevadi  to  vSe,  co  se  tu  koliv  vyfidi  a  zac  se  to 
misto  a  dfivi  vytrzi,   jeäte  soudu   zemskemu    letnicnemu  nejprve    pfistimu  pfednese,    näm  pak  o  to  üniti  jest,  aby 
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werde,  wurde  die  zur  Beratung  über  die  Hebung  der  Bergwerke  im  Königreiche  Böhmen  gewählte 
Kommission  beauftragt,  auch  über  Mittel  nachzudenken,  durch  welche  „die  guten  Münzen  im  Lande 
erhalten  und  die  schlechten  ausgeführt  werden  könnten".99)  Dies  wiederholte  sich  dann  vom  J.  1601 
an  auf  jedem  Landtage100)  und  auch  der  Beschlusz  vom  J.  1605  unterscheidet  sich  durch  Nichts 
von  den  Beschlüssen  der  vorhergehenden  Landtage. 

Ebenso  ist  der  Artikel  über  den  Vergleich  der  Stadtrechte  mit  der  Landesord- 
nung älteren  Ursprunges.101)  Schon  während  der  letzten  Jahre  unter  Ferdinand  I.  pflegten  auf  den 
Landtagen  aus  den  Ständen  Kommissionen  gewählt  zu  werden,  welche  die  Aufgabe  hatten,  ein 
einheitliches  städtisches  Gesetzbuch  zu  verfassen  und  später  dessen  zur  Drucklegung  vorgeschla- 
genen Entwurf  durchzusehen  und  zu  berichtigen.  Als  jedoch  zwischen  den  Städten,  die  sich  nach 
dem  Prager  Stadtrechte  richteten  und  jenen,  die  sich,  wie  z.  B.  Leitmeritz,  in  ihrer  Rechtssprechung 
an  das  Magdeburger  Recht  hielten,  keine  Einigung  erzielt  werden  konnte,  wurde  auf  dem  Landtage 
des  J.  1579  den  Pragern  die  Bewilligung  erteilt,  ihre  durch  Paul  Christian  von  Koldin  verfaszten 
Rechte  gedruckt  herauszugeben,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dasz  sie,  die  Prager,  verpflichtet  sein 
würden,  falls  gemäsz  den  wiederholten  früheren  Landtagsbeschlüssen  die  Berichtigung  der  Stadt- 
rechte Zustandekommen  sollte,  auch  die  so  korrigierten  Stadtrechte  drucken  zu  lassen.  Aber  auch 
nach  der  Drucklegung  der  Stadtrechte  hörten  die  Stände  nicht  auf,  sich  für  die  Durchsicht  und  den 
Vergleich  dieser  Rechte  mit  der  giltigen  Landesordnung  im  Sinne  der  früheren  Landtagsbeschlüsse 
einzusetzen.  Schon  im  J.  1583  wurde  zu  diesem  Zwecke  eine  neue  Kommission  aus  je  14  Personen 
des  Herren-  und  Ritterstandes  gewählt  und  der  Kaiser  gebeten,  dasz  er  sie  neben  jenen  Personen, 
die  er  selbst  für  diese  Kommission  ernennen  sollte,  auf  einen  bestimmten  Tag  einberufe  und  ihnen 
befehle,  die  Stadtrechte  durchzusehen  und  zu  vergleichen,  „damit  nur  ein  Stadtrecht,  das  nicht  gegen 
die  Landesordnung  wäre,  im  ganzen  Königreiche  Böhmen  gelte  und  sei  und  dieses  und  kein  an- 
deres allgemein  benützt  werde". loa)  Zwei  Jahre  später  änderte  der  Landtag  diesen  Beschlusz  in 
dem  Sinne,  dasz  zur  Durchsicht  der  Stadtrechte  auszer  den  kaiserlichen  Kommissären  zuerst  eine 
kleinere  Anzahl  von  Personen  einzuberufen  wäre,  die  von  den  obersten  Landesoffizieren  und  Land- 
rechtsbeisitzern aus  den  Ständen  gewählt  werden  sollte ;  und  erst  nachdem  diese  ihre  Arbeit  beendet 
haben  würden,  sollte  dieselbe  dem  weiteren  im  J.  1583  gewählten  Ausschusse  vorgelegt  werden.103) 
Da  einige  Mitglieder  dieser  Kommission  starben,  bevor  noch  ihre  Aufgabe  gelöst  war,  muszten  auf 
dem  Landtage  des  J.  1593  an  ihrer  statt  andere  Personen  gewählt  werden,  was  sich  dann  auf  den 
Landtagen  im  J.  1596,  1597  und  1598  wiederholte.104)  Im  J.  1599  kehrte  der  Landtag  abermals  zu 
dem  Plan  zurück,  die  Durchsicht  der  Stadtrechte  zuerst  einer  engeren  Kommission  zu  übertragen, 
welche  dann  das  Resultat  ihrer  Arbeit  einem  weiteren  Ausschusse  vorzulegen  hätte.  Eine  solche  aus 


odklädänim  te  veci  (s  Cimz  se  jiz  temef  od  ctyr  Iet  zachäzi  a  posavad  se  jeäte  k  zädnemu  zacatku  te  plavby  pro 
takovou  nevyhnutedlnou  potrebu  Hör  Guten  . .  .  pfijiti  nemüze)  opet  cas  nepominul."  Aus  der  kais.  Zuschrift  vom 
27.  Nov.  1606  an  dieselbe  Katharina  Vostrovcovä  (Statthaltereiarch.  Bd.  115  fol.  192)  geht  hervor,  dasz  auch  in 
dieser  Zeit  die  böhm.  Kammer  mit  ihr  verhandelte  „v  pficine  nejakeho  mista  nebo  placu,  kdez  by  se  hräbe  k  zdr- 
zoväni  spalkoveho  dfivi,  kterez  se  novou  plavbou  po  rece  Vorlici  z  lesüv  Rychnovskych  pro  potrebu  Hör  Kuten 
dolüv  plaviti  bude,  na  gruntech  Potn§tejnskych  leziciho." 

m)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  228  und  266. 

'•">)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  181  (1601).  S.  279  (1602),  S.  415  (1603)  und  S   562  (1604). 

1«')  Vergl.  Kalousek,  Ceskc  statin'  prävo,  2  Ausg.  1892,  S.  339  ff 

"")  Böhm.  Landtagsverh.  VI.  S.  459. 

i03)  Böhm.  Landtagsverh.  VI   S.  583. 

"')  Böhm.  Landtagsverh.  VIII.  S.  384;  IX.  S.  268,  421  und  559. 
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13  Mitgliedern  (4  des  Herren-,  5  des  Ritter-  und  4  des  Bürgerstandes)  bestehende  Kommission 
wurde  sofort  durch  den  Landtag  gewählt  und  beauftragt,  an  einem  bestimmten  Tage  (29.  November) 
zusammenzutreten  und  das,  worüber  sie  einig  würde,  dem  weiteren  Ausschusse  vorzutragen,  „damit 
es  schon  auf  dem  nächstkommenden  Landtage  endgiltig  fertiggestellt  werde".105)  Dies  geschah  je- 
doch weder  in  diesem  noch  in  den  folgenden  Jahren,  so  dasz  der  Beschlusz  vom  J.  1599  noch 
einigemale  auf  den  Landtagen  wiederholt  werden  muszte,  stets  mit  der  Bestimmung,  dasz  diese 
Angelegenheit  bis  zum  nächsten  Landtage  erledigt  werden  solle.  Vom  J.  1602  an  wird  hiezu 
noch  die  Bemerkung  beigefügt,  dasz  die  zum  Ausgleiche  der  Stadtrechte  gewählten  Personen 
„in  dieser  Angelegenheit  bereits  einen  nicht  geringen  Anfang  gemacht  haben".105)  So  lautet  auch 
der  diesbezügliche  Landtagsbeschlusz  des  J.  1605. 

Über  die  Schiffbarmac  hung  der  Elbe  wurde  auf  dem  böhmischen  Landtage  bereits 
unter  Maximilian  II.  verhandelt  Im  J.  1571  teilte  der  Kaiser  dem  Landtage  mit,  dasz  er  mit  den 
Fürsten  des  Deutschen  Reiches  darüber  verhandelt  habe,  wie  die  Schiffahrt  auf  der  Elbe  nach  Böhmen 
und  aus  Böhmen  bis  zum  Meere  eingerichtet  werden  könnte,  und  ersuchte,  dasz  der  Landtag  zur 
Beratung  über  diese  Angelegenheit  eine  Kommission  aus  den  Ständen  wählen  möge,  was  auch  tat- 
sächlich geschah. 107)  In  den  folgenden  Jahren  wurde  über  diese  Angelegenheit  auf  den  Landtagen 
noch  öfter  verhandelt  und  die  Ständekommission  noch  einigemal  erneuert.108)  Es  wurde  auch  öfter 
über  diese  Frage  in  den  ersten  Jahren  der  Regierung  Rudolfs  mit  den  Fürsten  des  Deutschen  Reiches 
verhandelt  und  im  J.  1590  fand  in  Magdeburg  sogar  eine  besondere  Zusammenkunft  der  hiedurch 
betroffenen  Reichsfürsten  und  der  Abgesandten  der  böhmischen  Stände  statt. 109)  Obzwar  die  Ver- 
handlungen auf  dieser  Zusammenkunft  scheiterten,  hörte  die  Regierung  Rudolfs  auch  später  nicht 
auf,  sich  mit  der  Frage  der  Elbeschiffahrt  zu  befassen.  So  konnte  im  J.  1601  dem  Landtage  mit- 
geteilt werden,  dasz  auf  Anordnung  des  Kaisers  der  Lauf  der  Elbe  und  Moldau  von  Leitmeritz  bis 
Prag  durch  einen  Baumeister  aus  Breslau  ausgemessen  und  ein  Entwurf  für  dessen  Regulierung 
gemacht  worden  war.110)  Es  scheint  jedoch,  dasz  die  Stände  nicht  viel  Verständnis  für  dieses 
Unternehmen  hatten;  als  ihnen  der  durch  den  Breslauer  Baumeister  gemachte  Entwurf  für  die  Re- 
gulierung vorgelegt  wurde,  erklärten  sie,  nicht  die  Ansicht  zu  teilen,  dasz  die  Schiffahrt  auf  der  Elbe 
vom  Meere  bis  nach  Prag  „viele  Vorteile  mit  sich  brächte",  ni)  ermächtigten  aber  trotzdem  auf  dem 
Landtage  des  J.  1601  —  ähnlich  wie  sie  es  bereits  auf  den  Landtagen  im  J.  1593,  1596  und  1597 
getan  hatten112)  —  die  obersten  Landesoffiziere  und  Landrechtsbeisitzer,  Kommissäre  aus  den  Ständen 
zu  ernennen,  die  als  Bevollmächtigte  der  Stände  in  ihrem  Namen  über  die  Schiffbarmachung  der 
Elbe  verhandeln  könnten.113)  Derselbe  Beschlusz  wurde  auf  den  Landtagen  des  J.  1602  und  1604 1H) 
und  auch  auf  dem  Landtage  des  J.  1605  gefaszt. 

Schon  im  XV.  Jahrhundert  muszten  der  König  von  Böhmen  und  die  Stände  Vorkehrungen 
gegen  jene    Nachbaren    treffen,   welche    die  Grenzen   des  Königreiches  Böhmen  nicht 

ln5)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  655. 

l°6)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S   42  (1600),  S.  183  (1601),  S.  280  (1602),  S.  415  (1603)  und  565  (1604). 

"")  Böhm   Landtagsverh.  III.  S.  607  und  630 

,08)  Böhm.  Landtagsverh.  V.  S.  113  (1577);  VI.  S.  461  (1583);  VII.  S.  83  (1586)  und  VII.  S.  518  (1590). 

10")  Siehe  darüber  Böhm.  Landtagsverh.  V.  S.  58  und  543;  VIII.  S.  222,  228-9. 

"•)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  123  und  132. 

"')  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  136. 

'")  Böhm.  Landtagsverh   VIII.  S.  385  (1593);  IX.  S.  267  (1596)  und  419  (1597). 

'")  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  183. 

'")  Böhm   Landtagsverh.  X.  S.  281  und  567;  vergl.  ibid.  S.  519  und  539. 

(5)  Böhmische  Landtagsverhanülunüen  XI. 
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einhielten,  und  im  XVI.  Jahrhundert  gehört  diese  Frage  fast  zu  den  regelmäszigen  Verhandlungs- 
punkten des  Landtages.  Die  Stände  waren  wiederholt  gezwungen,  auf  dem  Landtage  ständische 
Kommissäre  zu  wählen,  welche  die  Grenzstreitigkeiten  zu  untersuchen  und  zu  schlichten  hatten 
und  öfter  auch  zur  Ernennung  solcher  Kommissäre  den  König  allein  oder  gemeinsam  mit  den  ober- 
sten Landesoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern  zu  ermächtigen.  Die  meisten  Streitigkeiten  waren  mit 
Bayern,  Sachsen,  ferner  auch  mit  Brandenburg,  der  Pfalz,  Schlesien  und  Polen. 116)  In  den  letzten 
Jahren  waren  es  besonders  zwei  Dinge,  welche  die  Aufmerksamkeit  der  böhmischen  Stände  nach 
den  Grenzen  des  Königreiches  lenkten:  das  Vermieten  der  Grenzwälder  an  Ausländer  und  das  Er- 
bauen neuer  Straszen  von  Bayern  nach  Böhmen.  Im  J.  1598  fand  es  Kaiser  Rudolf  II.  notwendig, 
die  auf  dem  Landtage  versammelten  Stände  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dasz  viele  von  den 
Bewohnern  des  Königreiches  Böhmen,  besonders  an  der  Meiszner  Grenze,  nicht  wenige  zum  Kö- 
nigreiche gehörige  Wälder  an  Ausländer  behufs  Ausnutzung  („unter  Stockraum")  verkauften,  wobei 
sie  ihnen  hiefür  eine  Frist  von  40—60  Jahren  bewilligten.  Da  zu  befürchten  war,  dasz  in  einem  so 
langen  Zeitraum,  während  dessen  sich  die  Grenzwälder  in  Händen  von  Ausländern  befänden,  die 
rechtmäszigen  Grenzen  in  Vergessenheit  geraten  könnten,  forderte  der  Kaiser  die  Stände  auf,  aus 
ihrer  Mitte  eine  Kommission  zu  wählen,  welche  die  Grenzen  zu  prüfen  und  Grenzsteine  zu  legen 
hätte,  ferner  auch  zu  bestimmen,  dasz  in  Hinkunft  Niemand  ohne  Einwilligung  des  Königs  und  der 
Stände  Grenzwälder  behufs  Rodens  an  Ausländer  verkaufen  dürfe.116)  Der  Landtag  wählte  auf  diese 
Aufforderung  hin  im  April  1598  aus  dem  Herren-  und  Ritterstande  Kommissäre  mit  der  ausdrück- 
lichen Bestimmung,  dasz  sie  an  dem  festgesetzten  Tage  (29.  Juni)  in  der  Stadt  Graupen  zur  Er- 
füllung ihrer  Aufgabe  zusammenzukommen  hätten;  gleichzeitig  wurde  entschieden,  dasz  Niemand 
von  den  Bewohnern  des  Königreiches  Böhmen  für  länger  als  20  Jahre  Wälder  an  Ausländer  zur 
Ausnutzung  abtreten  dürfe.117)  Da  die  im  J.  1598  gewählte  Kommission  ihre  Aufgabe  nicht  erfüllt 
hatte,  wurden  ihr  in  den  folgenden  Jahren  vom  Landtage  immer  neue  Fristen  gesetzt.118)  Dies  tat 
auch  der  Landtag  des  J.  1605,  der  den  Beschlusz  des  vorjährigen  Landtages  unverändert  erneuerte, 
so  zwar,  dasz  er  sogar  für  die  Zusammenkunft  der  Kommissäre  in  Graupen  denselben  Tag  fest- 
setzte (Montag  nach  Skt.  Prokop). 

Zu  dem  Artikel  betreffend  die  Kommission  zur  Untersuchung  der  Grenzen  in  den  an  Ausländer 
verpachteten  Grenzwäldern  wurde  auf  dem  Landtage  des  J.  1601  noch  ein  Beschlusz  beigefügt,  laut 
welchem  zur  Austragung  der  Grenzstreitigkeiten  mit  der  Pfalz  eine  Kommission  aus  dem  Herren- 
und  Ritterstande  gewählt  wurde  und  bezüglich  der  Zwistigkeiten  mit  Bayern   die    obersten   Landes- 


")  Über  die  verschiedenen  Grenzstreitigkeiten  finden  sich  Nachrichten  in  den  älteren  Teilen  der  Böhm. 
Landtagsverhandlungen.  Die  Streitigkeiten  mit  Sachsen,  Brandenburg,  Bayern  und  der  Pfalz  behandelt  systemati- 
scher besonders  das  Memorial  des  Erzherzogs  Ferdinand  vom  13.  Juni  1565  (Böhm.  Landtagsverh.  III.  S.  211)  Die 
Zwistigkeiten  mit  Bayern  erläutert  auszerdem  ausführlich  die  Instruktion,  welche  Kaiser  Maximilian  an  Rudolf  für 
den  böhm.  Landtag  des  J.  1576  erliesz  (ibid.  IV.  S.  512  Nr  213,;  vergl.  hiemit  besonders  Böhm.  Landtagsverh.  II. 
S.  807—8;  III.  S.  35—6,  211  und  741.  FJn  überaus  reichhaltiges  Archivmaterial  bezüglich  der  Grenzstreitigkeiten 
zwischen  Böhmen  und  Bayern  und  der  Pfalz  seit  dem  XIV.  Jh.  enthält  das  allgemeine  Reichsarchiv  in  München 
in  der  Abt.  „Böhmen  Literalien".  Betreffend  die  Stritte  mit  Sachsen  siehe  noch  Böhm.  Landtagsverh.  IL  S  809  und 
III.  S   66.  über  die  Zwistigkeiten  mit  Schlesien  siehe  besonders  Böhm.  Landtagsverh.  III.  S.  65  und  247. 

'"■•)  Böhm.  Landtagsverh.  IX   S.  526. 

"')  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  558. 

"■)  Böhm,  Landtagsverh.  IX.  S.  655;  X.  S.  41,  183,  281  und  565  Im  J.  1600  muszte  ein  verstorbenes  Kom- 
missionsmitglied durch  ein  neugewähltes  ersetzt  werden  (Böhm.  Landt.  X.  S.  41 1  Die  Kommission  war  allerdings 
nicht  ganz  untätig;  im  J.  1601  wird  z.  B.  in  der  Proposition  gemeldet,  dasz  sie  dir  Wälder  von  Ilainsbach,  Dux 
und  l'.ilin  durchgesehen  hat  (ibid    X.  S    132). 
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Offiziere  und  Landrechtsbeisitzer  ermächtigt  wurden,  Kommissäre  zu  ernennen,  denen  die  Stände 
eine  schriftliche  Vollmacht  unter  Landessiegel  geben  würden."9)  Im  J.  1602  wurde  diese  Bestim- 
mung in  einer  etwas  veränderten  Form  erneuert ;  es  wurden  nämlich  „was  die  Stritte  um  die  Grenzen 
zwischen  diesem  Königreiche  und  dem  Fürstentum  Bayern  sowie  auch  der  Pfalz  betrifft",  die  ober- 
sten Landesoffiziere  und  Landrechtsbeisitzer  durch  den  Landtag  ermächtigt,  „dies  Alles  fleiszig  in 
Angriff  zu  nehmen  und  soweit  es  für  nötig  befunden  würde,  gewisse  Kommissäre  hiezu  abzuordnen, 
denen  eine  Vollmacht  unter  Landessiegel  auszufolgen  sei".120)  Diese  Bestimmung  erscheint  sodann 
unverändert  in  dem  Landtagsbeschlusse  vom  J.  1604  und  im  J.  1605  wurde  sie  nur  insofern  abge 
ändert,  dasz  die  den  obersten  Landesoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern  erteilte  Ermächtigung  auch 
auf  die  Streitigkeiten  mit  dem  Kurfürsten  von  Sachsen  in  Meiszen  und  Voigtland  ausgedehnt 
wurde.  m) 

Gegen  die  Errichtung  neuer  Straszen  aus  Bayern  nach  Böhmen  hatten  bereits  im 
März  des  J.  1596  Herr  Peter  Vok  von  Rosenberg  und  einige  Städte  auf  dem  Landtage  ihre  Stimmen 
erhoben,  indem  sie  berichteten,  „wie  infolge  der  vom  Fürsten  von  Bayern  bei  der  Stadt  Filzhoffen 
errichteteten  und  erbauten  Brücke  und  der  über  dieselbe  auf  ungewohnten  Straszen  her  in  dieses 
Königreich  Böhmen  erfolgenden  Lieferung  von  Salz  ihr  althergebrachter  Handel,  ihre  Freiheiten  und 
Rechte  Abbruch  erleiden  und  verletzt  werden."  Auf  diese  Beschwerde  hin  wählte  der  Landtag  zur 
Untersuchung  dieser  Angelegenheit  vier  Kommisäre.122)  Und  gleich  auf  dem  zweiten  Landtage  des- 
selben Jahres  (im  September)  drangen  die  Stände  darauf,  dasz  die  Kommission  bald  ihre  Aufgabe 
erfülle,121)  indem  sie  anführten,  „dasz  infolge  der  so  neu  errichteten  Straszen  seitdem  die  alther- 
gebrachte Einfuhr  des  Salzes  über  die  Stadt  Prachatitz  hieher  in  dieses  Königreich  aufgehört  hatte, 
das  Salz  nicht  nur  in  seinem  Preise  bedeutend  gestiegen,  sondern  auch  nicht  einmal  in  derselben 
Menge  wie  früher  zu  haben  sei."  Im  J.  1597  wurde  diese  Urgenz  wiederholt124)  und  im  J.  1598  be- 
schlosz  der  Landtag,  dasz  Alle,  die  eine  Beschwerde  wegen  der  neuen  Straszen  aus  Bayern  nach 
Böhmen  hätten  oder  „die  eine  Auskunft  wüszten,  wie  dieser  Teurung  des  Salzes  gesteuert  werden 
könnte",  an  einem  bestimmten  Tage  auf  der  Prager  Burg  zusammenkommen  und  dort  ihre  Be- 
schwerden und  Anträge  den  obersten  Landesoffizieren  und  Landreclitsbeisitzem  vortragen  sollten. 
Diese  wurden  auch  ermächtigt,  zu  entscheiden,  ob  die  vom  Landtag  angeordnete  Kommission  ihre 
Tätigkeit  aufnehmen  oder  ein  anderes  Mittel  gewählt  werden  solle.126)  Dieser  Beschlusz  muszte  aber 
auf  dem  folgenden  Landtage  im  J.  1599  wiederholt  werden.126)  In  diesem  Jahre  traten  auch  tat- 
sächlich die  obersten  Landesoffiziere  und  Landrechtsbeisitzer  zu  einer  Beratung  zusammen  und  be- 
richteten dem  Kaiser  in  einer  Zuschrift  über  das  Ergebnis  ihrer  Beratung.  Sie  wiesen  hierin  be- 
sonders darauf  hin,  welchen  Schaden  das  Königreich  Böhmen  „durch  das  neue  Vorhaben  des 
Fürsten  von  Bayern  und  die  Errichtung  der  Salzniederlage  in  einem   neuen  früher   nicht  gewesenen 


"•)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  183  Es  geschah  auf  das  In  der  Proposition  erhaltene  Ersuchen  des  Kaisers, 
wo  es  heiszt,  dasz  „mezi  krälovstvim  Ceskym  a  falckrabim  u  Wejdhausu,  tez  knizetem  Bavorskym  u  Domazlic 
o  hranice  a  meze  ode  dävnich  let  rozepfe  jsou  vznikly,  ktercz  az  posavad  k  zädnemu  vyfizeni  nepflchäzeji". 
(ibid.  S.  132). 

uo)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  281. 

'-')  Ob  dies  einen  besonderen  ürund  hatte,  ist  mir  nicht  bekannt. 

i")  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  270. 

,28)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  327. 

'")  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  420. 

"»)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  559. 

•")  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  055. 

(5*) 
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Orte"  erleide,  „die  seit  alters  her ...  .  in  der  Stadt  Passau  gewesen  sei,  woher  auf  festgesetzten  und 
befreiten  Wegen   und    Stegen  ....    das    Salz   sicher  zu  einem  angemessenen   und   mäszigen  Preise 

eingeführt  wurde wogegen    bei  dieser  Veränderung  durch  das  Zuschlagen  und  Erhöhen  durch 

den  Fürsten  von  Bayern  und  den  Erzbischof  von  Salzburg  bei  der  Anzahl  Salzfässer,  die  jährlich 
in  dieses  Königreiche  käme,  an  hundert  Tausend  Schock  Geldes  aus  diesem  Königreiche 
Böhmen  ausgeführt  würden".  Sich  auf  diese  Zuschrift  der  obersten  Landesoffiziere  und 
Landrechtsbeisitzer  berufend,  drangen  die  Stände  auf  dem  Landtage  des  J.  1600  von  neuem 
auf  die  baldige  Erledigung  dieser  Angelegenheit  und  ermächtigten  den  Kaiser  und  die  obersten 
Landesoffiziere  und  Landrechtsbeisitzer,  dem  Fürsten  von  Bayern  und  dem  Erzbischofe  von  Salzburg 
ihre  Kommissäre  in  dieser  Angelegenheit  zu  senden  und  diesen,  falls  sie  es  für  notwendig  halten 
sollten,  noch  als  ständische  Kommissäre  Personen  beizugeben,  welche  sie  selbst  aus  den  Ständen 
erwählen  würden.1'27)  Dieser  Beschlusz  wurde  auf  den  Landtagen  der  J.  1601  — 1604  fast  ohne  Abände- 
rung erneuert.128)  Obzwar  dann  schon  im  J.  1603  in  der  königlichen  Proposition  an  den  Landtag 
behauptet  wird,  dasz  in  der  den  Salzhandel  aus  Bayern  betreffenden  Angelegenheit  „bereits  ein 
guter  Anfang  gemacht  worden  ist",129)  war  diese  Sache  bis  zum  J.  1605  nicht  erledigt.  In  dem 
Gutachten  der  Hofkammer  vom  22.  Jänner  1605  [Nr.  IL]  wird  angeführt,  dasz  die  Frage  der  Salz- 
einfuhr  aus  Bayern  nach  Böhmen  wider  Erwarten  infolge  ihrer  Wichtigkeit  und  ihres  Umfanges 
nicht  erledigt  werden  konnte,  dasz  aber  hieran  sowohl  in  der  Hof-  als  auch  in  der  böhmischen 
Kammer  bereits  gearbeitet  werde,  so  dasz  diese  Sache  vielleicht  bald  zu  einem  befriedigenden  Ende 
gelangen  werde.130)  Hievon  sollten  nach  dem  ursprünglichen  Konzepte  der  königlichen  Proposition 
die    Stände  in  Kenntnis   gesetzt   werden,    in  dem  endgiltigen  Texte  der  Proposition    wurde   jedoch 


l")  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  41. 

28)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  183,  280,  416  und  565. 

'")  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  402.  Vergl.  auch  die  Berichte  des  bayrischen  Agenten  am  Kaiserhofe  Wilhelm 
Bodenius  vom  31.  März  und  1.  Sept.  1603,  deren  Originale  sich  im  geheimen  Staatsarchive  in  München  sub  Käst, 
schw.  50  Nr.  11  fol.  41  und  100  befinden.  In  dem  ersten  schreibt  Bodenius:  „betreffend  das  salzwesen  habe  ich 
solches  bei  jüngstem  alhier  gehaltenem  landtage  sowol  bei  obristem  landhofmeister  als  obristen  canzler  sollicitirt, 
welche  aber  (weil  die  andere  landofficir  hin  und  wider  commissionsweise  verschiket  worden)  mich  bis  zue  negster 
zuesammenkunft,  so  im  schirstkonftigen  iunio  beschehen  möchte,  gewiesen;  derowegen  mein  treuliches  guetachten 
were  .  .  .,  das  gegen  die  zeit  mir  disfals  ein  mandatum  nur  in  einer  gewhönlichen  missif  alhero  gefertiget  würde, 
damit  ich  ein  solches  umb  schieinigere  befürderung  des  werks  alsdann  den  ermelten  landofficirn  furweisen  konnte". 
Im  Briefe  vom  1.  Sept.  1603  berichtet  Bodenius,  „dass  ich  sowol  bei  der  hiesigen  hofeammer  als  auch  der  behe- 
mischen  buchhalterei  (welchen  orten  dis  negocium  soll  zue  beratschlagen  anfänglich  bevholen  sein  worden)  wegen 
der  salzsachen  embsige  nachfrag  habe,  weil  aber  dieser  handel  also  beschaffen,  das  er  In  höchster  geheimb  muess 
gehalten  werden,  als  muess  ich  auch  caute  hiemit  umbgehen,  dass  diese  sache  bei  den  kaiserischen  gleichfalls  sub 
silentio  gehalten  wirt  und  wenig  personen  von  diesem  werk  Wissenschaft  haben". 

wo)  Vergl.  hiemit  den  Prag  am  10.  Jänner  1605  datierten  Bericht  des  bayrischen  Agenten  J.  Manhart,  dessen 
Original  im  allgem.  Reichsarch.  in  München  sub  Fürstensachen  de  ao.  1605  tom.  39  fol.  28  aufbewahrt  wird.  Dort 
heiszt  es:  „Wegen  des  guetbedunckens  von  .  .  .  erzherzog  Mathias  über  die  beschwerung  der  stände  in  Österreich 
der  salzsteigerung  halben  vernimb  ich  noch  der  zeit  nit,  dass  solches  herein  gelangt  sei,  bin  gleichwol  der  meinung, 
es  werde  bei  jezigem  landtag  in  Österreich  dise  sach  nit  wenig  wider  gerürt  werden ;  so  ist  es  auch  sonst  in  der 
bewissten  saltzhandlung  mit  E.  Dt.  auf  dismal  allerdings  still,  und  wie  ich  im  vertrauen  und  geheimb  vernimb,  so 
ligt  der  grosse  kämier  oder  sak  mit  den  jenigen  Schriften,  davon  E.  Dt.  ich  vorlangst  mehrers  bericht  (das  nemblich 
dass  etzliche  alhie  per  decretum  wereti  verordnet,  velche  das  gantz  negotium  durchsehen  und  in  ein  votum  an  Ir 
kais.  Mt.  verfassen  sollen)  widerumb  in  der  hofcamercanzlei.  Die  ursach  haben  E  Dt.  auch  hievor  verstanden, 
dass  die  deputierten  vast  alle  sich  wegen  anderer  her  dienst  disem  werk  obzuligen  sich  entschuldigt,  item  dass 
si  hierzu  wenii;  Verstands  netten,  ein  anderer  aber  entzwischen  zu  anderer  commission  verreisen  inüessen  und 
einer  auch  aus  inen  seither  mit  tod  abgangen  ist,  daher  nuhn  die  sach  also  widerumben  sich   entschlagen  und  die 
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dieser  Artikel  ausgelassen,131)  vielleicht  deshalb,  um  den  Ständen  keine  Gelegenheit  zu  Beschwerden 
über  Bayern  zu  geben,  dessen  Freundschaft  besonders  in  dieser  Zeit  für  Kaiser  Rudolf  von  nicht 
geringer  Bedeutung  war.  Aber  die  Stände  selbst  vergaszen  nicht  auf  diese  Frage,  die  besonders 
einige  von  ihnen  empfindlich  berührte,  ja  es  scheint  sogar,  dasz  sie  diesmal  lebhafter  erörtert  wurde 
als  in  den  früheren  Jahren.  Es  lassen  hierauf  wenigstens  die  allarmierenden  Nachrichten  schlieszen, 
welche  durch  die  bayrischen  Agenten  von  Prag  nach  Bayern  gesendet  wurden.  In  seinem  Berichte 
über  die  Eröffnung  des  böhmischen  Landtages  gibt  der  Agent  Bodenius  seinem  Herrn  am  7.  Februar 
bekannt,  dasz  einige  böhmische  Herren  und  unter  ihnen  besonders  der  Oberstlandrichter  Wolf  No- 
vohradsky  von  Kolovrat  —  dieser  Herr  besasz  erst  seit  kurzer  Zeit  an  der  bayrischen  Grenze  die 
Güter  Opälka  bei  Drosau,  Winterberg  und  Drslavic  bei  Prachatitz  —  die  Absicht  haben,  sich  auf 
dem  Landtage  nachdrücklichst  über  den  Herzog  von  Bayern  zu  beschweren,  weil  er  dem  Salzhandel 
an  der  böhmischen  Grenze  so  schade,  dasz  die  Grenzbewohner  in  kurzer  Zeit  angeblich  einen 
Schaden  von  über  300.000  Gulden  erlitten  hätten.112)  Tatsächlich  berührten  die  böhmischen  Stände 
diese  Frage  in  ihrer  Antwort  auf  die  königliche  Proposition,  indem  sie  sich  nicht  nur  über  den 
Herzog  von  Bayern,  sondern  auch  über  den  Erzbischof  von  Salzburg  beschwerten  und  forderten, 
dasz  der  Streit  um  die  Salzwege  rasch  erledigt  werde.133)  Als  ihnen  dann  in  der  Replik  mitgeteilt 
wurde,  dasz  diese  Angelegenheit  bereits  sowohl  in  der  Hofkammer,  als  auch  in  der  böhmischen 
Kammer  in  Angriff  genommen  wurde,  so  dasz  ihre  Erledigung  bald  bevorstehe,  begnügten  sich  die 
Stände  hiemit  und  nahmen  in  den  Landtagsbeschlusz  nur  den  üblichen  Artikel  über  die  Salzwege 
aus  Bayern  nach  Böhmen  auf.  Als  Termin,  bis  zu  welchem  die  Sache  beendet  sein  sollte,  wurde 
der  nächste  St.  Bartholomäustag  festgesetzt.134)  Auch  auf  dem  zweiten  Landtage  kam  die  Ange- 
legenheit des  Salzhandels  zur  Sprache.  In  der  Proposition  wurde  sie  zwar  nicht  erwähnt,  aber  die 
Stände  beschwerten  sich  selbst  neuerdings  über  die  allzugrosze  Salzteuerung  und  machten  hiefür 
den  Herzog  von  Bayern  verantwortlich135);  in  dem  endgiltigen  Landtagsbeschlusse  beriefen  sie  sich 
auf  diese  Beschwerde  und  forderten  abermals  eindringlich,  dasz  endlich  schon  diese  Sache  erledigt 
und  so  der  Salzteurung  abgeholfen  werde,  da  sonst  zu  befürchten  sei,  dasz  auch  die  Stände  nicht 
die  bewilligten  Hilfen  „infolge  der  groszen  für  das  Salz  auszugebenden  Summen  Geldes"  abführen 
könnten. 


acta  in  die  cantzlei  kommen.  Sonst  befindet  man  sich  derzeit  alhie  etwas  beschwert  mit  dem  saltz  und  muess 
man  die  kuefen  bair.  saltz  per  3  thaler  vier  und  5  weissgroschen  darüber  von  den  salzämptern  erkaufen.  Es  ist 
auch  wenig  saltz  alhie,  wirdet  wenig  zuegefüert  wegen  des  unbeständigen  winters  und  gar  bösen  weegs." 

131)  S.  die  Textnote  zur  betreffenden  Stelle  der  Proposition  [Nr.  21]. 

"2)  S.  unten  Nr.  24;  vgl.  auch  die  Nachricht  vom  5.  März  1605  unter  Nr.  46. 

I3a)  Das  geht  aus  der  kgl.  Replik  [Nr.  29]  hervor.  In  seinem  Schreiben  vom  12.  Feb.  [Nr.  30]  berichtet  zwar 
Bodenius,  dasz  die  Stände  bis  dahin  keine  Beschwerde  vorgebracht  haben,  er  scheint  aber  über  den  Inhalt  der 
ständischen  Antwort  vom  9.  Feb.  nicht  gut  unterrichtet  gewesen  zu  sein.  Später,  im  Schreiben  vom  28.  Febr.  [Nr. 
45],  berichtet  er  selbst,  dasz  sich  die  Stände  und  die  L.indesbeanten  beschwert  haben.  Vergl.  auch  den  Bericht  des 
andern  bayrischen  Agenten  Manhart  vom  26.  Feb.  [Nr.  43]. 

1M)  Ich  mache  hier  auf  eine  interessante  im  Briefe  Bodenius'  vom  19.  Feb.  [Nr.  39]  enthaltene  Nachricht  auf- 
merksam, wornach  die  Bewohner  der  bayrischen  Gemeinde  Zwiesel  dem  böhm.  Landtage  irgendeine  Beschwerde 
vorbrachten.  Worauf  sich  diese  Beschwerde  bezog,  ist  nur  sehr  unklar  aus  anderen  Berichten  der  bayrischen 
Agenten  zu  erkennen,  deren  Auszüge  in  den  Anmerkungen  zu  jener  Nachricht  Bodenius'  enthalten  sind.  Ganz  unklar 
ist  es  aber,  in  welchem  Zusammenhange  die  böhmischen  Stände  mit  dieser  bayrischen  Angelegenheit  waren; 
wahrscheinlich  betraf  sie  irgendwie  die  bayrischen  Lehen  dei  böhm.  Krone.  Dasz  Zwiesel  selbst  im  Lehensver- 
hältnisse zu  Böhmen  gestanden  wäre,  ist  mir  nicht  bekannt. 

,,s)  Das  ist  aus  dem  Gutachten  der  Hofkammer  über  diese  Antwort  der  Stände  vom  10.  Juni  [Nr.  83]  sowie 
aus  dem  Landtagsbeschlusse  (Nr.  90]  ersichtlich. 
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Die  Frage  der  Besichtigung  der  auf  Karlstein  aufbewahrten  Landesprivilegien, 
welche  auf  Anregung  der  böhmischen  Kammer  auf  das  Programm  des  Lichtmeszlandtages  kam, 
hing  mit  dem  Bestreben  zusammen,  den  Ertrag  der  auszerhalb  des  Landes  liegenden  und  vom 
Königreich  Böhmen  verpfändeten  Krongüter  oder  Kronlehen  zu  erhöhen.136)  Schon  auf  dem 
Landtage  des  J.  1586  wurden  zu  diesem  Zwecke  einige  Mitglieder  des  Herren-  und  Ritterstandes 
gewählt,  die  zusammen  mit  den  obersten  Landesoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern  ermächtigt 
wurden,  alles  in  dieser  Sache  Erforderliche  zu  veranlassen.137)  Da  aber  der  Beschlusz  des  Landtages 
vom  J.  1586  im  Jahre  1595  noch  nicht  durchgeführt  worden  war,  schlug  in  diesem  Jahre  die  Hof- 
kammer vor,  dasz  der  Kaiser  über  diese  Angelegenheit  neuerdings  mit  den  Ständen  verhandeln 
möge.1")  Ein  Jahr  später,  da  unterdessen  wieder  nichts  geschehen  war,  brachte  die  Hofkammer 
dem  Kaiser  den  Beschlusz  vom  Jahre  1586  abermals  in  Erinnerung  und  schlug  diesem  vor,  an- 
zuordnen, dasz  alle  notwendigen  Akten  in  den  Registraturen  der  böhmischen  Kanzlei,  der  böhmischen 
Kammer  und  der  Hauptmannschaft  der  deutschen  Lehen  der  böhmischen  Krone  aufgesucht  und 
falls  es  erforderlich  sein  sollte,  auch  einige  Personen  nach  Karlstein  gesendet  werden.139)  Der  Land- 
tag des  J.  1596  erneuerte  tatsächlich  den  Beschlusz  vom  J.  1586,  wählte  eine  neue  Kommission 
und  befahl,  dasz  die  ständische  Kommission,  die  schon  im  J.  1593  zur  Inventarisierung  und  Zusammen- 
stellung der  auf  Karlstein  aufbewahrten  Landesprivilegien  gewählt  und  im  J.  1596  vom  Landtag 
abermals  beauftragt  worden  war,  diese  Arbeit  durchzuführen,  darauf  bedacht  sein  möge,  „ob  nicht 
unter  den  anderen  Landesprivilegien  auch  auf  diese  Pfandlehen  bezügliche  Aufzeichnungen  zu  finden 
wären."140)  Seither  hörte  die  Hofkammer  nicht  auf,  darauf  zu  drängen,  dasz  die  Frage  der  verpfän- 
deten Krongüter  endlich  erledigt  werde.141)  Es  geschah  wahrscheinlich  durch  ihre  Einwirkung,  dasz 
der  Landtag  im  J.  1598  neuerdings  Kommissäre  zur  Aufnahme  der  Landesprivilegien  auf  Karlstein 
wählte  und  diesen  befahl,  am  8.  Juni  auf  Karlstein  zusammenzukommen,  die  Privilegien  zu  ver- 
zeichnen und  dabei  Alles  vorzumerken,  „was  unter  denselben  Landesprivilegien  auf  oben  geschriebene 
Verpfändungen  Bezug  hätte"  und  je  nach  Bedarf  die  Originale  oder  Abschriften  solcher  Stücke  auf 
die  Prager  Burg  mitzubringen.  Gleichzeitig  wurden  der  Kaiser,  die  obersten  Landesoffiziere  und 
Landrechtsbeisitzer  ermächtigt,  gemeinsam  mit  der  Landtagskommission  über  die  verpfändeten  Kron- 
güter zu  verfügen,  wie  sie  es  für  gut  halten  würden.142)  Diesmal  wurde  tatsächlich  ein  Inventar  der 
auf  Karlstein  befindlichen  Urkunden  hergestellt;143)  trotzdem  aber  die  Hofkammer  wiederholt  darauf 
drang,  dasz  irgendeine  Vorkehrung  getroffen  werde,  durch  welche  der  Ertrag  der  verpfändeten  Kron- 
güter erhöht  werde,144)  geschah,  wie  es  scheint,  bis  zum  J.  1604  in  dieser  Angelegenheit  nichts.  In 
diesem  Jahre  wählte  der  Landtag  auf  Ersuchen  des  Kaisers  aus  den  beiden  oberen  Ständen  gewisse 


•**)  Vergl.  B.  Rieger,  O  ceskych  krälovskych  a  korunnich  statcich  (in  der  Schrift  O  kräl.  hrade  Prazskem, 
dobrä  zdäni,  jez  podali  prof.  Celakovsky,  Kalousek,  Rieger  a  Stupecky.  Prag  1907)  S.  93  und  ff.  Ein  Verzeichnis 
der  auswärtigen  böhmischen  Kronlehen  bietet  Lünig,  Corpus  iuris  feudalis  germanici  IL,  1727,  Nr.  2,  ein  anderes 
siehe  in  den  Böhm.  Landtagsverh.  VII.  S.  338  Nr.  198;  vgl.  Kalousek  1.  c.  S.  108  Anm.  2. 

'")  Böhm.  Landtagsverh.  VII.  S.  81.  Die  ob.  Landesbeamten  machten  schon  1579  darauf  aufmerksam;  vergl. 
Ibid.  V.  Nr.  267.  S.  521. 

"•)  S.  das  Hofkammergutachten  vom  19.  Feb.  1595  in  Böhm.  Landt.  IX.  Nr.  29  S.  44. 

'")  Die  Zuschrift  der  Hofkammer  vom  25.  Feb.  1596  in  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  233  Nr.  177. 

lt0)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  270. 

'«')  S.  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  335,  463,  464,  489,  495. 

'")  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  151. 

»")  Eine  gleichzeitige  Abschrift  des  damals  angefertigten  Inventars  hat  sich  in  der  Hs.  62  C  16  des  böhm 
Landesarchivs  S.  651—670  und  687-716  erhalten.  Vergl.  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  495. 

'♦•)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  576  Nr.  428  und  429,  S.  580  und  586. 
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Personen,  die  beauftragt  wurden,  sich  Sonntag  den  4.  Juli  auf  der  Burg  Karlstein  zu  versammeln 
und  hier  unter  den  Landesprivilegien  einerseits  jene  auf  die  vom  Königreiche  Böhmen  verpfändeten 
Güter  bezüglichen  Verschreibungen,  anderseits  alte  Schutzverträge  des  Königreiches  Böhmen  mit  den 
übrigen  kaiserlichen  Erbländern  aufzusuchen,  welche  nach  dem  Wunsche  des  Kaisers  mit  Rücksicht 
auf  die  gemeinsame  Gefahr  erneuert  werden  sollten.143)  Dieser  Landtagsbeschlusz  wurde  tatsächlich 
durchgeführt,146)  zur  Erledigung  der  Frage  der  verpfändeten  Krongüter  aber  wurden  einige  Schritte 
erst  zu  Beginn  des  J.  1605  unternommen.  Am  7.  Jänner  erinnerte  die  Hofkammer  die  obersten  Lan- 
desoffiziere Böhmens  an  den  Landtagsbeschlusz  bezüglich  der  verpfändeten  Krongüter  und  forderte 
sie  auf,  den  auf  Karlstein  gefundenen  Sachen  alles  diese  Güter  Betreffende  entnehmen  zu  lassen 
und  diesen  Auszug  sodann  der  Hofkammer  einzusenden.  Hiebei  bemerkt  die  Hofkammer,  dasz  die 
baldigste  Erledigung  dieser  Dinge  dringend  notwendig  sei,  da  hiedurch  hoffentlich  eine  Summe 
Geldes  gewonnen  werden  könnte.117)  Auch  die  böhmische  Kammer  nahm  sich  dieser  Angelegenheit  an. 
Sie  berührt  dieselbe  in  einem  der  beiden  Artikel,  welche  sie  Anfang  Jänner  für  die  königliche  Pro- 
position zum  böhmischen  Landtage  vorschlug  [Nr.  6.].  Nach  diesem  Vorschlage  der  böhmischen 
Kammer  sollten  die  Stände  auf  die  Notwendigkeit  aufmerksam  gemacht  werden,  gewisse  Personen 
aus  den  Ständen  zu  bestimmen,  welche  gemeinschaftlich  mit  einigen  ihnen  durch  den  Kaiser  beizu- 
gebenden rechtskundigen  Personen  die  von  Karlstein  gebrachten  Privilegien,  insofern  sie  auf  die 
deutschen  Lehen  der  böhmischen  Krone  und  die  auswärtigen  von  der  böhmischen  Krone  verpfän- 
deten Güter  Bezug  haben,  durchzusehen  hätten.  Die  Hofkammer  schlosz  sich  in  ihrem  Gutachten 
[Nr.  IL]  dem  Vorschlage  der  böhmischen  Kammer  an  und  so  wurde  in  die  königliche  Proposition 
[Nr.  21.]  das  Ersuchen  aufgenommen,  der  Landtag  möge  gewisse  Personen  wählen,  die  neben  den 
vom  Kaiser  hiezu  Abgeordneten  „unverzüglich"  in  die  von  Karlstein  gebrachten  Privilegien  Einsicht 
zu  nehmen  und  über  das  Ergebnis  ihrer  Untersuchung  dem  Kaiser  zu  berichten  hätten.  Da  sich  die 
Stände  gleich  in  ihrer  ersten  Antwort  auf  die  königliche  Proposition  bereit  erklärten,  diesem  An- 
suchen zu  entsprechen  und  zur  Durchsicht  der  Privilegien  Personen  aus  ihrer  Mitte  zu  bestimmen, 
verlautbarte  der  Kaiser  in  der  Replik  [Nr.  29.],  dasz  er  diesen  Personen  als  seine  Kommissäre  den 
Oberstkanzler  Herrn  Zdenko  von  Lobkowic  und  den  Hauptmann  der  deutschen  Lehen  der  böhmischen 
Krone  Herrn  Stephan  Georg  von  Sternberg  beigäbe.  Im  endgiltigen  Landtagsbeschlusse  finden  wir 
sodann  die  Namen  der  aus  den  beiden  oberen  Ständen  gewählten  Personen,  welche  die  von  Karl- 
stein gebrachten  und  zur  Landtafel  niedergelegten  Schriften  durchzusehen  hatten  und  welche  be- 
auftragt wurden,  über  ihre  Tätigkeit  dem  Kaiser  und  den  Ständen  auf  dem  nächsten  Landtage  zu 
berichten.  Es  sind   dies   durchwegs   dieselben  Personen,   die  vom   vorigen   Landtage   auf  Karlstein 

,45)  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  526,  567  und  579. 

14°)  In  seinem  Schreiben  vom  1.  Dez.  1604  (Böhm.  Landt.  X.  Nr.  531  S.  653)  sagt  Stephan  von  Sternberg, 
Hauptmann  der  deutschen  Lehen,  dasz  „die  aussuchung  der  Privilegien  aufm  Karlstein  zwar  erfolget,  aber  bis  dato 
weiter  nichts  in  der  Sachen  vorgenomben  wurden".  Vgl.  die  folgende  Note. 

'")  Das  Konzept  dieser  Zuschrift  vom  7.  Jan.  1605  befindet  sich  im  k.  u.  k.  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchive 
in  Wien  sub  Böhmen  II.  Die  Hofkammer  schreibt  darin,  die  obersten  Landesbeamten  erinnern  sich  gewisz,  „was 
die  löbl  staend  dieser  krön  Behaimb  wegen  der  ausser  lands  versetzten  gueter  und  derselben  Steigerung  vorge- 
hunde  landtage  für  bewilligung  gethan ;  wann  dann  irer  Mt.  und  des  gemeinen  wesens  sonderbare  notturft  erfordern 
will,  die  sachen  nunmehr  ehist  und  ohne  fernen  Verzug  fortzustellen,  weil  man  bei  jezigen  nöthen  die  summam 
gelds  daraus  zu  haben  verhofft,  und  nun  unter  jüngster  verrichter  rais  nach  Carlstein  allerhand  schritten  auf- 
gesuecht  und  anheer  gebracht  worden,  darunder  sonder  zweifeis  auch  in  diser  sach  guete  nachrichtung  zu  finden 
sein  wirdet,  als  werden  . .  .  h.  landofficierer  hiemit  ersucht,  unbeschwerte  Verordnung  zu  thuen,  damit  dasjenige, 
so  etbo  deswegen  verhanden  sein  möchte,  extrahiert  und  der  kais.  hofcammer  mit  dem  ehisten  communiciert 
werde  .  . ." 
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entsandt   worden  waren.    Es  ist  gleich  zu  bemerken,    dasz  die  vom   Lichtmeszlandtage    des  J.  1605 
gewählte  Kommission  ihre  Aufgabe  weder  in  diesem  noch  im  folgenden  Jahre  erfüllte.148) 

Neben  diesen  Dingen,  mit  denen  sich  der  Landtag  des  J.  1605  nach  dem  Beispiele  vieler  frü- 
herer Landtage  auf  Grund  der  königlichen  Proposition  beschäftigte,  war  ursprünglich  für  diesen 
Landtag  noch  eine  andere  Frage  von  nicht  geringer  staatsrechtlicher  Bedeutung  vorbereitet:  der 
Streit  Kaiser  Rudolfs  als  König  von  Böhmen  mit  dem  Kurfürsten  von  Brandenburg  um  die  Fürsten- 
tümer Oderberg  und  Beuten.  Diese  beiden  Lehen  der  böhmischen  Krone  gelangten  unter 
den  Königen  Ludwig  und  Ferdinand  I.  in  den  Besitz  des  Brandenburger  Markgrafen  Georg.  Die 
Stadt  Beuten  mit  dem  ganzen  Gebiete  hatte  im  J.  1526  König  Ludwig  dem  Markgrafen  und  seinem 
nächsten  Nachfolger  in  der  Art  verschrieben,  dasz  sie  nach  dem  Tode  der  Beiden  der  König  von 
Böhmen  wieder  auszahlen  könne.149)  König  Ferdinand  erneuerte  im  J.  1531  diese  Verschreibung  und 
bestimmte  gleichzeitig,  dasz  Markgraf  Georg  auch  die  Herrschaft  Oderberg,  die  ihm  von  Herzog  Jo- 
hann von  Oppeln  abgetreten  worden  war,  als  Pfand  behalten  solle,  aber  derart,  dasz  sie  nach  dem 
Tode  des  Markgrafen  Georg  und  seiner  zwei  unmittelbaren  direkten  Erben  ohne  jede  Entschädigung 
wieder  an  die  böhmische  Krone  heimfalle.150)  Nach  diesen  Verträgen  hatte  Kaiser  Rudolf  nach  dem 
Tode  des  Sohnes  und  Nachfolgers  des  Markgrafen  Georg,  Georg  Friedrich,  der  im  J.  1605  ohne 
Nachkommen  starb,  das  zweifellose  Recht,  :Beuten  für  die  böhmische  Krone  auszulösen,  Oderberg 
aber  sollte,  da  Markgraf  Georg  Friedrich  überhaupt  keine  Nachkommen  hinterliesz,  ohne  jede  Aus- 
zahlung wieder  an  die  böhmische  Krone  heimfallen.  Trotzdem  ergriff  aber  nach  dem  Tode  dieses 
Markgrafen  der  Brandenburger  Kurfürst  Joachim  Friedrich,  dem  der  verstorbene  Markgraf  im  Falle 
seines  Todes  das  Herzogtum  Jägerndorf  abgetreten  hatte,  Besitz  von  den  beiden  erledigten  Fürsten- 
tümern und  behauptete,  dasz  sie  ihm  von  dem  verstorbenen  Markgrafen  vermacht  worden  wären; 
gleichzeitig  verlangte  er,  dasz  ihm  die  Fürstentümer  durch  den  Kaiser  erblich  überlassen  oder  ver- 
kauft werden.151)  Kaiser  Rudolf  bestand  jedoch  darauf,  dasz  er  Beuten  auszahlen  werde  und  for- 
derte auch  die  Herausgabe  von  Oderberg.  Im  November  1604  forderte  er  abermals  den  Kurfürsten 
entschieden  auf,  dasz  er  bis  zur  nächsten  Lichtmesse  beide  Herrschaften  gegen  Bezahlung  der  Pfand- 
summe dem  Kaiser  zu  Händen  der  schlesischen  Kammer  übergebe.  Hiezu  bemerkte  er,  dasz  es  die 


"8)  Noch  am  21.  Aug.  1607  schrieb  die  Hofkammer  an  den  böhm.  Kanzler  (Konzept  im  Arch.  des  k.  u.  k. 
Reichsfinanzminist.  in  Wien  sub  Böhmen),  dasz  „noch  vor  3  jähren  etliche  brief  zum  Cailstein  aufgesuecht  und  all- 
hergebracht worden,  welche  hernach  gewiessen  personen  zuegestellt,  dasz  si  dieselben  revidlrn  und  vo!gunds  irer 
Mt.  und  den  ständen  auf  negsten  lantag  nach  solcher  revidirung  bericht  thuen  sollen,  welches  aber  nach  gleichwol 
berait  so  lang  angestandener  zeit  noch  nicht  besehenen  ist".  Deshalb  ersucht  die  Hofkammer  den  Kanzler  die 
Kommissäre  zu  ermahnen,  „damit  si  dises  werch  der  hohen  notturft  nach  numehr  fürnemben  und  weiter  tut  differirn 
wölllen." 

l")  In  der  Verschreibung  K.  Ludwigs  vom  16.  Jan.  1526  (herausg.  Grü  nhage  n-Markgraf,  Lehns-  und 
Besitzurkunden  Schlesiens  II.,  Leipzig  1883,  Nr.  53  S.  454)  steht  folgende  Bedingung:  „Und  wo  wir,  unser  erben, 
nachkommende  kunige  zuBeheimund  herzogen  in  Siesien,  nach  absterbung  margrave  Georges  und  seines  nechsten 
erben,  also  das  die  zwene  leibe  ab  weren,  von  den  andern  erben  und  erbsnhemen  die  gedochten  herschaffen 
zu  unsern  aigen  handen,  nuzungen  und  gebrauch  an  allen  andern  schein  losen  wolden  und  es  den  Inhabern  ein 
halb  jar  zuvor  zu  erkennen  geben  und  die  summe  nach  laut  irer  brive  erlegen  wurden,  alsdann  und  nicht  ehe 
sollen  sie  uns,  unsern  erben  .  .  .  mher  genannte  herschaft  wiederumb  einrheumen  und  an  allen  intrag  zu  unsern 
handen  stellen." 

lso)  Vergl.  d'El  ver  t  Die  Verfassung  und  Verwaltung  von  Oesterreichisch-Schlesien  (Schriften  der  hist.- 
statist.  Sektion  der  k.  k.mähr.-schles.  Gesellschaft  VII.,  1854)  S.  48;  Biermann,  Geschichte  der  Herzogtümer 
Troppau  und  Jägerndorf.  1874,  S.  317  folg.;  Qrünhagen,  Gesch.  Schlesiens  II.,  1886,  S.  58. 

1  ')  Vergl.  das  handschriftliche  Werk  G.  Stenzels,  Urkundliche  Geschichte  der  freien  Standesherrschaft 
Beuthen  in  Oberschlesien  1842  (Abschrift  im  Breslauer  Staatsarchiv  sub  Rep.  135  Handschrift  E  74)  S.  30  ff. 
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böhmischen  Stände  bereits  öfter  mit  Nachdruck  verlangt  hatten.162)  Der  Kurfürst  von  Brandeburg 
sandte  bald  nachher,  vielleicht  sogar  noch  früher,  als  ihm  der  Befehl  des  Kaisers  überbracht  .wurde, 
den  Jägerndorfer  Obersthauptmann  Friedrich  von  Ratzbar  ais  seinen  Gesandten  nach  Prag,  welcher 
dem  Kaiser  wahrscheinlich  abermals  die  Bitte  des  Kurfürsten  vorbrachte,  ihm  beide  Herrschaften  erb- 
lich zu  belassen  und  hiezu  die  Zustimmung  der  böhmischen  Stände  einzuholen.155)  Am  3.  Jänner 
1605  erhielt  er  vom  Kaiser  eine  Antwort  [Nr.  3.]  des  Inhalts,  dasz  die  Entscheidung  über  die  Bitte 
des  Kurfürsten  nach  dem  Wunsche  der  obersten  Landesoffiziere  bis  zum  nächsten  Landtage  ver- 
schoben werde,  dasz  aber  der  Kaiser  der  schlesischen  Kammer  angeordnet  habe,  diese  Herrschaften 
vorläufig  nicht  zu  verkaufen.  In  dem  Gutachten,  durch  welches  die  Hofkammer  dem  geheimen  Rate 
einige  Tage  später  vorschlug,  was  den  böhmischen  Ständen  auf  dem  Landtage  in  der  königlichen 
Proposition  vorzulegen  wäre  [Nr.  IL],  wird  auch  darauf  hingewiesen,  dasz  man  mit  den  obersten 
Landesoffizieren  des  Königreiches  Böhmen  verhandeln  sollte,  ob  sie  den  Ständen  die  Angelegenheit 
der  Güter  Oderberg  und  Beuten  nicht  vortragen  wollten.  Es  siegte  jedoch  selbst  in  der  Hofkammer 
die  Meinung,  dasz  dieser  Gegenstand  dem  Landtage  nicht  in  der  Proposition  vorzutragen  sei,  sondern 
dasz  man  über  denselben  eigens  mit  den  Ständen  verhandeln  solle,  jedoch  so,  dasz  ihre  Ent- 
scheidung in  den  Landtagsbeschlusz  aufgenommen  werde.15')  Tatsächlich  gab  die  Hofkammer  erst 
am  11.  Februar,  dem  Tage,  an  welchem  der  Kaiser  bereits  auf  die  erste  Antwort  der 
Stände  replizierte,  den  obersten  Landesoffizieren  Nachricht  [Nr.  28.]  von  den  neuen  Angeboten 
des  Kurfürsten  von  Brandenburg,  die  er  dem  Kaiser  in  den  verschiedenen  zwischen  ihnen  strittig 
gewordenen  Fragen  machte,  und  besonders  von  seiner  Bitte,  dasz  ihm  Oderberg  und  Beuten  mit 
Tarnowitz  mit  Zustimmung  der  böhmischen  Stände  erblich  belassen  würden,  und  ersuchte,  dasz  ihr 
bald  die  Entscheidung  der  böhmischen  Stände  bekannt  gegeben  werde.  Wir  haben  zwar  keine  Nach- 
richten darüber,  dasz  über  diesen  Gegenstand  auf  dem  Landtage  mit  den  Ständen  verhandelt  worden 
wäre,  in  den  Artikeln  des  Landtagsbeschlusses  wird  er  nicht  erwähnt,  und  auch  den  beiden  späteren 
Landtagen  des  J.  1605  wurde  diese  Angelegenheit,  soweit  bekannt,  formell  nicht  vorgetragen.  Wenn 
aber  Kaiser  Rudolf  im  Juli  1605  in  seinem  Schreiben  an  den  Kurfürsten  von  Brandenburg,  worin  er 
ihn  auffordert,  endlich  die  genannten  Güter  abzutreten,  behauptet,  dasz  er  dem  Ersuchen  des  Kur- 
fürsten um  erbliche  Überlassung  dieser  Güter  wegen  des  Widerstandes  der  böhmischen  Stände  nicht 


U2)  Das  mit  der  Bemerkung:  „Fiat  abschritt  zum  einschliessen  auf  die  böhm  hofeanzlei,  alda  dies  gefertigt 
werden  solle"  versehene  Konzept  des  kaiserlichen  Schreibens  an  den  Kurfürsten  vom  16.  Nov.  1604  befindet  sich 
im  Arch.  des  k.  u.  k.  Reichsfinanzminist.  in  Wien  sub  Böhmen  1604  Nov.  16.  Der  Kaiser  ermahnt  darin  den  Kur- 
fürsten, er  möge  Vorkehrungen  treffen,  „damit  solche  gueter  gegen  empfahung  deren  darauf  ligunden  pfandsumma 
ohne  fernem  verzueg  mit  dem  allerehisten  und  lengist  zwischen  jetzt  und  lichtmess  negstkunftig  uns  zu  banden 
unserer  schlesischen  camer  oder  deroselben  verordneten  abgetreten  werden,  inmassen  den  unser  getreue  stend  des 
künigreichs  Behaim  mehrmalen  stark  darumb  anhalten."  Gleichzeitig  schrieb  der  Kaiser  in  derselben  Sache  an  den 
Breslauer  Bischof  als  Landeshauptmann  und  an  die  schles.  Kammer  (Konzepte  daselbst».  In  dem  an  den  Bischof 
gerichteten  Schreiben  wird  angegeben,  dasz  die  Pfandsumme  19.816  Taler  24  Gr.  beträgt. 

v'3)  Vgl.  das  Schreiben  Rudolfs  an  den  Kurfürsten  von  Brandenburg  vom  26.  Juli  1C05  (Konzept  im  Arch.  des 
k.  u.k.  Reichsfinanzminist.  sub  Böhmen  1605  Juli  26,  wo  es  heiszt:  „was  wir  deiner  L.  wegen  ablösung  der  pfand- 
schaften Oderberg,  Tarnowitz  und  Beuthen  zu  underschiedlichen  mahlen  geschrieben,  auch  sonderlich  . .  .  wegen 
der  jahrnuzung  uns  dahin,  das  wir  diese'be  deiner  L.  bis  Michaelis  vorschinen  [29  Sept.  1604]  in  handen  lassen, 
wollten,  erkleret,  ob  nu  wohl  deine  L.  uns  ferner  gehorsambist  ersucht,  ihr  das  erb  an  solchen  guetern  zu  lassenr 
darauf  dann  (auch  jedoch  unseren  ablösun,L,'srechten  ohne  schaden)  die  abtretung  damals  war  suspendiret .  .  ."  Wegen 
der  Zustimmung_der  böhm.  Stände  siehe  unten  Nr.  28. 

'")  Siehe  die  Textnote  zur  betreffenden  Stelle  der  Nr.  II. 
(6)  Böhmische  LandtagsverliandliiiiKen  XI. 
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nachkommen  könne,165)  kann  man  wohl  nicht  daran  zweifeln,  dasz  wenigstens  privat  die  Meinung 
der  böhmischen  Stände  in  dieser  Angelegenheit  eingeholt  worden  sei.  Der  Streit  um  Oderberg  und 
Beuten  wurde  allerdings  durch  die  Aufforderung  des  Kaisers  vom  Juli  1605  nicht  entschieden.  Auch 
nachher  wurde  immer  von  neuem  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Kurfürsten  unterhandelt,  wobei  der 
Kurfürst  im  Besitze  der  beiden  strittigen  Güter  verblieb.  Erst  nach  dem  Siege  Ferdinands  II.  über 
die  Protestanten  wurden  diese  beiden  Lehen  der  böhmischen  Krone  dem  Sohne  des  Kurfürsten 
Joachim  Friedrich,  Johann  Georg,  entrissen.16'3) 

Unter  den  Artikeln,  die  in  den  letzten  Jahren  regelmäszig  in  die  Landtagspropositionen  und 
Landtagsbeschlüsse  aufgenommen  zu  werden  pflegten,  vermissen  wir  diesmal  den  Artikel  über  die 
Herausgabe  einer  Ordnung  gegen  die  Teuerung  der  Handwerker  u  nd  G  es  chäf  ts- 
leute.  Obzwar  eine  solche  Ordnung  bereits  im  J.  1578  von  Kaiser  Rudolf  auf  Verlangen  der  Stände 
und  mit  deren  Mitwirkung  erlassen  worden  war,167)  hörten  auch  in  den  späteren  Jahren  die  Klagen 
über  eine  übermäszige  Teuerung  der  Handwerker  nicht  auf  Im  J.  1595  beschlossen  die  Stände,  den 
Kaiser  mit  den  obersten  Landesoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern  zu  ermächtigen,  gewisse  Personen 
aus  den  Ständen  zur  Verfassung  und  Verbesserung  dieser  älteren  Ordnung  zu  bestimmen,  welche 
spätestens  bis  Pfingsten  dieses  Jahres  im  Druck  erscheinen    sollte.168)  Dieser  Beschlusz  wurde  nicht 


lä5)  In  dem  (in  der  Note  153  zitierten)  Schreiben  an  den  Kurfürsten  sagt  der  Kaiser:  „ob  nu  wohl  deine  L. 
uns  ersucht,  ihr  das  erb  an  solchen  guetern  zu  lassen  . .  .,  so  haben  wir  doch  darzu  ohn  consens  unserer  gehorsam- 
bisten  stende  der  cron  Behmen  nicht  gelangen  können,  dieselbe  aber  haben  dagegen  dermassen  erhebliche  beden- 
ken —  darunter  den  diejehnigen  exceptionen,  so  deine  L  wider  uns  und  unserer  cron  Behmen,  auch  fiirsten  und 
stende  in  Schlesien  privilegia  in  andern  Sachen  [d.  h.  in  anderen  zwischen  dem  Kurfürsten  und  dem  Kaiser  strit- 
tigen Sachen]  mit  nicht  weniger  unserer  befrembdung  einwendet,  umb  so  vil  mehr  zu  künftigem  besorgnis  anderer 
weitleufigkeit  fast  viel  ursach  geben  -  ,  das  wir  demnach  hierunter  deine  L ,  zum  fall  si  auf  solchem  ihren  vor- 
haben zu  beharren  gedechten,  wie  gern  wir  sonsten,  da  die  Sachen  anders  beschafen  wehren,  thun  wollten,  zue 
disem  mahl  ohne  merklichen  unsern  nachtl  nicht  gratificirn  können." 

I5S)  Es  ist  mir  nicht  möglich,  hier  den  weiteren  Verlauf  des  Streites  um  Oderberg  und  Beuten  ausführlich  zu 
schildern  und  vielleicht  wird  sich  hiezu  auch  in  den  späteren  Teilen  der  Böhm.  Landtagsverh.  keine  Gelegenheit 
ergeben,  da,  soviel  ich  weisz,  später  über  diese  Angelegenheit  nicht  mit  den  Ständen  verhandelt  wurde.  Ich  ver- 
weise daher  allgemein  auf  das  oben  (Anmkg.  151)  angeführte  handschriftliche  Werk  Stenzels,  und  bemerke  nur, 
dasz  am  kais.  Hofe  später  offenbar  die  Meinung  überwog,  dasz  zu  einer  neuerlichen  Verpfändung  dieser  beiden 
Güter  an  den  Kurfürsten  eine  Bewilligung  der  Stände  nicht  notwendig  sei,  da  es  einfach  eine  Sache  der  kaiser- 
lichen Hofkammer  sei.  Diese  Ansicht  wird  ganz  entschieden  in  der  Zuschrift  der  Hofkammer  an  die  geheimen  Räte 
vom  20.  Febr.  1606  (Konzept  im  Arch.  des  k.  u.  k.  Reichsfinanzminist.  sub  Böhmen  1606  Febr.  20)  ausgesprochen, 
worin  zu  lesen  ist:  „Sovil  . . .  Oderberg  und  Beuten  belanget,  were  ja,  wie  die  herrn  gehaimen  melden,  für  ihre  Mt. 
besser  oder  viel  mehrers  zu  gelt  zu  gelangen,  wann  diese  gueter  gar  vererbt  wurden.  Es  ist  aber  solche  Vererbung 
gegen  dem  churfürsten  jeder  zeit  für  bedenklich  geachtet  worden  .  .,  dahero  die  hofcamer  für  das  negst  undgleich- 
samb  bestes  mittl  gehalten  die  Steigerung  des  pfandes  .  .  Inmassen  dan  auch  die  h.  obristen  landofficirer  d.-r  cron 
Behaimb  oder  dieselb  hofexpedition  die  verpfendung  ihrer  Mt.  camergueter  sonderlich  in  disen  fall,  da  solche  gueter 
in  Schlesien  gelegen,  nichts  angeht,  sondern  die  camer  bishero  jeder  Zeit  damit  zu  disponiren  gehabt,  dahero  die 
hofcamer  ihrestheils  nochmals  ihrer  voriger  mainung  were",  [dasz  nämlich  die  Güter  mir  verpfändet  weiden,  aller- 
dings um  einen  höheren  Betrag],  Diese  hier  ausgesprochene  Ansicht  ist  aber  jedenfalls  unrichtig,  da  eben  das  Ver- 
leihen der  schlesischen  Lehen  der  böhmischen  Krone  und  ihr  Verpfänden  nicht  allein  von  dem  Willen  des  Königs, 
sondern  auch  von  der  Bewilligung  der  Stände  abhängig  war;  vergl.  Kalousek,  Ceskd  stätni  prävo,  2.  Aufl.  S. 
151  —  161,  sowie  auch  Kratochvil,  K  pom£ru  eis.  Rudolfa  II.  k  areiknizeti  Matyäsi:  2  Arciknize  Matyää  uchäzi  se 
u  eis  Rudolfa  o  sprävu  Slczska  a  zästavu  knizetstvi  Opolsko-Ratiborskeho  (Ces.  Cas.  tust.  V.,  1899,  S.  216  ff.) 
'")  Abgedruckt  in  Böhm.  Landtagsverh.  V.  S.  260—294;  vergl.  ibid.  S.  449. 

I18)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  112;  vergl    ibid.   S.  50  das  interessante  Votum    des  Bürgerstandes    in  dieser 
Angelegenheit. 


42 


durchgeführt  und  auch  im  folgenden  Jahre  ohne  Erfolg  erneuert.150)  Deshalb  wählten  im  J.  1597  die 
Stände  selbst  auf  dem  Landtage  gewisse  Personen  aus  allen  drei  Ständen,  welche  mit  den  kaiser- 
lichen Kommissären  auf  Aufforderung  des  Kaisers  in  Prag  zusammenzukommen  und  die  Druck- 
legung der  verbesserten  Ordnung  gegen  die  Teuerung  der  Handwerker  zu  besorgen  hatten.160)  Als 
aber  auch  dies  nicht  half,  beschlosz  der  Landtag  im  J.  1598,  dasz  die  vom  vorigen  Landtage  ge- 
wählte Kommission  an  einem  bestimmten  Tage  zusammentreten  und  das  durchführen  solle,  was  ihr 
auferlegt  worden  war; 161)  aber  auch  dieser  Beschlusz  muszte  noch  einigemal  auf  den  folgenden  Landtagen 
bis  zum  J.  1604  wiederholt  werden,  wobei  immer  ein  neuer  Termin  festgesetzt,  die  Kommission  er- 
gänzt und  auf  die  neue  Ordnung  bezügliche  Wünsche  beigefügt  wurden.162)  Im  J.  1604  wurde  der 
Beschlusz  etwas  abgeändert ;  mit  Umgehung  der  vom  vorigen  Landtage  gewählten  Kommission  wurde 
der  Artikel  über  die  Teuerung  der  Handwerker,  der  angeblich  „wegen  der  Kürze  der  Tagung  dieses 
Landtages  nicht  fertiggestellt  und  allgemein  verlautbart  werden  konnte,"  dem  Kaiser,  den  obersten 
Landesoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern  übergeben,  damit  dieser  Artikel,  „so  bald  als  möglich  fer- 
tiggestellt und  mit  der  gnädigen  Erlaubnis  Sr.  kaiserlichen  Gnaden  allgemein  verlautbart  werden 
könne."163)  Diese  Vorkehrung  bewährte  sich.  Bis  Ende  1604  war  die  Ordnung  für  Handwerker  und 
Geschäftsleute  fertig  und  gedruckt,  so  dasz  sie  noch  Ende  Jänner  1605  im  ganzen  Lande  öffentlich 
verlautbart  werden  konnte.164)  Deshalb  überrascht  es  einigermaszen,  dasz  die  böhmische  Kammer 
in  ihrem  Anfang  Jänner  über  die  Artikel  der  Landtagsproposition  abgegebenen  Gutachten  [Nr.  6.] 
vorschlägt,  die  Stände  mögen  aufgefordert  werden,  sich  für  die  baldige  Publizierung  der  Polizeiord- 
nung einzusetzen,  worunter  eben  diese  Ordnung  für  Handwerker  und  Geschäftsleute  gemeint  wird. 
Dagegen  wird  im  Gutachten  der  Hofkammer  vom  22.  Jänner  [Nr.  IL]  richtig  angeführt,  dasz  diese 
Verordnung  nicht  nur  bereits  ausgearbeitet,  sondern  auch  dem  Kaiser  vorgelegt  worden  sei  und  da 
dieser  mit  ihr  einverstanden  sei,  brauche  man  dieselbe  nur  noch  zu  publizieren.  Es  ist  demnach  be- 
greiflich, dasz  diese  Ordnung  weder  in  der  Landtagsproposition,  noch  im  endgiltigen  Beschlüsse  er- 
wähnt wird.  Es  wurde  aber  darüber  auf  Veranlassung  der  Stände  auf  dem  zweiten,  dem  Pfingst- 
landtage,  verhandelt.  In  der  Antwort  auf  die  königliche  Proposition  sprachen  die  Stände  den  Wunsch 
aus,  der  Kaiser  möge  dafür  sorgen,  dasz  die  vor  kurzem  verlautbarte  Ordnung  auch  tatsächlich  ein- 
gehalten werde.  Die  Hofkammer  stimmte  in  ihrem  Gutachten  über  die  Antwort  der  Stände  [Nr. 
83.]  diesem  Wunsche  bei,  bemerkte  jedoch,  es  sei  hingegen  notwendig,  dasz  auch  die  Obrigkeiten 
für  das  strenge  Einhalten  der  in  dieser  Verordnung  enthaltenen  Vorschriften  Sorge  tragen.  Im  Land 
tagsbeschlusse  [Nr.  90.]  finden  wir  allerdings  nur  die  Bitte  der  Stände,  der  Kaiser  wolle  „über  dieser 
erlassenen  Ordnung  seine  gnädige  Hand  halten",  da  dieselbe  sonst  wertlos  wäre. 

Der  Beschlusz  des    Lichtmeszlandtages  enthält   auch  einen  Artikel,   von  dem  ausdrücklich  ge- 
sagt wird,  dasz  die  Anregung  zu  demselben  vom  Kaiser  ausging,  obwohl  davon  in  der  königlichen 


,s»)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  269. 

IM)  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  422. 

"")  Böhm.  Landtagsverh.  IX.   S.  559. 

"■')  Böhm.  Landtagsverh.  IX.  S.  655;  X.  S.  43,  184,  280  und  415. 

,M)  Böhm.  Landtagsverh.  X   S.  565;  vergl.  ibid.  S.  591. 

'")  Den  Text  dieser  Anordnung  mit  Nachrichten  über  deren  Veröffentlichung  und  Durchführung  findet  man 
unten  in  der  Abt.  B.  Hier  bemerke  ich  nur,  dasz  zwar  die  endgillige  Herausgabe  dieser  Ordnung  offenbar  nur  das 
Werk  der  obersten  Landesoffiziere  uud  Landrechtsbeisitzer  war;  trotzdem  wäre  es  jedoch  unrichtig,  zu  glauben, 
dasz  die  früheren  ständischen  Kommissionen  sich  darum  gar  nicht  verdient  gemacht  haben.  In  der  Einleitung  zu 
der  Ordnung  selbst  wird  dieselbe  ausdrücklich  als  gemeinsames  Werk  der  ständischen  und  kaiserlichen  Kommissäre 
bezeichnet. 

(6») 
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Proposition  und  in  den  anderen  diesen  Landtag  vorbereitenden  Dokumenten  keine  Erwähnung  getan 
wird.  Es  ist  dies  der  Artikel  betreffs  der  Verhinderung  leichtfertiger  Gesuche  um  Revision 
der  Urteile  des  Appellationsgerichtes  und  der  Verlängerung  de  r  Tagung  des 
Kammergerichtes  um  zwei  Tage  zur  Erledigung  solcher  Revisionen.  Der  Brauch,  sich  gegen 
die  Urteile  des  Appellationsgerichtes  mit  der  Bitte  um  die  Revision  des  Prozesses  an  den  König  zu 
wenden,  entwickelte  sich  bald  nach  der  Errichtung  dieses  Gerichtes  im  J.  1548  und  es  wurden 
diese  Revisionen  bei  dem  Kammeigerichte  als  dem  eigentlichen  königlichen  Gerichte  durchgeführt.1") 
Schon  in  den  J.  1558  und  1571  faszte  der  Landtag  einen  Beschlusz  gegen  solche  leichtfertige  Ge- 
suche und  durch  das  kaiserliche  Mandat  vom  14.  Mai  1571  wurden  strenge  Strafen  Jenen  bemessen, 
die  überflüssigerweise  um  die  Revision  eines  Urteiles  des  Appellationsgerichtes  einkommen  würden.1'6) 
Später,  im  J.  1600,  beschwerte  sich  der  Bürgerstand  abermals  darüber,  dasz  die  Tätigkeit  des  Ap- 
pellationsgerichtes dadurch  lahmgelegt  werde,  dasz  viele  Parteien  um  die  Revision  seiner  Urteile  an- 
suchen, „indem  sie  sich  |  darauf  verlassen,  dasz  solche  Revisionen  in  vielen  Jahren  nicht  erledigt 
werden".  Deshalb  beschlosz  im  J.  1600  der  böhmische  Landtag  im  Einverständnis  mit  dem  Kaiser, 
die  Dauer  jeder  Tagung  des  Kammergerichtes  um  drei  Tage,  während  deren  solche  Revisionen  er- 
ledigt werden  sollten,  zu  verlängern.167)  Dieser  Beschlusz,  der  nur  drei  Jahre  gelten  sollte,  wurde 
vom  Lichtmeszlandtage  des  J.  1605  für  weitere  zwei  Jahre  erneuert,  aber  derart,  dasz  das  Kammer- 
gericht statt  um  drei  nur  um  zwei  Tage  verlängert  wurde,  wobei  hinzugefügt  wurde,  dasz  der  neu 
eingerissene  Brauch  aufhören  solle,  „dasz  manchen  Personen  im  Appellationsgerichte  ihre  Revisionen 
zurückgehalten  und  aus  manchen  Gründen  nicht  ausgefolgt  werden".  Gleichzeitig  wurde  aber  die 
Vorkehrung  getroffen,  um  leichtfertige  Gesuche  um  die  Revision  von  Urteilen  des  Appellationsge- 
richtes  hintanzuhalten.  Die  Stände  beschlossen  im  Einvernehmen  mit  dem  Kaiser,  dasz  ein  Jeder, 
der  sich  eine  solche  Revision  erbitten  würde,  „ohne  hiezu  Ursache  zu  haben,  und  schon  früher  im 
Besitze  eines  gerechten,  in  seinem  Streitfalle  gemachten  Ausspruches  war,"  mit  einem  zweiwöchent- 
lichen Kerker  im  weiszen  Turme  gestraft  werde. 

Auf  Anregung  der  beiden  oberen  Stände  wurde  in  den  Landtagsbeschlusz  der  Artikel  über  die 
Untersuchung  der  Frage  aufgenommen,  ob  das  Geschlecht  der  Herren  von  Vchynic  dem 
Herrenstande  angehöre.  Das  alte  ritterliche  Geschlecht  der  Vchynsky  von  Vchynic,  dessen 
erste  bekannte  Ahnen  schon  im  XIII.  Jahrhundert  vorkommen,  wurde  im  XVI  Jahrhundert  in  meh- 
rere Linien  geteilt;  von  diesen  kamen  zur  gröszten  Bedeutung  die  Nachkommen  des  Johann  Dlask, 
der  zu  Beginn  des  XVI.  Jahrhunderts  mit  seinem  Bruder  Vchynic  und  Opamo  besasz  und  ungefähr 
im  J.  1521  starb.  Von  den  drei  Söhnen  dieses  Johann  Dlask  wurde  der  mittlere,  Wenzel,  der  im  J. 
1542  ermordet  wurde,  der  Ahnherr  der  reichsten  und  bedeutendsten  Linie.  Seine  beiden  Söhne,  der 
ältere  Radslav  und  der  jüngere  Johann,  erwarben  ausgedehnte  Güter  und  bekleideten  viele  hohe 
Ämter.  Johann,  der  vom  |.  1576  an  Burggraf  auf  Karlstein  war,  ist  hauptsächlich  dadurch  bekannt, 
dasz  er  infolge  seiner  allzu  energischen  Verteidigung  seiner  Amtsrechte  im  Streite  um  das  Patro- 
natsrecht  der  Dechantei  Karlstein  mit  Kaiser  Rudolf  als  dem  König  von  Böhmen  im  J.  1586  seines 
Amtes  enthoben  wurde.  Kurz  nachher  wurde  er  einer  betrügerischen  Handlung  beschuldigt  und  ent- 
ging der  Verurteilung  nur  durch  seinen  plötzlichen  Tod  im  J.  1590."s)  Der  ältere  Bruder  des  Johann 


'" )  Kalousek,  Ceske  statin'  prävo,  2.  Aufl.,  S.  115—116;  vergl.  Raclifahl,  Die  Organisation  der  Gesamt- 
staatsverwaltung Schlesiens,  Leipzig  1894,  S.  241    ff. 

'")  Böhm.  Landtagsverh.  III.  S.  606  und  607. 

'*')  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  45—46 

"*)  Die  auf  diese  Affaire  des  Johann  Vchynsky,  bezüglichen  Akten  sind  in  den  Böhm.  Landtagsverh.  VII  abge- 
druckt. Vergl.  Folkma  n  n,  Die  gefürstete  Linie  des  Geschlechtes  Kinsky,  Prag   1861,  S.  31—32;  Gindely,   Ge- 

44 


Vchynsky,  Radslav,  der  Johann  an  Reichtum  übertraf  und  an  Selbstbewusztsein  und  Ehrgeiz  dem- 
selben kaum  nachstand,  machte  den  kühnen  Versuch,  seinem  Geschlechte  durch  Unterschieben  an- 
scheinend alter  Privilegien  die  Zugehörigkeit  zum  Herrenstande  in  Böhmen  zu  erwerben.  Als  Vor- 
mund der  Waisen  nach  Johann  Tettauer  von  Tettau  auf  Zätvor(f  1577)  wollte  er  auf  Grund  der  Ähn- 
lichkeit seines  Wappens  mit  dem  Tettauerischen  den  gemeinsamen  Ursprung  dieser  beiden  Ge- 
schlechter nachweisen  und  dadurch  erreichen,  dasz  ihm  der  Herrenstand  zuerkannt  werde.  Zu 
diesem  Zwecke  legte  er  im  J.  1596  der  königlich  böhmischen  Kanzlei  gefälschte  Dokumente  vor, 
durch  welche  nachgewiesen  wurde,  dasz  die  Vchynsky  seit  jeher  mit  den  Tettauern  verwandt  waren 
und  dasz  die  Tettauer  und  nach  diesen  auch  die  Vchynsky  seit  alters  her  dem  Herrenstande 
in  Böhmen  angehörten  —  was  keineswegs  der  Wahrheit  entsprach  — ,  und  erreichte  es,  dasz  diese 
Dokumente  durch  Kaiser  Rudolf  bestätigt  wurden.109)  Dadurch  erwarben  Radslav  und  seine  Vettern 
Wenzel,  Wilhelm,  Radslav  der  Jüngere  und  Oldfich,  Söhne  des  Karlsteiner  Burggrafen  Johann,  so- 
wie auch  Jaroslav,  von  1589—1611  Vizekämmerer  des  Königreiches  Böhmen  und  ein  Sohn  Ge- 
orgs, des  Bruders  von  Radslavs  Vater  Wenzel,  und  Jaroslavs  Sohn  Georg  das  Recht,  sich  „von 
Vchynic  und  Tettau"  zu  schreiben  und  zum  Herrenstande  zu  zählen.  Tatsächlich  schrieben  sich  un- 
gefähr seit  Mitte  des  J.  1596  Radslav  und  seine  Vettern  ganz  regelmäszig  von  Vchynic  und  Tettau 
und  zählten  sich  zum  Herrenstande ;17")  auf  den  Landtagen  der  J.  1601  und  1602  erscheint  Rad- 
slav von  Vchynic  und  Tettau  unter  den  Relatoren  des  Herrenstandes.171)  Als  jedoch  auf  einer  Zu- 
sammenkunft der  obersten  Landesoffiziere  und  Landrechtsbeisitzer  sowie  der  vom  Landtage  behufs 
Beschaffung  des  allgemeinen  Aufgebotes  gewählten  Personen  —  es  war  dies  wahrscheinlich  die  im  Juli 
des  J.  1604  stattgefundene  Zusammenkunft172)  —  Herr  Radslav  von  Vchynic  sich  über  einige  Räte 
Sr.  kais.  Mt.,  Angehörige  des  Herrenstandes,  überheben  wollte,"  verwahrte  sich  eine  grosze  Anzahl 
von  Mitgliedern  des  Herrenstandes  dagegen  und  verlangte,  es  solle  dem  Radslav  anbefohlen  werden, 
auf  dem  nächsten  Landtage  das  Alter  seines  Herrenstandes  nachzuweisen.  Der  Kaiser  entsprach 
diesem  Wunsche  der  Stände  und  Herr  Radslav  erklärte  sich  bereit,  auf  dem  allernächsten  Landtage 
den  geforderten  Beweis  zu  erbringen.  Tatsächlich  legte  Radslav  dem  Lichtmeszlandtage  des  J.  1605 
Nachweise  über  das  Alter  seines  Herrenstandes  vor,  nachdem  aber  die  Stände  darin  „nicht  geringe, 
sondern  bedeutende  Mängel"  vorgefunden  hatten,  beschlossen  sie  gemeinsam  mit  dem  Kaiser,  dasz 


schichte  der  böhm.  Brüder  II.  S.  299  u.  a.  Einige  neue  Nachrichten  über  Johann  Vchynsky  enthält  R  eichen  berger 
Nuntiaturberichte  aus  Deutschland  1585—1590,  II.  2,  Paderborn  1905,  S   297,  340  und  357. 

,e»)  Vergl.  Paprocky,  Diadochus,  Prag  1602:  O  stavu  panskem  S.  376—396,  wo  die  Urkunden  abgedruckt 
sind,  wodurch  Radslav  den  Herrenstand  beider  Geschlechter  nachweisen  wollte.  Schon  Pal  acky  erklärte  die- 
selben in  einer  handschriftlichen  Abhandlung  von  der  Familie  Kinsky  für  Fälschungen  und  ihm  folgte  Folkmann, 
1  c.  S.  18  ff  Teige,  Pfispevky  genealogicke  (Pamatky  archeolog.  XII.,  1884,  S.  467—470)  versucht  es  den  älteren 
Zusammenhang  der  Kinsky  mit  den  Tettauern  zu  beweisen,  aber  die  von  ihm  angeführten  Gründe  sind  nicht  über- 
zeugend; vgl.  die  Meinung  A.  Sedläceks  in  Otto's  Slovnik  Naucny  XIV.  S   241  und  XXV.  S.  295. 

"°)  Radslav  unterschreibt  sich  schon  im  Briefe  vom  1.  Juli  1596  „von  Khynicz  und  Tettau"  (Böhm.  Land- 
tagsverh.  IX.  S.  295).  Jaroslav  wird  in  der  Landtafeleintragung  vom  17.  Sept.  1596  (ibid  S.  319)  ebenfalls  von 
Vchynic  und  Tettau  geschrieben,  was  seither  ganz  regelmäszig  ist. 

'")  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  193  und  292. 

'")  Den  Beschlusz  dieser  Zusammenkunft  vom  2.  Juli  1604  siehe  in  den  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  619. 
Obwohl  Radslav  sieht  nicht  unter  den  durch  den  vorigen  Landtag  zu  Beratungen  über  das  Landesaufgebot  gewählten 
Personen  befand  (vergl.  ibid.  S.  561— 502),  nahm  er  an  jener  Zusammenkunft  offenbar  als  kaiserlicher  Rat  teil.  An 
eine  andere  Zusammenkunft  ist  kaum  zu  denken,  da  es  aus  dem  Landtagsbeschlusse  vom  J.  1605  klar  hervorzugehen 
scheint,  dasz  die  dort  erwähnte  Zusammenkunft  eben  die  unmittelbar  vor  jenem  Landtage  abgehaltene  war.  Im  J. 
1603  hatte  keine  solche  Zusammenkunft  stattgefunden. 
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Radslav  Vchynsky  und  seine  Vettern  von  Vchynic  mit  den  vom  Landtage  hiezu  aus  dem  Herren- 
stande gewählten  Personen  zur  Austragung  des  Streites  vor  den  König,  die  obersten  Landesoffiziere 
und  Landrechtsbeisitzer,  sowie  vor  die  Räte  des  Hof-  nnd  Kammergerichtes  vorgeladen  werden 
sollten  und  zwar  für  den  25.  Juni  desselben  Jahres.  Tatsächlich  wurden  sowohl  Radslav  Vchynsky 
für  sich  und  seine  Vettern,  als  auch  die  vom  Landtage  gewählten  Personen  durch  die  kaiserlichen 
Schreiben  vom  18.  März  für  den  25.  Juni  vorgeladen.  Noch  vor  diesem  Tage  trat  aber  bekanntlich 
der  Landtag  das  zweite  Mal  zusammen,  und  faszte  auf  Ersuchen  der  zur  Durchführung  des  Rechts- 
streites mit  Radslav  Vchynsky  jüngst  gewählten  Personen  den  Beschlusz,  dasz  ihnen  unter  Landes- 
siegel eine  Abschrift  des  Majestätsbriefes  König  Wladislavs  II.  vom  17.  Februar  1502  betreffend  die 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  den  Herrenstand,  welche  sie  in  dem  Rechtshandel  mit  Radslav 
Vchynsky  benötigten,  gegeben  werde  und  dasz  hierüber  eine  eigene  Relation  in  die  Landtafel  ein- 
getragen werde,  was  auch  tatsächlich  geschah  [Nr.  88].  Die  Verhandlung  Radslav  Vchynskys  mit 
den  Vertretern  des  Herrenstandes  kam  aber  am  25.  Juni  nicht  zustande,  so  dasz  im  Oktober  1605 
die  Parteien  nochmals  für  den  5.  Dezember  vorgeladen  werden  muszten.  Aber  auch  diesmal  wurde 
der  Streit  nicht  beendet.173) 

Der  Lichtmeszlandtag  dieses  Jahres  bewilligte  auch  auf  das  Gesuch  des  Karlsteiner  Burggrafen 
Johann  von  Vfesovic,  dasz  von  den  Landesgeldern  für  die  Beendigung  des  Baues  der  könig- 
lichen Zimmer  auf  Schlosz  Karlstein,  ferner  für  die  Ausbesserung  und  das  Umgieszen  der 
Glocke,  welche  Kaiser  Karl  IV.  hatte  anfertigen  lassen,  mit  500  Schock  Meiszner  beigesteuert  werde. 
Der  Bartholomäuslandtag  gab  wieder  seine  Zustimmung,  dasz  der  zur  Oberstburggrafschaft  gehörige, 
Havränkovsky  auch  Cikänovsky  genannte,  Hof  in  Hinter-Ovene  c  der  Frau  Elisabeth  Lob- 
kovskä  von  Lob ko wie,  der  Gattin  des  Obersthofmeisters  Christoph  von  Lobkowic,  in  die  Land 
tafel  eingetragen  werde,  welchen  Hof  der  Kaiser  im  J.  1605  von  den  Eheleuten  Havränek  gekauft 
hatte,  um  ihn  dann  sofort  der  Elisabeth  von  Lobkowic  zu  schenken;  ferner  dasz  die  Frau  Elisabeth 
von  Lobkowic  von  der  Verpflichtung  befreit  werde,  von  der  Mühle  in  Hinter-Ovenec,  welche  sie  im 
J.  1603  von  Herrn  Jaroslav  Vchynsky  von  Vchynic  gekauft  hatte,  dem  Oberstburggrafenamte  jährlich 
10  Schock  böhmischer  Groschen  zu  zahlen  und  dasz  ihr  die  seit  alters  her  Libule  genannte  Quelle, 
welche  auf  den  Gründen  der  Oberstburgrafschaft  entsprang  und  in  die  genannte  Mühle  führte, 
erblich  eingetragen  werde.  Über  dies  Alles  wurde  schon  am  1.  September  eine  Relation  zu  der 
Landtafel  [Nr.  109]  gemacht  und  in  dem  Landtagsbeschlusse  [Nr.  112]  wurde  diese  Zustimmung 
durch  einen  besonderen  Artikel  vermerkt. 

Auf  allen  drei  Landtagen  wurde  von  den  Ständen  einigen  Personen  das  Inkolat  im  König- 
reiche Böhmen  verliehen  und  zwar  durchwegs  auf  Fürbitte  Kaiser  Rudolfs  11.  Auf  dem  ersten  Land- 
tage wurde  das  Inkolat  erteilt:  dem  Wolf  Ziegler  von  Kliphausen,  der  nicht  näher  bekannt  ist 
[Nr.  5.  und  36.],  dem  Hammermeister  auf  Unter-  und  Oberwaltenreit  in  Niederüsterreich  Georg  Prentl 
(Pranth  [Nr.  32.  und  37.],  dem  Präsidenten  der  Hofkammer  Wolf  Unverzagt  [Nr.  27.,  39.  und  42.], 
dem  kaiserlichen  Mundschenk  Grafen  Stephan  Caretto  von  Millesimo  [Nr.  15.  und  42.]  und  dem 
kaiserlichen  Botschafter  beim  päpstlichen  Hofe  in  Rom  Franz  Gonzaga  Markgrafen  von  Castillione, 
einem  Bruder  des  heiligen  Aloisius  [Nr.  39.  und  42.].  Von  dem  Präsidenten  Unverzagt  erfahren  wir 
hiebei  durch  den  päpstlichen  Nuntius,  dasz  er  sein  ganzes  Vermögen  von  Österreich  nach  Böhmen 
bringen  wollte,  weil  dort  der  Hochadel  angeblich  fast  frei  war;  diese  Absicht,  falls  er  dieselbe 
überhaupt  gehabt  hatte,  führte  er  nicht  aus,   da  er   ungefähr   sechs  Wochen    nach   seiner   Aufnahme 

"')  Nachrichten  über  den  weiteren  Verlauf  dieses  Streites  findet  man  unten  in  der  Abt.  B. 
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in  das  Königreich  Böhmen  starb.  17,j  Dadurch  läszt  sich  vielleicht  auch  erklären,  dasz  diese  Aufnahme 
nicht  einmal  in  die  Landtafel  eingetragen  wurde;  warum  dies  auch  bei  dem  Markgrafen  von  Castil- 
lione  und  dem  Grafen  von  Millesimo  nicht  geschah,  ist  schwer  zu  ersehen.  Soviel  bekannt  ist, 
stellten  auch  beide  den  üblichen  Revers  zum  Lande  nicht  aus,  was  Ziegler  und  Prantl  schon  im 
Februar  dieses  Jahres  getan  hatten.  Auf  dem  ersten  Landtage  wurde  auszerdem  der  schlesische 
Ritter  Heinrich  von  Logau,  Hauptmann  der  Grafschaft  Glatz,  und  sein  Bruder  David  in  den  Herren- 
stand erhoben,  nachdem  sie  schon  im  J.  1596  die  Zuständigkeit  im  Königreiche  Böhmen  erlangt 
hatten  [Nr.  18.  und  38.].  Auf  dem  zweiten  Landtage  wurde  dem  Erzieher  des  unglücklichen,  natür- 
lichen Sohnes  Rudolfs,  Don  Julius,  Paul  von  Krausenegg,  Hofkammerrat  und  Hauptmann  der  Herr- 
schaft Krummau,  das  Heimatsiecht  verliehen  [Nr.  70.  und  89].  Auszerdem  legte  Kaiser  Rudolf  11. 
auf  allen  drei  Landtagen  noch  für  einige  Personen  seine  Fürsprache  ein,  denselben  das  Inkolat  zu 
erteilen  oder  sie  in  den  Ritter-  oder  Herrenstand  aufzunehmen,  es  ist  aber  nicht  bekannt,  ob  dieser 
Fürbitte  entsprochen  wurde,  da  uns  weder  Aufzeichnungen  über  die  Aufnahme  der  Betreffenden  in 
einen  der  beiden  höheren  Stände  oder  als  Zuständige  von  Böhmen,  noch  Reverse,  durch  welche 
sich  bei  dieser  Gelegenheit  die  neuen  Landesbürger  verpflichteten,  die  Rechte  des  Königreiches 
Böhmen  zu  wahren,  noch  irgend  welche  andere  Nachrichten  erhalten  geblieben  sind.  Auf  diese  Art 
bewarb  sich  Rudolf  auf  dem  ersten  Landtage  um  das  Inkolat  für  seinen  Leibarzt,  den  Italiener 
Oktavian  Roboretti  [Nr.  12.],  auf  dem  zweiten  Landtage  für  Reinhart  Wilhelm  von  Meckbach,  der 
wahrscheinlich  ein  Sohn  des  Wilhelm  Rudolf  von  Meckbach,  einer  politisch  nicht  unbedeutenden  Persön- 
lichkeit, war  [Nr.  60.  und  61.]  und  für  Jakob  von  Molart,  den  Bruder  des  österreichischen  Statthalters 
Ernst  von  Molart,  welcher  nach  Unverzagt  Präsident  der  Hofkammer  wurde  [Nr.  62.],  auf  dem 
dritten  Landtage  endlich  für  S3inen  nicht  näher  bekannten  Diener  Camillo  Martinelli  [Nr.  108].  Auf 
dem  ersten  Landtage  ersuchte  Rudolf  auch  um  die  Aufnahme  des  Purkart  Strela  von  Rokyc  in  den 
Herren-  [Nr.  19.]  und  des  Paul  Jamensky  von  Jamnä  in  den  Ritterstand  [Nr.  20.].  Das  erste  Gesuch 
wiesen  die  Stände  wegen  der  Minderjährigkeit  des  Purkart  Strela  ab  und  verwiesen  ihn  auf  einen 
späteren  Zeitpunkt,  das  Schicksal  des  zweiten  Gesuches  ist  unbekannt. 

Stark  berührte   die   Landtagsverhandlungen    in    diesem  Jahre  auch    die    Religionsfrage. m) 
Obwohl  dieselbe  in  den  amtlichen  Landtagsakten  überhaupt  nicht  erwähnt  wird,  besitzen  wir  dennoch 


"«;  Er  starb  am  31.  März  1605;  vgl   Stieve,  Briefe  und  Acten  V.  S.  732. 

"5)  In  der  Folge  wird  die  Stellung  der  Nichtkatholiken  in  Böhmen,  wie  sie  sich  in  der  Zeit  vom  Jahre  1575 
bis  zum  J.  1605  entwickelte,  etwas  ausführlicher  behandelt,  als  es  vielleicht  der  unmittelbare  Zweck  dieser  Einleitung 
erfordert,  weil  eine  gründlichere  Kenntnis  dieser  Verhältnisse  auch  zum  Verständnisse  der  Landtags  Verhandlungen 
der  Jahre  1608—1610  notwendig  sein  wird  und  ihnen  in  den  vorhergehenden  Bänden  der  Böhm.  Landtagsverhand- 
lungen  nicht  gerügend  systematische  Aufmerksamkeit  gewidmet  wurde.  Ich  benütze  diese  Gelegenheit,  um  auf  die 
für  die  Erkenntnis  der  religiösen  Verhältnisse,  über  die  auf  den  Landtagen  verhandelt  wurde  sowie  für  die  Erkenntnis 
der  diesbezüglichen  Landtagsverhandlungen  selbst  wichtigen  Quellen  aufmerksam  zu  machen,  ob  nun  der  Inhalt 
dieser  Quellen  (wie  besonders  des  XIII.  Folianten  des  Archivs  der  böhm.  Brüder  in  Herrnhut,  dessen  Abschrift  ich 
in  der  Bibliothek  des  böhm  Museums  benützen  konnte)  bereits  aus  der  Lilteratur  bekannt  war,  oder  ob  diese 
Quellen  in  Publikationen  veröffentlicht  wurden,  die  bei  uns  nicht  genügend  bekannt  sind  (z.  B.  Theiners  Amiales 
ecclesiastici),  oder  aber  ob  sie  erst  in  letzter  Zeit  erschienen  sind  (z.  B.  Reichenbeige  rs  Nuntiaturberichte  aus 
den  J.  1585—7),  oder  endlich  ob  sie  bisher  noch  gar  nicht  veröffentlicht  wurden  (einige  für  das  Landesarchiv  vorwiegend 
aus  dem  Vatikanischen  Archiv  und  aus  Müllners  Briefsammlung,  die  durch  Simäk  in  Leipzig  entdeckt  wurde  [vgl. 
Simäk,  Bohemica  v  Lipsku,  Prag  1907,  Histor.  archiv  Ceske  Akad.  Nr.  29,  S.  72  ff],  abgeschriebene  Stücke.)  Um 
den  Inhalt  dieser  Quellen,  die  in  den  vorhergehenden  Bänden  der  Böhm.  Landtagsverhandlungen  nicht  benützt 
wurden  und  teilweise  auch  nicht  benützt  werden  konnten,  soferne  er  für  uns  von  Bedeutung  ist,  denjenigen  leichter 
zugänglich  zu  machen,  die  in  den  Böhm.  Landtagsverhandlungen  Aufschlusz  über  die  Tätigkeit  der  böhm.  Landtage 
in  religiöser  Beziehung  suchen,  werden  aus  ihnen  in  den  Anmerkungen  längere  Auszüge  abgedruckt.  Von  der  I.itte- 
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genügend  verläszliche  und  bestimmte  Nachrichten,  aus  denen  wir  ersehen,  dasz  auf  dem  ersten 
Landtage  die  Behandlung  der  Religionsfrage  nur  mit  Mühe  hintangehalten  und  dasz  dieselbe  auf 
dem  zweiten  Landtage  tatsächlich  mit  groszem  Ernste  und  auf  eine  in  den  letzten  zwanzig  Jahren 
ganz  ungewohnte  Weise  erörtert  wurde.  Die  Ursache  hiezu  war  auch  diesmal  die  unklare  und 
unsichere  rechtliche  Stellung  der  Nichtkatholiken,  welche  eine  überwiegende  Mehrheit  der  Bevölke- 
rung bildeten,  und  ihr  begreifliches  Bestreben,  die  Notlage,  in  welche  die  Regierung  Rudolfs  durch 
Bocskays  Aufstand  versetzt  wurde,  auszunützen,  um  diesen  unnatürlichen  Zustand  zu  ihren  Gunsten 
abzuändern.  Es  ist  bekannt,  dasz  die  rechtliche  Stellung  der  nichtkatholischen  Bevölkerung  des 
Landes  zu  dieser  Zeit  im  allgemeinen  auf  den  durch  Kaiser  Maximilian  II.  auf  dem  denkwürdigen 
Landtage  des  J.  1575  gemachten  Zugeständnissen  beruhte.  Bis  zu  dieser  Zeit  wurden  durch  die 
Landesgesetze,  die  einzuhalten  die  böhmischen  Könige  vor  ihrer  Krönung  versprachen,  nur  zwei 
Konfessionen  anerkannt,  die  katholische  und  die  husitisched.  h.  jene  Konfession,  welche  sich  an  die 
im  J.  1436  vereinbarten  Kompaktaten  hielt,  und  sich  damals  von  der  katholischen  Konfession  fast  nur 
noch  durch  die  Kommunion  unter  beiderlei  Gestalten  unterschied.  Die  gesamte  nichtkatholische 
Bevölkerung,  welche  sich  zu  der  lutherischen  Konfession  oder  der  Unität  der  Brüder  bekannte, 
stand  daher  auszerhalb  des  Gesetzes  und  wollte  sie  den  unangenehmen  Folgen  dessen  entgehen,  so 
war  sie  genötigt,  sich  unaufrichtigerweise  durch  die  Kompaktaten  zu  decken,  welche  jedoch  gegen 
sie  angewandt  werden  konnten,  sobald  die  katholischen  Herrscher  Mut  und  Macht  genug  besessen 
hätten,  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  in  Taten  umzusetzen.  Diese  Gefahr  sollte  durch  die  Aufhebung 
der  Kompaktaten  abgewendet  werden,  welche  die  nichtkatholischen  Stände  im  J.  1567  von  Kaiser 
Maximilian  erwirkten,  in  der  Hoffnung,  hiedurch  die  volle  Freiheit  für  jene  Bekenntnisse  zu  erwerben, 
für  welche  die  Kompaktaten  nicht  ausreichten.  Diese  Hoffnung  wurde  aber  eigentlich  schon  dadurch 
vernichtet,  dasz  zu  dem  Artikel  des  Landtagsbeschlusses  über  die  Ausschaltung  der  Kompaktaten 
aus  den  Landesprivilegien  auf  Betreiben  des  Kaisers  die  Klausel  beigefügt  wurde,  laut  welcher  alle 
alten,  die  Religion  betreffenden  Verträge,  Landtagsbeschlüsse  und  althergebrachten  Gepflogenheiten 
weiter  zu  gelten  hatten  und  „auszer  des  heiligen  christlichen  Glaubens  unter  einerlei  und  beiderlei 
Gestalten"  keine  irrigen  Sekten  ins  Land  eingeführt  werden  durften.176)  Und  als  der  Kaiser  im  Mai 
1571,  nachdem  er  das  Gesuch  der  Stände  um  Freigebung  der  Augsburger  Konfession  abgewiesen 
hatte,  erklärte,  dasz  sich  sein  königlicher  Eid  nur  auf  zwei  Religionsparteien  bezöge,  welche  sich 
nach  der  alten  Ordnung  richteten,177)  wurden  hiedurch  der  Katholizismus  und  Utraquismus  abermals 
als  die  einzigen  im  Lande  berechtigten  Bekenntnisse  anerkannt.  Aber  die  protestantischen  Stände 
lieszen  sich  dadurch  nicht  abschrecken  und  tatsächlich  gelang  es  ihnen  auf  dem  Landtage  des  J. 
1575,  den  Kaiser  wenigstens  teilweise  zur  Nachgiebigkeit  zu  bewegen.  Sie  erlangten  zwar  die  Aner- 
kennung der  böhmischen  Konfession,  welche  sie  dem  Kaiser  gemeinsam  vorlegten,  nicht,  —  es  war 


ratur,  welche  die  religiösen  Verhältnisse  zu  dieser  Zeit  in  Böhmen  einheitlich  behandelt,  führe  ich  an :  Gindely, 
Geschichte  der  böhmischen  Brüder  II.  (1564—1609),  Prag  1862;  Czerwenka  B.,  Geschichte  der  evangelischen 
Kirche  in  Böhmen  111.,  Bielefeld  und  Leipzig  1870;  D  enis,  Lafin  de  l'indepedance  de  la  Boheme,  Paris  1890  (eine  böhm. 
Übersetzung  von  VanCura  mit  wertvollen  Ergänzungen  ist  in  Prag  1893  unter  dem  Titel  Konec  samostatnosti 
ceske  erschienen);  Winter,  Zivot  cirkevni  v  Cechäch,  kulturne-historicky  obraz  z  XV.  a  XVI.  stol.,  Bd.  I.  und  II. 
Prag  1895-6;  Tomek,  Dejepis  mesta  Prahy  XII,  Prag  1901.  Eine  kurze  Übersicht  der  religiösen  Entwicklung  in 
Böhmen  bis  zur  Schlacht  auf  dem  Weiszen  Berge  veröffentlichte  V.  Novotny  im  ersten  imj.  1906  in  Prag  erschie- 
nenen Bande  des  Laichterschen  Sammelwerkes  Ceska  politika. 

ini  Böhm.  Landtagsverh.  III.  S.  381. 

"')  Vgl.  Gindely,  Gesch.  der  böhm.  Brüder  II.  S.  59—61;  Czerwenka,  Gesch.  der  evang.  Kirche  II.  S. 
413—414;  Tomek,  Dejepis  Prahy  XII.  S.  204-6. 
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dies  im  Wesen  die  Augsburger  Konfession  mit  einigen  Abänderungen  im  Sinne  der  Lehren  der  Brüder17*) 
—  auch  wurde  ihnen  nicht  das  Recht  zuerkannt,  das  Konsistorium  zu  besetzen,  welchem  die  Leitung 
der  gesamten  Geistlichkeit  der  utraquistischen  Partei  obliegen  würde,  sie  erreichten  überhaupt  keine 
schriftliche  Erledigung  ihrer  Gesuche,  aber  die  vor  den  Vertretern  der  utraquistischen  Stände  abgege- 
bene mündliche  Erklärung  des  Kaisers  enthielt  das  Versprechen,  dasz  er,  der  Kaiser,  die  utraquisti- 
schen Stände  in  ihrer  Religion  nicht  behindern  und  es  auch  nicht  zugeben  werde,  dasz  Andere,  der 
Prager  Erzbischof  und  das  Konsistorium  eingeschlossen,  es  täten,  sowie  die  den  utraquistischen  Stän- 
den gegebene  Einwilligung,  sich  einige  Personen  zu  Beschützern  ihrer  Religion  gegen  alle  Jene  wählen  zu 
dürfen,  die  „ihnen  oder  ihren  Priestern  und  Pfarren  hinderlich  sein  wollten."  Auch  der  Sohn  des 
Kaisers,  der  damals  bereits  gewählte  König  Rudolf,  verpflichtete  sich  den  Ständen,  alle  von  seinem 
Vater  gegebenen  Versprechungen  einzuhalten.179) 

Wenn  die  protestantischen  Stände  in  diesen  Erklärungen  Kaiser  Maximilians  und  König  Rudolfs 
die  volle  Freigebung  der  lutherischen  Religion  und  der  Lehre  der  Brüder  erblickten,180)  so  belehrten 
die  folgenden  Taten  des  Kaisers  sie  bald  eines  Anderen.  Schon  am  5.  Oktober  1575  erliesz  der 
Kaiser  ein  Mandat,  welches  die  durch  den  Erlasz  des  Königs  Wladislaw  und  durch  die  Landesord- 
nung verbotenen    Gebethäuser   aufhebt,  sowie  auch   Versammlungen,   Predigten  und  alle   Religions- 


"")  „Ein  dunkles,  sich  oft  untereinander  widersprechendes  Gemisch  der  lutheranischen  Lehre  und  jener  der 
Böhmischen  Brüder"  nennt  die  böhm.  Konfession  vom  J.  1575  J.  Bidlo  in  Otto's  Slovnik  Naucny  XIII.  S.  169. 

"")  Die  Akten  des  Landtages  vom  J.  1575  sind  in  den  Böhm.  Laiidtagsverh.  IV.  abgedruckt;  sie  sind  aber 
durch  die  bei  Theiner,  Annales  ecclesiastici  IL,  Romae  1856,  S.  6—21  und  452-463  zu  ergänzen.  Wegen  der 
letzten  Antwort  des  Kaisers,  die  den  Ständen  am  2.  Sept.  gegeben  wurde,  siehe  Böhm.  Landtagsverh.  IV.  S.  378— 3S0 
und  S.  458-461;  deutsch  kürzer  S.  317.  Vergl.  hiemit  den  Bericht  des  päpst.  Nuntius  Johann  Delfino,  Bischofs 
von  Torcello,  vom  5.  Sept.  1575  bei  Theiner  II.  S.  460  Darnach  gab  der  Kaiser  „mostrando  nel  volto  molta 
sinceritä"  den  utraquistischen  Ständen  folgende  Antwort:  „che  conosceva  benissimo,  dove  paravano  i  loro 
dissegni  et  a  che  fine  tendessero  le  loro  attioni,  ma  che  si  dovevano  rendere  certissimi,  che  se  bene  essa  [S.  Mtä.] 
desiderava  di  vedere  coronato  il  figliolo  in  re  di  Bohemia  et  eletto  re  dei  Romani  et  durante  questa  loro  ostina- 
tione  vedeva  non  poter  fare  profitto  alcuno  et  condurre  in  porto  questi  negotii,  pure  che  li  pesava  piu  1'  honor  suo 
et  la  conscienza,  che  l'amore  che  portava  al  figliolo  o  il  desidcrio  di  grandezza  etc.  Et  perö  si  potevano  chiarire 
hormai,  che  ne  per  queste  ne  per  altre  vie  haverebbono  ottenuto  cosa  da  lei,  che  potesse  in  parte  alcuna  denigrare 
la  dignitä  sua  et  macchiare  la  conscienza,  come  faria,  quando  concedesse  nuova  religione  in  questo  regno  contra 
al  suo  giuramento.  Et  perche  haveva  inteso,  che  minncciavano  di  dissolvere  la  dieta  et  partirsi  senza  pur  rispon- 
dere  sopra  le  contributioni  dimandate,  soggiunse  con  molta  alteratione,  che  lo  potevano  fare  a  loro  posta,  ne  percio 
l'haverebbono  fatta  mutare  da  questo  proposito.  Negö  poi  la  riformatione  del  consistorio  presente,  con  tutto  che 
giä  essi  havessero  eletto  12  huomini  per  quest'  effetto,  et  1'  erettione  d'  un  nuovo,  che  havevano  dimandato,  ne  manco 
lor  valse  concedere,  che  potessero  essi  ancora  havere  un  amministratore,  come  instavano  grandemente,  et  in  fine 
aggiunse,  che  attendessero  a  vivere  nel  modo,  che  avevan  fatto  sin  hora  senza  molestarla  piu,  dando  loro  spe- 
ranza  di  decidere  questo  negotio  piu  commodamente  o  in  un  altra  dieta,  o  quando  havesse  parso  a  lui;  ma  che 
intanto  non  facessero  novitä  alcuna  nel  regno,  ne  infestassero  i  caiholici,  lasciando  le  cose  nel  pristino  stato,  pro- 
mettendo  loro,  che  parimente  non  sarebbono  molestati  Per  la  quäle  risposta  restorno  assai  satisfatti  parendo  loro 
d'  havere  condotta  S.  Mtä.  al  passo,  che  per  manco  male  desideravano,  et  la  supplicorno,  che  volesse  far  mettere 
questa  concessione  di  vivere  secondo  le  loro  conscienze  nelle  tavole  del  regno,  il  che  li  fu  negato  cspressamente. 
Tentorno  poi,  che  almeno  si  scrivesse  nel  ricesso  della  dieta  o  S  Mtä.  con  un  scritto  di  mano  sua  li  assicurasse, 
ma  essa  rispose,  che  dovevano  contentarsi  della  parola  sua,  la  quäle  harria  mantenuta,  purche  essi  con  qualche 
novitä  non  le  dessero  occasione  di  mutarsi.  Et  con  questa  risposta  usciti  di  camera  di  S.  Mtä.  fecero  correre  subito 
voce  per  tutta  la  cittä,  che  havevano  ottcnuto  1'  essercitio  della  confessione  Augustana".  Von  der  Litteratur  siehe 
auszer  den  in  der  Anm.  175  angeführten  Schriften  noch  die  wichtige  Abhandlung  von  Reimann,  Der  böhmische 
Landtag  des  J.  1575  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  III.,  1863)  und  die  fleiszige  Arbeit  von  Svoboda 
Der  Prager  Landtag  1575  (Zeitschrift  für  kathol.  Theol.  XVII— XVIII.,  1893-4). 

"")  Vergl.  den  in  der  vorigen  Anm.  zitierten  Bericht  des  päpstl.  Nuntius. 

(7)  Böhmische  Landtagsverhandlungen  XI 
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handlungen  in  denselben  untersagt.181)  Da  der  Erlasz  des  Königs  Wladislaw,  der  hier  zitiert  wird, 
offenkundig  gegen  die  Pikarden  oder  Böhmischen  Brüder  ausgegeben  wurde,  unterlag  es  keinem 
Zweifel,  dasz  das  neue  Mandat  Maximilians,  trotzdem  dasselbe  die  Brüder  nicht  erwähnt,  gegen  diese 
gerichtet  war.  Gleichzeitig  wurde  den  Bewohnern  der  Städte  des  Königreiches  Böhmen  angeordnet, 
keine  Neuerungen  in  der  Religion  zuzulassen  und  keine  geheimen  Zusammenkünfte  zu  dulden.182) 
Als  die  utraquistischen  Stände  gegen  diese  Mandate  protestierten,  da  sich  dieselben  mit  den  Verspre- 
chen des  Kaisers  nicht  deckten,  erhielten  sie  vom  Kaiser  die  ganz  bestimmte  Antwort,  dasz  sich  die 
ihnen  gemachten  Versprechungen  weder  auf  die  Pikarden  noch  auf  die  königlichen  Städte,  welche 
zu  seiner  Kammer  gehörten,  bezögen.183) 

Die  Herausgabe  der  Mandate  vom  5.  Oktober  und  die  folgende  Erklärung  des  Kaisers  bewiesen 
deutlich,  dasz  die  religiösen  Konzessionen  Maximilians  die  Rechtsstellung  der  Brüder  im  Lande 
durchaus  nicht  geändert  hatten.  Diese  blieben  nach  wie  vor  eine  unerlaubte  Sekte  und  waren  auch 
in  der  folgenden  Zeit  gezwungen,  sich  durch  die  unaufrichtige  Behauptung  zu  schützen,  dasz  die 
kaiserlichen  Verbote  sie  nicht  berührten,  da  sich  ihr  Bekenntnis  von  der  alten  durch  die  Landesge- 
setze anerkannten  Religion  unter  beiderlei  Gestalten  nicht  unterschiede.1*4)  Aber  die  Vertreter  der 
beiden  im  Lande  anerkannten  Bekenntnisse  hörten  nicht  auf,  sich  dagegen  zu  verwahren  und  drangen 
darauf,  dasz  gegen  die  Brüder  energisch  eingeschritten  werde.  Noch  bei  Lebzeiten  Kaiser  Maximilians, 
am  12.  Juli  1576,  brachte  das  utraquistische  Konsistorium  eine  Beschwerde  über  die  Adeligen  der 
Unität  vor,  dasz  dieselben  auf  ihren  Gütern  Gebethäuser  für  die  Brüder  errichteten,  ihre  Priester  ein- 
setzten und  unerlaubte  Kirchenordnungen  einführten;185)  und  ähnliche  Klagen  wiederholte  es  noch  öfters 
während  der  Regierung  Rudolfs.18")  Noch  wirksamer  und  nachdrücklicher  wirkte  die  katholische 
Parteigegen  die  Brüder.  Gleich  zu  Beginn  der  Regierung  Rudolfs  ging  von  dieser  Seite  ein  interessanter 
insbesondere  die  königlichen  Städte  betreffender  Vorschlag  einer  katholischen  Reformation  aus.  In 
diesem  Vorschlag,  den  ungefähr  im  J.  1577  der  Jesuit  Nikolaus  Lanoy,  Visitator  der  böhmisch-öster- 
reichischen Jesuitenprovinz,  dem  Kaiser  unterbreitete,  wird  empfohlen,  aus  den  überwiegend  katho- 
lischen königlichen  Städten  alle  Nichtkatholiken  zu  vertreiben,  bei  den  überwiegend  husitischen 
Städten  aber  dort  damit  zu  beginnen,  wo  man  kleineren  Hindernissen  begegnete,  das  ist  mit  dem 
Ausweisen  „der  Kalviner,  Pikarden  und  anderer  diesen  ähnlicher  elender  Sektierer",  gegen  welche 
angeblich  sowohl  die  Lutheraner  als  auch  die   Husiten    mit  Hasz    erfüllt    waren.181)  Auch  die  päpst- 


lf")  Böhm.  Landtagsverh.  IV.  S.  473  Nr.  93.  Dieses  Mandat  unterscheidet  sich  in  der  Form  nur  ganz  wenig 
von  dem  durcli  Ferdinand  I.  in  Wien  am  27.  Nov.  1560  erlassenen  Mandate  (ed.  Zimmermann,  Pfibehove  kräl. 
Ceskeho  za  Ferdinanda  1.,  Bd.  II.  1821,  S.  452-3),  welches  durch  Maximilian  II.  fast  unverändert  am  29.  Okt.  1568 
(Abschrift  aus  einer  Hs.  der  fürstl.  Lobkowicschen  Bibliothek  in  Prag  im  Landesarchive;  vergl.  Tomek,  1.  c.  S. 
186)  und  vielleicht  auch  im  J  1570  (siehe  den  Bericht  des  Nuntius  vom  J.  1584,  der  in  der  Anm.  1«8  erwähnt  wird; 
vergl.  hiemit  das  undatierte  Konzept  eines  solchen  Mandates  im  Statth.  Arch.  sub  R  109,  das  wahrscheinlich  in  die 
Zeit  nach  1568  und  vor  1570  gehört)  erneuert  wurde;  es  ist  aber  doch  stellenweise  gemildert.  Es  fehlt  hier  namentlich 
die  Drohung  mit  der  Todesstrafe. 

,8;)  Böhm.  Landtagsverh.  IV.  S.  474  Nr.  '.)4. 

"*)  Die  schriftliche  Antwort  Maximilians  vom  30.  Nov.  1575  in  Böhm.  Landtagsverh.  IV.  S.  484  Nr.  103. 

'"')  Vergl.  z.  B.  die  Deutung  des   Mandates  vom  J.  1584  von  Seite  der  Brüder  in  Böhm.  Landtagsverh.  IV.  S.  510. 

"•)  Vgl.  Gindely,  Gesch.  der  böhm.  Brüder  II.  S.  224. 

1H")  So  klagte  das  Konsistorium  über  die  Brüder  am  11.  Okt.  1578  (Böhm.  Landt.  V.  S.  197  Nr.  113),  am 
21.  <»kt.  1583  uler  XIII.  Foliant  des  Unitätsarchivs  in  Herrnhut  fol.  265;  cf.  Tomek,  Dej.  Prahy  XII.  S.  317),  am 
15.  Dez.  1586  (Böhm.  Landt.  VII.  S.  60  Nr.  45),  im  Jänner  1590  (ibid.  S.  454  Nr.  306)  u.  s.  w. 

"")  Das  Gutachten  Lanoys  hat  sich  in  böhmischer  Übersetzung  erhalten,  u.zw.  In  der  Schrift  Apologie  druhä 
stavü  krälovstvi  Ceskeho  z  r.  1618  (ed.  Su  bert  1862)  S.  376    381,  und  bei  Skala,  Historie  Ccska  1.  (ed.  Tieftrunk 
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liehen  Nuntien,  welche  sich  mit  dem  Hofe  Rudolfs  ständig  in  Prag  aufhielten  und  daher  für  die 
religiösen  Verhältnisse  in  Böhmen  eifriger  interessierten,  drangen  immer  wieder  darauf,  die  Brüder 
nicht  im  Lande  zu  dulden.  Im  J.  1584  gelang  es  den  vereinten  Bemühungen  des  Nuntius  Bonomi, 
Bischof  von  Vercelli,  der  Jesuiten  und  des  utraquistischen  Konsistoriums,  den  Kaiser  zur  Erneuerung 
des  Mandates  gegen  die  Pikarden  zu  bewegen.1"8)  Das  am  27.  Juli  1584  erlassene  Mandat 
ist  einfach  eine  fast  wörtliche  Wiederholung  des  Maximilian'schen  Mandates  vom  J.  1575.'s0)  Und 
gleich  jenem  wurde  auch  dieses  Mandat  nicht  in  Wirklichkeit  umgesetzt.  Im  Dezember  1584  sprachen 
die  katholischen  Herren  gelegentlich  ihrer  Beratungen  über  die  Reformvorschläge  des  Nuntius  Bonomi 
unter  anderem  auch  den  Wunsch  aus,  dasz  das  Mandat  gegen  die  Pikarden  durchgeführt  werde,190) 
und  in  gleichem  Sinne  wirkte  auch  Bonomis  Nachfolger,  Germanico  Malaspina,  auf  den  Kaiser  ein. 
Als  er  bei  seiner  Audienz  in  den  letzten  Tagen  desj.  1584  diese  Angelegenheit  erwähnte,  entgegnete 
ihm  der  Kaiser,  es  habe  sich   bisher   noch  Niemand    über   einen    Verstosz   gegen   sein  Mandat  be- 


1865)  S.  73-5.  Weil  Skala  dieses  Gutachten  zum  J.  1603  anführt,  verlegt  es  in  dieses  Jahr  auch  Gindely, 
Gesch.  d.  böhm.  Brüder  II.  S.  242  (und  nach  ihm  Czerwenka,  Denis  u.  a.).  Diese  Datierung  ist  aber  unrichtig,  da 
Lanoy  schon  1581  gestorben  war;  sein  Gutachten  ist  wahrscheinlich  im  J  1577  entstanden,  als  Lanoy  in  der  Funk- 
tion des  Visitators  in  unseren  Ländern  tätig  war.  (Siehe  darüber  Koll mann,  Acta  s.  congregationis  de  Propaganda 
fide  I.  S.  25  Anm.  21). 

"")  Der  Nuntius  Bonomi  überreichte  wahrscheinlich  kurz  vor  der  Publizierung  des  Mandates  dem  Oberstburg- 
grafen Wilhelm  von  Rosenberg  ein  Memorial  über  die  religiösen  Verhältnisse  in  Böhmen,  dessen  Text  bisjetzt  un- 
bekannt ist,  und  gleichzeitig  übergab  er  dem  Kaiser  ein  anderes  Memorial,  welches  bei  Theiner,  Annales  eccl. 
III.  S.  546—7  undatiert  abgedruckt  ist.  Hier  erinnert  der  Nuntius  gleich  anfangs  den  Kaiser  an  die  durch  König 
Wladislaw  im  J.  1508,  durch  Ferdinand  I.  im  J.  1549  und  durch  Maximilian  II.  im  J.  1570  gegen  die  Pikarden  erlas- 
senen Mandate  (vgl.  Anm.  181)  und  sagt  weiter:  „Quae  cum  ita  sint  nee  adversus  iusiurandum  aut  antecessorum 
suorum  institutum  V.  Caes.  Regiaque  Maiestas  quidquam  sit  innovatura,  si  iisdem  vestigiis  insistens  Picardos,  Calvi- 
jiistas  Lutheranosque  omnes  ex  regno  eliminari  statim  iubeat,  non  est,  cur  aliquis  de  huiusmodi  mandato  conqueri 
iuste  possit  aut  tardior  esse  ad  illud  exequendum,  si  eandem  Mtem.  V.  (ut  ceite  debent)  agnoseunt  non  minus 
quam  alios,  qui  illam  praecesserunt,  pro  legitimo  Bohemiae  rege.  Et  quidem  cum  iis  edictis  et  decretis  expresse 
non  semel  cautum  sit,  ut,  si  qui  conventus  aut  ulla  religionis  exercitia  a  Picardis  et  aliis  id  genus  habeantur,  praeter 
alias  poenas  prorsus  loca  illa  claudantur  neque  amplius  sint  pervia,  donec  de  iisdem  sacerdotibus  provideri  possit, 
qui  antiquam  religionem  solebant  administrare;  hoc  certe  imprimis  ad  eiusmodi  edictorum  decretorumque  praescrip- 
tum  curandum  reque  ipsa  praestandum  esset  ...  (im  Folgenden  wird  ausführlich  auseinandergesetzt,  in  welcher 
Art  gegen  die  Pikarden  vorzuschreiten  wäre)."  Dasz  die  Erlassung  des  Mandates  vom  J.  1584  ein  Verdienst  Bonomis 
war,  wird  in  der  Instruktion  behauptet,  die  im  Mai  1589  der  damalige  Nuntius  Putco  seinem  Nachfolger  hinterliesz 
(Vatik.  Arch.,  Borgh.  I.  959  fol.  38):  „Monsignor  Vercelli  ottenne,  che  si  publicasse  un  editto  per  la  espulsione  di 
essi  Picardi  .  .  ."  Was  die  Jesuiten  betrifft,  erzählt  Schmidl,  Historia  soc.  Jesu  prov.  Bohemiae,  pars  I.  Hb.  V. 
pag.  493,  zum  J.  1584 :  „Imperator  benigne  audito  P.  Blyssemio  provinciali  dudum  sibi  familiariter  noto  et  cum 
P.  Possevino  multa  de  rebus  ad  reipublicae  catholicae  utilitatem  speetantibus  conferens,  non  pauca  ad  hunc  finem 
aecommoda  decrevit:  Piccarditarum  conventicula  edicto  publice  affixo  inhibuit  .  .  ."  Dagegen  bezeichnet  der  Histo- 
riker der  Unität  als  Urheber  des  Mandates  das  utraquistische  Konsistorium:  „Konsistof  pak  nedala  cisafi  pokoje, 
az  vzdy  mandät  od  cisafe  na  Bratfi  vydän"  (Unitätsarch    in  Herrnhut,  XIII.  Foliant  fol.  364). 

189)  Das  Mandat  vom  J.  1584  ist  in  den  Böhm.  Landtagsverh.  VI.  S.  510  abgedruckt.  Vom  Mandate  aus  dem 
J.  1575  (vgl.  Anm.  181)  unterscheidet  es  sich  nur  dadurch,  dasz  hier  auch  die  Städte  erwähnt  werden  Die  Brüder 
leugneten  zwar  öffentlich,  dasz  sich  das  Mandat  auf  sie  beziehe,  ja  behaupteten  sogar:  „Vidi  se  ten  mandät  snemov- 
niho  usneseni  1.  P.  1575  ucineneho  potvrzovati,  aby  krome  näbozenstvi  snemem  pfedeälym  potvrzeneho  pod  oboji 
Bratfi  se  väemi  evanjeliky  sneseni  volne  bez  pfekäzky  a  jakehokoli  outisku  sve  näbozenstvi  vedli"  (Böhm.  Land- 
tagsverh. VI.  S.  511) ;  die  in  der  vorhergehenden  Anmerkung  zitierte  Aufzeichnung  des  Historikers  der  Unität 
beweist  jedoch,  dasz  die  Brüder  ganz  gut  wuszten,  gegen  wen  das  Mandat  erlassen  war. 

19")  Eine  Aufzeichnung  über  die  am  9.  Dez.  1584  im  Hause  Wilhelms  von  Rosenberg  abgehaltene  Beratung 
der  katholischen  Landesbeamten  ist  bei  Theiner,  Annales  III.  S.  547—9  abgedruckt.  Die  katholischen  Herren  ver- 
langten, „ut  edictum  a  S   Caes.  Mte.  contra  Picardos  editum  aliquam  executionem  habere   curetur  obnixius." 

V) 
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schwert,1'1)  und  einige  Tage  später  erklärten  die  katholischen  böhmischen  Herren,  die  Ratgeber  des 
Kaisers  waren,  dem  Nuntius,  dasz  das  Mandat  nicht  so  sehr  deswegen  ausgegeben  worden  sei, 
damit  dessen  Bestimmungen  sofort  durchgeführt  würden,  sondern  vielmehr,  um  den  Grundsatz  zu 
wahren,  dasz  im  Königreich  Böhmen  nur  die  katholische  und  husitische  Konfession  erlaubt  sei.  Erst 
dann  könne  man  energisch  gegen  die  Pikarden  einschreiten,  wenn  eine  Entzweiung  zwischen  ihnen 
und  den  übrigen  Utraquisten  eingetreten  sein  würde.192)  Tatsächlich  wurden  schon  auf  dem  Landtage 
des  J.  1583  und  besonders  später,  gelegentlich  der  Verhandlung  über  das  Recht  der  Stände  auf 
das  Konsistorium,  im  Juni  1584  von  der  katholischen  Partei  Versuche  gemacht,  eine  solche  Spaltung 
herbeizuführen,  welche  jedoch  miszlangen.  Anderseits  gelang  es  aber  auch  den  Brüdern  nicht,  auf 
dem  folgenden  Landtage  im  Jänner  1585  die  übrigen  utraquistischen  Stände,  besonders  die  Luthe- 
raner, zu  einem  gemeinsamen  Widerstände  gegen  das  unterdessen  erlassene  Mandat  zu  bewegen.1") 
Nach  Beendigung  dieses  Landtages  berief  der  Kaiser  die  katholischen  Herren  zu  sich  und  erklärte 
ganz  entschieden,  er  sei  nicht  gewillt  zu  dulden,  dasz  die  Pikarden,  dieses  der  Religion  und  dem 
Staate  gefährliche  Volk,  sich  im  Königreiche  einniste,194)  und  ordnete  auch  dem  Stadtrichter  strenge 


m)  Siehe  den  am  1.  Jan.  1585  nach  Rom  abgeschickten  Bericht  des  päpstl.  Nuntius  Malaspina  bei  Reichen- 
berger,  Nuntiaturberichte  aus  Deutschland  1585—1590,  2.  Abt.:  Die  Nuntiatur  am  Kaiserhofe,  1  Hälfte:  Germanico 
Malaspina  und  Filippo  Sega  (Quellen  und  Forschungen  der  Görresgesellschaft  X.,  Paderborn  1905)  S.  17. 

192)  In  seinem  Berichte  vom  12.  Jan  1585  (Reichenberger  1.  c.  S.  25)  erzählt  der  Nuntius:  „Doi  giorni 
sono,  venne  da  nie  a  desinare  S.  Sgria  Illma.  [Oberstburggraf  W.  von  Rosenberg]  con  ii  consiglieri  Bohemici  et  mi 
dissero,  che  ii  principal  intento  et  mira  nel  publicare  il  decreto  contra  Piccardi  non  fu  per  esseguirlo  cosi  in  un  su- 
bito, ma  piutosto  per  mantenersi  in  quella  iurisdittione  et  potestä  che  ha  la  Mtä.  S.  di  non  esser  tenuta  di  admet- 
tere  nel  regno  se  non  l'exercitio  cattolico  et  ussitico  et  che  all'hora  pensarano  di  dar  di  mano  a  la  esecutione, 
quando  tra  li  Ussiti  et  Piccardi  fosse  nata  differentia  et  dissensione,  come  si  sperava  et  spera  che  sia  per  avvenire, 
poiche  in  tal  caso  la  parte  cattolica,  ancora  che  piu  debole,  sarebbe  stata  non  solo  superiore,  ma  arbitre.  Ma  se  bene 
li  Ussiti  fanno  qualche  instantia  contra  li  Piccardi  non  pare  perö,  che  sia  tale,  che  si  possa  cosi  tosto  sperare,  che 
la  dissensione  loro  sia  per  aprir  strada  d'ottenere  l'intento,  che  si  ha  a  favore  de  la  parte  cattolica.  Ond'io  mi  son 
risoluto  con  la  prima  commoditä  di  tenere  proposito  con  S.  Mtä.  di  tutto  questo  et  di  procurare,  che  si  piglia  qual- 
che buona  risolutione,  non  procrastinando  la  executione,  come  giudico,  che  vogliono  fare  ..."  Dasz  trotzdem 
schon  damals  Feindseligkelten  gegen  die  Brüder  stattfanden,  beweisen  die  Beschwerden  des  Ritters  Wilhelm  Ma- 
lovec  aus  der  Unität,  die  er  auf  dem  Landtage  am  22.  Jan.  1585  vorbrachte.  Als  der  Wortführer  der  lutherischen 
Stände,  der  Oberstlandschreiber  Michal  Spanovsky,  die  Brüder  aufforderte  das  Mandat  vom  J.  1584  nicht  auf  sich 
zu  beziehen,  antwortete  Malovec :  „Kdez  ste  toho  .  .  .  dotknouti  räcili,  ie  by  ten  mandät,  kteryZ  vysel,  na  näs 
se  nevztahoval,  a  jeho  abychom  se  neujimali,  a  taky  2ädnemu  ze  ke  §kod£  neni,  i  neräcite  o  tom  tak  mnoho  snad 
jako  my  nßktefi  vdideti;  nebo  po  vyjiti  toho  mandätu  sou  nmozi  pfatele  nasi,  ba  i  take  z  obecniho  lidu  souzeni,  tak 
ze  nemohou  volnS  pänu  Bohu  svemu,  jako  sou  pfed  tim,  nei  ten  mandät  vysel,  slouziti.  Nebo  mnohym  sou  zborove 
zamceni,  a  tudy  i  pocly  bo2i  nemale  zkräceni  se  stalo."  Als  ihn  dann  H.  Spanovsky  und  andere  Landesbeamten 
fragten,  wo  etwas  Ähnliches  vorgekommen  war,  antwortete  Malovec,  der  nach  eigenem  Berichte  von  der  Sperrung 
anderer  Bethäuser  nicht  wuszte,  dasz  in  Moldautein  „pan  Cabelicky  dal  zbor,  jakz  ten  mandät  vysel,  zamknouti.  Proti 
tomu  zas  Jich  Mti.  dali  to  za  odpoved',  2e  J.  Mt.  eis.  tim  vinen  nie  neni,  neu  komu  co  na  tom  zälezi,  aby  se  na 
pana  TejnsWho  domlouval,  ze  kaZdy  pän  mä  vüli  na  gruntech  svych  Ciniti,  co  chee.  A  protoz  my  abychom  sobe 
nicemuZ  pfekäzeti  v  stateich  svych  nedali  a  volne  pänu  Bohu  svemu  abychom  slouzili  a  na  faräch  svych  knezi,  jaci 
se  näm  zdaji  nejuzitecnejsi  spaseni  naseho  byti,  chovali."  (Unitätsarchiv  in  Herrnhut,  XIII.  Foliant,  fol.  411.) 

'*')  Näheres  über  die  Landtagsverhandlungen  in  den  J.  1583    5  siehe  weiter  unten. 

101)  Nuntius  Malaspina  schreibt  am  12.  Febr.  1585  (Reichenberger  1.  c.S.48):„S.  Mtä.  conformea  lainten- 
tione  datami  di  voler,  finita  la  dieta,  mettere  mano  contra  li  Picardi,  ha  convocati  a  se  li  baroni  cattolici  et  s'e  di- 
chlarata  pienamente  et  virilmente  di  non  volere  permettere,  che  nel  regno  s'annidi  questo  genere  di  persone  tanto 
perniciose  et  per  il  spirituale  et  per  il  politico".  Schon  am  29.  Jan.  schrieb  derselbe:  „ne  io  al  presente  lasciarö  di 
sollecitare,  acciö  S.  Mtä  faccia  qualche  notabile  demostratione  contra  li  Piccardi"  (ibid.  S.  37)  und  am  5.  Febr.  be- 
richtete er,  der  Kaiser  hätte  versprochen  „di  voler  rimediar  alPinconveniente  ...  de'  Piccardi"  (ibid.  S.  44). 
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an,  die  Prediger  der  Pikarden  auszuweisen.195)  Dem  Nuntius  wurde  sogar  versprochen,  dasz  der 
Kaiser  bei  der  nächsten  Tagung  des  Landgerichtes  im  März  einige  Edelleute  der  Unität  vorladen 
und  gegen  dieselben  derart  einschreiten  werde,  dasz  hiedurch  alle  Übrigen  eingeschüchtert  sein 
würden.196)  Dieses  Versprechen  wurde  zwar  nicht  erfüllt,  aber  die  Absicht,  gegen  die  Brüder  ener- 
gisch aufzutreten,  ebenfalls  nicht  aufgegeben.  Im  Mai  dachte  man  am  Hofe  Rudolfs  daran,  das 
Mandat  gegen  die  Pikarden  abermals  zu  erlassen  und  befragte  die  obersten  Landesoffiziere  Böhmens 
um  ihren  Rat,  mit  welchen  Mitteln  die  strenge  Durchführung  dieses  Mandates  zu  sichern  wäre,197) 
und  im  Juni  konnte  der  päpstliche  Nuntius,  der  unaufhörlich  für  die  Ausweisung  der  Pikarden  eintrat, 
nach  Rom  berichten,  dasz  die  beiden  Führer  der  katholischen  Partei,  Wilhelm  von  Rosenberg  und 
Georg  von  Lobkowic,  bereit  seien,  den  Kaiser  womöglich  dazu  zu  bewegen,  dasz  er  einige  der  ersten 
Edelleute  der  Unität  mit  ihren  Predigern  zu  sich  berufen,  ihnen,  da  sie  gegen  die  Landesgesetze  han- 
delten, einen  strengen  Verweis  erteilen  und  sie  nicht  früher  entlassen  werde,  bevor  sie  ihm  nicht  mit  Hand- 
schlag versprochen  hätten,  sich  in  der  Religion  mit  den  Anderen  zu  vereinigen  und  ihre  Priester  zuerst 
einzukerkern  und  dann  öffentlich  aus  dem  Lande  zu  verweisen.198)  Es  scheint,  dasz  tatsächlich  einige 
von  den  Brüdern  vorgeladen  wurden,  aber  unternommen  wurde  gegen  sie  nichts.1'-19)  Die  Entschlos- 
senheit der  Regierung  Rudolfs,  gegen  die  Brüder  entschieden  einzuschreiten,  liesz  überhaupt  allmäh- 
lich nach.  Noch  im  Juli  1585  erklärte  der  Kaiser  dem  Nuntius,  dasz  er  zwar  nicht  hoffen  könne, 
den  Pikarden  mit  einem  Mal  alle  Federn  aus  dem  Leib  zu  reiszen,  dasz  er  ihnen  aber  die  Flügel 
stutzen  werde,  damit  sie  nicht  fliegen  und  Fortschritte  machen  könnten.2"0)  Anfang  September  jedoch 


195)  Im  Berichte  des  Nuntius  vom  19.  Febr.  1535  (Rei  chenberger  1.  c.  S.  56)  lesen  wir:  „AI  giudice  de  la 
cittä  commandö  S.  Mtä.  seriosamente  pochi  giorni  sono,  che  procedesse  contro  li  predicatori  piccardi,  quali  udito 
la  resolutione  del  imperatore  s'absentorono,  ma  et  loro  si  trattengono  nei  contorni  sotto  il  patrocinio  de  li  i  obili, 
aspettando  che  passi  la  furia,  et  li  cittadini,  come  si  suspica,  non  lasciano  di  predicare  di  continuo  nelle  case  alle 
loro  famiglie.  Onde,  acciö  si  dia  una  volta  principio  atto  a  reprimere  compitamente  l'iniqui  pensieri  di  costoro,  ml 
danno  ferma  intentione  qua,  che  a  questi  giudicii,  che  si  faranno  doppo  la  dominica  ,lnvocavit',  S.  AUä.  citarä  alcuni 
uobili  Bohemi  et  procederä  contra  di  loro  in  tal  modo,  che  li  altri  nobili  potranno  pigliar  essempio  di  quello  che 
seguirä  anco  contra  di  loro,  non  mutando  registro.  Et  quelli  di  piu  bassa  classe  dovranno  anco  essi  temere,  che  se 
in  viridi,  che  molto  maggiormente  in  arido  si  faranno  demostrationi  per  loro  fastidiose,  et  perciö  da  essere  fuggite 
grandemente." 

la")  Siehe  das  in  der  vorhergehenden  Anmerkung  angeführte  Zitat. 

"')  Das  an  die  ob.  Landesbeamten  gerichtete  Schreiben  vom  Mai  1585  siehe  in  den  Böhm.  Landtagsverh. 
VI.  S.  602  Nr.  343. 

,98)  Im  Berichte  vom  18.  Juni  1585  (Re  i  c  he  n  b  e  r  g  e  r  1  c.  S.  111—2)  schreibt  Nuntius  Malaspina,  er  habe 
den  Kaiser  von  neuem  darauf  aufmerksam  gemacht,  „di  quanta  importanza  sia  per  restauratione  del  spirituale  et 
conservatione  del  politico  di  questo  regno,  che  la  Mtä.  S.  vada  pensando  al  scacciare  li  Piccardi  non  solo  da  questa 
cittä,  ma  da  tutto  il  paese,"  und  dasz  der  Oberstburggraf  W.  von  Rosenberg  und  der  Obersthofmeister  Georg  von 
Lobkowic,  „quali  in  buona  parte  mantengono  quel  residuo  di  cattolichismo,  che  resta  in  questo  regno,  et  sono  di  grande 
auttoritä,  si  sono  uniti  meco  et  doppo  diverse  considerationi  m'hanno  dato  ferma  intentione,  che  loro  vogliono  consigliare 
S.  Mtä.,  che  citi  qua  alcuni  nobili  capi  tra  Piccardi  insieme  con  li  loro  predicanti,  et  comparendo  (del  che  non  si  ha  dubio 
alcuno),  che  S.  Mtä.  li  faccia  una  severa  riprensione,  per  essere  loro  stati  cosi  temerarii,  che,  sapendo  che  S.  Mtä. 
non  vole  admettere  nel  regno  se  non  il  cattoiico  et  hussitico  essercitio,  essi  habbiano  contra  le  leggi  del  paese  et 
espressl  ordini  di  S.  Mtä.  introdotta  una  setta  tanto  condennata  et  perseguitata  come  tale  di  tutti  li  stati  del'im- 
perio,  et  che  S.  Mtä.  non  gli  lassi  partire,  se  loro  non  promettono,  conforme  al  costume  del  paese  stipulata  manu 
di  vo'lere  per  l'avvenire  obedire  et  conformarsi  con  li  altri  ne  la  religione  et  incarcerare  li  predicatori  loro  et  doppo 
d'haverli  macerati  ne  la  carcere,  bandJrli  publicamente  dal  regno  .  .  ." 

199)  Siehe  in  der  Anm.  201  das  Zitat  aus  dem  Schreiben  des  Nuntius  vom  3.  September 

2°°)  Nach  dem  Berichte  des  Nuntius  vom  16.  Juli  1585  (Re  i  ch  e  n  b  e  rger  I.  c.  S.  131)  äuszerte  sich  der 
Kaiser  in  der  Audienz  dem  Nuntius  gegenüber  wie  folgt :   „Non  vedo  aperta  speranza  alcuna  di  potere  dispiumare 
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war  der  Nuntius  bereits  genötigt,  nach  Rom  zu  melden,  dasz  die  katholischen  Herren  gar  nicht  ernst- 
lich an  eine  Ausweisung  der  Pikarden  dächten  und  vorschützten,  nichts  unternehmen  zu  können, 
solange  die  katholische  Geistlichkeit,  welche  sich  einem  unsittlichen  und  anstöszigen  Leben  ergäbe, 
nicht  reformiert  sei.201)  Und  ein  Jahr  später  berichtet  der  Nuntius  —  es  war  dies  schon  Sega,  der 
Bischof  von  Piacenza,  —  dasz  er  zwar  bei  seinen  Bestrebungen  um  die  Ausweisung  der  Pikarden 
bei  den  katholischen  Landesbeamten  in  Böhmen  Bereitwilligkeit  und  guten  Willen  anträfe,  die  Ver- 
suche um  tatsächliche  Durchführung  des  Mandates  jedoch  drohten  einen  derartigen  Widerstand  zu 
entfachen,  dasz  dem  Kaiser  der  Mut  fehle,  seine  Absicht  durchzuführen ;  ja,  dieser  zürnte  angeblich 
sogar  dem  Oberstburggrafen  Wilhelm  von  Rosenberg,  weil  er  ihm,  dem  Kaiser,  die  Sache  leichter, 
als  sie  in  Wirklichkeit  war,  hingestellt  und  ihn  hiedurch  bewogen  hatte,  feierlich  ein  Mandat  zu 
erlassen,  welches  sich  dann  als  undurchführbar  erwies.202)  Noch  Ende  1586  versprach  der  Kaiser 
den  katholischen  Herren,  welche  durch  den  Nuntius  unaufhörlich  angeeifert  wurden,  dasz  er  gegen 
die  Brüder  auftreten  werde,  zu  einer  Tat  entschlosz  er   sich  jedoch  nicht.203)    Natürlich  hörte  man 

totalmente  le  piume  che  ha  tutto  il  corpo  di  Piccardi,  ma  S.  Stä.  puo  restare  sicurissima,  che  io  li  voglio  tagliar  le 
ale  in  modo  che  non  potranno  volare  et  per  consequentia  non  li  sarä  ne  Iecito  ne  possibile  di  far  progresso." 

: ")  Am  20.  Aug.  1585  schrieb  zwar  der  Nuntius  (Reichenberger  S.  148):  „Spero,  che  tra  pochi  giomi 
S.  Mtä.  porrä  in  esecutione  l'intentione  data  intorno  a  li  Piccardi  et  ritrovo  tutti  questi  baroni  cattolici  ben  anitnati," 
aber  am  3.  Sept.  berichtete  er  schon  an  den  Papst  (ibid.  S.  155):  „Io  vado  di  giomo  in  giorno  scoprendo  .  .  .,  che 
li  baroni  cattolici  di  questo  regno  non  pensano  di  applicare  l'animo  al  scacciare  i  Piccardi  et  Ploranti  et  altre  sette 
d'heretici,  allegando,  che  se  si  vuol,  che  gl'ecclesiastici  et  regulari  continuino  Ia  lor  sordida  et  scandalosa  vita,  che 
a  essi  non  basta  l'animo  d'operare  cosa  buona."  Der  Nuntius  fügt  hinzu,  dasz  man  deswegen,  solange  die  katho- 
lische Geistlichkeit  nicht  reformiert  sein  werde,  kein  ernstes  Vorgehen  gegen  die  Pikarden  erwarten  dürfe.  Das  sei  auch 
aus  dem  zu  ersehen,  was  er  am  2.  Juli  berichtet  hatte  (dieser  Bericht  hat  sich  nicht  erhalten),  „poiche  non  ostante 
che  si  fossero  citati  li  Piccardi  per  scacciarli,  con  tutto  cio  non  si  tosto  si  publicö,  che  la  visita  [Klostervisitation] 
non  si  sarebbe  fatta,  che  in  un  tratto  si  disfece  tutto  quello  che  s'era  stabilito".  Diese  Behauptung  des  Nuntius 
scheint  übertrieben  zu  sein,  um  die  Notwendigkeit  der  Visitation  zu  beweisen. 

***)  Am  21.  Okt.  1586  schrieb  Sega  (Reichenberger  S.  333>,  dasz  der  Oberstburggraf  und  Kanzler  bezüg- 
lich der  Vertreibung  der  Pikarden  guten  Willen  hatten,  „ma  come  che  questa  setta  habbia  moltiplicato  tanto, 
che  ne  siano  piene  appresso  la  Boemia  tutte  quelle  provincie  ancor  unite  al  regno,  quando  si  pensö  di  venirne 
veramente  all'  essecutione,  vi  si  ritrovo  sospetto  d'incontro  tale,  che  non  ardi  S.  Mtä  di  tentare  il  vespaio, 
anzi  divertita  Ia  congregatione  che  secretamente  si  era  intimata  sotto  altri  pretesti  a  questo  effetto,  restö  il  negotio 
in  sospeso,  etiandio  con  qualche  disgusto  di  S.  Mtä.  contra  Rosembergh,  come  che  l'havesse  posto  in  questo  ballo, 
rappresentadoli  il  negotio  assai  piu  facile  di  quel  che  poi  gli  era  riuscito,  non  senza  nota  alla  Mtä.  S.,  come  che  havesse 
publicato  con  tanta  solennitä  editto,  di  cui  tentar  non  si  fosse  potuta  di  poi  reale  essecutione."  Ferner  schreibt 
der  Nuntius  von  einer  ungefähr  vor  einem  Monate  in  Jungbunzlau  stattgefundenen  Zusammenkunft  der  Brüder  und 
fügt  hinzu,  dasz  er  darüber  beim  nächsten  Landtage  mit  Rosenberg  verhandeln  will,  „quantunque  io  tenga  poca 
speranza,  che  sia  per  uscirne  risolutione  rigorosa,  reale  et  fruttifera,  rispetto  al  sodo  callo  che  per  buon  pezzo 
gia  ha  fatto  il  male." 

M1)  Am  25.  Nov.  1586  schrieb  Sega  nach  Rom  (Reichenberger  1.  c.  S.  342):  „Questa  dieta  di  Boemia 
camina  con  qulete,  non  ci  si  facendo  motivo  alcuno  di  religione,  havendo  S.  Mtä  ricercato  il  sgr.  Rosembergh  a 
soprasedere  di  parlare  dell'espulsione  di  Piccardi,  finche  sia  fornita  la  dieta,  per  non  mettere  alteratione  negli  animi 
di  queste  genti,  che  sturbasse  gli  altri  dissegni  della  Mtä.  S."  Um  eine  Woche  später,  am  2.  Dez.  1586,  berichtete 
Sega  (ibid.  S.  346),  der  Kaiser  hätte  gewünscht,  das/,  auf  dem  Landtage  über  die  Vertreibung  der  Pikarden  nicht 
verhandelt  werde,  „della  quäle  [d.  h.espulsione  di  Piccardi]  quantunque  dia  intentione  a  questi  signori  cattolici  dopo 
fornita  la  dieta,  io  per  me  non  credo,  che  sia  per  farlo  cosi  presto  per  non  scoprire  l'animo  suo  contro  questa  setta, 
potentissima  et  qui  et  nella  provincia  di  Moravia,  et  difficoltarsi  le  contiibutioni  ch'egli  spera  da  quella  provincia, 
et  mettersi  in  pericolo  di  qualche  alteratione  in  questo  regno  in  tempo  che  li  potria  essere  di  tanto  pregiudicio, 
come  si  vede,  aH'intentione  ancor  che  tiene  per  la  dieta  imperiale,  rispetto  alle  intelligenze  che  tengono  tutte 
queste  sette  l'una  con  l'altra  et  la  facilitä  con   che   si   sogliono    sollevare   queste   genti."    Und   am   7.  Jänner  1587 
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sowohl  von  der  katholischen  als  auch  von  der  lutherischen  Seite  auch  später  nicht  auf,  in  den 
Kaiser  zu  dringen,  dasz  er  gegen  die  Brüder  einschreite;  es  wirkten  darauf  sowohl  die  Nuntien 
und  Erzbischöfe,  als  auch  das  utraquistische  Konsistorium  ein,  aber  bis  gegen  das  Ende  des  Jahr- 
hunderts nur  mit  geringem  Erfolg.2"4)  Auf  Ansuchen  des  Konsistoriums  wurden  zwar  am  11.  Jänner 
1589  an  alle  Städte  des  Königreiches  Böhmen  Mandate  erlassen,  welche  die  Zusammenkünfte  der 
Pikarden  verboten  und  anordneten,  alle  jene  Priester,   die  das  Konsistorium  nicht  anerkannten,  aus 


schreibt  Sega  (ibid.  S.  366):  „Dell'  espulsione  di  Piccardi  .  .  .  veggio  raffreddarmi  le  speranze  in  mano,  et  e  la 
causa,  che  l'imperatore  procrastina  il  mettervi  mano,  per  non  si  rompere  la  speranza  che  tiene  dell'aiuto  a  pagar 
i  debiti  nella  prossima  dieta  dalla  provintia  di  Moravia,  sentina  di  tutte  le  piu  perverse  maledittioni  delle  hodierne 
heresie  .  .  ."  In  der  Instruktion,  welche  Sega  im  April  1587  für  seinen  Nachfolger  Anton  Puteo,  Erzbischof  von 
Bari,  verfaszte,  lesen  wir  dann  (ibid.  S.  418):  „Fu  publicato  in  tempo  di  esso  Vercelli  [Bonomi,  Bischof  von  Ver- 
celli]  in  nome  di  S.  Mtä.  un  editto  per  l'espulsione  de'Piccardi  da  questo  regno,  il  quäle  non  e  poi  mai  stato 
eseguito".  Und  Puteo  selbst  erzählt  in  seiner,  für  seinen  Nachfolger  Visconti  im  Mai  1589  verfaszten  Instruktion 
(Vatik.  Arch.,  Borgh.  I  969  fol.  38).  wie  folgt:  „Monsgr.  Vercelli  ottenne,  che  si  publicasse  un  editto  per  la 
espulsione  di  essi  Picardi,  ma  non  segui  poi  la  essecutione,  ne  saprei  dirne  la  causa,  se  non  congetturalmente ;  perche 
essendo  quasi  tutta  la  nobiltä  contaminatadi  questo  morbo,  forse  nel  mandare  a  effetto  il  decreto  furono  scoperte  insupe- 
rabili  difficoltä.  Io  ho  alcuna  volta  tenuto  proposta  con  S.  Mtä.  offerendole  ogni  aiuto,  che  per  cosi  santa  opera 
potesse  venire  dalla  Stä.  di  N.  Sgre.,  et  mostrandole,  che  dal  lasciare  questa  setta  piu  pestifera  et  perniciosa 
d'ogni  altra  far  radici  et  fondamenti  tanto  alti  nel  regno,  le  ne  puo  seguire  un  di  la  total  perdita  del  obbedienza . . . 
II  male  e  gravissimo  et  a  curarlo  sono  necessarii  medicamenti  molto  potenti,  de'quali  potrebbe  esser  uno  il  mettere 
la  mano  in  qualche  principale  Picardo  per  atterire  il  resto  et  poter  piu  facilmente  effettuar  la  loro  espulsione.  Ma 
sin  qui  niente  e  successo  a  me  piu  felicemente  che  ad  altri".  Vgl.  die  folgende  Anm. 

"*)  Der  Nuntius  Anton  Puteo,  Erzbischof  von  Bari,  Nachfolger  Segas,  schrieb  am  7.  Dez.  1587  nach  Rom 
(Vatik.  Arch.,  Nunziatura  di  Germania  1 1 1  fol.  57) :  „La  setta  de'Piccardi  va  ogni  di  avanzando  di  numero  et  di  forze,  ha- 
vendo  gia  infetta  la  maggior  parte  de  la  nobiltä,  non  ostante  il  decreto,  che  gl'anni  passati  fu  publicato  contra 
essi  per  ordine  de  la  M'ä.  S.,  si  sono  allargati  non  solamente  in  Praga,  ma  ancora  quasi  per  tutto  il  regno;  et 
benche  publicamente  non  convengano,  nondimeno  a  certi  tempi  si  radunano  et  fanno  le  loro  convenlicule  in  alcune 
case;  onde  non  vi  si  rimediando,  e  cosa  certa,  che  ben  presto  soprafaranno  a  catholici  et  Hussiti  insieme.  Perö 
gl'istessi  Hussiti,  che  posti  in  timore  procurano  di  unirsi  con  catholici  per  potere  ostare  a'  Piccardi,  si  offeriscono 
pronti  ad  aiutare,  che  si  estingua  tanta  peste.  Io  non  ho  mancato  con  porre  in  consideratione  il  servitio  di  Dio  et 
de  la  religione,  il  beneficio  del  regno  et  particolare  interesse  d'ognuno,  far  gagliardi  officii  et  con  questi  signori 
Bohemi  et  con  la  Mtä.  stessa  del'imperatore  per  l'essecutione  del  sudetto  decreto  et  perche  si  proceda  contra 
questi  settarii  et  pestiferi  huomini  con  ogni  rigore.  Ne  la  Mtä.  S.  ho  sempre  conosciuta  santa  et  buona  volontä, 
benche  per  le  conseguenze,  che  giudica  portar  seco  questo  negotio,  mi  rispondesse  alhora,  che  bisognava  volendosi 
medicare  a  un  male  penetrato  tanto  avanti,  procedere  con  molta  destrezza  et  aspettar  tempo  piu  opportuno.  La  me- 
desima  risposta  fece  la  Mtä.  S.  a  questi  signori  Bohemi,  che  mossi  da  me  gliene  parlarono  .  .  ."  Vgl.  auch  das 
in  der  Anm.  203  angeführte  Zitat  aus  der  Instruktion  Puteos  vom  Mai  1589.  In  der  Relation  des  Erzbischofs  Medek 
über  den  Stand  der  Prager  Erzdiözese,  die  am  13.  Apr.  1589  dem  Papst  vorgelegt  wurde  (Abschrift  in  der  Bibl. 
des.böhm.  Museums  Ms.  VI.  B  12  fol.  219—221),  wird  von  der  Ausbreitung  der  pikardischen  Lehre  unter  dem 
böhm.  Adel  mit  folgender  Bemerkung  erzählt :  „Salvis  et  integris  regni  constitutionibus  posset  Caesarea  Mtas. 
Pikhardos  in  ius  convocare  et  punire,  sicuti  etiam  Ferdinandi,  avi  sui,  tempore  factum  fuit,  eosque  ut  Calvi- 
nistas  vel  pellere  vel  ab  omnibus  saltem  publicis  administrationibus  eiicere  impiaque  illarum  sectarum  exercitia  pe- 
nitus  prohibere".  In  dem  in  derUmgebung  des  Erzbischofs  entstandenen  Reformationsentwurfe  vom  J.  1593  (Böhm. 
Landtagsverh.  VIII  S.  268-272  Nr.  78)  wird  verlangt:  „Citandi  Picardi,  aut  apud  quos  conciliabula  fiunt,  quod  sy- 
nagogas  suas  aperire  sunt  ausi  praeter  compactata,  publica  mandata.  Quod  si  unus  vel  alter  damnaretur  convictus 
fortunis  vel  vinculis  vel  exilio,  quia  pacis  publicae  huius  regni  destructores,  et  fiscus  cresceret  et  illi  sibi  timerent: 
et  quod  de  Calvinistis  in  Gallia,  hoc  in  Bohemia  cogitandum."  Aus  dem  ungefähr  anfangs  1595  dem  Kaiser  überreichten 
Gutachten  der  kathol.  Landesbeamten  über  ein  kurz  vorher  dem  Kaiser  vorgelegtes  Memorial  des  päpstl.  Nuntius 
(das  undatierte  Konzept  dieses  Gutachtens  hat  sich  in  Miillners  Briefsammlung  in  der  Stadibibliothek  zu  Leipzig  Rep. 
IV.  12  g  fol.  261  ff.  erhalten)  erfahren  wir,  dasz  der  Nuntius  verlangt  hatte:  „abrogandas  esse  contionescalvinisticas 
et  picardicas,  quae  sane  in  hac  urbc    palam   haberi  consueverunt."  Darauf  sollte  nach  dem  Vorschlage  der  Landes- 
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den  Städten  auszuweisen,  aber  auch  dies  hatte   fast  keinen  Erfolg.20')   Das   Bekenntnis  der  Brüder 
erfreute  sich  im  ganzen  der  Ruhe  und  griff  allmählich  um  sich. 

Zum  Schlüsse  des  Jahrhundertes   aber  begann    die  katholische   Partei   mit  neuer  Tatkraft  auf 
die  Vernichtung  der  verhaszten  „Pikarden"  hinzuarbeiten.  Wahrscheinlich  durch  den  neuen  päpstlichen 


beamten  geantwortet  werden:  „huic  rei  Mtem.  V.  caes.  providisse  severissimis  interdictis  suis,  et  quando  quidem 
intelligat  eos  in  quibusdam  aedibus  convenire,  se  omnino  curaturam,  ut  matura  deliberatione  instituta  diligenter 
disponatur,  qua  ratione  stricte  et  severe  id  denuo  interdici  et  plane  prohiberi  queat."  Einige  Beschwerden  des 
utraquistischen  Konsistoriums  gegen  die  Brüder  sind  oben  in  der  Anin.  186  angefühlt  worden. 

"»)  Wegen  des  Mandates  vom  11.  Jan.  1589  s.  Böhm.  Landt.  VII.  S.  379  Nr.  232  (vgl.  ibid.  Nr.  227,  235  u.  a.). 
Tomek,  Dej.  Prahy  XII.  S.  336  spricht  von  ähnlichen  Mandaten,  die  an  die  kgl.  Städte  am  16  Nov.  1588  erlassen 
worden  sein  sollen,  er  scheint  sich  aber  im  Datum  zu  irren,  da  er  die  Mandate  vom  11.  Jan.  1589  nicht  erwähnt. 
Über  die  geringe  Wirkung  dieser  Mandate  berichten  die  Beschwerden  des  Konsistoriums  in  Böhm.  Landt.  VII 
Nr.  223,  227,  229,  232  und  390.  Ich  bemerke  hier,  dasz  auch  bei  der  Erneuerung  des  Stadtrates  in  den  Prager 
Städten  die  Neuerwählten  ermahnt  wurden,  die  Zusammenkünfte  der  Pikarden  nicht  zu  dulden.  So  wird  in  einem 
Schreiben  des  M.  Dan.  von  Veleslavin  vom  5.  Juli  1584  (Herrnhuter  Foliant  Nr.  XIII.  fol.  364)  erzählt:  „Vcerejsiho  dne,  kteryz 
byl  den  sv.  Prokopa,  sjeli  se  pp.  oufednici  zemsti  dolü  a  sadili  nove  rady  v  obojim  meste  Prazskem  ...  Po  pfisaze  od  no- 
vych  pänüv  p.  Bohu,  matce  bozi  i  väem  svatym  ucmene  dlouhe  napomenuti  novo  rade  pfede  vsi  obci  ucinil  pän 
z  Rozmberka.  Mezi  jinymi  artikuly  byl  tento  druhy:  ze  J.  Mt.  eis.  räci  miti  jistou  zprävu,  kterak  by  v  techto  mestech 
Prazskych  od  nektereho  casu  mesfane  nektefi  v  domich  svych  schüzek  dopouSteli,  a  tarn  ze  se  u  velikem  poctu 
schäzeji  lide,  käzäni  mivaji  a  näbozenstvi  sve  provozuji,  proti  jistym  zäpovedem  J.  Mti.  eis.  i  pfedeälych  krälüv 
Ceskych,  kten'2  sou  takove  schüze  pod  pfisnymi  pokutami,  ano  i  pod  hrdlem  zapovidali,  a  zvlääte  proti  majestätu 
kräle  Vladislava,  kteryz  jest  potom  kräl  Ferdinand,  kdyz  v  pozapomenuti  pfisel,  jinym  mandätem  svym  obnovil,  a 
to  tez  ucinil  eis.  Maximilian  i  tento  pän  nä§.  Väak  ti  nie  sobe  toho  rozkazu  vrchnosti  sve  neväzice,  ze  se  pfedse 
schäzeji  a  näbozenstvi  sve  provozuji.  A  protoz  J.  Mt.,  ackoli  mohl  by  k  nim  sluSne  pfisnym  trestänim  pfikrociti, 
vsak  aby  vzdy  poznati  mohli  jeho  otcovskou  läsku  a  milost,  ze  napominati  räci  oufadu,  aby  nad  tim  obzvlästni 
pozor  a  pe£i  meli  a  toho  vice  zadnym  zpüsobem  nedopousteli.  Jestlize  by  se  toho  kdo  dopustil,  aby  ho  ihned,  ne- 
prohledajic  na  zädneho,  do  vezeni  vziti  rozkäzali  a  nahoru  na  zämek  podali.  Byla-li  by  osoba  stavu  panskeho  a 
rytifskeho,  aby  ji  poznamenanou  do  kanceläre  Ceske  dali,  ze  J.  Mt.  räci  vedeti,  jak  je  ztrestati.  Vite  (pry)  päni  Pra- 
zane  mili,  jake  sou  starodävni  smlouvy  mezi  stavy  krälovstvi  tohoto,  ze  zädnä  jinä  vira  nemä  trpina  byti,  nez-li  ty 
dve,  jakz  je  obycejne  jmenujeme,  pod  jednou  a  pod  oboji.  A  ponevadz  i  vy  ste  stav  tfeti  v  krälovstvi  tomto,  mäte 
nad  temi  smluvami  ruku  drzeti,  a  eoz  by  proti  nim  bylo,  toho  v  mestech  svych  nedopousteti  ...  V  ten  temef 
rozum  räcil  mluviti  na  Statem  meste,  a  nadeji  se,  ze  to  tez  na  Novem  nieste  opakoval.  Jinych  veci  co  mluveno 
bylo  o  sveceni  svätküv,  o  chräneni  nynejsi  konsistofe  a  knezstva  a  chväle  jeho,  o  zastavoväni  zjevnych  hfichüv, 
o  konäni  spravedlivych  soudü  neni  potfebi  opakovati.  Müj  oumysl  byl  toliko  väm  to  v  znämost  uvesti  a  co  by  se 
jednoty  nasi  bratrske  a  cirkve  Kristovy  dotykalo,  abyste  i  vy  o  tom  vödomost  meli  .  .  .,  v  jakem  bychom  zde  ne- 
bezpecenstvi  byti  chteli."Und  durch  die  kais.  Verordnung  vom  12.  Juli  1590  (Stadtarch.  in  Prag,  Liber  memorabilium 
consilii  magni  Nr.  326  fol  38—40)  wird  dem  erneuerten  Altstädter  Stadtrate  anbefohlen:  „.  .  .  Co  se  pak  schüzek 
pikchartskych  näbozenstvi  zapovedeneho  dotyce,  ponevadz  väe  to  mandäty  pfed  mnohymi  lety  za  slavne  a  svate 
pameti  cisaiüv  Rimskych  a  krälüv  Ceskych  i  take  nynejsimi  J.  Mti.  eis.  vyälymi  zapovedino  jest,  ale  nyni  pfi  lidech 
malou  platnost  jmiti  chee,  protoz  aby  zadnym  vymyslenym  zpüsobem  netoliko  sami  v  domich  svych  schüzek  tako- 
vych  jinym  nepropüjcovali,  ale  take  jinde  se  schäzivati  nedopousteli,  jezto  J.  Mt.  eis.,  znaje,  ze  se  to  v  mestech 
Pra/.skych  zhusta  deje,  räfil  by  moci  dobfe  takove  osoby  porouceti  däti  ztrestati,  väak  vzdy  neräcil  by  tomu  chtiti, 
aby  kdo  v  jakou  tiizkost  upadnouti  mel.  Jestlize  by  pak  kdo  säm  k  tomu  pficinu  dal  a  tudy  se  s  trestänim  potkal, 
ten  by  kazdy  sobe  to  pficisti  a  vinu  däti  musel.  Nad  Cimz  oufad  konselsky  pilny  a  bedlivy  pozor  jmiti  mä  tak, 
kdez  by  se  takove  schüzky  däly,  aby  zädnemu  pfehlidäno  nebylo,  anobrz,  pokudz  by  se  kde  co  toho  na§lo  a  vy- 
hledalo,  aby  takovou  osoba  jak  iiiostskeho  tak  panskeho  a  rytifskeho  stavu,  tez  i  domy,  v  nichz  by  se  doteene 
schüzky  vykonävaly,  zejmena  ihned,  zädneho  v  tom  nevynünujic,  poznamenaneho  do  kanceläre  J.  Mti.  eis.  ceske 
podali  ..."  In  den  kais.  Verordnungen,  welche  bei  der  Erneuerung  des  Altstädter  Stadtrates  am  29.  Apr.  1594 
und  am  25.  Juli  1599  erlassen  wurden  (ibid.  fol.  46'  und  60')  ist  dieselbe  Ermahnung  kürzer  ausgedrückt,  die 
Brüder  werden  hier  aber  ausdrücklich  genannt :  „Predne  postrannich  schüzi  z  strany  zapovedeneho  näbozenstvi 
pikhartskeho  aneb  jak   se  jmenuji  Bratfi  Boleslaväti,  aby  zadnym    vymyslenym  spuosobem   nedopousteli  a  takovou 


:,(. 


Nuntius,  den  Erzbischof  Philipp  Spinelli,  der  im  März  1599  in  Prag  eingetroffen  war,-06)  beeinfluszt 
reichte  der  Erzbischof  Zbynko  am  3.  Juli  desselben  Jahres  dem  Kaiser  eine  Beschwerde  über  die 
Brüder  ein,  in  welcher  er  klagt,  dasz  sich  der  kalvinische  und  pikardische  Glauben  in  Prag  und 
auch  anderwärts  ausbreite  und  dasz  diese  Bekenntnisse  selbst  in  den  obersten  Ämtern  viele  Anhänger 
hätten,  und  bat,  eine  besondere  aus  katholischen  Herren  Böhmens  und  katholischen  Räten  des 
Kaisers  bestehende  Kommission  zu  beauftragen,  über  diese  Angelegenheit  und  deren  Abhilfe  zu  bera- 
ten.207) Der  Nuntius  selbst  überreichte  dem  Kaiser  nicht  viel  später  ein  Memorial,  womit  er  diesen 
ersuchte,  das  gegen  die  Pikarden  gerichtete  Gesetz  des  Königs  Wladislav  aufsuchen  zu  lassen  und 
für  seine  Durchführung  zu  sorgen.  Der  Kaiser,  der  gerade  zu  dieser  Zeit  auf  Betreiben  des  Nuntius 
in  den  obersten  Ämtern  wichtige  Änderungen  zugunsten  der  Katholiken  durchgeführt20-*)  und  überhaupt 
einen  besonderen  religiösen  Eifer  bekundet  hatte,  nahm  dieses  Gesuch  des  Nuntius  mit  groszem 
Wohlwollen  entgegen.20")  Schon  im  Juli  1600  berichtete  der  Nuntius  nach  Rom,  der  Kaiser  sei  ent- 
schlossen, bald  eine  grosze,  die  Ketzer  betreffende  Entscheidung  zu  fällen  und  vielleicht  sogar  die 
Pikarden  aus  dem  Lande  auszuweisen,210)  aber  die  Geisteskrankheit  des  Kaisers,  die  gerade  in  den 


osobu  bud'  panskeho  neb  rytifskeho  stavu  zejmena,  zädneho  neusetfujic,  poznamenaneho  podali,  pak-li  by  z  spolu- 
souseduov  jich  byl,  nim  se  ujistili  a  tez  poznamenaneho  do  kanceläfe  J.  Mti.  eis.  ceske  podali."  Trotzdem  hörten 
die  Zusammenkünfte  der  Brüder  selbst  in  Prag  nicht  auf.  Das  beweist  z.  B.  die  Beschwerde  des  utraquistischen 
Administrators  Dacicky  vom  J.  1598  (Böhm.  Landt.  IX.  S.  491  Nr.  44Ü).  Und  am  5.  Apr.  1599  schrieb  Nuntius 
Spinelli  nach  Rom  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  III.  112  ab  fol  97):  „In  questo  regno  la  religione  va  ogni  giorno  piu  in 
preeipitio,  et  in  Praga  in  molti   luoghi   si  predica  il  Calvinismo   contro  le  constitutioni  del  medesimo  regno." 

206)  Er  kam  am  7.  März  in  Prag  an;  seinen  Bericht  von  diesem  Tage  s.  im  Vatik.  Arch.,  Borgh.  III.   87c  fol.  26. 

I0')  Böhm.  Landt  IX.  S.  681  Nr.  522.  Der  Einflusz  des  Nuntius  verrät  sich  dadurch,  dasz  die  Beschwerden  des 
Erzbischofs  zum  Teil  auffallend  mit  dem  übereinstimmen,  was  in  den  Berichten  des  Nuntius  aus  dieser  Zeit  zu  lesen  ist. 

M»)  Über  den  Einflusz  des  Nuntius  auf  die  Besetzung  der  obersten  Landesämter  mit  Katholiken  im  J.  1599 
will  ich  an  einer  anderen  Stelle  handeln 

■'"9)  Im  Berichte  vom  30.  Aug.  1599  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  111.67  b  fol  163)  erzählt  der  Nuntius  von  der  Ankunft 
Erzh.  Matthias  in  Prag  und  von  der  finanziellen  Notlage  des  kais.  Hofes  und  fügt  hinzu:  „Non  so  conie  faranno, 
che  non  mertono  mano  alle  borse  loro  quelli  che  l'hanno  piene.  Io  voglio  oggi  andare  da  S.  Altezza  [Matthias] 
che  ho  dimandato  per  l'udienza  et  l'ho  havuta,  et  voglio  vedere,  se  posso  dare  una  stretta  a  questi  Anabatisti  et 
altri  heretici  denarosi,  da  quali,  se  S.  Mtä.  volesse  et  osservare  le  leggi  del  regno  antichissime  et  giurate  da 
molti  re  sino  a  S.  Mtä.,  caveria  molti  denari,  et  gia  per  questo  ho  dato  un  memoriale  tre  giorni  fa,  che  S.  Mtä. 
faccia  cercar  le  leggi  de  Vlatislao  re  confirmate  da  tutti  suoi  successori  in  materia  delli  heretici  Piccardi,  et  si  faccia 
referire  il  contenuto  d'esse  per  poter  dar  ordine,  che  conforme  a  la  glustitia  et  all'obligo  del  giudicato  si  facciano 
eseguire,  et  subito  il  memoriale  e  stato  ben  spedito  et  commesso  a  Christoforo  Poppel  [Christoph  von  Lobkowic, 
Obersthofmeister],  che  li  cerchi  et  referisca;  ne  spero  buona  provisione  .  .  .  Sin  hora  non  hanno  havuto  ardire 
mai  trartar  di  questo  sconto  per  la  potenza  de'ministri  et  signori,  che  sono  macchiati  di  questa  heresia  Piccarda, 
quäle  e  quasi  l'istessa  de  Calvino;  vuole  la  legge,  che  questi  siano  infami,  exuli  dal  regno  et  gli  si  confischino 
tutti  li  beni;  piaccia  a  Dio,  che  si  possa  fare  qualche  cosa  che  saria  di  grande  importanza  .  .  ."  Und  am  5.  März 
1600  schrieb  der  Nuntius  nach  Rom  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  III.  87  c  fol.  143):  „Ho  da  buon  luoco  saputo,  che  questi 
Piccardi  di  Praga  et  altri  heretici  hanno  havuto  qualche  trattato  di  amazzare  et  saccheggiare  li  forestieri,  et  forsi 
in  Pilsina  [in  Pilsen  hielt  sich  damals  der  kais.  Hof  auf]  ne  hanno  havuto  qualche  odore.  Non  dubito  che  io 
con  la  casa  mia  saria  di  primi,  perche  mi  odiano  in  estremo  et  pretendono,  che  in  buona  parte  sia  stato  causa, 
che  loro  siano  rebuttati  da  magistrati,  et  che  faccia  continua  instanza  icome  e  vero;  per  I'esecutione  della  legge 
di  re  Ladislao  contro  de  loro;  non  so,  se  hanno  fatta  la  necessaria  provisione  questi  ministri,  ma  so  bene,  che  hanno 
per  male,  che  si  creda,  et  credo,  che  costi,  se  si  dicesse  cosa  aleuna,  la  negherebbono,  ma  ben  so,  che  questo  che 
io  scrivo,  e  verissimo".  Damit  ist  auch  das  Schreiben  des  Erzbischofs  Zbynko  vom  5.  Nov.  1600  zu  vergleichen; 
siehe  darüber  die  Anm.  211. 

-I0)  Siehe  den  Bericht  des  Nuntius  vom  17.  Juli  1600  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  111.  87  d,  fol.  131),  wo  es  heiszt: 
„Mi  si  da  ferma  intentione  da  chi  puo  saperlo,  che  in  breve  S.  Mtä.  caesarea  sia  per  fare  una  grau  resolutione  in  ma- 
teria d'heretici  et  forsi  per  cacciar  da  tutto  questo  regno  li  Piccardi  conforme  alle  leggi  del  regno,  negotio  che  rile- 
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folgenden  Tagen  mit  erneuter  Stärke  ausbrach211)  und  wahrscheinlich  auch  noch  andere  Rücksichten 
hatten  zur  Folge,  dasz  der  Entschlusz  des  Kaisers  erst  um  zwei  Jahre  später  verwirklicht  wurde. 
Am  2.  September  1602  wurde  ein  neues  Mandat  gegen  die  Brüder  mit  dem  Datum 
vom  22.  Juli  verlautbart.212)  Dieses  Mandat,  obzwar  es  stilistisch  nur  eine  ausführliche  Wiederholung 
der  Mandate  vom  J.  1575  und  1584  ist,  unterscheidet  sich  von  diesen  im  Inhalte  sehr  wesentlich.  Es 
spricht  nicht  mehr  allgemein  von  den  durch  das  Mandat  des  Königs  Wladislav  verbotenen  Bethäusern 
und  religiösen  Zusammenkünften,  sondern  es  wendet  sich  ausdrücklich  gegen  jene,  die  „der  pikar- 
dischen  anders  Valdenser  Sekte  oder  denen  angehören,  welche  sich  Brüder  nennen",  von  denen 
auch  erklärt  wird,  dasz  sie  „auszerhalb  des  Gesetzes  stehen  und  dasz  auch  auf  sie  das  Gesetz  als 
auf  Abtrünnige  von  der  im  Lande  angenommenen  Religion  keine  Giltigkeit  hat".  Das  Mandat 
beschränkt  sich  auch  nicht  auf  das  allgemeine  Verbot  solcher  Bethäuser  und  Versammlungen, 
sondern  schreibt  allen  Ständen  ganz  bestimmt  vor,  dasz  sie  „alle  Bethäuser  sofort  schlieszen,  sper- 
ren, mit  Pflöcken  verhauen  und  verrammeln  lassen",  dasz  sie  statt  der  Priester  der  Brüder  ordent- 
liche vom  Erzbischofe  oder  dem  utraquistischen  Konsistorium  aufgenommene  Priester  einsetzen  und 
endlich  auch  ihre  Untertanen  bewegen,  von  der  irrigen  Lehre  der  Brüder  abzulassen. 

Die  Folgen  des  Mandates  gegen  die  Brüder  vom  J.  1602  waren  viel  gröszer  als  die  des  Man- 
dates vom  J.  1584.  Bis  Ende  1602  wurden  das  berühmte  Bethaus  der  Brüder  in  Jungbunzlau  und 
eine  Reihe  anderer  Bethäuser  geschlossen,213)  aber  schon  zu   Beginn  des  J.  1603  nahm  der  Eifer  in 


verebbe  pur  assai  et  fu  da  me  proposto  l'anno  passato  piu  d'una  volta  mostrando  il  pericolo  che  corre  la  Moravia 
particolarmente  per  questo,  essendovi  gran  quantitä  di  Piccardi  et  piu  affetti  di  quello  che  bisogneria  al  servitio 
della  casa  d'Austria,  et  li  scoversi  anco  qualche  intelligenza  di  qualche  barone  principale  di  Moravia  [Karl  v.  Zerotin?] 
col  Palatino;  hora  S.  Mtä.,  che  e  tutto  nelle  cose  della  religione,  mostra  zelo  grande;  intendo,  sia  resoluto,  et  si  sta 
al  ponto  dell'esecutione,  ma  non  bisogna  mostrar  di  saper  altro,  perche  io  l'ho  da  luogo  secretissimo,  et  cesare 
s'offenderebbe,  che  fusse  penetrato,  si  anco  perche  S.  Mtä.  gusta,  che  queste  risolutioni  s'intenda  che  nascano  da  se". 

■")  Über  die  Krankheit  des  Kaisers  in  dieser  Zeit  vgl.  Stieve,  Verhandlungen  über  die  Nachfolge  Rudolfs 
(Abhandl.  der  hist.  Kl.  d.  kgl.  Ak.  in  München  1880)  S.  51  ff.  und  Glücklich,  Mandat  proti  Bratfim  z  2.  zäfi  1602 
a  jeho  provädeni  v  I.  1602—4  (Sitzber.  der  kgl.  böhm.  Ges.  d  Wiss.  1904)  S.  6.  Es  ist  bekannt,  dasz  der  Kaiser 
wahrend  dieser  Krankheit  die  Kapuziner,  welche  kurz  vorher  mit  seiner  Bewilligung  in  Prag  eingeführt  worden  waren, 
ausweisen  wollte.  Deshalb  wandte  sich  der  Erzbischof  Zbynko  an  den  Kaiser  mit  dem  Briefe  vom  5.  Nov.  1600,  worin 
er  ihn  dringend  ersucht,  den  Unwillen  gegen  die  Kapuziner  aufzugeben  und  lieber  gegen  die  Pikarden  energisch  ein- 
zuschreiten, welche  die  Katholiken  im  Lande  mit  Gewalt  ausrotten  wollen  (siehe  Tischer,  Uvedeni  kapucinü  do 
Cech  okolo  r.  1600,  Sitzb.  der  kgl.  böhm.  Ges.  d.  Wiss.  1907  S.  51).  Den  gleichen  Gedanken  finden  wir  in  dem  Gut- 
achten  darüber,  was  der  Erzh.  Ferdinand  dem   Kaiser  raten  sollte,  vom  Okt.  1600  (Böhm.  Landt.  X.  Nr.  88  S.  95.) 

'■")  Das  Mandat  wurde  schon  öfter  abgedruckt,  zuletzt  in  den  Böhm.  Landtagsverh.  X.  S.  336  Nr.  270.  Über 
seine  Publizierung  schrieb  der  päpstl.  Nuntius  am  2.  Sept.  1602  nach  Rom  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  III.  93  b  1  fol.  95): 
„11  decreto  che  hora  fa  tre  anni  fece  l'imperatore,  perche  fossero  discacciati  di  Praga  et  del  regno  i  Piccarditi, 
Calvinisti  et  Anabatisti,  salvando  solo  la  religione  cattolica  et  l'ussitica  conforme  alla  legge  del  re  Ladislao,  dopo 
d'essersi  piu  volte  ridutto  al  punto  del  publicarsi  et  altre  tante  tornato  in  dietro  (il  che  m'ha  fatto  lasciar  di  scri- 
verne)  e  stato  finalmente  publicato  hoggi  per  tutta  la  cirtä  a  suon  di  trombe,  cooperante  sopra  tutti  il  cancelliero 
del  regno  [Zdenko  v.  Lobkowic],  ma  si  dubita  assai,  che  non  ne  segua  l'efferto."  Am  selben  Tage  schrieb  derselbe 
an  den  Nuntius  in  Venedig  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  III.  48  a  f  fol.  158) :  „S'e  publicato  hoggi  un  bando  di  S.  Mtä.  contro 
gli  heretici  Piccardi,  Calvinisti  [im  Orig.  folgte  hier  ,et  Luterani',  ist  aber  getilgt]  et  altri  non  ammessi  dal  regno, 
che  debbano  in  termine  d'alcuni  giorni  partire  di  Praga  et  del  regno".  Mit  dem  Berichte  vom  9.  Sept.  1602  (Vatik. 
Arch.,  Borgh.  III.  93  b  fol.  122)  schickte  der  Nuntius  eine  lateinische  Übersetzung  des  böhmischen  Mandates  nach  Rom. 

J"j  Belege  dafür  siehe  bei  Glücklich,  Mandat  proti  Bratfim  S.  9.  Vgl.  auch  den  Bericht  des  Nuntius  Spinelli 
vom 25. Nov.  1602 (Vatik.  Arch., Borgh.  III.  88 d  fol.  38):„Mi  dice  il  cancelliero  del  regno,  che  in  esecutioned  ell'editto 
imperiale  promulgato  le  settimane  passate  contro  gli  heretici  si  son  serrate  ultimamente  le  scuole  de'  Piccardi 
in  Bolislao  cittä   di    Bohemia   et  sede   principale  di  quella  setta  et  che  di  poi  e  stato  dichiarato  un  commissario. 
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der  Verfolgung  der  Brüder  wieder  ab.314)  Wahrscheinlich  machte  sich  hier  die  Rücksicht  auf  den 
Landtag  geltend,  der  zu  dieser  Zeit  zusammentreten  sollte.  Tatsächlich  kam  auch  auf  diesem  Land- 
tage die  Religionsfrage  nach  mehrjähriger  Unterbrechung  wieder  zur  Verhandlung.  Die  sich  zur 
böhmischen  Konfession  bekennenden  Stände,  also  Lutheraner  und  Brüder,  traten  hier  mit  einer  Be- 
schwerde vor,  dasz  sie  seit  der  Verlautbarung  des  Mandates  gegen  die  Pikarden  gehindert  würden, 
die  Pfarren,  deren  Patronatsherren  sie  seien,  mit  Priestern  zu  besetzen,  welche  das  utraquistische 
Konsistorium  nicht  anerkannten,  was  angeblich  den  Versprechungen  Kaiser  Maximilians  vom  J.  1575 
widersprach,  und  baten  den  Kaiser,  dieses  Mandat  nicht  auf  sie  zu  beziehen,  seine  Durchführung 
einzustellen  und  die  Stände  bei  ihrem  evangelischen  Glauben  und  ihren  freien  Kollaturen  zu  belas- 
sen.216) Aber  eine  Antwort  auf  dieses  Gesuch  erhielten  die  Stände  nicht  und  ihr  Sprecher,  Wenzel 
Budovec  von  Budov,  wurde  in  die  böhmische  Kanzlei  vorgeladen,  um  dort  seine  Handlungsweise  zu 
verantworten.216) 

Durch  den  Protest  gegen  das  Mandat  vom  J.  1602  auf  dem  Landtage  des  J  1603  erreichten 
es  die  Stände  nicht,  dasz  dessen  Durchführung  vollständig  eingestellt  worden  wäre.  Auch  später 
erging  an  einzelne  Obrigkeiten  die  Mahnung,  die  Bethäuser  der  Brüder  auf  ihren  Gütern  nicht  zu 
dulden,  und  auch  in  den  königlichen  Städten  suchte  man  nach  den  in  dem  Mandate  ausgesproche- 
nen Grundsätzen  zu  handeln.217)  Obzwar  durch  dies  Alles  der  tatsächliche  Stand  der  Brüdergemeinden 
nicht  wesentlich  geändert  wurde  —  abgesehen  davon,  dasz  sie  in  manchen  Orten  gezwungen  wa- 
ren, ihre  religiösen  Handlungen  verborgen  oder  doch  wenigstens  mit  gröszerer  Vorsicht  vorzuneh- 
men318) — ,  bewies  die  Verlautbarung  und   teilweise  Durchführung  des  Mandates   vom  J.  1602  den 


che  haverä  da  conferirsi  nel  medesimo  luogo  et  discacciarne  i  predicanti.  Oltre  a  questo  mi  dice  essersi  deputati 
alcuni  ministri,  che  hannocura  di  presentare  a  tutti  i  nobili  d'ogni  luogo  compreso  dai  14  circoli,  che  constituiscono 
il  regno,  I'edirto  istesso,  perche  lo  legghino  et  si  sottoscriveno  d'haverlo  letto,  et  cio  per  poter  procedere  contro 
ciascuno  alle  pene  piu  securamente." 

,M)  Am  6.  Jänner  1603  schreibt  der  Vertreter  des  Nuntius  Sebastiano  Lamberto  dei  Fornari  (Vatik.  Arch.,  Borgh. 
IV.  287  fol.  171):  „Con  tutlo  che  S.  Mtä.  facci  alcune  dimostrationi  contro  li  heretici  seditiosi  delle  sue  proprie  cittä 
et  luoghi  di  questo  regno,  et  ne  facci  star  prigioni  qua,  per  ricusar  essi  di  accettar  li  preti  catholici  che  gli  manda 
questo  monsgr.  arcivescovo,  non  si  vede  perö  ancora  quella  essecutione,  che  sarebbe  necessaria  et  si  desiderarebbe, 
dei  suo  mandato  publicato  con  tanta  sollennitä  contro  Piccarditi,  anzi  pare,  che  '1  negotio  si  vadi  rafredando,  per 
il  che  sarebbe  bisogno  riscaldar  et  animar  detto  monsgr.  arcivescovo,  acciö  camini  inanti,  et  non  si  perda  d'animo, 
anzi  stridi  et  esclami  piu  che  mai  .  .  ." 

21S)  Böhm.  Landt.  X.  Nr.  323  S.  424-432;  vgl.  besonders  Glücklich  1.  c.  S.  9-12. 

"")  Darüber  handelt  ausführlich  Glücklich  1.  c.  S.  14—16,  der  in  der  Beilage  S.  18—20  eine  Aufzeichnung 
über  den  Verhör  Budovec's  als  Nachtrag  zu  den  Böhm.  Landt.  X.  S.  451  Nr.  347  und  S.  452  Nr.  349  abdruckt. 

2")  S.die  Belege  dafür  bei  Glücklich  1.  c.  S.  16—17.  Noch  am  1.  Dez.  1604,  als  es  von  verschiedenen  Kon- 
spirationen in  den  böhm.  Ländern  verlautete,  rieten  die  ob.  Landesoffiziere  dem  Kaiser  :  „dasz  E.  kais.  Mt.  über  die  wegen 
der  Pikarden  in  Beheimb  ausgangne  und  publicierte  mandata  (furnemblich  weil  E.  kais.  Mt.  in  denselben  ausdrucklichen 
angeben,  dass  darunter  die  unter  einer  und  zweierlei  gestalt  gar  nit,  sondern  allein  die  Pikarden  gemeint  sein 
sollen)  gnädigist  schütz  und  hand  hielten,  unter  den  wissentlichen  Verbrechern  durch  demselben  kammerprocuratorn 
nur  einen  rechtlichen  furnehmben  und  über  denselben  erkennen  auch  exequieren  lassen;  auf  solchen  verfolg  wurde 
verhoffens  andern  ein  schrecken  und  forcht  eingetrieben  und  dadurch  gehorsamb  erhalten  werden."  (Böhm.  Landt. 
X.  S.  652  Nr.  530.) 

2,e)  Karl  v.  Zerotin  schildert  im  Briefe  an  T.  Beza  vom  22.  Sept.  1603  (Exzerpt  im  Arch.  Cesky  XXVII.  S.  215 
Nr.  619,  Abschrift  im  Landesarch.)  den  Stand  der  Unität  folgenderweise:  „Nous  iouissons  d'un  assez  bon  repos  au  faict 
de  la  liberte  de  nos  consciences.  Car  combienque  l'annee  passee  les  edicts  et  mandements  publics  sollenellement 
en  la  ville  de  Prague  au  nom  de  l'empereur  ayent  donne  quelque  secousse  aus  eglises  de  Boheme,  voire  teile, 
que  l'exercise  publique  de  la  religion  a  este  en  vertu  d'iceus  du  tout  aboli  en  quelques  endroits,  non  obstant  les 
assemblees  ne  laissent   point  de  continuer  en  quelques  lieus  aultant   librement   qu'auparavant  et  en  d'aultres  avec 
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Brüdern  dennoch  klar,  welche  Gefahr  ihnen  daraus  erwuchs,  dasz  ihre  Religion  von  der  Regierung 
ohne  Verletzung  der  Gesetze,  welche  ihr  Bekenntnis  nicht  anerkannten,  als  unerlaubt  verfolgt  werden 
konnte,  und  nötigte  sie,  Mittel  zu  ersinnen,  durch  welche  sie  ihrer  Existenz  eine  feste,  rechtliche 
Grundlage  geben  könnten. 

Wennschon  es  möglich  war,  den  Brüdern  gegenüber  zu  behaupten,  dasz  die  Maximilianischen 
Konzessionen  vomj.  1575  auf  sie  keinen  Bezug  hätten, so  war  diese  Behauptung  den  Lutheranern 
gegenüber  ausgeschlossen.  Die  im  J.  1575  Maximilian  vorgelegte  Konfession  war  im  Wesen  die  Luthe- 
rische, die  Lutheraner  führten  die  Verhandlungen  und  diese  betraf  daher  ohne  Zweifel  auch  die  Er- 
klärung des  Kaisers,  dasz  er  die  Stände  in  ihrer  Religion  nicht  behindern  und  auch  nicht  zugeben 
werde,  dasz  sie  durch  Andere  in  deren  Ausübung  behindert  würden.  Solange  nicht  die  Verbindlichkeit 
dieses  mündlichen,  auch  von  Rudolf  wiederholten  Versprechens  überhaupt  negiert  wurde,  war  es 
unmöglich,  gegen  die  Lutheraner  in  gleicher  Weise  aufzutreten  wie  gegen  die  Brüder  und  unmöglich, 
sie  als  die  Anhänger  eines  im  Lande  nicht  erlaubten  Bekenntnisses  zu  behandeln;  es  erreichten  aber, 
abgesehen  von  der  formellen  Unzulänglichkeit  dieses  Versprechens,  auch  die  Lutheraner  nicht,  dasz 
ihrem  Bekenntnisse  volle  Freiheit  oder  gar  eine  Gleichberechtigung  mit  der  katholischen  oder  utra- 
quistischen  Religion  zuerkannt  worden  wäre.  Ihre  Rechtsstellung  änderte  sich  durch  dieses  Versprechen 
auch  nur  insoferne,  als  ihre  Religion,  die  bisher  eine  unerlaubte,  verbotene  war,  von  da  an  durch  die 
Gnade  des  Herrschers  geduldet  werden  sollte.  Aber  selbst  diese  Toleranz  war  weder  allgemein  noch 
vollkommen;  vor  allem  bezog  sie  sich  nur  auf  die  beiden  oberen  Stände  und  deren  Untertanen  und 
galt  nach  den  ausdrücklichen  Erklärungen  des  Kaisers  für  die  königlichen  Städte  nicht,21")  ferner 
räumte  sie  den  oberen  Ständen  nicht  die  nötige  Freiheit  ein,  sich  die  für  ihr  Bekenntnis  unentbehr- 
liche kirchliche  Organisation  beschaffen  zu  können.  Dadurch,  dasz  der  Kaiser  1575  die  Bitte  der 
Stände  abwies,  ihnen  die  Besetzung  des  utraquistischen  Konsistoriums  zu  überlassen,  die  im  J.  1562 
König  Ferdinand  an  sich  gerissen  hatte,'"20)  ferner  dadurch,  dasz  die  von  den  lutherischen  Ständen 
gewählten  Defensoren  infolge  des  Widerstandes  von  Seite  des  Kaisers  bald  ihre  Ämter  niederlegten, 
waren  die  Lutheraner  verurteilt,  auch  weiterhin  ohne  geregelte  Organisation  zu  leben.  Ihre  freie  Ent- 


un  peu  de  crainte  et  consideration  plus  pour  eviter  le  scandale  que  pour  aulcun  danger.  Mais  en  ceste  province 
de  la  Moravie  nous  n'avons  point  senti  de  changement  .  .  ."  Ähnlich  berichtete  schon  am  26.  Mai  1603  der  Vertreter 
des  Nuntius  Fornari  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  IV.  291  fol.  71):  „Si  vede  poco  giovamento  del  mandato  contro  li  Picardi, 
poiche  le  scole  et  conventicole  loro  non  mancano,  anzi  crescono  piu  che  mai."  Anders  schreibt  der  Unitätsprediger 
Bartol.  Nemcansky  im  Briefe  an  Grynneus  vom  15. Juni  1604  (herausg.  Glücklich,  O  ceste  za  korrespondenci  Bu- 
dovcovou,  Vestnik  ceske  akad.  XIV.,  1905,  S.  65);  indem  er  sich  über  die  Widerwärtigkeiten  beklagt,  die  dieUnität  zu 
erdulden  habe,  sagt  er:  „Libera  sincerae  religionis  professio  inhibetur,  scholae  dissipantur,  pastores  suis  sedibus 
pelluntur .  .  ." 

'-")  S.  besonders  die  Antwort  Maximilians  auf  die  Beschwerde  der  Defensoren  vom  30.  Nov.  1575  in  Böhm. 
Landt.  IV.  S.  484  Nr.  103,  wo  es  heiszt:  „Ta  pak  psani  [d.  h.die  in  die  kgl.  Städte  am  5.  Okt.  erlassenen  Mandate; 
vgl.  oben  S.  39|od  näs  toliko  mestüm  naäim  a  Jeji  Läsky  pani  manzelky  naäi  nejmilejsi  z  jistych  a  slusnych.tez  vrade 
uväzenych  pficin  vyälä,  stavüv  vysäich,  niest  a  poddanych  jejich  nie  se  nedotykaji,  neb  doteenä  mesta  nase  i  Jeji 
Läsky  na  näs  jakozto  kräle  Ceskeho  pozor  a  zfeni  svd  miti,  a  kdyby  jim  jakä  potfeba  nastala,  na  näs  to  vznesti 
a  o  to  se  uteci  maji.  Za  kterymizto  pficinami  snääi  se  pfi  näs,  ponevadz  Vy  s  doteenymi  mesty  naäimi  a  Jeji  Läsky 
pani  manzelky  nasi  nejmilejäi  nie  ciniti  nemäte,  ze  v  tom  nicemz,  jakz  sme  Väm  i  jinym  stavüm  krälovstvi  Ceskeho 
za  bytu  naseho  cisafskeho  ted'  na  hrade  Piazskem  oustne  pfedklädati  räcili,  zädne  reformaci  Ciniti  nenälezi;  neb 
se  stavüm  dvoum  vyäSim,  jakz  o  tom  jinäce  nevime,  strany  far  jich,  kdyz  toliko  ty,  kterez  sou  od  starodävna  a 
zvläste  pak  od  toho  casu,  jakz  jsou  stavove  pod  oboji  nejprve  strany  Augsburske  konfessi  pfi  näs  hledati  zacali, 
viry  katolicke  pod  jednou  byvaly,  tez  take  pod  oboji,  kterel  se  konsistofi  Prazskou  spravovaly,  v  tom  prvnim  zpü- 
sobu  züstanou,  zädnä  pfekäzka  necM." 

J   )  Vgl.  besonders  Tomek,  Dej.  Prahy  XII.  S.  132-3  und  Winter,  Zivot  cirkevni  I.  S.  328. 
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Wickelung  wurde  auch  durch  den  im  J.  1575  vom  Kaiser  aufgestellten  Grundsatz  eingeschränkt, 
dasz  Kirchen,  die  seit  alters  her  und  besonders  jene,  die  seit  dem  Beginne  der  ständischen  Bestre- 
bungen um  die  Anerkennung  der  Augsburger  Konfession  katholisch  waren  oder  durch  das  utraquis- 
tische  Konsistorium  verwaltet  wurden,  in  derselben  Art  verbleiben,  d.  h.  nicht  durch  lutherische 
Priester  besetzt  werden  durften.2'21)  Anderseits  wurde  allerdings  den  Ständen  gerade  dadurch  das 
Recht  zugestanden,  ihre  Pfarren  frei  mit  den  Priestern  ihres  Bekenntnisses  zu  besetzen,  wenn  auf 
denselben  schon  vor  dem  J.  1575  Geistliche  dieses  Bekenntnisses  gewesen  waren. 

Es  ist  begreiflich,  dasz  die  Lutheraner  nach  dem  J.  1575  es  immer  von  neuem  versuchten,  für 
ihre  Konfession  eine  bestimmtere  Bestätigung  zu  erlangen,  als  die,  welche  die  unklaren  Zugeständ- 
nisse Maximilians  enthielten,  besonders  aber  sich  die  Möglichkeit  einer  geregelten  kirchlichen  Orga- 
nisation zu  verschaffen,  deren  Grundsätze  in  der  Konfession  vom  J.  1575  ausführlich  festgelegt  waren. 
Vor  allem  handelte  es  sich  den  Ständen  darum,  die  Besetzung  des  utraquistischen  Konsistoriums, 
welches,  seitdem  es  durch  den  Kaiser  besetzt  wurde,  sich  immer  mehr  der  römischen  Kirche  näherte, 
wieder  in  ihre  Macht  zu  bekommen  und  auf  diese  Art  ihrem  Bekenntnisse  das  oberste  kirchliche 
Amt  zu  verschaffen.  Schon  auf  dem  Februarlandtage  des  J.  1579  legten  sie  dem  Kaiser  ein  darauf 
bezügliches  Gesuch  vor.222)  Indem"  sie  sich  auf  das  Versprechen  Kaiser  Maximilians  und  Rudolfs  selbst 
beriefen,  „dasz  Sie  uns  bei  unserer  Religion  und  unserem  christlichen  Glauben  nach  unserem  Sr. 
Mt.  dem  Kaiser  Maximilian  in  einer  gewissen  Schrift  von  uns  dargelegten  Bekenntnisse  gnädig  zu 
belassen  und  Ihre  Hand  über  uns  zu  halten  geruhen"  und  indem  sie  versprachen,  „keine  Sekten, 
weder  Zwinglianer  noch  Kalviner  oder  andere  solche,"  unter  sich  dulden  zu  wollen,  baten  die 
Stände  den  Kaiser,  ihm  „eine  gewisse  Anzahl  frommer  geistlicher  und  weltlicher  Personen"  vor- 
schlagen zu  dürfen  und  mit  denselben  das  Konsistorium  ordnungsgemäsz  zu  besetzen.  Diesem  von 
den  Ständen  eingesetzten  Konsistorium  sollten  nach  demselben  Gesuche  von  den  Ständen  Priester 
für  ihre  Pfarren  vorgeschlagen  werden  „und  welcher  in  unserem  christlichen  Glauben  unter  beiderlei 
Gestalten  nach  unserem  Bekenntnisse  als  in  der  Lehre  und  diesem  Glauben  rein  und  ohne  Makel 
befunden  werden  würde,  dasz  der  auf  eine  solche  Pfarre  dieses  Herrn  vom  Konsistorium  ordnungs- 
mäszig  eingesetzt  werde".  Die  Erfüllung  dieser  Bitte  hätte  bedeutet,  dasz  das  utraquistische  Kon- 
sistorium ein  lutherisches  geworden  wäre  und  dasz  die  Einsetzung  der  lutherischen  Priester  —  und 
soferne  sich  die  Brüder  durch  die  Konfession  vom  J.  1575  zu  decken  wüszten,  auch  ihrer  Priester  — 
auf  die  den  Ständen  gehörigen  Pfarren  eine  gesetzliche  Grundlage  erlangt  hätte.  Darum  können  wir 


2")  S.  das  in  der  Anm.  219  angeführte  Zitat. 

»")  Dieses  in  undatierter  Abschrift  des  böhm.  Statthaltereiarch  erhaltene  Gesuch  wird  in  Böhm.  Landt.  V.  S. 
302  in  das  J.  1578  verlegt,  welcher  Datierung  auch  Tomek,  Dej.  Prahy  XII.  S.  287  und  Winter,  Zivot  cirkevni  I. 
S.  329  folgte.  Dasz  sie  trotzdem  unrichtig  ist,  beweist  die  durch  das  utraquist.  Konsistorium  am  23.  Febr.  1579  dem 
Kaiser  überreichte  Supplik  (erzb.  Arch.  in  Prag,  Rotulus  missiv.  consist.  sub  utr.  1578—80,  fol.  114),  aus  welcher 
zu  ersehen  ist,  dasz  jenes  Gesuch  der  Stände  auf  dem  Februarlandtage  des  J.  1579  dem  Kaiser  vorgelegt  wurde. 
Das  Konsistorium  sagt  hier:  „Praeter  omnem  exspectationem  nostram  .  .  certiores  facti  sumus.  quemadmodum 
aliqui  ex  statibus  huius  regni,  qui  sibi  nomen  sub  utraque  vendicant,  intermisso  negotio  a  Sac.  Mt.  V.  in  his  comitiis 
proposito,  affectent  propria  auctoritate  agere  coram  V.  Caes.  Mte  de  religione  et  de  consistorio  nostro  Pragensi." 
Das  Konsistorium  bittet  nun  den  Kaiser:  „ut  nihil  contra  antiquitus  observatam  religionem  catholicam  sub  utraque 
communicantium  novare  permittat,  nee  consistorium  .  semper  in  potestate  regum  Bohemiae  haberi  solitum  .  .  ex 
eadem  potestate  et  tutela  sua  saecularibus  .  .  .  sibi  eripere  patiatur."  Vgl.  Tomek  1.  c.  XII.  S.  292.  Siehe  auch 
das  an  den  Nuntius  Malaspina  gerichtete  Gesuch  des  Konsistoriums  vom  20.  Feb.  1579  (Gindely,  Gesch.  der 
böhm  Brüder  II.  S.  489  Anm.  50),  wo  im  Postskript  gesagt  wird:  „Sub  finem  huius  scripti  pervenit  ad  nos,  quod 
quidam  in  comitiis  praesentibus  statuerint,  ut  S.  Caes.  Mtem.  frequentes  adirent  et  coram  de  religione  et  de  con- 
sistorio nostro  sibi  subiciendo  agerent." 
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ruhig  behaupten,  dasz  der  Kaiser  diesem  Gesuche  auch  ohne  den  Widerstand  des  utraquistischen 
Konsistoriums  nicht  entsprochen  hätte,  welches  am  23.  Februar  gegen  diese  Bestrebungen  der 
Stände  protestierte  und  den  Kaiser  beschwor,  sich  das  Konsistorium,  das  stets  in  der  Macht  der 
böhmischen  Könige  gewesen  sei,  nicht  entreiszen  zu  lassen.223) 

Zwei  |ahre  später,  auf  dem  Februarlandtage  des  J.  1581,  reichte  die  sich  zur  böhmischen 
Konfession  bekennende  Ritterschaft  abermals  ein  Gesuch  ein,  um  die  im  J.  1575  dem  Kaiser  Maxi- 
milian vorgelegte  Konfession  drucken  und  auf  Grund  dieser  die  Organisation  der  Kirche  unter  bei- 
derlei Gestalten  einrichten  zu  dürfen.  Sie  weigerten  sich  sogar,  über  etwas  Anderes  zu  verhandeln, 
solange  diesem  Gesuche  nicht  entsprochen  würde.  Aber  dem  Herrenstande  gelang  es  vor  allem 
durch  den  Hinweis  auf  die  damalige  Krankheit  des  Kaisers  die  Stände  zu  bewegen,  diese  Angele- 
genheit auf  den  nächsten  Landtag  zu  verschieben.-24)  Als  dann  im  Dezember  des  J.  1581  das  Kon- 
sistorium wieder  vollkommen  im  altutraquistischen  Sinne  erneuert,  ja  sogar  in  eine  noch  gröszere 
Abhängigkeit  des  Erzbischofes  gebracht  wurde,  traten  die  Stände  auf  dem  nächsten  Landtage  aber- 
mals mit  ihren  Wünschen  auf,  ermuntert  durch  die  eigens  hiezu  verfaszte  Schrift  des  bekannten 
Meisters  der  Prager  Universität  Peter  Kodicill  von  Tulechov,  in  welcher  er  das  Recht  der  Stände, 
das  Konsistorium  zu  besetzen,  historisch  nachwies.226)  Der  Ritterstand  weigerte  sich  abermals,  über 
die  königliche  Proposition  zu  verhandeln,  bevor  diese  Frage  nicht  erledigt  wäre ;  aber  auch  diesmal 
liesz  er  sich  wieder  zum  Aufschübe  bestimmen,  jedoch  nur  unter  der  Bedingung,  dasz  vom  Kaiser 
ein  Revers  gefordert  werde,  wodurch  dieser  sich  verpflichtete,  die  Stände  auf  dem  künftigen  Landtage 
nicht  früher  zur  Behandlung  der  königlichen  Vorlagen  zu  zwingen,  solange  ihre  Wünsche  nicht 
erledigt  worden  wären.-116)  Nach  einigem  Zögern  stellte  der  Kaiser  am  6.  Mai  1583  den  Ständen  einen 
solchen  Revers  aus,227)  und  als  er  denselben  Ende  Mai*  dieses  Jahres  auf  dem  Landtage  den  Ständen 
übergeben  liesz,  verpflichtete  er  sich  von  neuem,  auf  dem  nächstkommenden  Landtage  vor  allem  ihre 
Wünsche  zur  Verhandlung  gelangen  zu  lassen.228)  Aber  auch  auf  dem  folgenden  Landtage,  der  be- 
reits im  November  1583  zusammentrat,  willigten  die  Stände  in  eine  abermalige  Verzögerung  ein.228) 
Der  Kaiser  gestattete  ihnen  jedoch  diesmal,  von  den  Ständen  der  Parteien  unter  einer  und  beiderlei 
Gestalt  eine  Kommission  aufzustellen,  welche  prüfen  sollte,  wem  tatsächlich  das  Besetzungsrecht  des 
Konsistoriums  gebühre.230)  Diese  Kommission  wurde  durch  das  kaiserliche  Mandat  vom  7.  Februar  1584 


"*)  Siehe  die  in  voriger  Anm.  aus  der  Supplik  des  Konsistoriums  zitierten  Worte. 

-")  Vgl.  die  im  XIII.  Herrnhuter  Folianten  fol.  47  enthaltene  Erzählung:  „V  sneme  take  serednä  roztrzka 
pocala  jiti.  Stav  rytifsky  nechtel  v  zädne  jednäni  se  däti,  lecby  Jim  ty  dva  artikule  pusteny  byly:  1.  strany 
religio,  aby  prvni  sneseni  1575  bylo  potvrzeno  a  ta  konfessi  podanä  k  tisteni  pustena  a  vübec  sla,  2.  strany  partyty 
Tuze  se  podavse  stavu  panskemu,  tech  artikulü  pfi  tom  zastavili,  ze  nechti  se  v  zädne  jednäni  o  propositiones 
däti  .  .  .,  Iecby  jim  to  prve  zpraveno  bylo,  a  co  chteli,  doslo.  Ale  zpüsobil  to  pän  pokoje,  ze  skrze  stav  pansky 
o  to  sou  upokojeni:  ponevadz  pän  hrube  nemocen,  aby  toho  do  budouciho  snemu  bylo  odlozeno."  Vgl.  den  be- 
treffenden Landtagsbeschlusz  in  Böhm.  Landt    VI.  Nr.  31  S.  88. 

2"l  Diese  Schrift  ist  in  Böhm.  Landt.  VI.  Nr.  110  S.  165-175  abgedruckt. 

22S)  Siehe  den  Landtagsbeschlusz  in  Böhm.  Landt.  VI.  Nr.  120  S.  102. 

227)  Abgedruckt  in  Böhm.  Landt.  VI.  S.  299  Nr.  184. 

1.  die  Instruktion  vom  6.  Mai  für  die  kais.  Landtagskommissäre  in  Böhm.  Landt.  VI.  Nr    182  S.  302. 

»»)  S.  den  Landtagsbeschlusz  in  Böhm   Landt.  VI.  Nr.  257  S.  436. 

:so)  Darüber  und  über  alle  die  Religion  betreffenden  Verhandlungen  dieses  Landtags  berichten  die  im  XIII. 
Herrnhuter  Foliante  fol  274-276  enthaltenen  Briefe  eines  während  des  Landtags  in  Prag  anwesenden  Unitäts- 
mitgliedes.  Im  Briefe  vom  21.  Nov.  1583  lesen  wir:  „Teprv  dnes  k  samemu  poledni  mistne  sein  vyrozumel  s  mnohou 
praci  i  nebezpecenstvim,  kam  vetrov6  nevesele  veji.  O  to,  aby  meli  näs  se  zhost'ovati,  neni  potfebi  starosti,  nez  prece 
na  tu  konsistof  velmi  pi'lne  mysli  a  o  ni  domlouvati  se  k  J.  Mti.cisari  chteji,  a  jest  rozumeti  po  mnohych  pficinäch, 
zet  sotva  proti  tomucisaf  bude.ZacimzseocekäväodJ.Mti.  eis.  toho,  ze  on  poznamenane  osoby,  ktere  by  chteli  voliti, 
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für  den  18.  Juni  desselben  Jahres  einberufen  und  als  sie  auch  zur  festgesetzten  Zeit  zusammentrat,231) 
erklärte  nach  einer  kurzen  Beratung  der  Oberstburggraf  Wilhelm  von  Rosenberg  im  Namen  der 
katholischen  Herren,  dasz  allerdings  das  Recht,  das  Konsistorium  zu  besetzen,  den  Ständen  zukäme 
und  versprach  auch,  beim  Kaiser  Fürsprache  dafür  einzulegen,  dasz  ihnen  dieses  Recht  zurück- 
gegeben werde,  jedoch  müszten  die  Stände  dafür  bei  der  Ausrottung  der  unerlaubten  Sekten  und 
besonders  der  Pikarden  behilflich  sein.  Dies  bedeutete,  dasz  die  Stände  vor  allem  die  Brüder  eigent- 
lich aber  auch  die  böhmische  Konfession  vom  J.  1575  verleugnen   sollten,    deren    Bekenner  —  wie 


ponevadZ  to  v  moci  maji,  bude  chtiti,  aby  jemu  podali.  Oni  pak,  jakz  se  proslejchalo  prve  i  nyni  se  zhusta  slyäi,  na  knezi 
bratrske  hrube  se  bezpeci;  ale  na  to  hledeti  neumeji,  zej.  Mt.  eis.  moc  ma  potvrzovati  osoby  do  konsistofe  aneb  vyvrci, 
vymazati,  ktere  chee,  a  jine  na  to  misto  vepsati  a  dosaditi.  Dävno  pak  citi  ten  dychänek,  ze  by  mini!  jesuity  tez  tarn  pfitni- 
siti,  £ emuz  oni  pfet£zce  budou  moci  odepfiti,  neb  nekoliko  se  jich  k  tomu  pekne  strojilo  i  pod  oboji  podävali  a  bez 
ceremonii  slouzili.  Byt'  pak  i  toho  nebylo,  tedy  nemaji,  co  kde  bräti,  a  samymf  näm  toho  nikoli  nenechaji.  A  protoz 
ja  velmi  pilne  nasim  radim,  aby  rozäafne,  avsak  moene  tomu  pfekäzeli  a  na  prvnim  dovoleni  dosti  meli,  kdyz  müze 
kazdy  jako  doma  temef  svou  konsistof  totiz  zprävce  miti,  ktere  chee.  Nez  o  mestat'  bezi.  Ale  nasim  do  toho  ne- 
mnoho,  vyssim;  hned  sem  se  toho  ulekl,  kdyz  o  näbozenstvi  zacali.  Ö,  by  byli  mlceli  a  na  prvnim  dosti  meli!  Dejz 
pän  Büh.aby  se  mohlo  zmeniti!  jäf  nie  pilneji  neopatruji  jako  to,  aby  utichli  .  . ."  Am  4.  Dez.  schreibt  derselbe  Ver- 
trauensmann der  Brüder:  „Tejne  a  lstive  vsecky  veci  pfi  tom  snemu  jdou.  Kdyz  tomu  rozumeji  svetle  jednuäka  [Ka- 
tholiken], ze  nemohou  stavü  s  nämi  roztrhnouti,  obdrzeli  to  pekne  na  strane  pod  oboji,  aby  zanechaü  jednäni  s  cisafem 
o  konsistof,  neb  to  citili,  ze  Jen  pfistup  k  tomu  sobe  delali  a  k  jinemu  casu  (tak  jakz  Jim  bylo  od  nasich  z  ponuknuti  na- 
mitäno)  odloziti,  v  kteremz  by  duchovnich  lidi  snäze  a  vice  k  te  potfebe  dosähnouti  mohü,  minili,  jakoz  jiz  i  cas, 
totiz  po  Velikonoci,  hned  byli  sobe  obrali.  Srozumevse  tomu  chyträci  a  tyto  holuby  naklonene  k  oufadüm,  jimz 
nadeje  däväna,  videvse,  uvolili  se  Jim  v  tom  u  cisafe  prostredkovati,  pravice,  ze  nie  bez  nich  u  cisafe  nezpüsobi  a 
nezjednaji  nejmene.  Takz  pojednou  dali  sobe  üsta  zaepati,  ze  o  tom  artikuli  religionis  tak  ani  jinak  slova  nefikaji, 
jakoby  Jim  üsta  zacpal.  A  mezi  tim  k  tomu  se  chejli  tejne,  ze  cisaf  obnoviti  mini  misterne  k  utiseni  nasemu  hroz- 
nemu  konsistof,  nebo  legät  papae  vsecky  stavü  pfimluvy,  supplikaci  spolu  s  areibiskupem  u  cisafe  väzi  a  jich  ra- 
dami  skrze  päna  Rüzi  [Wilh.  von  Rosenberg)  .  .  .  vsecko  se  fidi.  Näramneho  souzeni  pravda  a  näsledovnici  jeji,  rychle 
nezmeni-li  toho  pän  Büh,  docekati  musi  .  .  .  Z  nasich  pfi  snemu  zädneho  krome  tu  domäcich  nevidim  a  divnymi  a 
nebezpecnymi  cestami  säm  v  tom  pracoval  sem..."  Und  im  Briefe  vom  17.  Dez.  wird  erzählt:  „Snem  jiz  za- 
vfin,  v  nemzto  nie  skodnyho  näm  neni  polozeno  .  .  .  Dfive  pak,  nezli  zavfin  byl,  ten  artikul  o  näbozenstvi  jest 
vzkfisen  a  nevelmi  patrne ;  temef  nemüze  se  vedeti  od  koho,  od  stavü-li  ei  od  sameho  cisafe.  Tak  se  srozumfvä 
tomu,  ze,  kdyz  se  Jim  prvni  cesta  t.  jednusce  k  roztrzeni  näs  od  stavü  a  zatim  k  utisteni  näs  patrnemu  zjednänim 
mandätu  nevelmi  jistä  a  bezpecnä  zdäla,  nalezli  jinou,  kterouz  v  tajnosti  jeäte  chovaji,  vsak  po  pficinäch  rozumi 
se,  ze  usiluji  pilne  a  velmi  opatrnö  pol  korouhvicku  papae  uvesti  osoby  pfedni  z  stavü  pod  oboji,  bude-li  se  Jim 
moci  to  podafiti,  aby  pfistup  snadnejsi  k  näm  miti  mohli.  Kdyz  mel  zavirän  byti  snem,  porucil  cisaf  stavüm  pod 
oboji  (jichz  temgf  mälo  vic  nez  nie  tarn  bylo),  aby  hned  pfed  zavfenim  snemu  dvanäete  osob  volili  ze  vsech  tri 
stavü  k  vyhledäväni  toho,  komu  konsistof  v  moci  mä  byti,  eoz  ihned  uciniti  museli  ti,  kdoz  tu  züstävali,  z  stavu 
panskeho  4,  z  rytifskeho  tez  4  a  z  Prazan  tolikez;  mezi  temito  nasi  sou  dva  . . .  Proti  tem  12  cisaf  z  sve  strany 
tez  12  voliti  chee,  aby  tech  24  osob  to  vyhledali,  v  ci  moci  jest  konsistof  Prazskä.  A  chtelt'  by  cisaf  velmi  rychle 
to  miti,  neb  i  to  pofi  vsecko,  co  za  sebou  jich  prüvodü  mel,  vse  vydati  z  kanceläfe  sve  porucil.  Jestcf  na  tom  ne- 
sedi.  Zdä  se,  kdyby  jisteho  nie  nemeli,  sotva  by  se  tak  ochotne  k  rozeznäväni  toho  podali.  To  vse  tejne  a  tise  jde, 
ze  sem  ja  sotva  se  pravdy  pfi  tom  doptati  mohl,  neb  klevet  o  tom  velmi  rozdilnych  i  od  nasich  ne  zadnich,  ze  jiz 
konsistof  volena,  bylo,  a  ie  mistr  Daniel  [Adam  v.  Veleslavin]  tez  v  konsistofi,  a  k  tomu  podobnych.  Kdyz  sem  ja 
pak  toho  hledal,  vice  sem,  vsak  tejne  pod  jakyms  svefenim  od  divnych  lidi  i  toho  doslechl,  ze  jest  toto  propositum 
jich,  aby  z  jednusky  volili  4  osoty  potom  do  konsistofe,  z  strany  pod  oboji  4,  z  bratfi  kv  4,  a  k  tem  aby  kazdä 
strana  sve  zfeni  mela.  Cehoz  Boze  zachovej!  .  . ."  Vgl.  die  folgende  Anm. 

W1)  Das  Mandat  vom  7.  Febr  1584  erwähnt  Borovy,  Martin  Medek  1877,  S.  104,  wo  auch  die  Namen  aller 
von  den  Ständen  erwählten  Kommissionsmitglieder  zu  finden  sind.  Dieselben  Namen  führt  auch  die  im  XIII.  Herrn- 
huter  Folianten  fol.  359  enthaltene  Aufzeichnung;  es  wird  dort  neuerdings  von  der  Wahl  dieser  Kommission  auf 
dem  Landtage  des  J.  1583  erzählt  und  hinzugefügt,  dasz  den  12  von  den  utraquistischen  Ständen  erwählten  Personen 
„jmenovän  jisty  den  po  sv.  Vite,  t.  ten  pondeli  tehoz  roku,  k  eemuz  sou  i  mandätem  cisafskym  napomenuti,  aby 
se  k  tomu  dni  dali  najiti  podle  J.  Mti.  eis.  a  pänüv  pod  jednou  od  neho  k  tez  potfebe  volenych,  mezi  nimif  pfedni 
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es  sich  gleich  darauf  klar  zeigte  —  von  der  durch  Herrn  Wilhelm  von  Rosenberg  repräsentierten 
Partei  und  von  der  Regierung  selbst  gleichfalls  für  eine  unerlaubte  Sekte  angesehen  wurden,23-) 
und  dasz  das  Konsistorium  auch  in  Hinkunft  das  altutraquistische  Gepräge  beibehalten  sollte.  Es  ist 
begreiflich,  dasz  die  lutherischen  Stände,  die  vielleicht  sonst  nicht  gesäumt  hätten,  die  Brüder  fallen 
zu  lassen,  dieses  Angebot  nicht  annahmen,  sondern  darauf  bestanden,  dasz  das  Konsistorium  nach 
der  Konfession  vom  J.  1575  errichtet  werde.  Aber  diese  Forderung  wies  der  Kaiser  mündlich  und 
schriftlich  entschieden  ab;  er  gab  zwar  zu,  dasz  bis  zum  J.  1562  die  Stände  selbst  das  Konsistorium 
besetzten,  erklärte  jedoch,  dasz  sie  dieses  Recht  dadurch  verwirkt  hätten,  weil  sie  unter  Kaiser  Maxi- 
milian von  ihrer  althergebrachten  Religion  abfielen,  um  eine  in  diesem  Königreiche  nie  gewesene  an- 
zunehmen, und  sich  selbst  vom  Konsistorium  lossagten,  indem  sie  auf  fremden  Akademien  ordinierte 
Priester  empfingen  und  endlich,  weil  viele  von  ihnen  auf  ihren  Gütern  Zusammenkünfte  der  Pikar- 
den  und  anderer  Sekten  duldeten.233)  Die  Antwort  des  Kaisers,  welche  ausdrücklich  behauptete,  dasz 


byl  p.  Vilem  z  Rozmberka".  Gindely,  der  diese  Aufzeichnung  falsch  verstanden  hat,  behauptet,  1.  c.  11.  S  282, 
dasz  die  Kommission  auf  einem  neuen  Landtage  im  Mai  1584  gewählt  wurde,  aber  im  J.  1584  trat  der  böhm.  Landtag 
nicht  zusammen;  auch  sonst  ist  die  Darstellung  Gindelys  nicht  frei  von  Ungenauigkeiten.  Richtig  schildert  dagegen 
die  Sache  Tomek  XII.  S.  317. 

-3-)  Die  von  Gindely  1.  c.  II.  S.  283  ausgesprochene  Ansicht,  als  ob  den  lutherischen  Ständen  die  freie 
Ausübung  ihrer  Religion  ernst  angeboten  worden  wäre,  wenn  sie  nur  die  Gemeinschaft  mit  den  Brüdern  aufgeben 
wollten,  ist  sicher  nicht  richtig.  Schon  Tomek  XII.  S.  319  erfaszt  richtig  die  Bedeutung  des  den  Ständen  gemachten 
Angebotes,  indem  er  sagt,  dasz  die  Stände  „byli  by  se  meli  odfici  spolku  s  Bratfimi,  k  cemuz  mnozi  byli  by  snadno 
pfivolili,  ale  tak6  konfessi  Ceske,  coZ  ov§em  ufiniti  neminili".  Vgl.  die  folgende  Anm. 

2")  Die  Verhandlungen  wegen  des  Konsistoriums  im  Juni  1584  werden  im  XIII.  Herrnhuter  Folianten  fol  359 
ff.  geschildert.  Nach  dieser  Schilderung  erklärte  H.  v.  Rosenberg,  als  die  Stände  die  Beweise  ihres  Rechtes  auf  das 
Konsistorium  vorlegten,  im  Namen  der  Katholiken  :  „Vzhledse  do  prüvodü  teehto,  jichz  ste  näm  podati  räcili,  nemäme 
podle  ceho  a  nemüzeme  odpirati,  aby  konsistof  Prazskä  V.  Mtem.  k  osazoväni  a  spräve  nemela  nälezeti,  nybrz  svedomi 
a  potvrzeni  toho  V.  Mtem.  bezpecne  däti  müzeme,  ze  jest  tak  byvalo.  A  protoz  jine  vüle  a  ümyslu  nejsouce,  nez  na 
zädost  tuto  na  näs  vzlozenou  V.  Mtem.  toho  näpomocni  pfi  J.  eis.  Mti.  byti,  vsak  s  touto  prvni  vyminkou,  abyehom 
sobe  vespolek  za  jednoho  cloveka  näpomocni  byli  k  vyhlazeni  rot  a  sekt  a  zvlääf  tech  padouchü  pobehlych  pikhart- 
skych,  ktefiz  se  velmi  rozmohli  . . .  Druhe,  abyste  räcili  näm  doverne  a  sprostne  v  tom  se  otevfiti,  jak  ta  konsistof 
mä  byti  a  jakym  rädern  i  osobami  osazena  a  opatfena."  Als  die  utraquistischen  Stände  über  diese  Erklärung  be- 
rieten, schlugen  viele  von  ihnen  vor,  „aby  se  k  Bratfim  neznali,  ponevadz  tak  tezce  nesou  to  näbozenstvi  Jich  Mii. 
päni  pod  jednou".  Schlieszlich  antwortete  in  ihrem  Namen  der  ob.  Landschreiber  M.  Spanovsky,  der  an  die  kathol. 
Stände  folgende  Worte  richtete :  „Kdez  pak  räcite  doklädati  toho,  ze  se  rozmohly  sekty  a  roty  näbozenstvi  rozdilnych, 
sami  to  vidime.  Ale  pficiny  tech  roztrzek  soudime,  ze  jest  jinudy  k  nim  nepfislo,  nez  kdyz  se  J.  Mt  eis.  jakozto  kräl 
Cesky  räcil  konsistofe  zmoeniti,  a  ji  stavüm  pod  oboji  z  moci  vynav,  räcil  podle  sveho  dobreho  zdäni  takovymi  osobami 
osaditi,  na  nichz  kazdy  snad  pfestati  nemoha,  musili  se  pfi  svem  kfesfanstvi,  jakz  nejlepe  rozumeli,  opatrovati,  v  cemz 
se  jim  nesnadne  za  zle  miti  müze.  Ale  kdyby  v  moci  stavü  konsistof  ziistävala,  mohlo  snad  na  to  nepfichäzeti .  Jestlizef  to 
pari  Büh  jeste  däti  räci,  aby  ji  zase  v  moci  meli,  jest  ta  nadeje,  ze  bude  moci  z  tech  vsech  roztrzek  sjiti,  v  cemz 
my  V.  Mtem.,  jakz  räcite  toho  zädostivi  byti,  rädi  näpomocni  budeine ."  Wegen  der  zweiten  Bedingung  antwortete 
II.  Spanovsky,  dasz  die  Stände  das  Konsistorium  so  errichtet  haben  wollen,  wie  sie  es  im  J.  1575  vom  Kaiser 
Maximilian  verlangt  hatten  „K  feto  jejich  feci  velmi  neochotne  se  pfimluvil  pän  z  Rozmberka  a  rozeSli  se."  Am 
andern  Tage  wurden  die  Herren  der  utraquistischen  Partei  vom  Kaiser  in  der  Audienz  empfangen  und  H.  Spanovsky 
versicherte  ihn,  nachdem  er  das  Gesuch  um  das  Konsistorium  dem  Kaiser  vorgelegt  hatte,  dasz  die  Stände  „nie  jineho 
v  tom  neobmySleji,  nezli  pfedne  cest  a  slävu  päna  Boha  väemohouciho  a  druhe,  aby  sekta  näm  velmi  odpornä,  vükoli 
i  v  mOstech  Frazskych  rozsifenn,  vyhlazena  liyti  mohla".  Nach  zwei  Tagen  erwiderte  darauf  der  Kaiser,  „ze  konsistofe 
I'razske  v  moci  stavü  pod  oboji  zanechatij-  Mti.  se  nevidi,  a  to  proto,  ie  sou  se  noveho  näbozenstvi  nebyvalehostavove 
ti  chopili  a  toho  staroceskeho  näbozenstvi  sc  pustili;  druhe,  ponevadz  J.  Mt  eis.  neräci  moci  tomu  rozumeti,  jak  by 
dobfe  a  jakymi  osobami  mohla  osazena  byti  ta  konsistof  pfi  takovem  jich  zmeneni,  a  ovsem  ze  nesluSi  J.  Mti.  toho 
upustiti  7.  rukou,  eoz  od  slavnych  pfedkü  svyeh  jako  postoupeno  a  v  ruee  uvedeno  miti  räfi".  Auszer  dieser 
mündlichen  «ab  der  Kaiser  den  Ständen  am  26  Juni  noch   eine  schriftliehe  Antwort.     Diese  böhmische  Antwort  ist 
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in  Böhmen  nur  das  katholische  und  altutraquistische  Bekenntnis  erlaubt  seien,  war  eine  offenkundige 
Verneinung  der  Maximilian'schen  Konzessionen  vom  J.  1575,  wie  sie  von  den  Ständen  mit  Recht  auf- 
gefaszt  wurden."4)  Hiemit  war  abermals  nur  der  Katholizismus  und  Utraquismus  als  im  Lande  erlaubt 
erklärt  und  nicht  nur  die  Religion  der  Brüder,  sondern  auch  die  der  Lutheraner  zu  verbotenen  Bekennt- 
nissen gestempelt  worden.  Obwohl  die  lutherischen  Stände  auf  diese  Antwort  hin  dem  Kaiser  antrugen, 
sich  nach  dem  alten  Glauben  unter  beiderlei  Gestalten  richten  und  unter  sich  weder  andere  Sekten 
noch  die  Pikarden  dulden  zu  wollen,  falls  ihnen  das  Recht  zur  Besetzung  des  Konsistoriums  rücker- 
stattet werde,  erreichten  sie  vom  Kaiser  nichts  Anderes,  als  dasz  die  Erneuerung  des  Konsistoriums 
abermals  verschoben  wurde.236) 

Als  auf  dem  nächsten  Landtage  im  J.  1585  die  Unitätsritterschaft  mit  der  nach  den  Ereignissen  des 
Vorjahres  sehr  begreiflichen  Bitte  auftrat,  der  Kaiser  möge  den  Ständen  das  Versprechen  Kaiser  Maximi- 
lians, dasz  ein  Jeder  bei  seiner  Religion  bleiben  und  auf  seinen  Gütern  nach  eigenem  Willen  Priester  und 
kirchliche  Verweser  einsetzen  könne,  wieder  bestätigen,  beruhigte  sie  der  Sprecher  der  lutherischen 
Herren,  Herr  Spanovsky,  indem  er  darauf  hinwies,  dasz  die  Frage  der  Besetzung  des  Konsistoriums  noch 
nicht  entschieden  sei  und  das  Mandat  gegen  die  Pikarden  nicht  die  Brüder  betreffe,  da  es  sonst  die  Luthe- 
raner auch  auf  sich  beziehen  müszten.  Obzwar  Herr  Spanovsky  die  Brüder  mit  begeisterten  Worten  versi- 
cherte, die  Lutheraner  seien  einig  mit  ihnen,  so  handelte  es  sich  ihnen  offenbar  am  meisten  darum,  einer 
gemeinsamen  Aktion  mit  den  Brüdern  auszuweichen,  deren  Bündnis  für  die  Lutheraner  ein  Hindernis 


in  Böhm.  Landt.  VI.  S.  507  Nr.  290  herausgegeben  und  daselbst  S.  508  Nr.  291  ist  auch  ein  deutscher  ziemlich 
davon  abweichender  Entwurf  dieser  Antwort  abgedruckt.  Dasselbe  deutsche  Konzept  hatte  schon  früher  Borovy, 
Martin  Medek  S.  172  Nr.  5  veröffentlicht. 

BM)  In  der  böhmischen  Antwort  ersucht  der  Kaiser  die  Stände  zu  erwägen,  ob  es  ihm  möglich  sei  „jim  stavüm 
pod  oboji  v  takove  jich  roztrzitosti  toho  dovoliti,  aby  konsistof  sami  podle  libosti  sve  obnovovati  a  dosazovati 
meli,  nicmene  tak  rozlicnych  v  tomto  krälovstvi  neobycejnych  nabozenstvi  proti  privilegiim,  jistym  snesenim  pfe- 
deslym  deleji  snäseti;  nybrz  se  J.  Mti  vidi,  ze  k  takovym  vystupnym  osobäm  podle  jiz  dotcenych  privilegii,  staro- 
bylych  sneseni,  zfizeni  zemskeho  slusne  se  zachovati  povinen  byti  räci"  (Böhm.  Landt.  VI.  S.  508).  Im  deutschen 
Konzepte  lesen  wir:  „Do  nun  die  Sachen  in  dergleichen  pristino  statu  dergestalt,  wie  es  disponiert,  befunden  und 
nit  andere  secten  unter  dem  schein  derer  rechten  alten  sub  utraque,  durfte  es  nicht  viel  disputierens  und  wären 
alle  Sachen  richtig"  (ibid.  S.  509).  Es  ist  leider  bisjetzt  nicht  möglich  festzustellen,  welchen  Einflusz  auf  diese 
Antwort  der  päpstl.  Nuntius  Bonomi,  Bischof  von  Vercelli,  hatte;  man  darf  aber  wohl  voraussetzen,  dasz  seine 
Teilnahme  an  diesen  Verhandlungen  wegen  des  Konsistoriums  nicht  geringer  war  als  auf  dem  im  Dezember  1583 
abgehaltenen  Landtage  (vgl.  den  in  der  Anm.  230  zitierten  Bericht  vom  4.  Dez.  1583).  Es  ist  jedenfalls  sicher,  dasz 
die  den  utraquistischen  Ständen  gegebene  Antwort  in  vollem  Einklang  mit  der  Anschauung  des  Nuntius  ist,  dasz 
der  Kaiser  weder  die  Brüder,  noch  die  Lutheraner  zu  dulden  verpflichtet  sei  (vgl.  das  Zitat  aus  dem  Memoriale 
des  Nuntius  in  der  Anm.  188). 

m)  Nach  der  im  XIII.  Herrnhuter  Foliante  fol.  362  ff.  enthaltenen  Schilderung  des  M.  Daniel  Ad.  von  Veleslavin, 
erbaten  sich  die  utraquistischen  Stände,  nachdem  sie  die  Antwort  des  Kaisers  erhalten  hatten,  eine  neue  Audienz 
beim  Kaiser,  wobei  H  Spanovsky  dem  Kaiser  in  deutscher  Sprache  erklärte,  „ze  kdyz  bohda  (jakz  te  nadeje  sou) 
J.  Mt.  rääi  jim  toho  dovoliti,  aby  sobe  konsistof  osadili,  ze  tu  vec  tak  fiditi  chteji,  jakz  za  J.  Mti.  i  jejich  pfedküv 
byvalo  podle  stare  viry  pod  oboji,  tou  ze  se  zpravovati  chteji,  te  vsecko  knezstvo  sve  poddati,  od  ni  je  bräti 
a  zädneho,  kdoz  by  se  s  ni  nesrovnäval,  ani  pfijimati  ani  netrpeti,  iädnych  takii  sekt  ani  Pikhartüv  pod  svym  jme- 
nem  nefedrovat  ani  zastävati";  ferner  bat  er,  der  Kaiser  möge  die  Verhandlung  wegen  des  Konsistoriums  bis  zur 
nächsten  Zusammenkunft  entweder  des  Kammer-  oder  des  Landesgerichts  verschieben.  Darauf  wurde  den  Ständen 
durch  H.  von  Rosenberg  ebenfalls  in  deutscher  Sprache  zur  Antwort  gegeben,  der  Kaiser  hätte  mit  Freuden  erfahren, 
„ze  by  konsistof  vedle  starobyleho  zpüsobu  a  stare  viry  pod  oboji  voliti  a  osaditi  chteli  a  pod  sebou  iädnych 
sekt  ani  Pikhartüv  fedrovati  a  zastävati  nechteli";  deshalb  entspreche  er  ihrem  Gesuche  und  verschiebe  die  weitere 
Verhandlung  auf  spätere  Zeit.  „Potom  toteZ  cisaf  säm  üsty  svymi  kratce  opakoval  a  tez  toho  dolozil,  le  jest  tonui 
vdecen,  ze  pfi  vife  stare  pod  oboji  stati  mini  a  zadnycli  sekt  ani  Pikhartüv  fedrovati  nechtejf." 

Ol  Böhmische  Landtagsverhandlungen  XI. 

65 


im  Kampfe  um  das  Konsistorium  war.236)  Es  scheint  übrigens,  dasz  die  Entschiedenheit,  mit  welcher 
der  Kaiser  im  Vorjahre  ihre  Bitte  abgewiesen  hatte,  den  lutherischen  Ständen  den  Mut  zur  Fortführung 
des  Kampfes  gänzlich  benahm.  Wir  haben  wenigstens  aus  den  folgenden  zwanzigjahren  keine  Nach- 
richt darüber,  dasz  die  Stände  auf  einem  der  Landtage  neuerdings  die  Anerkennung  dieses  Rechtes 
versucht  hätten,  was  ja  gleichzeitig  die  Anerkennung  der  böhmischen  Konfession  vom  J.  1575  be- 
deutet hätte.  Der  Grundsatz,  dasz  in  Böhmen  nur  die  katholische  und  utraquistische  Religion  erlaubt 
seien,  welcher  im  J.  1584  vom  Kaiser  verlautbart  wurde  und  die  Giltigkeit  der  Maximilian'schen 
Konzessionen  vom  J.  1575  negierte,  errang  hiedurch  eigentlich  in  der  Theorie  einen  Sieg  und  wurde 


23a)  Über  die  Verhandlungen  des  Landtages  vom  J.  15S5wird  im  XIII.  Herrnliuter  Foliante  fol.  407  ff.  eingehend 
berichtet;  hier  findet  man  namentlich  die  Erzählung  des  Unitätsmitgliedes  Wilhelm  von  Malovec,  welcher  als  Sprecher 
des  Ritterstandes  erklärte,  dasz  „k  temto  bernim  a  dauern,  aby  je  svoliti  anebo  däti  J.  Mti  eis.  meli,  dokud  tento 
artikul  prvni  o  näbozenstvi  na  miste  postaven  nebude,  k  tomu  nijakz  pfistoupiti  nemohou;  nez  jestlize  J  Mt.  eis. 
räöi  näm  toho  potvrditi,  jakä  pfipoved'  od  ...  eis.  Maximiliäna  na  sneme  obecnem,  kteryz  drzän  byl  na  hrade 
Prazskem  1.  1575,  tak  aby  kazdy  pfi  näbozenstvi  sv6rn,  eoz  mu  pän  Büh  dal  poznati,  züstaven  byl  a  v  stateich  svych 
aby  mohli  sobe  bez  pfekäzky  zprävce  a  knezi  sve,  jaci  by  se  Jim  libili  a  uziteeni  pro  duse  jich  spaseni  byti  vidfili, 
chovati,"  dann  sei  der  Ritterstand  bereit  wegen  der  Steuern  zu  verhandeln.  Darauf  'erwiderte  H  Soanovsky  u.  A.: 
„K  tomu  mandätu,  kteryz  roku  pominuleho  od  J.  Mti.  eis  po  krajich  rozposilän  jest.  abyste  se,  jakoby  näbozenstvi 
nase,  ponevadz:  se  od  sebe  nieimz  nedelime  v  podstatnych  artikulich  a  sme  sjednoceni,  pfihlasovali,  jakoby  näm  na 
äkodu  byti  mel,  toho  neeiiite  a  se  dfive  casu,  ponevadz  2ädnemu  nie  tim  ublizeno  neni,  nedomlouvejte,  nebo  budte 
k  näm  t£  nadeje,  kdyby  se  väm  co  nasim  zvlästnim  milym  pänüm  a  pfätelüm  ublizovati  a  od  koho  skoditi  chtelo, 
tedy  by  muselo  se  i  näm  toho  dostati.  Nebo  od  väs  v  niiemz  odstoupiti  neminime  a  sme  k  väm  tez  nadeje,  ze 
i  vy  podle  näs  tolikez  byste  ucinili  a  ucinite."  Es  scheint,  dasz  die  Brüder  diesen  Worten  des  H.  Spanovsky  eine 
gröszere  Bedeutung  zulegten,  als  sie  wirklich  hatten,  wenn  sie  darin  eine  Erneuerung  des  gemeinsamen  Beschlusses 
der  Stände  vom  J.  1575  erblickten  Da  wir  das  Benehmen  der  lulherischen  Stände  im  |.  1584  während  der  Ver- 
handlungen um  das  Konsistorium  kennen,  können  wir  dieser  Auffassung  der  Brüder  kaum  zustimmen,  wie  es 
Tomek  XII.  S.  323  tatsächlich  tut.  Auch  aus  den  Berichten  der  Brüder  ist  unschwer  herauszulesen,  dasz  die  Luthe- 
raner eine  gemeinsame  Aktion  mit  den  Brüdern  zu  vermeiden  suchten.  Im  Briefe  des  Bruders  J.  Kalef  vom  30  Jan 
1585  (XI!!.  Herrnliuter  Foliant  fol.  414)  lesen  wir:  „Nasi  mimo  to,  eoz  pfed  tehodnem  ucinili,  obnovivse  pfedesle 
sneseni  a  pfipoved'  ucinivse  obapolnou  neodtrhovati  se  jedni  od  druhych,  s  tim  se  rozjeli.  O  potvrzeni  toho 
sneseni  jednati  nechteli,   ani   co   supplikovali,    aby   pfi   pokoji   zachoväni   byli,   pravice,   ze   zädneho   ublizeni    se 

,<l  emu  nestalo,  ani  ti  mandätove  pfedesle  vysli  nie  neuskodili  .  .  .  O  jinych  novych  mandätech  ze  nie 
nevödi,  Boha  se  v  tom  doklädali.  A  ze  v  komofe  J.  Mti.  eis.  byvaji  velmi  casto  i  na  mandäty  ze  se  ptali  a  nie 
nikdez  mimo  pfedesly  mandät  doptati  se  nemohli  a  nemohou.  Mnolio  o  tom  mluvili.  schvalujice  Bratfim,  to  ze  dobfe 
delaji,  kdyz  na  sebe  takovych  mandätu  netähnou,  a  napominali,  aby  neslyseli  na  sebe,  by  pak  jacikolivSk  mandätove 
kdy  vysli.  Nebo  i  oni  s  nämi  se  vsemi  v  temz  ze  sou  potupeni  jako  i  my  a  za  sektäfe  a  odtrfence  od  strany  pod 
jednou  ze  se  pocitaji,  o  tom  obsirne  mluvili.  Strana  take  pod  jednou  cfsaFske  pri'povödi  \zdycl:y  tak  vyklädali,  ze 
cisaf  ty  za  pod  oboji  mä,  ktefiz  se  konsistofi  Prazskou  spravuji  a  jine  nie.  Protoz  k  tomu  cili  smefovali,  aby,  pfijde-li 
co,  nesti  sobe  pomähali  ti,  ktefiz  sneseni  sou.  A  kdyz  od  nasich  i  tim  hybäno  bylo,  ze  se  pfiöiny  k  boufkäm  dävaji 
skrze  ta  psani  rozlicnä  jezuitskä  [die  Schriften  Sturms],  radili  mnozi  rozumni  k  tomu,  aby  jich  mlcenim  pominuto 
bylo,  Ze  neni  hodne  co  odpovidati  etc.  A  tak  nie  se  nyni  nejednä."  Dasz  der  Versuch  der  Brüder,  die  übrigen  utra- 
quistischen  Stände  zur  Erneuerung  der  Union  vom  J.  1575  zu  bewegen,  scheiterte,  behauptet  der  Nuntius,  der  am  29.  Jan. 

1585  nach  Rom  berichtete (Reichenberger  l.c  S. 37),  dasz  zwar  auf  dem  Landtage  keine  „mentlone  ostinata  circa 
la  reli  jione"  geschah,  „ma  solamente  li  Piccardi  a  favore  di  quali  cento  nobili  si  sono  scoperti  (il  che  ha  fatto  maravigliare 
ogn'  uno),  hanno  cercato  di  persuadere  a  li  Ussiti  per  vigore  d'  una  concordia  fatta  gia  alcuni  anni  sono  tra  di  loro,  che 
conformandosi  quasi  ne  le  istesse  opinioni,  si  vogliono  cli  nuovo  riunire  et  non  patire,  che  1'  imperatore  pensi  di 
aleuna  cosa  contra  1'  asserta  reügione  piccarda,  come  differente  solamente  di  nome  da  la  ussitica.  AI  che  li 
l'ssiti  hau;'«,  replicato,  che  loro  non  possono  pigliar  questo  assunto  per  essere  a  la  Mtä.  S.  et  a  tutto  il  modo  ben 
he  li  Piccardi  non  ostante  la  paclficatione  fatta  tra  di  loro  in  materia  de  la  reügione  non  solo  non  si  sono 
conformati  ne  li  riti  a  loro,  ma  che  si  sono  andati  corrompendo  di  giorno  in  giorno  maggiormente  anco  ne  la  istessa 
loro  religione  piccarda",  und  damit  stellten  sich  die  Pikarden  zufrieden.  Man  darf  allerdings  nicht  vergessen,  dasz 
hier  der  Nuntius  die  lutherischen  Stände  von  den  utraquistischen  nicht  unterscheidet. 
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auch  in  den  späteren  Jahren  von  der  Regierung  Rudolfs  öfter  wiederholt.  Die  im  J.  1589  für  die 
königlichen  Städte  gegen  die  Zusammenkünfte  der  Pikarden  und  jene  Geistlichkeit,  die  sich  nicht 
nach  dem  Konsistorium  richtete,  erlassenen  Mandate  waren  nicht  nur  gegen  die  Brüder,  sondern  auch 
gegen  die  Lutheraner  gerichtet,  ebenso  wie  das  Mandat  gegen  die  Brüder  vom  J.  1602,  in  welchem 
es  heiszt,  dasz  die  Landesordnung  nur  die  Katholiken  und  Utraquisten  anerkenne,  sich  indirekt  auch 
gegen  die  Lutheraner  wandte.2")  In  Wirklichkeit  war  zwar  die  Regierung  Rudolfs  nicht  stark  genug, 
um  die  Bestimmung  bezüglich  des  Nichterlaubtseins  des  lutherischen  Bekenntnisses  durchzuführen, 
—  ausgenommen  vereinzelte  Fälle,  die  wohl  nicht  von  groszer  praktischer  Bedeutung  waren,  aber 
dennoch  genügten,  um  den  Standpunkt  der  Regierung  zu  kennzeichnen,'-"")  —  so  dasz  sich  dieses 
Bekenntnis  während  der  Regierung  Rudolfs  in  Böhmen  frei  entwickeln  konnte.239)  Für  die  Zukunft 
aber  barg  dieser  Grundsatz  der  Regierung  für  die  Anhänger  der  lutherischen  Religion  zweifellos 
eine  grosze  Gefahr  in  sich.  Und  diese  Gefahr  war  um  so  gröszer,  als  auch  den  Ständen  selbst 
der  Mut  fehlte,  sich  gegen  diesen  Grundsatz  zu  verwahren  und  unentwegt  darauf  zu  beharren,  dasz 
die  Maximilian'schen  Konzessionen  vom  J.  1575  tatsächlich  auch  die  Anerkennung  der  damals  dem 
Kaiser  vorgelegten  Konfession  bedeuteten.240)  Als  auf  dem  Frühjahrslandtage  des  J.  1593  die  Kaadener 


•")  Dies  begriffen  die  protestantischen  Stände  selbst  ganz  richtig,  wie  z.  B.  aus  der  Rede  Budovec's  auf  dem 
Landtage  vom  J.  1603  zu  ersehen  ist  (Böhm.  Landt.  X.  S.  426.).  Der  Standpunkt  der  Regierung  fand  natürlich  bei 
den  Vei tretern  der  beiden  vom  Staate  anerkannten  Religionen  vollen  Beifall.  Das  utraquistische  Konsistorium  ver- 
langte z.  B.,  dasz  das  am  11.  Jan.  1589  an  die  kgl.  Städte  erlassene  Mandat  nicht  nur  gegen  die  Brüder,  sondern 
auch  gegen'die  Lutheraner  vollzogen  werde  (Böhm.  Landt.  VII.  Nr.  243  S.  391).  In  dem  im  J.  1594  dem  Kaiser  über- 
reichten Memoriale  des  päpstl.  Nuntius  war  auch  folgender  Artikel:  „De  Lutheranis  non  sciri,  utrum  hi  quoque 
contionibus  suis  vacent,  quod  si  verum  esse  comperiretur,  ut  id  quoque  interdiceretur  prohibereturque."  Nach  dem 
Gutachten  der  obersten  kathol.  Beamten  über  dieses  Memorial  (vgl.  Note  204)  sollte  der  Kaiser  darauf  antworten: 
„Mtem.  V.  Caes.  itidem  de  hac  re  nihil  compertum  habere;  sin  vero  aliquid  eius  modi  esset,  suo  officio  minime 
defutuiam  esse."  Und  der  Erzb.  Zbynko  schreibt  in  seiner  am  12.  Sept.  1595  dem  Kaiser  unterbreiteten  Beschwerde- 
schrift (Böhm.  Landt.  IX.  Nr.  133)  über  die  Sektierer,  „qui  omnes  quidem  Augustanam  et  in  hoc  regno  minime 
conccssam  confessionem  praetendunt,  cum  re  vera  nihil  aliud  sint  quam  Lutherani,  Zwingliani,  Calvinistae  et  Schwenk- 
feldiani  et  doctrina  sua  huius  regni  constitutionibus  plane  et  diametre  adversentur." 

-:'8)  Der  Grundsatz,  dasz  nach  der  Landesordnung  auszer  der  katholischen  und  husitischen  keine  andere 
Konfession  im  Lande  zulässig  sei,  wurde  durch  die  Regierung  namentlich  in  der  Angelegenheit  eines  gewissen  Daniel 
Plesnivec  durchgesetzt,  der  im  J.  1601  gefangengenommen  wurde,  weil  ersieh  für  einen  Priester  ausgab,  obwohl  er 
nur  „sveceni  Wittenberske  neb  Lipske"  besasz.  Plesnivec  muszte  sich  durch  einen  Revers  verpflichten,  von  seinem 
Pries'tertume  keinen  Gebrauch  mehr  machen  zu  wollen,  „ponevadz  v  tomto  kralovstvi  Ceskem  dvoje  toliko  pofädne 
knezstvi,  pfedne  katolickc  pod  jednou,  ktefiz  se  J.  Mti.  knizeci  p.  areibiskupem  Prazskym,  druhy  pak  pod  oboji 
dolejsi  konsistofi,  souc  od  pofädneho  biskupa  sveceni,  fidi  a  spravuji,  se  zachovävä,  na  kterez  toliko  snemy  a  zfi- 
zeni  zemskä  se  vztahuji,  a  ne  nejakä  jinä  domnela  Witmberskä  neb  Lipskä  knezstvi,  kterehoz  ja  jsem  uzival,  a  ti 
präva  ani  zädne  moci,  aby  v  tomto  kralovstvi  trpini  a  na  fary  podäväni  byti  meli,  nemaji".  (Siehe  das  Dekret  vom 
6.  Okt.  1601  in  Böhm.  Landt.  X.  S.  231  Nr.  195;  Plesnivec's  Revers  vom  12.  Okt.  1601  im  erzb.  Arch.,  Recepta 
ab  annis  1601  et  1602.) 

-•')  Auf  dem  Landtage  des  J.  1603  behauptete  Budovec,  dasz  bis  zur  Publizienuig  des  Mandates  vom  J.  1602 
alle,  auch  die  sich  nach  dem  Konsistorium  nicht  richteten,  ihre  Religion  frei  üben  konnten.  (Böhm.  Landt.  X.  S.  426.) 

i4°)  Mit  Recht  behaupteten  die  protestantischen  Stände,  dasz  ihnen  durch  diese  Konzessionen  das  Recht 
zuerkannt  worden  war,  ihre  Pfarren,  deren  Patrone  sie  waren,  frei  zu  besetzen  (vgl.  S.  61).  Von  katholischer  Seite 
wurde  aber  auch  das  bezweifelt.  In  der  im  J.  1589  dem  Papste  überreichten  Relation  des  Erzb.  Medek  über  den 
Stand  seiner  Diözese  (Hs.  der  Bibl.  des  böhm.  Museums  VI.  B  12.  fol.  220)  lesen  wir:  „Barones,  nobiles  et  civitatis 
regni  Bohemiae  et  alii,  ad  quos  ius  aliquod  nominandorum  parochorum  spectat,  praetendunt  Privilegium  se  a  Maxi- 
miliano  imperatore  consecutos,  ut  suae  unusquisque  religionis  parochum  nominale  possit.  Quäle  tarnen  Privilegium 
in  authentica  forma  non  fuit  exhibitum,  ita  ut  dubitetur, verumne  an  fictum  sit;  proinde  esset  a  moderno  imperatore 
petendum,  ut  in  cancellaria  sua  eiusmodi  privilegii  registrum  quaeri  iuberet,  et  si  tale  esse  inveniretur,  daret  ope- 
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den  Ständen  ein  Gesuch  um  die  Fürsprache  beim  Kaiser  überreichten,  man  möge  ihnen  ihre  Kirche 
zurückgeben,  aus  welcher  ein  lutherischer  Prediger  vertrieben  und  durch  einen  katholischen  Mönch 
ersetzt  worden  war,  wobei  sie  sich  auf  die  böhmische  Konfession  beriefen,  die  doch  der  Kaiser 
Maximilian  den  Ständen  „zu  bestätigen  und  zu  erlauben  geruhte,  sich  nach  ihr  zu  richten,"  erhielten 
sie  von  den  Ständen  überhaupt  keine  Antwort  auf  dieses  Gesuch  und  es  wurde  besonders  von  der 
Gegenpartei  demselben  ausgesetzt,  dasz  es  „zu  lang  und  zu  anzüglich"  sei.241)  Als  nachher  durch  das 
Mandat  vom  J.  1602  sozusagen  feierlich  die  Unzulässigkeit  anderer  Bekenntnisse  als  des  katholischen 
und  utraquistischen  proklamiert  wurde  und  als  man  versuchte,  diesem  Grundsatze  nicht  nur  gegen 
die  Brüder,  sondern  auch  in  einzelnen  Fällen  gegen  die  Lutheraner  Geltung  zu  verschaffen,'-42)  ent- 
schlossen sich  die  Stände,  —  wie  wir  schon  wissen  —  dagegen  auf  dem  Landtage  des  J.  1603  zu 
protestieren,  doch  fiel  dieser  Protest  ziemlich  schwach  aus.  Sie  behaupteten  zwar,  dasz  durch  die 
Aufhebung  der  Kompaktate  im  J.  1567  und  durch  das  Versprechen  Maximilians  vom  J.  1575  die 
utraquistischen  Stände  sowohl  von  den  Kompaktaten,  als  auch  vom  utraquistischen  Konsistorium  befreit 
und  bei  der  damals  dem  Kaiser  vorgelegten  böhmischen  Konfession  und  ihren  freien  Kollaturen  be- 
lassen worden  seien,  hatten  aber  nicht  den  Mut  zu  verlangen,  dasz  ihr  Bekenntnis  die  gleiche  Rechts- 
stellung wie  das  katholische  und  altutraquistische  erlange  und  besonders  auch,  dasz  ihnen  das  Recht 
auf  das  Konsistorium  und  somit  auch  auf  eine  geregelte,  durch  das  Gesetz  anerkannte  kirchliche 
Organisation  zuerkannt  werde,  was  sie  zu  Beginn  der  Regierung  Rudolfs  so  stark  angestrebt  hatten. 
Aber  nicht  einmal  das,  worum  sie  baten,  wurde  ihnen  gewährt;  die  Regierung  beantwortete  ihr  Gesuch 
gar  nicht  und  gab  hiemit  zu  verstehen,  dasz  sie  nicht  gewillt  sei,  ihren  durch  das  Mandat  vom 
J.  1602  präzisierten  Standpunkt  aufzugeben.  Wenn  es  dann  auch  nicht  möglich  war,  in  Wirklichkeit 
konsequent  darnach  zu  handeln,  wurde  die  Rechtsstellung  der  Lutheraner  durch  das  Mandat  vom 
J.  1602  und  durch  das  Miszlingen  des  ständischen  Protestes  auf  dem  Landtage  desj.  1603  noch  unsi- 
cherer als  bisher,  da  durch  diese  Begebenheiten  selbst  ihr  Recht  auf  eine  blosze  Toleranz,  welche  ihnen 
im  J.  1575  zugesichert  worden  war,  in  Frage  gestellt  wurde. 

Aus  allem,  was  bisher  über  die  Rechstsstellung  der  Religionsbekenntnisse  in  Böhmen  nach  dem 
J.  1575  gesagt  wurde,  geht  hervor,  dasz  das  einzige  nichtkatholische  Bekenntnis,  welches  durch 
das  Gesetz  voll  anerkannt  wurde,  nur  die  Utraquisten  [Kalixtiner,  auch  Husiten]  waren,  die 
sich  zu  dieser  Zeit  fast  nur  durch  die  Kommunion  unter  beiderlei  Gestalten,  das  Spenden 
des  Altarsakramentes  den  Kindern,  die  Ehrung  des  Andenkens  von  Hus  und  Jeronym  und  allerdings 
auch  durch  eine  bis  zu  einem  gewissen  Grade  selbständige  Kirchenorganisation  von  den  Katholiken 
unterschieden.  Wir  sahen  bereits,  dasz  die  Regierung  immer  wieder  die  Berechtigung  dieses  Bekennt- 
nisses feierlich  verlautbarte  und  es  als  eine  sehr  wirksame  Waffe  gegen  die  Brüder  und  die  Lutheraner 
verwendete.  Tatsächlich  wünschte  sie  jedoch  den  Bestand  und  die  Entwicklung  dieses  Bekenntnisses 
eben  nur  so  weit,  als  es  ihr  zu  diesem  Zwecke  ratsam  schien;  ihr  Standpunkt  den  Kalixtinern  gegen- 
über  änderte    sich    zwar  je  nach  den    Verhältnissen,    ihr   Endziel   war  jedoch  ebenso  wie  das  der 

ram,  ut  abrogari  posset,  si  vero  non  inveniretur,  haue  temeritatem  perniciosam  sua  coerceat  autoritate."  Diese 
Worte  sind  für  die  Unsicherheit  der  damaligen  Rechtsstellung  der  Akatlioliken  sehr  bezeichnend. 

M1)  So  erzählen  die  Landtagsabgesandten  der  Stadt  Kuttenberg  in  ihrer  Relation,  die  in  Böhm  Landt.  VIII. 
Nr.  68  S.  252  abgedruckt  ist.  Es  seheint,  das/,  die  Kaadener  auf  dem  nächsten  Landtage,  der  im  Oktober  desselben 
|ahres  zusammentrat,  den  Standen  jene  Sinplik  etwas  abgeändert  einreichten,  indem  sie  um  Fürsprache  ersuchten, 
einen  sieh  nach  dem  Konsistorium  richtenden  Priester  halten  zu  können.  Dies  wird  im  kais.  Dekret  vom  5.  Mai  1 593 
behauptet,  wodurch  den  Kaadenern  bewilligt  wird,  einen  solchen  Priester  zu  bestellen  (Land.  VIII.  S.  557  Nr.  226). 

:'-)  Vgl.  die  auf  dem  Landtage  des  J.  1603  von  den  Ständen  vorgebrachten  Beschwerden  in  Böhm.  Landt.  X. 
S.  42-1.  Genauere  Belege  bei  Glücklich,  Mandat  proti  Bratfim  S.  9. 
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römischen  Kurie  und  der  führenden  einheimischen  Vertreter  des  Katholizismus,  die  Beseitigung  aller 
Unterschiede,  welche  die  Utraquisten  von  der  katholischen  Kirche  trennten  und  ihre  völlige  Unter- 
ordnung unter  diese. 

Trotzdem  das  husitische  Bekenntnis  durch  die  Landesgesetze  vollkommen  anerkannt  war,  war 
sein  tatsächlicher  Stand  ein  sehr  trauriger.  Zwar  besasz  dasselbe  eine  bedeutende  Autonomie,  eine 
eigene  oberste  kirchliche  Behörde,  nämlich  das  durch  einen  eigenen  Administrator  verwaltete  Konsi- 
storium, welches  besonders  das  Recht  hatte,  die  kirchlichen  Benefizien  der  utraquistischen  Partei  zu 
besetzen  und  über  die  Priester  dieser  Partei  rechtzusprechen  —  dieses  Konsistorium  wurde  zum 
Unterschiede  von  dem  katholischen,  dem  oberen,  das  untere  Konsistorium  genannt  — ,  aber  die  Be- 
deutung dieses  Konsistoriums  sank  immer  mehr.  Dadurch,  dasz  die  böhmischen  Herrscher  im  J.  1562 
das  Recht  der  Besetzung  dieses  Konsistoriums  an  sich  gerissen  hatten,  und  dadurch,  dasz  sie  dieses 
Recht  auch  nach  dem  J.  1575  gegen  die  Ansprüche  der  Stände  für  sich  behaupteten,  wurde  dieses 
Konsistorium  von  dem  Willen  des  Königs  völlig  abhängig,  dem  natürlich  nicht  daran  gelegen  war, 
es  ordnungsmäszig  mit  fähigen  Männern  zu  besetzen.  Im  Gegenteil,  an  die  Spitze  des  Konsistoriums 
gelangten  als  Administratoren  Männer  mit  sehr  zweifelhaften  Fähigkeiten  und  einem  ebensolchen 
moralischen  Werte  und  das  Konsistorium  selbst  bestand  fast  nie  aus  der  festgesetzten  Anzahl  von 
12  Mitgliedern,  sondern  setzte  sich  oft  nur  aus  3  bis  5  Mitgliedern  zusammen,  welche  ebenfalls  dieser 
Stellung  selten  gewachsen  waren.  Hemmte  bereits  dies  die  Tätigkeit  des  Konsistoriums,  so  schadete 
ihm  auch  der  grosze  Mangel  an  Priestern  nicht  weniger.  Da  sie  an  dem  Grundsatze  der  apostolischen 
Sukzession  festhielten,  jedoch  keinen  eigenen  Bischof  hatten,  war  das  Konsistorium  gezwungen,  seinen 
Priestern  die  Weihe  durch  katholische  Bischöfe  spenden  zu  lassen.  Der  erste  Prager  Erzbischof  Anton 
Prus  weihte  eine  Zeit  lang  die  utraquistischen  Priester,  aber  ergab  dies  nach  dem  J.  1567  vollständig 
auf,  da  die  Ordinanden  vor  der  Weihe  das  damals  durch  das  Konzil  von  Trient  vorgeschriebene 
Glaubensbekenntnis  verweigerten,  so  dasz  die  husitischen  Theologen  wieder  genötigt  waren,  sich  die 
Weihe  mit  groszen  Schwierigkeiten  von  ausländischen  Bischöfen  zu  verschaffen.24')  Gleich  auf  dem 
ersten  Landtage,  der  der  Erlangung  der  Maximilianschen  Konzessionen  im  J.  1575  folgte,  überreichte  das 
utraquistische  Konsistorium,  an  dessen  Spitze  seit  dem  j  1571  der  Administrator  Heinrich  Dvorsky 
von  Helfenburg  stand,  dem  König  Rudolf  das  schon  öfter  vorher  vorgebrachte  Gesuch,  die  utraqui- 
stischen Prieser  durch  den  Erzbischof  weihen  zu  lassen  und  erreichte  wenigstens,  dasz  Rudolf  nach 
vorhergehender  Beratung  mit  den  obersten  Landesoffizieren  im  Juli  1576  beim  Kaiser  eine  neuerliche 
darauf  bezügliche  Verhandlung  mit  dem  Papste  durch  den  Legaten  Morone  befürwortete.-44)  Aber  diese 
Fürsprache  blieb  erfolglos,  das  Gesuch  wurde  nicht  erledigt  und  dasselbe  Schicksal  traf  auch  alle 
übrigen  Gesuche,  welche  das  Konsistorium  in  den  folgenden  Jahren  dem  Kaiser  überreichte.'-15)  Auch 


"■')  Darüber  handelt  ausführlich  Borovy,  Antonin  Brus  z  Mohelnice,  Prag  1873,  S.  180—196. 

2U)  Vgl.  Tomek,  Dej.  Pr.  XII.  S.  263—4.  Das  Konzept  vom  Schreiben  Rudolfs  an  Maximilian  ist  im  Statth. 
Arch.  sub  R.  109.  In  diese  Zeit  gehört  auch  ein  in  undatierter  Abschrift  des  erzbisch.  Arch.  (Archiepiscopalia  XIV) 
erhaltenes  Schreiben,  wodurch  das  Konsistorium  Jemanden,  wahrscheinlich  den  päpstl.  Legat,  um  Fürsprache  beim 
Papst  und  Kaiser  bittet,  damit  ihr  Gesuch  günstig  erledigt  werde.  Es  heiszt  dort,  dasz  schon  seit  8  Jahren  kein 
utraquistischer  Priester  vom  Erzbischof  ordiniert  wurde,  und  dasz  „pominulych  dni"  H.  Joh.  d.  Ä.  von  Waldstein 
„na  miste  jinych  ze  vsech  tri  stavüv  k  näbozenstvi  pravemu  starobylemu  vernych  pod  oboji  se  pfiznavajicich"  den 
Kaiser  gebeten  hatte,  die  Angelegenheit  der  Weihe  der  husitischen  Priester  schlieszlich  mit  dem  Papst  zu  erledigen. 

-45)  Das  Gesuch  an  den  Kaiser  vom  17.  Sept.  1578  siehe  bei  Borovy,  Antonin  Brus  S.  299  Nr.  43.  Gleich- 
zeitig bat  das  Konsistorium  den  ungarischen  Kanzler  um  Fürsprache  beim  Kaiser  (das  Gesuch  vom  10.  Okt  1578 
im  erzb.  Arch.,  Rotulus  missiv.  boh.  consist.  sub  utr.  1578—80  fol.  83)  und  etwas  später,  am  20.  Febr.  1579,  sogar 
den  päpstl.  Nuntius  Horatius  Malaspina  (ib.  fol.  111;  vgl.  Gindely,  Gesch.  d.  böhm.  Brüder  II.  S.  489). 
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die  Gesuche  um  die  Erneuerung  des  Konsistoriums,  um  die  sich  das  Konsistorium  einigemal  bewarb 
waren  vergeblich,  obwohl  dasselbe  nach  dem  im  Juni  1579  dem  Kaiser  übergebenen  Gesuche  schon 
damals  nur  aus  5  Mitgliedern  bestand."48)  Es  scheint,  dasz  diese  Aufschübe  unter  anderem  auch  ihren 
Grund  in  dem  Bestreben  hatten,  die  Kalixtiner  zu  einer  vollkommenen  Vereinigung  mit  der  katholi- 
schen Kirche  zu  zwingen.  Wir  besitzen  eine  sichere  Nachricht  vom  Dezember  1578,  dasz  sich  der 
damalige  päpstliche  Nuntius  Horatius  Malaspina  gemeinsam  mit  noch  einigen  anderen  Personen  um 
diese  Vereinigung  bemühte-4*)  und  auch  die  Antwort,  welche  das  Konsistorium  Anfang  des  J.  1580 
endlich  vom  Kaiser  erhielt,  spricht  hiefür.  Ende  April  1580  befahl  der  Kaiser  dem  Konsistorium,  sobald 
als  möglich  beim  päpstlichen  Nuntius  und  Erzbischof  zu  erscheinen,  da  es  vom  Erzbischofe  die 
Antwort  auf  seine  Gesuche  erhalten  werde.24*)  Da  aber  der  Erzbischof  zu  dieser  Zeit  abwesend  war, 
konnte  diesem  Befehle  nicht  entsprochen  werden  und  das  Konsistorium  muszte  im  Juli  desselben 
Jahres  abermals  vor  den  Erzbischof  vorgeladen  werden'-'4'1.)  Es  scheint,  dasz  die  Verhandlung  mit  dem 
Erzbischofe  auch  diesmal  nicht  zustande  kam,  da  bald  darauf  Erzbischof  Prus  starb  (28.  August  1580).2"0) 
Erst  Ende  des  folgenden  Jahres  wurde]mit  der  unerwarteten  Erneuerung  des  Konsistoriums  am 
12.  Dezember  1581  ein  jahrelanger  Wunsch  desselben  erfüllt;  zum  Administrator  ernannte  der  Kaiser 
Wenzel  Benesovsky,  Pfarrer  zu  Prosik,  und  stellte  ihm  12  Mitglieder  des  Konsistoriums  zur  Seite, 
unter  welchen  auch  der  bisherige  Administrator  Dvorsky  verblieb.  Ungewohnt  war  dabei,  dasz  die  neu 
ernannten  Konsistorianer  den  Eid  sofort  in  die  Hände  des  anwesenden  Erzbischofes  Martin  Medek 
ablegten.251)  Das  Konsistorium  wurde  hiedurch  im  groszen  Masze  vom  Erzbischofe  abhängig,  der 
auch  tatsächlich  eine  gewisse    Macht   über  dasselbe   auszuüben  begann.232)   Bedeutend   wurde   die 


:<6)  Bereits  im  Gesuche  vom  23.  Feb.  1579  (erzb.  Arch.,  Rotulus  miss.  boh.  sub  utr.  1578-80  fol.  114)  bittet 
das  Konsistorium,  der  Kaiser  wolle  „idem  consistorium  renovare  et  id,  quod  defuerit,  sufficere".  Und  im  Gesuche 
vom  3.  Juni  1579  (Landt.  V.  Nr.  260  S  516)  lesen  wir:  „Petiinus  praeterea  obnixe  a  Mte.  V.,  ut  consistorium 
nostrum,  ex  quo  multae  iam  personae  et  viri  singulares  mortui  sunt  et  alii  alio  iustis  de  causis  migrarunt  (quinquc 
enim  consistoriani  supervivimus),  renovare  ac  dermo  creare  dignetur.  Namet  nos,  qui  in  hoc  oificio  consistorii  perma- 
nemus,  vel  labore  pro  paucitate  nostra  vei  senio  aliqui  nostrum  confecti  tantum  onus  rerum  arduarum  ecclcsiae  et 
eiusdein  consistorii  sustinere  aniplius  non  possumus." 

:,:)  S.  das  Brcvc  Gregors  XIII.  an  den  Kaiser  vom  13.  Dez.  1578  (Theiner,  Annales  eccl.  II.  S.  347),  wo 
der  Papst  sagt  „Certiores  facti  sumus  nuncium  nostrum  una  cum  nonnullis  aliis  dei  gloriae  studiosissimis  laborarc 
de  certis  Hussitis  ad  catholicam  ecclesiam  revocandis,  hoc  est  ex  certissimo  naufragio  eripiendis  atque  ad  tutissimum 
portum  salutis  perducendis."  Der  Papst  bittet  den  Kaiser  diese  Bestrebungen  zu  unterstützen. 

2")  S.  das  Schreiben  des  Konsistoriums  an  den  Erzbischof  vom  29.  Apr.  1530  (erzb.  Arch.,  Rotulus  missiv. 
sub  utr.  1578—80  fol.  257';. 

Mt)  S.  das  Schreiben  des  Konsistoriums  an  den  Oberstkanzler  vom  25.  Juli  1580  (ibid.  fol.  276). 

«")  Vgl.  Tomek,  Dej.  Pr.  XII.  S.  298—9. 

2äl)  Der  Unitätshistoriker  schreibt  darüber  im  XIII.  Herrnhuter  Folianten  fol.  114:  „Co  od  drahne  let  na  odkladich 
bylo,  to  v  tento  rok  81  v  advent  dokonano,  totiz  ze  cisaf  Rudolf,  maje  odjeti  z  Prahy  do  Rakous  a  do  Uher,  säm 
konsistof  v  Praze  obnovil.  V  pokoji  cisafovu  ti  konsistoriäni  pfisahu  arcibiskupovi  nedavno  na  tu  stolici  dosedlemu 
cinili  .  .  .  Stalo  pfed  pokojem  nemälo  pänü,  kdyz  arcibiskup  a  za  nim  knezi  Ali  k  cisafi,  a  potom  ten  onen  z  pänü 
Rimanü  zavolän,  jini  i  prednejäi  sie  v  oufadech  etc.  pominuti,  aniz  vedeli,  co  se  tarn  kuje.  Hned  o  to  mezi  sebou 
niluvili,  ze  ta  konsistof  neni  pofadnä,  poddäni  jin6  budou,  co  se  tu  stalo,  ze  jest  proti  zfizeni  etc.,  item  ze  to 
v  pfezly  cas  cisaf  udelal,  na  sneme  ze  v  nie  stavov6  nepüjdou,  i  fiäe  tim  ze  urazena  bude,  a  tak  ze  vse  vsudy, 
co  by  se  jednati  melo,  ze  vezeti  bude."  —  Marcus  Bydzovsky  von  Florcntin  in  seinem  Diarium  sub 
Rudolpho  rege  (Ms.  der  Universitätsbibl.  in  Prag  XVII  G  22  fol.  60')  erzählt  ausdrücklich,  dasz  Wenzel  Beneäovsky 
am  12.  Dezember  vom  Kaiser  zum  Administrator  ernannt  wurde,  und  dasz  „jinych  dvanäete  knezi  jemu  k  radfi  za 
konsistoriäny  däno,  mezi  nimi/.  i  pfedeslej  administrätor  M   Henricus  ab  Helfenberg  misto  mel". 

"'■')  Vgl.  Tomek  XII.  S.  307;  Borovy,  Martin  Medek  S.  75.  Die  Unterstellung  des  Konsistoriums  unter 
den  Erzbischof  scheint  ein  Resultat  der  Aktion  des  päpstl.  Nuntius  zu  sein,  von  der  oben  eine  Nachricht  vom 
Ende    des  J.  1578  erwähnt  wurde.  Näheres  ist  aber  darüber  nicht  bekannt. 
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Jurisdiktion  des  Konsistoriums  auch  dadurch  eingeschränkt,  dasz  gerade  damals  der  Kaiser  dem 
Erzbischofe  die  Verwaltung  und  Aufsicht  über  alle  katholischen  und  utraquistischen  Pfarren  auf  den 
kaiserlichen  Gütern  anvertraute,  womit  offenbar  auch  die  Ausübung  des  Patronatsrechtes  verbunden 
war.253)  Da  der  Erzbischof  auch  späterhin  die  utraquistischen  Priester  nicht  weihte,  verbesserte  sich 
die  Lage  des  Konsistoriums  auch  durch  diese  Änderung  nicht.  Schon  im  Oktober  1583  klagten  die 
Mitglieder  des  Konsistoriums  dem  Kaiser  abermals  über  den  Mangel  an  Priestern  und  baten  um 
Enthebung  von  ihren  Ämtern,  da  sie  dieselben  einerseits,  weil  ihre  Zahl  wieder  auf  fünfe  zusammen- 
geschmolzen war,  anderseits  wegen  der  Kränklichkeit  und  Altersschwäche  des  Administrators  und 
einiger  Konsistorianer  nicht  versehen  könnten,25')  und  wiederholten  dieses  Gesuch  im  Mai  des 
nächsten  Jahres2")  und  auch  später  noch  einigemal,  jedoch  vergeblich. 

Unterdessen  hörte  man  von  katholischer  Seite  nicht  auf,  darauf  zu  drängen,  dasz  sich  die 
Utraquisten  dem  Erzbischofe  vollkommen  unterordnen  sollten.  Als  der  päpstliche  Nuntius  Bonomi 
den  Kaiser  im  J.  1584  aufmunterte,  alle  Pikarden  und  Lutheraner  aus  Böhmen  auszuweisen  und  die 
in  Wittenberg  oder  Leipzig  ordinierten  Priester  nicht  im  Lande  zu  dulden,  versäumte  er  nicht,  sich 
gegen  eine  etwaige  Einwendung  der  Husiten  zu  wehren,  dasz  sie  nämlich  gezwungen  seien,  sich  ihre 
Priester  auf  diese  Art  zu  beschaffen,  weil  der  Erzbischof  ihre  Theologen  nicht  weihen  wolle.  Diesen 
Standpunkt  des  Erzbischofes  bezeichnet  der  Nuntius  als  absolut  richtig,  ja  er  sagt  sogar,  der  Erzbischof 
würde,  wenn  er  anders  handelte,  ein  schweres  Vergehen  begehen ;  dem  Wunsche  der  Husiten  konnte 
seiner  Meinung  nach  nicht  eher  entsprochen  werden,  solange  sie  sich  nicht  mit  den  bereits  bewilligten 
Konzessionen  zufrieden  stellen,  die  Kommunion  unter  beiderlei  Gestalten  und  die  übrigen  Sonderheiten 
nicht  aufgeben  und  sich  nicht    vollkommen  dem  Erzbischofe  unterordnen  wollten.266)   Eine   derartige 


2M)  S.  das  kais.  Dekret  vom  10.  Sept.  1581  (erzb.  Arch.,  ab  a.  1500-1579  fase.  I.  lit.  A),  wo  der  böhm 
Kammer  mitgeteilt  wird  „dass  wir  dem  .  .  .  Martino  erzbischoffen  des  stifts  Prag  gnediglich  auferlegt,  dass  er 
sich  dennegsten  auf  alle  unsere  eigenthumbliche  herrschaften  alliier  in  Beheimb  verfuegen,  die  daselbst  verhandenen 
kirchen,  derselben  priester  und  kirchendiener  visiliren,  auch  sonst  seinem  tragenden  ambt  und  von  uns  habenden 
bevelch  nach  andere  notwendige  Verordnung  thuen  solle"  Aus  späteren  Akten  geht  hervor,  dasz  Medek  in  der 
folgenden  Zeit  Pfarien  auf  königlichen  üütern  besetzte,  was  unter  seinem  Vorgänger  nicht  üblich  gewesen  war 
Vgl.  auch  Bnrovy,  Martin  Medek  S.  75. 

'-'"')  Die  Supplik  vom  21.  Okt.  1583  findet  man  im  Herrnhutcr  Foliante  fol.  2G5;  hier  ist  auch  ein  interessanter 
„partikulär  neb  instrukci  k  tez  supplikaci  nälezejici  J.  Mti.  eis.  pfedloziti".  Gleich  im  ersten  Punkte  dieses  Partikulars 
wird  behauptet,  dasz  die  altutraquistische  Konfession  „katolickemu  v  podstatnych  vecech  odporne  neni,  krome  ditkäm 
svätosti  oltäfni  podäväni  a  zevnitfnich  fadüv".  Es  wird  ferner  vom  Konsistorium  gesprochen,  von  seinem  Verhältnis 
zum  Erzbischof,  von  den  Verhandlungen  imj.  1575,  von  den  Pikarden  etc.  Aus  einem  Schreiben  des  Konsistoriums, 
vom  23.  Dez  1583  (ibid.  fol.  263)  erfahren  wir,  dasz  das  Konsistorium  folgende  Mitglieder  hatte:  Johann  Jicinsky. 
Pfarrer  bei  St.  Klemens  auf  der  Neustadt,  Heinrich  Benesovsky,  Pfarrer  bei  St.  Michael  auf  der  Altstadt,  Johann 
Pfarer  bei  St.  Stephan  auf  der  Neustadt,  Georg,  Pfarrer  bei  St.  Wenzel  am  Zderaz.  Im  Gesuche  vom  9.  Feb. 
1585,  womit  der  Administrator  Benesovsky  den  Erzbischof  um  Fürsprache  beim  Kaiser  bittet,  damit  er  von  seinem 
Amte  enthoben  und  das  Konsistorium  erneuert  werde  (ürig.  im  erzbisch.  Arch.,  Recepta  ab  ao.  1585),  sagt  der 
Administrator,  dasz  er  „tymz  oufadem  na  mne  vlozenajm  od  J.  Mti.  eis.  dyle  svlädnouti  nemohu  pro  velikou  potupu, 
kterä  se  deje  konsistofi  Prazske,  tez  pro  mnoh6  sve  nemoci  .  .  .;  k  tomu  pfistupuje  chudoba,  neb  chovaje  se  na 
hotovej  gros  a  utrativ,  CO  jsem  prve  zachoval,  pro  nouzi  saty  z  sebe  prodäväm,  ntmaje  vod  nikudz  zadneho  vy- 
ziveni  a  nemoha  v  chrämu  Päue  pracovati,  sobe  zivnosti  zasluhovati".  Der  Administrator  schlägt  ferner  zu  seinem 
Nachfolger  vor  entweder  Rafael,  Pfarrer  zu  Libun,  oder  Gregor,  Dechanten  in  Vodnan,  oder  den  gewesenen  Admini- 
strator Martin  Melnicky,  Pfarrer  bei  St.  Nikolaus  auf  der  Kleinseite. 

"»)  Das  Gesuch  vom  9.  Mai  1584  s.  in  Böhm.  Landt.  VI  S.  5Ü3  Nr.  284.  Schon  Ende  desj.  1583  hatte  es  verlautet, 
der  Kaiser  wolle  das  Konsistorium  erneuern  ;  vgl.  das  in  der  Note  230  enthaltene  Zitat  aus  dem  Briefe  vom  4.  Dez.  1583. 

"°)  Im  Memoriale  des  Nuntius  (Th einer,  Annales  eccl.  III  S.  54ti  ff.)  lesen  wir:  „At  vero  hie  audire 
videor  Hussitas  conquerentes,  quod   aliunde  [als  von  Wittenberg  "der  Leipzig]  habere   non   possint   sacerdotes, 
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Vereinigung  der  Husiten  mit  der  Kirche,  oder  besser  gesagt,  eine  derartige  Rekatholisation  derselben, 
sollte  nach  der  Ansicht  der  bedeutendsten  Vertreter  des  Kampfkatholizismus  auch  dadurch  vorbereitet 
werden,  dasz  sowohl  in  den  katholischen  Städten,  als  auch  in  allen  jenen  Orten,  die  dem  Kaiser 
oder  kirchlichen  Anstalten  Untertan  waren,  ausschlieszlich  der  streng  katholische  Ritus  geduldet 
werden  sollte.  Diese  Forderung  stellten  besonders  die  katholischen  obersten  Landesoffiziere  gele- 
gentlich der  Beratung  über  die  Reformvorschläge  des  Nuntius  Bonomi  im  Dezember  1584  auf.257) 
Der  Nachfolger  Bonomis  in  der  Prager  Nuntiatur  Germanicus  Malaspina,  der  im  Dezember  1584  in 
Prag  eingetroffen  war,  schrieb  bereits  in  den  ersten  Tagen  seines  Prager  Aufenthaltes  nach  Rom, 
dasz  er  mit  dem  Oberstburggrafen  Wilhelm  von  Rosenberg  bei  einer  Besprechung  der  Mittel  zur 
Hebung  der  katholischen  Religion  im  Lande  darüber  einig  geworden  sei,  dasz  es  vor  allem  notwendig 
wäre,  jene  in  den  Schosz  der  Kirche  zurückzuführen,  die,  angesteckt  durch  die  husitischen  Ketzereien, 
den  pikardischen  Lehren  immer  mehr  und  mehr  verfielen.  Für  die  erste  Bedingung  zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  hielt  natürlich  auch  er  die  vollständige  Lossagung  der  Husiten  von  den  Pikarden.2^) 
Darum  begrüszte  der  Nuntius  mit  Freuden  das  Resultat  des  im  Jänner  1585  abgehaltenen  Landtages, 
auf  dem  nach  seiner  Meinung  die  Brüder  von  den  übrigen  Utraquisten  verleugnet  worden  waren.200) 
Auf  diesem  Landtage  traten  auch  die  Utraquisten  mit  ihren  alten  Beschwerden  wieder  auf.  Zuerst 
baten  die  Prager  den  Herrenstand  um  seine  Fürsprache  bei  dem  Kaiser,  derselbe  möge  ihnen  beim 
Papste  die  Erlaubnis  erwirken,  dasz  ein  katholischer  Bischof  die  utraquistischen  Priester  weihen  dürfe, 2,;") 


postquam  rev.  archiepiscopus  non  vult  ex  ipsis  aliquos  ad  sacros  ordines  promovere.  Sed  ille  quidem  recte  illos 
non  admittit ;  immo  si  aliter  faceret,  non  leve  crimen  admitteret ;  neque  enim  id  summus  pontifex  pateretur,  quando  com- 
municare  in  sacramenüs  cum  haereticis  iure  divino  vetitum  est.  Ceterum  si,  ut  aliqui  eorum  frequenter  iactarunt,  Hussitae 
non  sunt,  sed  tantum  communicantes  sub  utraque  specie  eaque  concessione  communicandi  sub  utraque  iam  a  sede 
apostolica  permissa  contenti  sunt,  nihil  obstat,  quominus  nobiscum  plane  conveniant;  alioquin  sperare  non  debent 
se  unquam  sacerdotes  rite  sacris  initiatos  habituros.  Nam  de  infantum  communione  plerique  eorum  sacerdotum 
sincere  aliquibus  fide  dignis  viris  fassi  sunt,  se  infantibus  non  praebere  consecratam  hostiam  vel  Christi  sanguinen 
propter  maxima  scandala,  quae  incidisse  animadverterunt  frequentius;  sed  ut  populo  satisfaciant,  se  communionem 
illam  fingere  atque  ostentare,  cum  tarnen  purum  vinum  et  placentam  praebeant.  Quid  vero  causae  est,  cur  Hussitae 
isti  vel  sub  utraque  communicantes  non  omnino  pareant  rev  dorn,  archiepiscopo,  cum  anno  salutis  1549  ipsis  regni 
statibus  supplicantibus  a  Ferdinando,  imperatore  decretum  fuerit  (idque  extat  in  regni  tabulis),  ut  archiepiscopus 
restitueretur,  eique  subesset  ac  pareret  uterque  clerus,  videlicet  catholicus  et  sub  utraque  ministrantiumV  Pareant 
igitur  isti  rev.  archiepiscopo  ex  decreto  regis  sintque  utraque  specie,  uti  permissa  est,  contenti;  ita  enim  facile  Deo 
aspirante  conveniemus  et  labenti  regno  succurretur  eiectis  omnibus  aliarutn  haeresum  monstris". 

"')  Im  Gutachten  der  Landesbeamten  vom  9  Dez.  1584  (Theiner,  Ann.  III.  S.  549)  heiszt  es:  „Quoniam  ex 
regni  constitutionibus,  qui  sub  utraque  specie  communionem  minlstrant,  parochi,  non  ita  passim  expelli  queunt 
videndum  omnino  esset  in  locis  omnibus  et  civitatibus  tarn  regi  ipsi  quam  ecdesiasticis  subiectis,  ut  non  nisi 
catholico  ritu,  hoc  est  ad  formam  olim  a  Pio  IV  .     .  praescriptam,  ministraretur." 

"•)  Im  Berichte  des  Nuntius  vom  12.  Jan  1535  (Reichenbeiger  S.  24)  lesen  wir:  „Mi  sono  piu  volte  abbocato 
con  il  vicere  [Oberstburggraf  W.  v.  Rosenberg]  et  habbiamo  a  longo  ragionato  del  modo  di  aiutare  la  Bohemia, 
il  quäle  in  conclusione  consiste  in  doi  punti,  nel  conservare  quelle  reliquie  di  religione  die  vi  riniangono  .  . .,  et 
secondariamente  nel  procurare  con  ogni  possibile  diligentia  di  ridurre  al  gremio  de  la  chiesa  costoro  cosl  fascinati 
da  P  heresia  ussitica  et  hora  in  procinto,  precipitando  u'  abisso  in  abisso,  per  trabocare  ne  la  piccardria.  Ma  ne 
di  questo  si  potra  mai  havere  speranza  alcuna,  se  non  si  cacciano  li  Picardi  di  questa  citta  et  regno  et  se  li  serra 
li  passi  di  poterci  intrare  per  P  avvenire.™ 

rt»)  S.  oben  Note  236. 

!«°)  Der  Nuntius  erzählt  darüber  im  Berichte  vom  29.  Jan.  1585  (Reichenberge  r  S.  38):  „Li  Ussiti 
hanno  fatto  due  petitioni  al  stato  di  baroni  (il  quäle  per  gratia  del  signor  Dio  quasi  tutto  si  e  insin'  hora  conser- 
vato  cattolico).  Quelli  del  paese,  li  quali  sono  grandemente  corrotti  et  sono  perö  piu  tosto  Lutherani  che  Ussiti, 
hanno  ricercato,  che  si  permetti,  che  li  suoi  preti  possino  pigliar  moglie,  al  che  hanno  risposto  questi  de  la  citta. 
che  a  pena  hanno  il  modo  di  darle  da  vivere   per  le   persone   loro   solo,  nonche  per  mantenerli  con  famiglia  et 
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und  auszerdem  wandten  sich  die  Konsistorianer  selbst  an  den  Kaiser  mit  der  Bitte  um  die 
Erneuerung  des  Konsistoriums,  welches  zu  dieser  Zeit  nur  drei  Mitglieder  zählte,  die  noch  dazu  „sehr 
ungeeignet,  mehr  krank  als  gesund"  waren.2"1)  Das  Gesuch  der  Präger,  welches  scheinbar  direkt 
auf  Anraten  des  Herrn  von  Rosenberg  überreicht  wurde,26-)  wurde  vom  Herrenstande  mit  dem 
Versprechen  entgegengenommen,  dasselbe  dem  Kaiser  vorzutragen.  Der  päpstliche  Nuntius  bemerkte 
zwar  in  seinem  Berichte  nach  Rom  hierüber,  der  Kaiser  werde  wohl  kaum  sehr  bestrebt  sein,  den 
Wunsch  der  Husiten  zu  erfüllen,263)  aber  die  katholischen  Herren  nahmen  sich  diesmal  der  Husiten 
tatsächlich  an.  Sie  wiesen  darauf  hin,  dasz  ohne  ihre  Hilfe  an  eine  Vernichtung  der  Pikarden  nicht 
zu  denken  sei,  und  befürworteten  es,  dasz  den  husitischen  Ständen,  allerdings  nur  bis  auf  Widerruf, 
das  Recht  eingeräumt  werde,  dem  Kaiser  guthusitische  Personen  als  Mitglieder  des  Konsistoriums 
vorzuschlagen,  welche  überdies  noch  von  hiezu  vom  Kaiser  Angestellten  erprobt  würden  und  mit 
deren  Hilfe  dann  gegen  die  Pikarden  eingeschritten  werden  könnte.  Der  Kaiser  widersetzte  sich  zwar 
diesem  Vorschlage  und  wollte  den  Ketzern  nicht  mehr  als  seine  Vorgänger  bewilligen,2"4)  versprach 


figliuoli.  Et  cosl  rebutata  anco  la  petltione  di  costoro,  e  stata  solo  admcssa  quella  de  li  Ussiti  di  questa  cittä,  quali 
hanno  supplicato  li  baroni  a  volere  intercedere  apresso  S.  Mtä.,  acciö  la  Mtä.  S.  s'  induchi  a  operare,  che  S.  Stä. 
si  contenti,  che  alcun  vescovo  cattolico  possi  conferire  li  sacri  ordini  a  quelli  de  la  loro  religione,  poiche  essendo 
o  morti,  o  molti  inhabili  perla  vecchiezza  li  gia  ordinati  per  altro  tempo,  et  non  potendo,  quando  ancora  volessero 
servirsi  de  cattolici  per  la  gran  penuria  di  suggetti  (la  quäle  veramente  eccede  tutte  le  altre  provincie  di  questi 
paesi),  che  perciö  subintrano  i  ministri  di  diverse  sette,  quali  sono  col  tempo  non  sol  per  rovinare  questo  regno 
nel  spirituale,  ma  per  nlterare  la  pace  et  quiete  publica  nel  politico;  et  per  potere  cacciare  li  gia  admessi  o  intrusi 
et  per  non  esser  necessitati  a  ripiliarne  per  1'  avvenire  de  altri,  instano  etc.  Hora  non  havendo  ricusato  li  baroni  di 
non  rappresentare  a  S.  Mtä.  questo  loro  desiderio,  si  e  conclusa  la  dieta,  ne  mi  pare,  che  sia  da  temere  molto,  che 
S.  Mtä.  sia  per  riscaldarsi,  acciö  si  dia  a  li  Ussiti  da  la  parte  di  S.  Stä.  qualche  sodisfattione."  Auch  Bruder 
Johann  Efraim  berichtet  darüber  im  Briefe  vom  26  Jan.  1535  (XIII.  Herrnhuter  Foliant  fol.  412),  wo  er  schreibt,  dasz 
am  25.  Jan.  vor  dem  Leichenbegängnisse  des  H.  Ladislav  von  Lobkowic  „pani  mösta,  kdyz  odpoved' stavüm  naartikule 
v  snemu  pfedlozenö  dävali,  nemale  pohnuti  v  lidu  ucinili  a  pficinu  k  boufce  dali,  doklädajice  toho,  ze  velikou  äkodu  nesou, 
kdyz  konsistofe  obnovene  nemaji,  zpravcüv  dobrych  miti  nemohou,  knezi  po  domich  ze  käzi,  roty,  sekty  ze  se  vzdelävajl, 
lid  za  temi  pletichäfi  ze  jde.  I  zädali  stavüv,  aby  se  pfimluvili  k  J.  Mti.  eis.  za  obnoveni  konsistofe,  coZ  Jim  schvälil 
pän  z  Rozmberka  a  obslrne  oznamoval,  ze  i  stav  pansky  na  tom  se  snäseji  a  o  tu  vec  ze  pfed  J.  Mti.  jednati  chteji. 
A  tak,jakz  rozumeti  se  mflie,  k  nicemuz  dobremu  se  neschyluje.  I  bylo  toho  odlozeno  do  dneska,  aby  o  to  se  jestS 
promluvilo.  Strana  pod  oboji  i  z  naäich  tim  pilneji  se  nahoru  sesli,  i  nebylo  nie  jednäno,  opet  do  pondelka  odlozeno." 
Und  im  Briefe  vom  30.  Jan.,  der  vom  selben  Bruder  herzurühren  scheint  (ibid.  fol.  414),  lesen  wir,  dasz  am  28.  Jan.  die  Städte 
auf  dem  Landtage  „o  konsistof  mluviti  temef  nie  nechteli,  odlozili  do  budoueiho  soudu.  Mesta  se  zrotila  mezi  sebou,  ze 
sou  tomu  primasovi  Staromestskemu  neporucili  mluviti  v  sneme,  co  mluvil;  on  maje  srozumeni  se  panem  Rüzi, 
[W.  von  Rosenberg]  mluvil,  co  on  chtel.  A  tito  byvse  pfitomni,  neozvali  se,  aZ  nyni  teprv  hryzou  se,  nebo  roz- 
umeji  tomu,  Ze  jim  hüfe  bude,  obnovi-li  cisaf  tu  konsistof  po  sve  a  ne  po  jejich  vüli,  tak  Ze  Iedajakes  padouchy 
jim  dävati  budou."  Vgl.  das  Gesuch  der  Prager  um  Erneuerung  des  Konsistoriums  vom  J.  1589  in  Böhm.  Landt. 
VII.  S.  487  Nr.  321,  wo  das  im  J.  1585  durch  die  Prager  und  andere  Städte  eingereichte  Gesuch  erwähnt  wird. 

asi)  Gesuch  vom  4.  Febr.  1585  in  Böhm  Landt.  VI.  Nr.  317  S.  543;  wegen  des  Gesuchs  des  Administrators 
vom  9.  Febr.  1585  s.  Note  254. 

je'-)  Vgl.  das  in  der  Note  260  enthaltene  Zitat  aus  dem  Schreiben  vom  30.  Jan. 

Ma)  Vgl.  das  in  der  Note  260  angeführte  Zitat  aus  dem  Berichte  des  Nuntius. 

"4)  Im  Berichte  vom  12.  Febr.  1585  (Reichenberger  S.  48)  berichtete  der  Nuntius,  dasz  die  kathol.  Herren 
als  der  Kaiser  kundgab,  die  Pikarden  nicht  dulden  zu  wollen,  sich  zwar  bereit  erklärten,  gegen  sie  einzuschreiten, 
jedoch  vorschützten,  dieselben  ohne  die  Hilfe  der  Husiten  nicht  bewältigen  zu  können.  „Hora  essendosi  da  li  baroni  teuuto 
proposito  di  questo  con  li  Ussiti,  se  bene  si  sono  mostrati  anco  loro  desiderosi,  che  si  dia  prineipio  a  la  impresa,  hanno 
perö  cercato  di  far  credere,  che  sarä  impossibile,  se  S.  Mtä.,  la  quäle  in  sin'  hora  e  stata  assoluto  padrone  del  consistorio 
loro  . .  .,  non  li  da  auttoritä,  a  beneplacito  perö  de  la  Mtä.  S.,  che  possino  nominarc  loro  a  S.  Mtä.  suggetti  veri  Ussiti 
per  quel  tribunale,  quali  siano  esaminati  da  persone  deputate  da  S.  Mtä,  per  mezzo  de'  quali  si  possa  senza  stre- 

(10)  Böhmische  Landtagsverhandlungen  XI. 
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aber  dennoch,  dasz  bis  Pfingsten  das  Gesuch  des  Bürgerstandes  sowohl  bezüglich  des  Weihens  der 
Priester,  als  auch  betreffend  das  Konsistorium  erledigt  sein  werde.'-06)  Dieses  Versprechen  hielt  der 
Kaiser  nicht  ein,  teils  vielleicht  darum,  weil  er  noch  im  J.  1585  Prag  wegen  einer  Pestepidemie  für 
einige  Zeit  verlassen  muszte,200)  hauptsächlich  aber  wegen  des  Widerstandes  der  Kurie  gegen  die 
Forderungen  der  Utraquisten. 

Der  Standpunkt  der  Kurie  in  dieser  Angelegenheit  ist  unschwer  aus  den  Antworten  zu  ersehen, 
welche  der  Nuntius  auf  seine  Berichte  über  die  von  den  Utraquisten  auf  dem  Landtage  eingebrachten 
Gesuche  von  Rom  erhielt.  Über  das  Gesuch,  wonach  der  Papst  die  Einwilligung  zur  Weihe  husi- 
tischer  Priester  durch  katholische  Bischöfe  geben  sollte,  sprach  sich  der  Papst  absolut  abweisend 
aus;  wenn  ihm  ein  derartiges  Gesuch  übergeben  werden  sollte,  würde  er  es  ebenso  zurückweisen,  wie 
alle  seine  Vorgänger.  Wollten  die  Husiten  von  katholischen  Prälaten  Gebrauch  machen,  so  sollten 
sie  zuerst  auch  in  allen  übrigen  Dingen  Katholiken  werden,  da  sonst  von  der  römischen  Kirche 
weder  dieser,  noch  irgendein  anderer  Wunsch  erfüllt  werden  würde.207)  Der  andere,  die  Erneuerung 
des  Konsistoriums  betreffende  Vorschlag  wurde  vom  Papste  wohlwollender  aufgenommen;  er  ermahnte 
nur  den  Nuntius,  den  Nutzen  und  Schaden  wohl  zu  erwägen,  der  aus  der  Annahme  dieses  Vor- 
schlages oder  aus  dessen    Zurückweisung    erwachsen  könnte.266)    Da  der   Nuntius  im    Sinne  dieser 


pito  et  pericolo  di  tumulto  far  quello  che  si  pretende,  che  al  presente  non  essendo  rimasti  nel  consistoro  altro  che 
duoi  sacerdoti,  de  quelli  che  giä  furno  posti  dal  imperatore,  ne  havendo  S.  Mtä.  persone  de  la  Ioro  religione  da  mettere 
jn  esso,  che  perciö  non  e  meraviglia,  che  non  si  vivi  con  molta  cura  per  non  admettere  ministri  d'  altre  sette,  quali 
si  sono  intrusi  senza  prohibitione,  ne  pericolo  alcuno.  S.  Mtä.  non  ha  in  sin'  hora  voluto  consentire  di  darle  autto- 
ritä  di  nominatione  alcuna,  non  ostante  che  fosse  per  essere  a  beneplacito  suo,  dicendo  che  Iei  non  e  mai  per 
qualsivoglia  accidente  per  concedere  a  li  heretici  piu  di  quello  che  li  e  stato  dato  da  suoi  antecessori;  ina  che,  se 
la  petitione  de  li  Usciti  fosse  senza  scrupolo,  che  li  havrebbe  forse  contentati.  Hora  questi  signori  baroni  me  hanno 
parlato  et  m'  hanno  diffusamente  messo  in  consideratione  tutte  le  utilitä  et  li  pericoli  che  sono  nel  dare  negativa 
o  affirmativa.  Io  le  ho  risposto,  che  essendo  il  uegotio  grave  et  io  persona  nuova,  che  necessariamente  mi  conviene 
pensarci  sopra  maturamente  et  collationare  insieme  il  danno  et  1'  utile  et  che  a  mio  giuditio  sarebbe  stato  neces- 
sario  ricorrere  da  S.  Beatitudine." 

"*)  Im  Gesuche  der  Prager  um  Erneuerung  des  Konsistoriums  vom  J.  1589  (Böhm.  Landt.  VII.  S.  487  Nr.  321) 
wird  behauptet,  der  Kaiser  habe  auf  ein  ähnliches  Gesuch  hin,  welches  die  Frager  und  andere  Städte  auf  dem 
Landtage  des  J.  1585  eingereicht  hatten,  versprochen,  dasz  er  dasjenige,  was  die  Prager  verlangten,  „od  casu  zavfeni 
snemu  al  do  pamätky  sv.  Ducha  milostive  nafiditi  rä£i ;  vsak  tehoz  roku,  ze  opety  znovu  rana  morovä  jest  procha- 
zela,  pro  odjezd  J.  Mti.  eis.  to  se  jest  vyriditi  nemohlo." 

2GS)  Vgl.  das  in  der  vorhergehenden  Anm.  angeführte  Zitat. 

J")  Am  23.  Feh.  1585  schrieb  der  papstl.  Staatssekretär  an  den  Nuntius  (Reichenberger  S.  57),  der  Papst 
hätte  seine  Nachricht  vom  Scheitern  des  Versuches  um  Vereinigung  der  Pikarden  mit  den  Husiten  mit  Freude  empfangen, 
„la  quäle  prattica  se  costi  e  riescita  vana,  creda  pur  V.  Sria.,  che  di  qua  sarä  anche  ributtata  quell'altra  di  procurare 
col  mezzo  di  S.  Mtä.  di  ottenere  da  N.  Signore,  che  qualche  vescovo  cattolico  possa  conferire  gl'ordini  sacri  a 
gl'Hussiti,  perche  essendo  gia  altre  volte  stato  fatto  instanza  del  medesimo,  S.  Stä.  ha  sempre  dato  repulsa,  come 
farä  di  bei  nuovo,  se  gli  ne  sarä  parlato.  Se  gli  Hussiti  vogliono  goder  del  ministerio  de  li  prelati  cattol  ci,  faccinsi 
prima  cattolici  in  tutte  l'altre  cose,  che  d'altra  maniera  non  impetraranno  ne  questo,  ne  altro  lor  desiderio  da  la 
chiesa  Romana;  la  quäle  non  e  honesto,  che  fomenti  et  nutrisca  li  detti  Hussiti  ne  le  loro  heresie,  come  in  un  certo 
modo  farebbe,  concedendo  quel  che  hora  dimandano". 

-")  Im  Briefe  an  den  Nuntius  vom  9.  März  (Reichenberger  S.  70)  spricht  der  päpstl.  Staatssekretär  die 
Hoffnung  aus,  die  Unterdrückung  der  Pikarden  werde  der  kathol.  Sache  nützen  „tanto  maggiormente,  se  gl'Hussiti 
verrano  per  conseguenza  a  debilitarsi,  giachc  il  loro  tribunale  si  truova  in  quei  termini  che  V.  Sria  scrive.  Perö  bi- 
sogna  avvertire  bene  a  la  proposta  che  fanno,  ancora  che  sia  limitata  et  conditionata,  et  bilanciare  bene  l'utile  et  il 
danno  che  segue  dal  concederla  o  non  concederla".  Wie  der  Nuntius  selbst  über  die  Husiten  urteilte,  ist  aus  seinem 
Gutachten  vom  Sept.  1585  (Reichenberger  S.  lüti)  ersichtlich,  wo  er  nach  einer  Erwähnung  der  gemeinsamen  Aktion 
der  Katholiken  und  Husiten  gegen  die  Pikarden  schreibt:  „et  per  essere  rari  al  di  d'hoggi  li  veri   Hussili  et  a  essi 
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Winke  den  katholischen  Herren  bekanntgab,  dasz  dem  Wunsche  der  Utraquisten,  ihre  Priester  durch 
katholische  Bischöfe  weihen  zu  lassen,  nicht  entsprochen  werden  könne,  kam  es  wahrscheinlich  auch 
nicht  zur  Verhandlung  des  zweiten  Gesuches  um  die  Erneuerung  des  Konsistoriums.269) 

Im  Dezember  des  nächsten  Jahres  überreichten  der  Administrator  und  die  Pfarrer  des  utraqui- 
stischen  Konsistoriums  den  damals  wieder  auf  dem  Landtage  versammelten  Ständen  unter  einer  und 
beiderlei  Gestalten  ein  neues  Gesuch  um  die  Fürsprache  beim  Kaiser,  dasz  die  utraquistischen  Priester 
durch  den  Erzbischof  ordiniert  werden  dürften  und  das  Konsistorium  erneuert  werde."")  Aber  auf 
dieses  Gesuch  erhielt  das  Konsistorium  nur  die  Antwort,  dasz  ihre  Bitte  erwogen  und  dem  Konsi- 
storium mit  der  Zeit  die  Erledigung  zugestellt  werden  würde.271)  Auch  die  Gesuche,  welche  das 
Konsistorium  bald  darnach  dem  Kaiser  und  auch  selbst  dem  päpstlichen  Nuntius  Philipp  Sega, 
Bischof  von  Piacenza,  überreichte,272)  blieben  erfolglos.  Der  Kaiser  konnte  sich  nicht  entscheiden;  er 
wünschte,  dasz  die  Husiten  durch  vollkommene  Abschaffung  des  Konsistoriums  ganz  in  der  katho- 
lischen Kirche  aufgehen,  anderseits  befürchtete  er  aber,  dasz  nach  der  Auflösung  des  Konsistoriums 
sich  die  protestantischen  Sekten,  besonders  aber  die  Pikarden  umsomehr  entfalten  würden.  Der 
Nuntius  sprach  zwar  dem  Kaiser  gegenüber  die  Ansicht  aus,  es  sei  vielleicht  vorteilhafter,  das  Kon- 
sistorium mit  einigen  am  wenigsten  vom  Ketzertum  berührten  husitischen  Priestern  neu  zu  besetzen, 
als  zuzulassen,  dasz  die  Husiten  in  das  Pikardentum  verfielen ;  als  jedoch  der  Kaiser  verlangte,  der 
Nuntius  solle  ihm  diese  seine  Meinung  schriftlich  geben,  konnte  sich  letzterer  hiezu  nicht  entschlieszen. 
Nichtsdestoweniger  spricht  der  Nuntius  in  der  Instruktion  für  seinen  Nachfolger  in  der  Nuntiatur, 
welche  er  ungefähr  im   April  1587  niedergeschrieben  hatte,  abermals   die   Ansicht  aus,  dasz  es  gut 


solamente  ha  giurato  il  re,  perö  con  ogni  volta  che  si  espurgasse  il  regno  de  l'altre  sette,  et  si  continessero 
gl'Hussiti  ne  li  loro  antichi  tennini,  si  verrebbe  a  fare  mirabile  acquisto  et  s'aprirebbe  la  porta  a  deradicarli  anco 
essi  col  tempo,  poiehe  non  havendo  loro  servato  il  giuramento  a  S.  Mtä.  col  contenersi  ne  li  limiti  prescrittili, 
S.  Mtä.  non  sarebbe  tenuta  a  loro  a  servar  il  giuramento  fatto." 

!,B)  S.  den  Bericht  Malaspinas  vom  18.  Juni  1585  (Re  i  c  h  e  n  b  e  r  ge  r  S.  112),  wo  der  Nuntius  mit  Bezug 
auf  das  Gesuch  der  Husiten  um  das  Weihen  ihrer  Theologen  durch  den  Erzbischof  sagt:  „Tuttavia  essendo  stato 
communicato  meco  questo  desiderio  degli  Hussiti  et  havendo  io  risposto,  che  habbiamo  la  regola,  che  non  sunt 
facienda  mala,  ut  eveniant  bona,  decreto  divino  che  quaqui  non  e  facoliä  di  abrogare  .  .  ." 

?,°)  Die  den  Ständen  überreichte  Bittschrift  des  Konsistoriums  vom  15.  Dez.  1586  s.  in  Böhm.  Landt.  VII. 
S.  60  Nr.  45.  Eine  lateinische  Übersetzung  derselben  schickte  der  Nuntius  Sega  mit  seinem  Berichte  vom  23.  Dez. 
1586  nach  Rom.;  vgl.  Reich  enberger  S.  353.  Nach  der  beigefügten  Anmerkung  des  Herausgebers  haben  sich 
in  der  Hs.  Ottob.  1119  der  Vatik.  Bibliothek  lateinische  Texte  nicht  nur  dieser,  sondern  noch  zwei  anderer  Suppliken 
erhalten,  die  seiner  Meinung  nach  gleichzeitig  dem  Kaiser  und  dem  Nuntius  unterbreitet  wurden.  In  derselben  An- 
merkung wird  diese  letztere  Supplik  teilweise  abgedruckt.  Wir  lesen  dort-  „Quare  etiam  atque  etiam  Celsitudinem 
V.  oramus,  ut  ex  officio  suo  apud  augustissimum  imperatorem  nostrum  efficiat,  ut  consistorium  nostrum  iam  fere 
deletum  restituat  ac  in  pristinum  statum  suum  reducat  .  .  ."  Ferner  wird  das  Anwachsen  der  pikardischen  Sekte 
geschildert  und  gesagt:  „aeeepimus  superiori  die  dominica,  quae  dicitur  Laetare,  trecentos  Pragae  huic  seetae 
Piccardorum  se  addixisse".  Aus  diesen  Worten  geht  hervor,  dasz  das  Gesuch  an  den  Nuntius  nicht  vom  Dez.  1586 
herrühren  kann.  Da  aus  der  Art,  wie  der  Nuntius  später  in  der  Instruktion  für  seinen  Nachfolger  vom  April  1587 
(Reichenberger  S.  419;  s.  das  Zitat  in  der  Anm.  273)  die  an  den  Kaiser  und  ihn  selbst  gerichteten  Suppliken 
erwähnt,  deutlich  hervorgeht,  dasz  sie  nach  dem  Landtage  überreicht  wurden,  musz  man  annehmen,  dasz  es  bald 
nach  dem  Sonntag  Laetare,  d.  h.  nach  dem  8.  März  1587  geschah. 

2")  Der  Nuntius  schreibt  in  seinem  Briefe  vom  23.  Dez.  1586  (Reichenberger  S.  355),  dasz  auf 
das  Gesuch  des  Konsistoriums  „non  e  stata  resa  altra  risposta,  salvo  che  la  si  considererä  et  si  risponderä 
a  suo  tempo." 

,M)  Vgl.  die  Anm.  270. 

fio») 
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wäre,  wenn   sich   der  Kaiser  entschlösse,    das   Konsistorium  zu   erneuern,    wobei  er  sich  auf  die 
Zustimmung  des  Rektors  des  Prager  Jesuitenkollegiums  Alexander  Voyt  beruft.273) 

Segas  Nachfolger,  Antonius  Puteo,  Erzbischof  von  Bari,  nahm  sich  dieser  Angelegenheit  mit 
groszem  Eifer  an.274)  Wie  er  selbst  angibt,  war  er  anfangs  im  Zweifel  darüber,  ob  dem  Wunsche 
der  Utraquisten  nach  Erneuerung  des   Konsistoriums    zu    entsprechen    sei    oder   nicht.    Er   war  der 

»")  In  der  Instruktion  Segas  für  seinen  Nachfolger  vom  April  1587  (Reichenberger  S.  419)  wird  erzählt, 
dasz  „ü  consistoro  degli  Hussiti,  ridotto  si  puö  dire  al  verde,  dopo  l'instanza  fatta  nella  passata  dieta  generale 
del  regno,  hora  insta  ancor  appresso  S.  Mtä.  per  la  sua  rinuovatione,  deducendole  gl'inconvenienti  che  V.  Sgria. 
Revma.  vedrä  nella  copia  delle  scritture  date  da  loro  alla  dieta,  a  S.  Mtä.  et  a  me  [vgl.  Anm.  270]  .  .  .  Intorno  a 
che  ne  la  dieta  determinö  per  la  diversitä  delle  sette  et  pareri,  che  in  essa  concorsero,  ne  S.  Mtä.  fino  a  qucst' 
hora  ha  pigliata  resolutione,  essendo  che  da  un  canto  desidereria,  che  si  restinguesse  il  concistoro,  et  tutti  s'unls- 
cessero  all'ubidienza  dell'ordinario,  uscendo  del  scisma;  ma  dall'altro  canto  dubita,  che  da  cosi  fatta  estintione  non 
cresca  maggiormente  la  confusione  delle  sette  et  particolarmente  il  numero  de'Piccardi.  Intorno  a  che  havendo  io 
trattato  con  la  Mtä.  S.,  le  ho  detto,  che  fatta  elettione  di  persone  delle  manco  male  affette  che  ci  sieno  tra  gl'istessi 
pretensi  preti  Hussiti,  saria  forsi  meglio  il  rinnovarlo,  con  speranza  di  haverlo  per  direttorio  et  scorta  all'unione 
che  si  pretende,  che  non  cadere  nell'altro  inconveniente  maggiore  di  permettere,  che  il  popolo  et  quel  poco  di 
clero  che  ci  resta  hussito,  traboccasse  precipitosamente  nel  Piccardismo.  S.  Mtä.  havria  voluto  un  memoriale  da 
me.  Le  diedi  intentione  di  farlo,  ma  esaminando  poi  meglio  il  punto,  non  mi  risolsi,  che  si  vedesse  in  scritto  in- 
torno a  cio  opinione  mia  come  che,  essendo  il  concistorio  scismatico,  come  ministro  della  s.  sede  non  conoscevo 
di  poterlo  in  modo  alcuno  fomentare.  Vero  e,  che,  quando  non  si  venisse  ad  incaminare  quell'unione  degl'Hussiti 
con  cattolici  et  quella  riforma  del  regno  ch'io  proponerö  a  S.  Santitä  per  intendere  il  parer  suo,  crederei,  che  non 
fosse  se  non  per  esser  bene,  che  S.  Mtä.  risolvesse  di  ravivare  il  consistorio,  et  per  quel  ch'ho  detto  di  sopra  et 
per  quel  piu  che  V.  Sgria.  Revma.  poträ  intendere  dal  P.  rettore  del  Giesu  di  questo  collegio  di  Praga  [Alexander 
Voyt,  Rektor  des  Prager  Kollegiums  1582—89;  vgl.  Seh  midi,  Historia  soc.  Jesu  I.  S.  473  u.  579],  il  quäle  le  servirä 
d'informatione  et  scorta  a  quel  che  la  poträ  risolversi  intorno  a  cio  "  Der  hier  erwähnte  Reformationsentwurf 
Segas  ist  offenbar  mit  dem  in  Böhm.  Landt.  V.  S.  694  Nr.  334  unter  dem  falschen  Datum  1580  abgedruckten  „uva- 
zoväni  pana  nunciusa  Piacentina"  identisch ;  die  Bezeichnung  „nuncius  Placentinus"  kann  sich  nur  auf  Sega  beziehen, 
welcher  unter  den  Prager  Nuntien  allein  Bischof  von  Piacenza  war,  und  nach  den  zitierten  Worten  seiner  Instruktion 
gehört  das  „uvazoväni"  ohne  Zweifel  in  das  J.  1587.  (Daraufmacht  K  oll  mann,  Acta  s.  congreg.  de  propag.  fide  I. 
S.  24  Anm.  19  aufmerksam.)  In  jenem  Entwürfe  verlangt  Sega  (S.  697),  dasz  das  untere  Konsistorium  den  Assistenten 
[d.  h.  Personen,  welche  nach  seinem  Vorschlage  vom  Papste,  vom  König  und  von  den  Ständen  ernannt  werden 
sollten,  um  für  die  Förderung  der  kathol.  Religion  zu  sorgen]  untergeordnet  und  auf  dieselben  seine  Jurisdiktion 
übertragen  werde,  wozu  die  Assistenten  selbst  ein  Mittel  finden  sollten.  Dieser  Vorschlag  Segas  wurde  selbst- 
verständlich nicht  durchgeführt. 

2'4)  Von  den  wichtigen,  bisjetzt  unbekannten  Verhandlungen  des  Nuntius  Puteo  mit  dem  utraquistischen 
Konsistorium  erfahren  wir  aus  den  Berichten  des  Nuntius  vom  8.  und  10.  Dez.  1587  (Vatik.  Arch.,  Nunz.  di  Germania 
111  fol.  39  und  57),  sowie  aus  der  Instruktion,  die  er  im  Mai  1589  seinem  Nachfolger  Alfons  Visconti  hinterliesz 
(Vatik.  Arch.,  Borgh.  1.  969;  eine  andere,  schlechtere  Abschrift  in  der  Vatik.  Bibl.,  cod.  Barber.  lat.  5314).  In  der 
Instruktion  wird  zuerst  die  Entwicklung  der  Husiten  geschildert,  welche  „per  essere  andata  la  setta  picarda 
fermando  ogni  di  piu  piede  in  Boemia  sono  venuti  a  debolezza  grande  et  di  autoritä  et  di  numero",  und  dann 
fortgesetzt:  „Gl'istessi  Hussiti  scorgendo  facilmente  la  ruina  che  soprasta  loro,  se  non  si  chiude  l'adito  a  Picardi 
et  se  anco  affatto  non  si  eseludono,  sentirä  V.  Sgria.  Illma.  in  questo  suo  ingresso  l'instanza  che  le  faranno  con  proporle 
motte  cose  sotto  colore  di  difender  con  se  stessi  la  rellgione  catholica,  della  quäle  in  parola  si  mostrano  professori, 
et  sopportano  gravemente  di  non  essere  reputati  o  chiamati  tali.  Ma  tutto  e  incaminato  a  un  fine,  che  grandemente  li 
preme,  tentato  di  conseguire  sotto  diversi  pontifici,  dopo  che  fu  all'arcivescovo  di  Praga  interdotta  la  facoltä  di  ordinäre 
piu  Hussiti.  Con  questo  e  congiunta  la  fatica  che  pur  fanno  per  ottenere  il  desiderato  et  dimandato  da  loro  supplemento 
del  concistoro,  il  quäle  di  dodeci  che  era,  e  venuto  al  numero  di  tre  con  l'admiuistratore.  Io  ho  un  pezzo  dubitato,  se 
meglio  fusse  il  concederli  questo  supplemento  di  sacerdoti  et  di  congregatione,  o  no.  APaffirmativa  mi  suadeva  il 
conoscere  manifestamente,  che  restando  depressi  et  destituti  per  questo  mancamento  gl'Hussiti,  maggiormente  s'alzano 
et  fortificano  i  Picardi,  talche  sono  in  breve  per  soprafare  agli  Hussiti  et  catholici  insieme  con  incommodo  piu  grave  de 
la  religione  catholica,  poiehe  si  sa,  quanto  peggiori  siano  et  piu  acerbi  nemici  di  santa  fede  questi  di  altri  heretici. 
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Ansicht,  dasz  die  Nichterfüllung  dieses  Wunsches  zur  Folge  haben  würde,  dasz  die  Husiten  vollständig 
den  Pikarden  und  anderen  Ketzern  unterliegen  werden.  Da  der  Erzbischof  Medek  sowohl  dem  Weihen 
der  husitischen  Priester,  als  auch  der  Erneuerung  des  Konsistoriums  ganz  entschieden  entgegentrat, 
in  der  Hoffnung,  dasz  die  Husiten  durch  diese  Unnachgiebigkeit  endlich  gezwungen  werden  würden, 
sich  seiner  Jurisdiktion  vollständig  zu  unterwerfen,"75)  erbat  sich  der  Nuntius  vom  Papste  eine 
Instruktion,  wie  er  sich  hiebei  zu  verhalten  habe.  Aber  vom  Papste  wurde  es  ihm  überlassen  zu 
tun,  was  er  für  gut  finde,  und  so  begann  der  Nuntius  mit  den  Utraquisten  zu  verhandeln.  Um  sich 
über  ihren  Glauben  und  ihre  Absichten  volle  Gewiszheit  zu  verschaffen,  bewog  er  noch  im  J.  1587 
den  Administrator  und  seine  Genossen  dazu,  im  Beisein  von  Theologen,  Jesuiten  und  anderen  Ordens- 
priestern —  der  Erzbischof  scheint  nicht  anwesend  gewesen  zu  sein  —  in  seine  Hände  einen  Eid 
abzulegen,  durch  welchen  sie  der  husitischen  Religion  mit  Ausnahme  der  Kommunion  unter  beiderlei 
Gestalten  entsagten.  Diese  Abschwörung  erfolgte  nicht  öffentlich,  wie  es  der  Nuntius  gewünscht 
hätte,  da  der  Administrator  fürchtete,  dadurch  einen  groszen  Widerwillen  bei  dem  Volke  zu  erwecken, 
sie  erfolgte  aber  trotzdem  derart,  dasz  über  ihre  Giftigkeit  jeder  Zweifel  ausgeschlossen  war.  Die 
Führer  der  husitischen  Kirche  ergaben  sich  hiemit  dem  Vertreter  der  Kurie  eigentlich  bedingungslos 


Aggiungesi  che  gl'Hussiti  intenti  a  la  sua  conservatione  in  qualunque  modo,  bisognandoli  ministri,  pigliano  Chi  loro 
viene  avanti,  et  cosi  fra  essi  s'introducono  huomini  non  ordinati,  ussorati  et  heretici  di  diverse  sette.  La  negativa  e 
sostenuta  da  monsgr.  arcivescovo  di  Praga,  il  quäle  spera,  che  non  si  concedendo  sacerdoti  agli  Hussiti  ne  si  sup- 
plendo  il  concistoro,  le  parochie  con  tutta  la  giurisdittione,  che  essi  hanno  usurpata,  siano  per  ricadere  al'obedienza 
et  superioritä  de  l'arcivescovato.  Ne  scrissi  a  Roma  et  dedussi  le  ragioni,  che  si  bilanciavano  da  Tun  canto  et  da 
Paltro,  et  essendo  a  N.  Sgre.  piaciuto  di  rimettere  a  me,  come  in  sul  fatto,  quella  essecutione  che  megliore  et  piu 
espediente  mi  fusse  parsa,  io  inchinando  maggiormente  a  procurare  il  supplemento  del  concistoro  et  la  restitutione 
degli  ordini,  giudicai  perö  di  non  venire  a  effetto,  se  prima  et  intieramente  non  mi  assicurava  della  fede  et  del 
proponimento  degli  Hussiti.  Trattai  dunque  che  l'administratore,  il  quäle  e  lor  capo,  volesse  con  altri  suoi  fare  un 
abiuratione,  si  che  aparisse,  che  dalla  communione  sub  utraque  in  poi  essi  non  dissentissero  dalla  chiesa  catholica 
Romana,  il  che  egli  con  altri  in  mia  mano  et  in  presenza  di  theologi,  de'giesuiti  et  di  religiosi  d'altri  ordini  fece, 
se  bene  non  publicamente,  come  io  haverei  voluto  per  maggiore  et  piu  evidente  dichiaratione  de  la  buona  volontä 
mostrata  di  doversi  unire  a  santa  chiesa,  et  si  scusö  l'administratore,  perche  col  far  questo  atto  publicamente  do- 
veva  temere  di  sollevare  contra  di  se  il  popolo  et  di  guastare  conseguentemente  ogni  dissegno,  onde  io  mi  risolsi 
a  pigliare  quello  che  per  alhora  potei;  si  come  anco  rimanendo  tuttavia  et  egli  et  gl'altri  dentro  il  corpo  scisma- 
tico  degl'Hussiti,  a  me  non  parve  di  dare  loro  alcuna  absolutione,  ma  proponendoli,  che  col  seguitar  l'opera  comin- 
ciata  si  potevano  assicurare  de  la  benignitä  di  N.  Sgre.  et  de  la  santa  sede  apostolica,  procurai  di  mandaili  so- 
disfatti.  In  questo  stato  si  trova  hora  il  negotio  .  .  ."  Dasz  die  hier  geschilderte  Abschwörung  schon  im  J.  1587 
geschah,  geht  aus  dem  erwähnten  Berichte  des  Nuntius  vom  10.  Dez.  1587  hervor,  wo  dieser  erzählt,  dasz  es  in 
Böhmen  viele  eifrige  katholische  Herren  gebe,  „li  quali  se  bene  hanno  sempre  havuta  sospetta  la  fede  degl'Hussiti,  et  have- 
riano  desiderato  maggiori  argomenti  de  la  loro  reduttione  (de  la  quäle  opinione  e  desiderio  sono  stato  ancor  io  et 
percio  a  l'administratore  et  agl'altri  abiurati  non  mi  parve  di  dare  alcuna  absolutione),  non  sarebbe  perö  dispia- 
ciuto  loro  il  supplemento  del  concistoro  per  li  rispetti  et  ragioni  con  altre  mie  scritte  a  V.  Sgria.  lllma."  Vgl. 
die  Anm.  276. 

»")  Über  die  darauf  bezüglichen  Ansichten  des  Erzb.  Medek  belehren  uns  auszer  den  Berichten  des  Nuntius  (vgl. 
Note  274)  auch  seine  eigenen  in  den  J.  1588  u.  1 589  dem  Papste  überreichten  Relationen.  Inder  Relation  vom  J.  1588  (Vatik. 
Arch.,  Bibl.  Pio  438  S.  98)  erzählt  Medek,  dasz  sein  Vorgänger  Prus  „solebat  aliquando,  uescio  quo  consilio,  connivere 
ordinesque  Hussitis  conferre  .  .  . ;  cum  vero  praesens  archiepiscopus  ea  in  re  difficiliorem  et  occultatiorem  se  prae- 
buerit,  Hussitae,  quod  veros  sacerdotes  consequi  aut  conducere  non  possunt,  postretno  quoscunque  ab  universitatibus 
haereticis  designatos  introducunt  ac  parochias  illis  committunt".  In  der  anderen  Relation,  die  am  13.  Apr.  1589  dem 
Papste  überreicht  wurde  (Ms.  VI.  B  12  der  Bibl.  des  böhm.  Mus.fol.  219-221),  lesen  wir:  „At  illud  etiam  consistorium 
Hussitae  hinc  usurpare  coeperant,  cum  metropolitica  sedes  vacabat;  ea  nunc  per  Dei  gratiam  restituta  consistorium 
penitus  esset  abrogandum,  vel  saltem  opera  danda,  ne  ille,  qui  synagogae  huic  praeest,  administratoris  titulo  uteretur, 
per  quem  videtur  magnam  sibi  assumere  iurisdictionem." 
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und  ohne  alle  Garantien.  Erst  nach  dieser  Abschwörung  begann  man  mit  ihnen  über  ihre  Absolution 
zu  verhandeln.  Obzwar  der  Papst  schon  im  J.  1587  die  Erledigung  dieser  Frage  der  Kongregation 
des  hl.  Offiziums  übertragen  hatte,  obzwar  die  abgeschworenen  Konsistorianer  bereit  waren,  sich 
nicht  nur  mit  der  römischen  Kirche  bezüglich  ihrer  Lehre  und  Kirchenordnung  auszugleichen,  sondern 
auch  katholische  Priester  auf  ihre  Pfarren  aufzunehmen  und  ihre  Theologen  vor  der  Weihe  durch 
Jesuiten  unterrichten  zu  lassen,*7")  hatten  sie  noch  im  Mai    1589   die    gewünschte    Absolution    nicht 


"*)  Näheres  darüber  enthält  der  Bericht  des  Nuntius  vom  8.  Dez.  1587  (Vatik.  Arch.,  Nunz.  di  Germ.  111 
fol.  39),  den  er  auch  in  seine  Instruktion  vom  Mai  1589  (vgl.  Anm.  274)  mit  folgender  Bemerkung  aufnahm :  „Et 
perche  a  la  Stä.  di  N.  Sgre.  parve  di  fare  discutere  questo  negotio  ne  la  congregatione  del  santo  officio  che 
formö  alcuni  capi,  a  li  quali  io  risposi  con  le  mie  lettere  di  8.  di  decembre  1587,  ho  voluto  qui  soggiungere  copia 
de  la  risposta".  Der  Wortlaut  der  durch  die  Kongregation  des  heil.  Officiums  gestellten  Fragen  ist  nicht  bekannt, 
aber  im  Briefe  des  Nuntius  lesen  wir  folgende  „risposte  fatte  per  ordine  da  medesimi  Hussiti":  „Si  dice 
al  primp,  che  la  cittä  di  Praga,  benche  habbia  molte  chiese  et  parochie,  non  ne  ha  perö  alcuna,  ne  la 
quäle  siano  celebrati  i  divini  officii  con  altre  ceremonie  et  riti,  che  hussitici,  eccettuate  la  cathedrale,  quella 
dei  Giesuiti  et  altre  poche  di  regolari;  quali  riti  et  ceremonie  sono  anco  congionte  con  varii  abusi.  AI  secondo 
rispondono,  che  gl'ordinandi  di  novo  haveriano  da  insegnare  la  dottrina  et  i  riti  catholici;  al  quäle  effetto 
havevano  proposto,  che  potesse  giovare  l'instituirli  ben  prima,  ne  si  valer  di  essi  o  conferirli  gl'ordini, 
avanti  che  fusse  noto  costoro  esser  tali,  che  si  potesse  sicuramente  fidarli  l'administratione  de  le  cose  ecclesia- 
stiche,  fussero  approvati  dal  nuntio  o  dal  ordinario  et  a  la  presenza  d'uno  o  l'altro  di  essi  havessero  publica- 
mente  fatta  la  professione  de  la  fede.  Si  offrivano  perö  l'administratore  et  gl'altri  di  scegliere  un  certo  numero 
di  giovani,  et  ricevendoli  in  cura  et  ammaestrandoli,  procurar  di  renderli  habili  a  gl'ordini  et  al  carico  de  le  paro- 
chie; il  quäle  administratore  et  colleghi  tuttavia,  come  scrissi,  stanno  dentro  il  corpo  scismatico  de  gl'Hussiti,  et 
se  bene  dui  di  loro  dicono  di  astenersi  dal  celebrar  messa  col  pretesto  d'aspettare  la  riconciliatione  de  le  chiese, 
nondimeno  usano  ne  la  celebratione  de'  divini  officii  il  canto  volgare,  allegando,  che  a  questo  uso  sia  impossibile 
provedere  se  non  con  longo  tempo,  perche  introducendosi  in  un  subito  idioma  latino,  il  popolo  male  avezzo  non 
potrebbe  fennare  a  cosi  repentina  novitä.  Et  e  cosa,  che  non  solamente  e  detta  da  gl'Hussiti,  ma  considerata  da 
huomini  prudenti  et  religiosi  tratti  dal  rispetto  de  l'antica  et  immemorabile  consuetudine  di  questa  plebe.  AI  terzo 
si  offeriscono  l'administratore  et  gl'altri  principali  del  concistoro  a  predicare,  che  il  papa  sia  capo  de  la  chiesa 
catholica,  et  che  di  necessitä  di  salute  sia  il  creder  cosi,  come  anco  dicono,  che  ordinaranno,  che  cio  sia  fatto 
dagl'altri;  et  per  questo  desiderano,  che  siano  loro  dati  sacerdoti  catholici  a  fine  di  riempire  le  parochiali  di  buoni 
ministri  et  scacciarne  gl'infetti.  Fin  qui  perö  non  l'hanno  fatto,  ne  sanno  trovar  cause  sufficienti  da  scusarsi.  Circa 
il  quarto  et  la  cautela,  che  quelli,  che  si  ordinaranno  di  novo,  non  ritornino  per  alcuna  cagione  o  interesse  a  li 
primi  errori  et  opinioni,  pareva  a  gl'Hussiti,  che  per  le  difficulta,  le  quali  patisce  ogn'altro  rimedio,  potesse  bastare 
il  consiglio  accennato  ne  la  risposta  al  secondo  capo,  ovvero  si  sariano  potuto  fare  instruere  da  Giesuiti.  Per  ris- 
posta del  quinto  dicono  non  ricusar  di  pigliar  sacerdoti  catholici  gia  ordinati,  anzi  ne  fanno  instanza,  come  ne 
le  lettere  di  25  di  Agosto  scrissi;  et  pigliara  ino  sempre  volentieri  quei  sacerdoti,  che  dal  nuntio  o  dal  ordinario 
li  verranno  dati,  dicendo,  che  se  non  hanno  sin'  hora  pigliato  alcuno  del  seminario  di  Praga,  e  stato  perche  non 
hanno  potuto  haverne.  AI  sesto  rispondendo  i  gia  professi  la  fede  con  altri  del  loro  ordine,  dicono  di  osservare. 
le  conditioni,  con  le  quali  pretendono  esserli  stato  concesso  l'uso  del  calice,  et  che  anco  le  vadano  incalcando  al 
popolo,  ma  per  il  malo  uso  radicato  ne  la  moltitudine  del  popolo  esser  molte  volte  costretti  a  permetter  quello 
che  non  doverebbono.  AI  ultimo  del  concistoro  de  gl'Hussiti,  poiche  V.  Sgria.  lllma.  coramanda,  che  io  le  scriva 
il  parer  mio,  dirö  con  quella  riverenza  et  fede,  che  mi  conviene,  essermi  sempre  parso,  che  fusse  piu  presto  da 
suplirlo  d'huomini  catholici,  come  gia  scrissi  ne  le  suddette  di  25,  che  di  lasciarlo  affatto  estinguere ;  poiche  se  bene 
non  si  deve  far  gran  fondamenlo  in  questi,  che  vi  sono  hora  per  l'habito  contratto  et  inveterato  ne  gl'errori,  non- 
dimeno assai  si  haverebbe  a  sperare  in  quelli,  che  sinceri  et  i;i  piu  numero  si  aggiungessero  loro;  col  mezzo  de' 
quali  e  da  credere,  che  non  solo  si  chiuderia  a  Piccardi  et  Calvinisti  l'adito  ncl  concistoro,  punto  di  molta  impor- 
tanza,  ma  si  provederia  ancora  a  altro,  che  ne  tali,  ne  altri  settarii  s'introdussero  ne  le  parocehie,  usando  costoro 
per  l'auttoritä,  che  si  hanno  usurpata  di  confirmare  i  parochi,  la  debita  diligenza  in  questo,  si  come  appresso  in- 
scgnando  ne  le  chiese  et  schole  la  dottrina  catholica,  si  potria  far  concetto,  che  pian  piano  questo  popolo  s'indu- 
cesse  a  discostarsi  da  le  false  opinioni,  ne  le  quali  ha  trabboccato,  et  quando  non  si  facesse  molto  frutto  ne  le 
persone  gia  adulte.almeno  si  farebbe   ne'  figliuoli  et  altri,   che  per  la  tenera  etä  tenessero   dispositione  a  ricevere 
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und  ebenso  wenig  erfolgte  eine  Erneuerung  oder  Ergänzung  des  Konsistoriums,  welche  der  päpstliche 
Nuntius  befürwortete,  vor  dem  J.  1590. 

Auf  dem  Landtage,  der  im  Jänner  dieses  Jahres  zusammentrat,  trugen  die  Prager  und  auch  die 
Vertreter  anderer  Städte  den  beiden  oberen  Ständen  ein  neues  Gesuch  vor,  sie  mögen  die  Verbes- 
serung verschiedener  Übelstände  beim  utraquistischen  Konsistorium  und  besonders  die  Erneuerung 
desselben  beim  Kaiser  befürworten,  welches  immer  noch  nur  aus  drei  Mitgliedern  einschlieszlich  den 
Administrator  bestand.-77)  Dieser  Bitte  wurde  in  der  Weise  entsprochen,  dasz  unter  die  Wünsche, 
welche  die  Stände  dem  Kaiser  vorlegten,  auch  die  Fürsprache  um  eine  ehebaldigste  Erneuerung  des 
Konsistoriums  durch  fähige  Personen  in  der  unter  seinen  Vorfahren  üblichen  Art  aufgenommen 
wurde.'*7")  Es  scheint,  dasz  dieses  Gesuch  mit  den  katholischen  Herren  und  vielleicht  auch  mit  dem 
päpstlichen  Nuntius  vorher  verabredet  war;  wenigstens  traten  die  katholischen  Stände  auf  dem  Land- 
tage entschieden  für  dasselbe  ein,  indem  sie  behaupteten,  dasz  durch  die  Erneuerung  des  Konsistoriums 
die  Entstehung  verschiedener  Sekten  verhindert  werde.  Auch  dürfte  die  verhältniszmäszige  Raschheit, 
mit  welcher  diesmal  dem  Gesuche  entsprochen  wurde,  dafür  sprechen.279)  Am  14.  Juli  1590  wurde 
das  Konsistorium  durch  den  Kaiser  tatsächlich  derart  erneuert,  dasz  zum  Administrator  der  bisherige 
Prager  Kanonikus  Fabian  Rezek  Strakonicky  ernannt  wurde,  welcher  vom  Katholizismus  zum  Utra- 
quismus  übergetreten  war,  und  demselben  als  Mitglieder  des  Konsistoriums  zwölf  Pfarrer  beigegeben 
wurden,  von  denen  offenbar  die  Mehrzahl  überhaupt  keine  richtigen  Utraquisten  waren.-'8")  Das  neue 


la  buona  et  sana  dottrina.  In  questo  parere  mi  ha  sempre  confirmato  il  vedere,  che  l'arcivescovo  di  Praga  non 
volendo  o  non  potendo  rimediare  hora  a  l'intrusione  de'  Piccardi  et  Calvinisli  ne  le  parochie,  tanto  meno  e  per 
farlo  alliora,  che  caduto  il  concistoro,  la  maggior  parte  de  le  curate  sarä  ripiena  di  questi  peggiori  et  piu  perfidi 
soggetti,  che  non  sono  gl'Hussiti."  Ich  bemerke  noch,  dasz  der  hier  zweimal  erwähnte  Brief  des  Nuntius  vom 
25.  Aug.  1587  mir  nicht  zugänglich  ist. 

2")  Dieses  undatierte  Gesuch  ist  in  Böhm.  Landtagsverh.  VII.  S.  487  Nr.  321  mit  der  Bemerkung  abgedruckt, 
dasz  es  im  J.  1589  den  obersten  Landesoffizieren  und  Landrechtsbeisitzern  überreicht  wurde,  welche  es  dem  Land- 
tage des  J.  1590  vorlegten.  Dafür  dürfte  auch  tatsächlich  der  Wortlaut  des  Gesuches  sowie  der  Antwort  des  Land- 
tages in  Böhm.  Landt.  VII.  Nr.  326  S.  494  sprechen.  Die  Städte  berufen  sich  in  diesem  Gesuche  auf  ein  älteres  auf 
dem  Landtage  des  J.  1585  überreichtes  Gesuch  (vgl.  Anm.  260).  Aber  auch  im  J.  1588  brachte  der  Bürgerstand 
auszer  anderen  Beschwerden  auch  jene  über  den  Mangel  an  Priestern  unter  beiderlei  Gestalten  auf  dem  Landtage 
vor,  infolge  welchen  Mangels  auch  „soud  präva  duchovniho  konsistofe  Prazske  toliko  tfemi  osobami  osazen  jest" 
(Böhm.  Landt.  VII.  Nr.  154  S.  265).  Wir  haben  jedoch  keine  Nachrichten,  ob  über  dieses  Gesuch  tatsächlich  ver- 
handelt wurde.  Dasz  das  Konsistorium  im  Anfang  des  J.  1589  nur  aus  drei  Mitgliedern  bestand,  den  Administrator  ein- 
gerechnet, wissen  wir  aus  dem  in  der  Anm.  274  zitierten  Berichte  des  päpstl.  Nuntius.  Welche  Personen  es  waren, 
gibt  die  Zuschrift  des  Konsistoriums  vom  10.  Mai  1589  an  (Böhm.  Landt  VII.  S.  403  Nr.  254),  womit  dem  Kaiser 
ein  Verzeichnis  jener  Personen  vorgelegt  wird,  welche  sich  zu  Mitgliedern  des  Konsistoriums  eignen  würden.  Unter 
diesen  Personen  werden  zum  Schlüsse  auch  angeführt  „konsistoriäaove  züstävajici:  kn.  Jirik,  faraf  sv.  Michala 
v  Novem  meste  Prazskem,  kn.Jan,  faräf  sv.  Stepäna  Velikeho,  kn.  Vaclav  BeneSovsky,  administrätor."  Im  Verzeichnis 
der  für  das  Konsistorium  vorgeschlagenen  Personen  sind  noch  die  Priester  Thomas  [Sobeslavsky),  Pfarrer  bei  St. 
Nikolaus  und  Fabian  [Rezek  Strakonicky],  Pfarrer  bei  St.  Ägid.  Aus  dem  Vorschlage  des  Konsistoriums,  der  auf 
Anordnung  des  Kaisers  am  13.  Apr.  1589  erstattet  wurde,  ist  ersichtlich,  dasz  man  schon  im  Frühjahr  1589  ernstlich 
an  die  Erneuerung  des  Konsistoriums  dachte. 

"■)  S.  die  Antwort  der  Stände  auf  die  kgl.  Proposition  in  Böhm.  Landt.  VII.  Nr.  326  S.  494. 

'■"')  Bestimmtes  darüber  zu  sagen,  ist  vorläufig  nicht  möglich,  da  wir  die  Berichte  des  Nuntius  aus  dieser 
Zeit  bisher  noch  nicht  besitzen  und  die  Herrnhuter  Folianten  über  diese  Jahre  nichts  enthalten.  Zur  günstigen  Fr- 
iedigung des  Gesuches  um  Erneuerung  des  Konsistoriums  trug  vielleicht  auch  der  Tod  des  Erzbischofs  Medek  bei 
(t  2.  Febr.  1590),  welcher  bekanntlich  immer  ein  Gegner  einer  solchen  Erneuerung  war. 

*'°)  Über  die  Erneuerung  des  Konsistoriums  erzählt  Bydzovsky,  Diarium  sub  Rudolpho  rege  (Hs.  XVII. 
G  22  der  Prager  Universitätsbibl.  fol.  205):  „Tehoz  leta  (1590]  XIIII.  dne  cervence  v  sobotu  na  zejtfi  sv.  Markety 
knez  Fabian  Rezek  Strakonicky  od  J.  Mli   eis   Rudolfa  II.  jakoito  krale  Ceskeho   za  adminlstratora  konsistofe  pod 
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Konsistorium  erhielt  diesmal,  soviel  bekannt,  auch  das  erstemal  vom  Kaiser  eine  schriftliche  Instruk- 
tion, welche  durch  den  Oberstburggrafen  Herrn  Wilhelm  von  Rosenberg  auch  mündlich  vorgetragen 
wurde.  Es  wird  hierin  dem  Administrator  und  dem  Konsistorium  zur  Pflicht  gemacht,  nur  die  durch 
die  Kirche  bestimmten  Feiertage  zu  heiligen  und  „keine  neuen  Feiertage  einzuführen  und  sie  auch 
nicht  zu  halten,  sondern  sich  hierin  nach  dem  hiesigen  erzbischöflichen  Stuhle  zu  richten",  was  offen- 
kundig gegen  das  Feiern  des  Hustages  gerichtet  ist;  ferner  wird  darin  befohlen,  dasz  die  Beichte, 
„die  seit  ungefähr  zwanzig  Jahren  nicht  mehr  gepflegt  wurde",  wieder  einzuführen  sei  und  dasz 
Niemandem  ohne  die  Beichte  das  Altarsakrament  gereicht  werde,  dasz  sie  unter  sich  keine  verhei- 
rateten Priester  dulden  dürfen,  sich  bezüglich  der  Kirchenordnung  und  des  Gottesdienstes  in  allem 
nach  den  Bestimmungen  der  Prager  Erzdiözese  richten  und  alle  Zeremonien  unverändert  so  erhalten 
sollen,  wie  sie  bisher  bei  den  alten  Utraquisten  gebräuchlich  gewesen  waren. 2N1)  Nach  einer  späteren 
Nachricht  Slavatas  erfolgte  diese  Erneuerung  des  Konsistoriums  im  Beisein  der  utraquistischen  Stände, 
denen  der  Kaiser  erklären  liesz,  dasz  sie  auf  ihren  Pfarren  vom  neuen  Administrator  nur  von  katho- 
lischen Bischöfen  geweihte  Priester  annehmen  und  andere  Priester  nicht  dulden  dürften. 2sa) 

Die  kläglichen  Zustände  in  diesem  erneuerten  Konsistorium  kennzeichnet  am  besten  eine  Beschwerde 
über  den  neuen  Administrator,  welche  im  Juli  1592  fünf  Mitglieder  des  Konsistoriums  dem  Oberst, 
burggrafen  Wilhelm  von  Rosenberg  und  dem  Oberstkanzler  Adam  von  Neuhaus  überreichten  und 
worin  sie  sich  selbst  als  rechtgläubige  Husiten  bezeichnen.283)   Diese   Mitglieder   des    Konsistoriums 


obojf  pfijimajicich  a  jinych  12  knezi  jemu  k  rade  pfidäno.  Ten  nejprve  kanovnikem  byl  kostela  Prazskeho,  potom 
k  strane  pod  obojf  vecefi  Päne  pfijimajicich  pfistoupil  .  .  ."  Die  Namen  einiger  von  den  Mitgliedern  des  erneuerten 
Konsistoriums  erfahren  wir  teils  aus  der  am  15.  Juli  1592  von  fünf  Konsistorianern  gegen  Rezek  eingereichten 
Beschwerde  (Böhm.  Landt.  VIII.  Nr.  31  S  114),  teils  aus  der  Vollmacht,  welche  im  März  1593  von  sechs  Konsisto- 
riumsmitgliedern Rezek  zu  Verhandlungen  mit  der  Kurie  gegeben  wurde  (ibid.  S.  332).  Fassen  wir  beide  Nachrichten 
zusammen,  so  sehen  wir,  dasz  das  Konsistorium  damals  aus  folgenden  Mitgliedern  bestand:  Gallus  Stezersky, 
Pfarrer  bei  St.  Martin  in  der  Mauer  auf  der  Neustadt,  Thomas  Sobeslavsky,  Pfarrer  bei  St.  Michael  auf  der  Alt- 
stadt, Paul  Pamimondas  Horsky,  Abt  des  Slavenklosters,  Matthäus  Litomyälsky,  Pfarrer  bei  St.  Klement  auf  der 
Neustadt,  Prokop  Hoficky,  Pfarrer  bei  St.  Adalbert  in  Podskal,  Thomas  Niger  Jemnicky,  Pfarrer  bei  St.  Heinrich, 
Nikolaus  Hautmarus,  Pfarrer  bei  St.  Gallus,  und  „Job  Neponsenus",  Pfarrer  bei  St.  Michael  auf  der  Neustadt.  Dii 
von  deii  fünf  hier  zuerst  genannten  Konsistorianern  r,m  15.  Juli  1592  gegen  den  Administrator  eingereichte  Beschwerde 
ist  mit  folgender  Bemerkung  versehen:  „Jini  faräfove  proto  se  nepodepisuji  neb  jsouce  näm  odporni,  v  starobylem 
näbozenstvi  pod  oboji  nestoji,  taky  v  zivote  s  nämi  se  nesrovnävaji."  Daraus  kann  man  folgern, dasz  nur  diese  Kon- 
sistoriumsmitglieder wirkliche  Husiten  waren,  während  die  übrigen  wahrscheinlich  zur  lutherischen  Konfession  hinneigten. 

"')  Eine  Abschrift  der  am  14.  Juli  1590  datierten  Instruktion  befindet  sich  im  erzbisch.  Arch.,  Acta  relig.  f. 
sub  II.  E.  In  dieser  Abschrift  ist  folgender,  von  einer  anderen  Hand  nachgetragener  Absatz  zu  lesen:  „Pokudz  by 
pak,  a£  se  nenadejeme,  z  tohoto  vymefeni  naäeho  v  cem  vykracovati  chteli  a  säm  administrätor  s  jinejmi  knezmi 
k  nemu  nafizenymi  sami  od  sebe  neb  od  jinych,  aby  se  zachovävalo,  nad  tim  ruky  nedrzeli,  tehdy  areibiskup  Praisky 
aby  inspectii  na  to  mel  jakozto  loci  Ordinarius ;  majic  on  Jim  knezi  svetiti,  slusnä  vec  jest,  aby  na  neho  zfeni  sve 
meli  a  on  areibiskup  aby  je  jak  v  uceni  tak  i  v  choväui  napravovati  mohl  "  Diese  Zutat  rührt  offenbar  aus  einer 
etwas  späteren  Zeit  her,  wahrscheinlich  aus  d.  J.  1594  (s.  unten).  Ich  bemerke  aber,  dasz  dieser  Absatz  weder  in 
die  Instruktion  vom  J.  1594  (Landt.  VIII.,  Nr.  244  S.  570)  noch  in  jene  vom  J.  1605  (unten  in  der  Abt.  B)  aufgenommen 
wurde.  Vergl.  auch  die  in  der  Aufzeichnung  vom  J.  1592  in  Böhm.  Landt.  VIII.  S.  23  enthaltene  Erwähnung  der  am 
20.  Sept.  1590  dem  Konsistorium  gegebenen  Instruktion. 

291)  Slavata,  Pameti  I.  (ed.  Jirecek  1866)  S.  384. 

"')  Böhm.  Landtagsverh.  VIII.  Nr  31  S.  114  (vgl.  Anm.  28J).  Eine  andere  Klage  gegen  Rezek  reichte  das 
Konsistoriumsmitglied  Thomas  Sobeslavsky  ein;  diese  Klage  ist  in  den  Böhm.  Landt.  X.  S.  55  Nr.  28  mit  dem 
falschen  Datum  1000  abgedruckt,  als  bezöge  sie  sich  auf  den  damaligen  Administrator  Daeicky.  Da  aber  darin  er- 
wähnt wird,  dasz  der  Administrator,  auf  den  sich  die  Klage  bezieht,  Pfarrer  bei  St,  Ägid  war,  ist  es  sicher,  dasz 
dieser  Administrator  Rezek  war  (vgl.  Anm.  277),  auf  den  auch  der  Inhalt  der  Klage  besser  pas/t  als  auf  Daöicky ; 
diese  Klage  stammt  daher  aus  den  J.  1590— 1592. 
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erklären  hierin,  dasz  sie  gleich  bei  der  Einsetzung  Fabian  Rezeks  zum  Administrator  dagegen  vor 
dem  Kaiser  und  den  obersten  Landesoffizieren  Einsprache  erhoben  hatten  „wegen  dessen  Unbestän- 
digkeit und  Unanständigkeit  und  vieler  anderer  Gründe",  dasz  sie  auch  später  genötigt  gewesen 
wären,  über  ihn  zu  klagen,  da  er  sich  in  seinem  Amte  einiger  Miszgriffe  schuldig  machte  —  er 
liesz  sich  angeblich  bestechen  und  setzte  auf  utraquistische  Pfarren  verheiratete  Priester  ein,  die  gar 
keine  ordentliche  Weihe  erhalten  hatten  — ,  und  tatsächlich  soll  Rezek  viermal  von  den  obersten 
Landesoffizieren  in  der  böhmischen  Kanzlei  ermahnt  worden  sein,  „solche  fürchterliche  Dinge  nicht 
mehr  vorzunehmen".2"4)  Aus  diesen  Gründen  baten  jene  fünf  Mitglieder  des  Konsistoriums,  der  oberste 
Burggraf  und  Kanzler  mögen  sich  dafür  einsetzen,  dasz  derartigen  Übelständen  ein  Ende  gemacht 
werde.  Es  ist  nicht  bekannt,  dasz  diese  Beschwerde  einen  Erfolg  gehabt  hätte.  Doch  ist  gewisz,  dasz 
Rezek  trotz  seines  zweifelhaften  Charakters  den  Schutz  der  katholischen  Kreise  genosz,  denen  er 
offenbar  ein  passendes  Werkzeug  für  die  endgiltige  Unterwerfung  der  Utraquisten  unter  die  Macht 
ihrer  Kirche  zu  sein  schien.  Ein  zeitgenössischer  Geschichtsschreiber  behauptet  direkt,  dasz  Rezek 
als  Administrator  gute  Freundschaft  mit  dem  päpstlichen  Legaten  und  den  Jesuiten  unterhielt.'-') 
Tatsächlich  hörte  man  auch  nach  der  Erneuerung  des  Konsistoriums  nicht  auf,  wegen  seiner  voll- 
ständigen Vereinigung  mit  der  Kirche  zu  verhandeln. 2S,;)  Zuerst  gelang  es,  den  Administrator  Rezek 
zu  gewinnen.  Schon  im  Dezember  1591  entsagte  Rezek  durch  einen  in  die  Hände  des  päpstlichen 
Nuntius  Alfons  Visconti,  Bischof  von  Cervia,  abgelegten  Eid  der  husitischen  Religion  und  nachdem 
er  alle  husitischen  Irrlehren,  besonders  aber  das  Spenden  des  Altarsakramentes  ohne  Beichte  und 
das  Verabfolgen  desselben  Sakramentes  an  Kinder  als  verdammt  erklärt  hatte,  versprach  er,  der 
römischen  Kirche  unbedingten  Gehorsam  zu  wahren  und  sich  in  allen  Kirchenordnungen  nach 
ihren  Vorschriften  richten  zu  wollen.  Nach  diesem  Eide  und  Glaubensbekenntnisse  wurde  dem 
knieenden  Rezek  durch  den  päpstlichen  Legaten  die  Absolution  erteilt  und  derselbe  in  den 
Verband   der   Römischen   Kirche   aufgenommen.2**7)   Etwas   später,    im    August    1592,   schwuren    in 


'•')  Vgl.  die  Aufzeichnung  über  die  Ermahnung,  welche  der  Obersthofmeister  am  18.  März  1592  in  der  böhtn. 
Kanzlei  an  den  utraquistischen  Administrator  und  die  Pfarrer  'seiner  Partei  richtete,  in  den  Böhm.  Landt.  VIII. 
S.  22  Nr.  13. 

"5)  Bydzovsky,  Diarium  sub  Rudolpho  rege  fol.  207  erzählt  von  ihm  :  „Ten  sa  administrätorem  pod  oboji 
vecefi  Päne  pfijimajicfch,  divnou  rohozi  mezi  knezmi  tehoz  näbozenstvi  pletl,  mälo  kdy  splnil  a  mnohe  roztrzitosti 
v  tez  strane  pod  oboji  pfijimajicich  cinil  a  ji  v  nemale  nebezpecenstvi  uvozoval,  leze  toliko  v  legätu  papezskem 
a  jezovitich  .  .  ." 

"6)  Wir  besitzen  keine  näheren  Nachrichten  darüber,  weil  namentlich  die  Nuntiaturberichte  aus  dieser  Zeit 
noch  nicht  durchforscht  sind. 

"')  Über  diese  Abjuration  Rezeks  erzählt  Bydzovsky,  Diarium  sub  Rudolpho  rege  fol.  205  ff.,  wo  auch 
eine  böhmische  Übersetzung  des  darauf  bezüglichen  Notariatsinstrumentes  vom  15.  Dez.  1591  zu  lesen  ist.  Es  heiszt 
dort,  dasz  Fabian  Rezek  „cirkve  svate  Prazske  kanovnik"  vor  dem  Nuntius  und  mehreren  Zeugen  „odpfisähl  a  od- 
fekl  sc  a  za  proklate  vyhläsivsi  näbozenstvi  husitske"  bekannte,  „ze  sem  velice  zbloudil  a  zhfesil,  odloucivsi  se 
od  svate  katolicke  Rimske  cirkve,  pfipojil  sem  sc  k  sekte  husitske,  posluhujic  s  nimi  a  vedle  nich  v  ziem  uziväni 
näsledujic  bludu  a  spüsobu  mSe  i  jinä  posluhoväni  cirkevni  vykonavajic,  jakozto  velebnou  svätosti  pod  oboji  spüsobou 
pfijimajicim  a  pfistupujicim  bez  obzvlästni  spovedi,  posluhovänim  ditkäm  i  k  jinym  vejs  doteenym  husitskym  bludüm 
povolovänim.  Kterychzto  väechnecli  bludü  husitskych,  kaeifstvi  i  jineho  vseho,  jakymzkoli  jinenem  jmenoväno  byti 
müze,  nenävidim,  jich  se  odfikäm  a  za  proklate  poklädäm.  Smejslim  pak  a  srovnäväm  se  s  svatou  Rimskou  cirkvi, 
üsty  a  srdeem  vyznäväm  i  pfipovidäm,  ze  vzdycky  zachoväm  i  zachovävati  budu  viru  tu,  kterou  svatä  Rimskä 
cirkev  drzi  a  vyznävä,  nemenitedlne."  Ferner  versprach  Rezek,  dem  Papste  Gehorsam  zu  bewahren  und  sich  zu  be- 
nehmen „v  svätostech  cirkevnich  strany  pecoväni  dusi  lidskych  i  v  povoläni  a  oufadu  sväenem  podle  sv.  Rimske  cirkve 
spüsobu"  u.  nach  der  vom  Papste  vorgeschriebenen  Form.  Der  Nuntius  erteilte  dann  Rezek  die  Absolution,  empfing 
ihn  „v  spolecnost  a  v  ochranu  matky  nasi  cirkve  svate,  v  los  i  v  shromäzdeni  vseho  kfest'anstva,  od  kterehoz   si  byl 

(11)  Böhmische  Landtagsverhandlungen  XI. 
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ähnlicher  Weise  ungefähr  fünfzig  husitische  Priester  ihren  bisherigen  Glauben  ab,  unter  ihnen 
auszer  dem  Administrator  Rezek  auch  jene  fünf  Mitglieder  des  Konsistoriums,  welche  sich  selbst 
kurz  vorher  in  ihrer  Klage  gegen  Rezek  als  rechtgläubige  Husiten  bezeichnet  hatten.  Am  29. 
August  1592  bekannten  sich  diese  Priester  durch  einen  im  Palaste  des  Prager  Erzbischofs  und 
in  Gegenwart  des  Kardinals  Ludwig  Madruzzi,  Bischofs  von  Trient,  dem  damaligen  päpstlichen 
Nuntius  Cesare  Spezziani,  Bischof  von  Cremona,  abgelegten  Eid  zum  unbedingten  Gehorsam  gegen 
den  römischen  Papst  und  den  Prager  Erzbischof  und  versprachen  besonders,  sich  in  allen  kirch- 
lichen Ordnungen  nach  ihnen  zu  richten,  über  Johannes  Hus  so  zu  denken  und  zu  lehren,  wie  es 
die  Kirche  auf  dem  Konstanzer  Konzil  vorgeschrieben  hatte,  und  sich  bemühen  zu  wollen,  dasz 
dessen  Feiertag  überhaupt  nicht  gehalten  werde,  ferner  das  Altarsakrament  den  Kindern  nicht  zu 
spenden,  den  Erwachsenen  aber  nur  dann,  wenn  sie  eine  Beichte  nach  katholischer  Art  abgelegt 
hätten,  und  endlich  dahin  zu  wirken,  das  ihnen  anvertraute  Volk  zum  Kommunizieren  unter  einer 
Gestalt  zu  bewegen.  Dieser  Erklärung  wurde  die  Bitte  an  den  früheren  Nuntius  Alfons  Visconti 
beigefügt,  der  wahrscheinlich  Anfang  1592  Prag  verlassen  hatte,  er  möge  vor  dem  Papste  ein  Be- 
schützer der  abgeschworenen  Priester  sein  und  diesem  in  ihrem  Namen  das  Gelübde  des  Gehorsams 
ablegen.  Endlich  erklären  sich  die  Unterfertigten  bereit,  einige  aus  ihrer  Mitte  zum  Papste  zu  entsenden, 
falls  es  ihnen  anbefohlen  werde.2"")    Obzwar  den   abgeschworenen  Husiten   der  päpstliche  Nuntius 


skrze  kacifstvi  i  jine  hrozne  vejstupky  odloucen",  und  als  Busze  legte  er  ihm  auf,  „aby  pfes  cely  rok  kazdy  pätek 
sedm  zalmüv  kajicich  k  chväle  Bozi  fikal  a  jednoho  mesice  nejprve  pfistiho  kazdeho  dne  sobotniho  ku  poctivosti 
bl  panne  Marli  se  postil."  —  Ich  bemerke,  dasz  der  päpstl.  Nuntius  in  der  böhm.  Übersetzung  dieses  Instrumentes 
immer  „Alfons  hrabe  a  legät  apostolsky"  genannt  wird.  Das  Wort  „hrabe'-  [=  Graf]  ist  offenbar  eine  Übersetzung 
des  italienischen  Visconti,  oder  des  lat.  Vicecomes.  Alfons  Visconti,  Bischof  von  Cervia,  wurde  im  Apr.  1589  zum 
Nuntius  am  Kaiserhofe  als  Puteos  Nachfolger  ernannt  und  verblieb  in  diesem  Amte  bis  Ende  1591,  wo  er  von 
Camillo  Caetani,  dem  Patriarchen  von  Alexandrien,  abgelöst  wurde. 

"»)  Die  Erklärung  der  husit.  Priester  vom  29.  Aug.  1592  ist  in  Böhm.  Landt.  VIII.  S.  333  als  Insert  der  päpstl. 
Bulle  vom  21.  Okt.  1593  abgedruckt.  Eine  Abschrift  davon  liegt  dem  im  Vatik.  Arch.  Borgh.  III  7  c  fol.  18  befindlichen 
Berichte  des  Nuntius  Ferreri  vom  25.  Juli  1605  bei.  Nach  dieser  Abschrift  ist  der  Abdruck  der  Böhm.  Landt.  hie 
und  da  zu  verbessern.  Die  Abjuration  lautet  richtig,  wie  folgt:  „Pollicemur  et  iuiamus  habere  nos  in  praesenti 
et  deinceps  semper  habituros  Joannem  Huss  eo  loco,  quo  illum  sancta  mater  ecclesia  catholica  ex  concilio  Constan- 
tiensi  habuit  et  habendum  esse  decrevit,  populoque  id  ipsum  paulatim  pro  posse  nos  omni  via  et  ratione  persua- 
suros,  tum  vero  eius  hominis  festum  diem  curabimus,  solitis  denuaciationibus  et  quibuscunque  aliis  suppressis,  pe- 
nitus  abrogari  et  sepeliri;  praeterea  nulli  infanti  quocunque  modo,  ratione  vel  causa  venerabile  sacramentum  eucharistiae 
unquam  porrecturos,  adulto  etiam  nulli,  nisi  auriculariter  catholico  prorsus  more  confesso  et  absoluto  necnon 
conditionibus  certis  a  Revma.  et  Illma.  Dne.  V.  vel  Smo.  Dno.  N.  praescriptis,  utramque  speciem  praebituros,  et 
quantum  in  nobis  erit,  nostris  contionibus,  exhortationibus,  institutionibus  et  privatis  quibuscunqe  colloquiis  ac  per 
scholarum  rectores  et  magistros  quoscunque  id  serio  curaturos,  ut  populus  nobis  creditus  potius  ad  unam  quam 
utramque  speciem  sensim  propendeat;  ideoque  nee  in  publicis  supplicationibus  aut  aliis  processionibus  unquam 
vini  speciem  seu  calicem  circuniferemus  aut  ad  circumferendum  adigi  nos  ab  ullo  patiemur."  Auch  die  Namen  der 
unterschriebenen  Priester,  wie  sie  in  Böhm  Landt.  gedruckt  sind,  können  auf  Grund  der  Vatikanischen  Abschrift 
verbessert  werden.  Der  an  zweiter  Stelle  genannte  „sacerdos  Stanislaus  Pedilli  od.  Pedelli"  soll  als  „parochus 
s.  Mariae  virg.  in  Lacu",  nicht  „Latinae"  bezeichnet  werden,  der  an  vierter  Stelle  angeführte  Pamimondas  als  „pa- 
rochus Zderasiensis",  nicht  „Edeseziensis".  Der  siebente  heiszt  in  der  Vatik.  Abschrift  statt  „Silvester  Storenus" 
„Silvester  Stancus",  der  elfte  statt  „Joannes  Runcandus"  „Joannes  Cunradus";  der  sechzehnte  heiszt  in  derselben 
Abschrift  „Adamus'  diaconus  Pragensis  ad  b.  virginem  Mariam  in  equino  foro"  (st.  „in  antiquo  foro"),  der  achtzehnte 
„Mathias  Cladrubinus  parochus  in  Kowarz"  (st.  „in  Kawarz"),  der  zwanzigste  „Hieronimus  Litomericzenus  parochus 
Hostiuariensls  (st.  „Heltniars"),  der  26.  „Stephanus  Budissinensis  parochus  Cziziouiensis"  (st.  „St.  Budinensis  par. 
Czizioscinensis"),  der  27.  „Petrus  Miglicensis"  (st.  „Maglicensis"),  der  28.  „Joannes  Xenomenes  Rausinouinus"  (st. 
„Henomener"),  der  30.  „Joannes  Nysselius  Teuthnouinus  [recte:  Truthnouinus]  decanus  Novae  Civitatis  ad  Methugium" 
(st.  „Joannes  Nysselus  Truth  dec   Novominus"),  der  33.  „Procopius  Bern  z  Bratrziicz  curatus  in  Zelezna"  (st.  „Proc. 
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selbst  die  Absolution  erteilte,-"9)  wurde  am  5.  März  1593  in  der  Sitzung  des  Konsistoriums  beschlossen, 
den  Administrator  Rezek  nach  Rom  zu  entsenden,  damit  er  dort  im  Namen  des  Konsistoriums  und 
der  gesamten  husitischen  Geistlichkeit  dem  Papste  oder  der  von  ihm  bestimmten  Persönlichkeit  die 
am  29.  August  1592  abgegebene  Erklärung  wiederhole  und  das  durch  den  Papst  Pius  IV.  festgesetzte 
Glaubensbekenntnis  ablege.290)  Rezek  brach  tatsächlich  im  April  nach  Rom  auf  und  am  1.  Sept.  1593 


Benizbrachzius  curatus  in  Zelesna"),  der  36.  „Adalbertus  Skrziniensis  parochus  in  Lidicz"  (st.  „Ad.  Schrzimesis  par. 
in  Lydietz"),  der  40.  „Bartol.  Heldorff  par.  et  dec.  in  Qerebrow"  (st.  „Helldorf  in  Grebrea"),  der  42.  „Venceslaus 
Novisolenus  decanus  Casouicensis"  (st.  „Vene.  Neocolinensis  dec.  Oisovicensis"),  der  44.  „Joachimus  Pitronellus"  (st. 
„Frathimus  Petronellus"),  der  45.  „Jacobus  miles  a  Chratek  parochus  Radolicensis  (st.  „Jacobus  Miles  a  Chradek"). 
Der  46  (Clemens  Riezco  Straconicenus)  fehlt  in  der  Vatikanischen  Abschrift,  dagegen  sind  in  dieser  Abschrift  noch 
folgende  drei  in  den  Böhm.  Landt.  fehlenden  Unterschriften :  „Sac.  Jacobus  Rabinus,  sac.  Jacobus  Mileticzenus  de- 
canus Suzicensis,  sac.  Augustinus  Currius  Reginensis  parochus  in  Dublouicz  pago."  Im  ganzen  hat  der  Abdruck  der 
Böhm.  Landt.  49,  die  Vatik.  Abschrift  52  Unterschriften.  Über  die  Art,  wie  diese  Erklärung  unterschrieben  wurden, 
erzählt  das  Notariatsinstrument  vom  5.  März  1593  (Landt.  VIII.  S.  332)  Folgendes:  „Caesar  episc.  Cremonensis  .  .  . 
apost.  nuntius  .  .  .  multos  ex  presbyteris  sub  utraque  communicantibus  regni  Bohemiae  ...  ad  fidem  catholicam  et 
s.  Romanae  et  catholicae  ecclesiae  gremium  et  communionem  reduci  atque  nonnulla  in  folio  die  29.  m.  Aug.  anni 
1592  conscripto  ...  contenta  per  multos  ex  eis  ad  numerum  quadraginta  novem  ascendentes  diversis  temporibus  et 
diebus,  prout  advenerunt,  promitti  et  subscribi  curaverit."  Dasz  die  Unterschriften  längere  Zeit  gesammelt  wurden, 
beweist  auch  die  auf  dem  Märzlandtage  des  J.  1593  eingereichte  Beschwerde  des  Priesters  Jacob  Sophian  Walken- 
berger  (Böhm.  Landt.  VIII.,  S.  253).  Laut  dieser  Beschwerde  war  Sophian  am  17.  Okt.  1592  vor  den  Administrator 
Rezek  vorgeladen  und  von  ihm  dem  päpstl.  Legaten  vorgeführt  worden,  wo  man  ihn  zu  überreden  suchte,  die  in  der 
Erklärung  vom  29.  August  enthaltenen  Artikel  zu  beschwören  und  diese  Erklärung,  welche  damals  schon  50  Priester 
unterschrieben  hatten,  zu  unterfertigen.  Als  Sophian  nicht  gehorchen  wollte,  drohte  man  ihm,  „ponevadü  jest  ka- 
eifem,  2e  musi  Ceske  zeme  präzen  byti".  Auf  demselben  Landtage  beklagten  sich  nach  dem  Berichte  der  Kutten- 
berger  Abgesandten  vom  23.  und  24.  März  1593  (Böhm.  Landt.  VIII.  S.  241  Nr.  59)  die  Vertreter  des  Bürgerstandes, 
„kterak  administrätor  konsistofe  Prazske  mnohe  obtiznosti  mestuom  cini,  knezi  jim  vyzdvihuje,  kdy  chee,  jak  chee, 
a  jine  jim  podävä  .  .  .  ,  k  nekterym  vecem  mimo  starobyly  zpüsob  je  nuti,  k  legätu  |eho  Svatosti  papezske  je  vodi, 
aby  zävazky  emili,  k  tomu  nuti,  a  skrze  to  obee  k  outratäm  a  pojezduom  nemalym  pfivozuje".  Es  ist  auch  interes- 
sant, dasz  zwei  von  den  auf  der  Erklärung  vom  29.  Aug.  unterschriebenen  Priestern  sich  nach  den  in  der  erwähnten 
Bulle  inserierten  Notariatsaufzeichnungen  (Böhm.  Landt.  VIII.  S.  335)  erst  am  8.  und  9.  März  1593  jener  Erklärung  ange- 
schlossen haben.  Dasz  bei  der  Abjuration  auch  Kard.  Madruzzi  anwesend  war,  erfahren  wir  aus  der  Supplik  eines 
von  den  unterschriebenen  Priestern,  des  Thomas  Sobeslavsky,  welche  er  am  31.  Aug.  1597  dem  Nuntius  Spezziani 
übergab  (Orig.  im  Statthaltereiarch.  sub  R.  109);  es  heiszt  dort:  „Quando  vero  publice  in  domo  .  .  .  archiepiscopi 
Pragensis  confessi  suinus  fidem  nostram  in  praesentia  Revmae.  atque  Illmae.  Celsitudinis  Vestrae  coram  .  .  .  dorn. 
Ludovico  Madrutio  .  .  .  Sac.  Rom.  Ecc.  cardinali  ac  episcopo  Tridentino  et  etiam  propria  manu  nos  subscripsimus, 
in  tantum  odium  ineidimus  Omnibus  civibus  huius  regni  Bohemiae  Hussitis,  ac  si  aliquod  magnum,  inauditum,  morte 
dignum  facinus  perpetrassemus,  qui  indignos  nos  non  solum  fide,  verum  etiam  illa  ipsa  sacrosaneta  funetione  sa- 
cerdotali  loquendo  iudicant  et  ex  illa  die  nos  personasque  nostras  spernunt  pro  nihiloque  habent  et  in  suas  par- 
rochias  nullo  modo  reeipere  volunt." 

"•)  In  der  Bulle  Klemens  VIII.  vom  21.  Okt.  1593  (Böhm.  Landt.  VIII.  Nr.  119  S.  330)  steht  ausdrücklich: 
„obtenta  ab  eodem  Caesare  episcopo  et  nuntio  absolutione". 

"")  Das  auf  diesen  Beschlusz  des  Konsistoriums  bezügliche  Notariatsinstrument  ist  als  Insert  der  Bulle  vom 
21.  Okt.  1593  in  den  Böhm.  Landt.  VIII.  S.  332  abgedruckt  Nach  diesem  Instrumente  bestellten  sechs  Konsistoriums- 
mitglieder, „facientes  et  repraesentantes  non  solum  praedictum  consistorium,  sed  etiam  totum  et  integrum  clerum 
sub  utraque  communicantium  civitatis  et  diocesis  Pragensium  totiusque  regni",  den  Administrator  Rezek  zu  ihrem 
Prokurator  „ad  ipsorum  dominorum  constituentium,  totum  clerum  praedictum  repraesentantium,  nomine  .  .  .  in  .  .  . 
domini  nostri  papae  vel  alterius  per  Stern.  S.  depulandae  .  .  .  personae  .  .  praesentia  et  manibus  recitandum  for- 
mulam  promissionis  [die  Erklärung  vom  29.  Aug.  1592]  .  .  .  neenon  etiam  professionem  fidei  iuxta  ai  liculos  per  fei. 
rec.  Pium  pp.  IV.  et  dietam  sanetam  sedem  propositos  .  .  emittendum  et  generaliter  omnia  alia  et  singula  fa- 
ciendum  .  .  .  ,  quae  in  praemissis  necessaria  fuerint,  .  .  .  etiam  si  talia  forent,  quae  mandatum  exigerent  magis 
speciale".  Es  ist  beachtenswert,  dasz  von  den  sechs  Konsistoriumsmitgliedern,  welche  Rezek  diese  Vollmacht  aus- 
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wiederholte  er  auf  den  Knien  liegend  in  der  Kongregation  des  heiligen  Offiziums  nicht  nur  die 
frühere  Erklärung  in  seinem  und  im  Namen  aller  darauf  Unterfertigten,  sondern  verdammte  für  seine 
Person  auszerdem  noch  im  allgemeinen  alle  husitischen  Ketzereien  und  Irrlehren;  sodann  legte  er 
in  seinem  und  im  Namen  aller  Mitglieder  des  Konsistoriums  im  Sinne  der  ihm  ausgestellten  Voll- 
macht ein  vollständiges  Glaubensbekenntnis  nach  den  Bestimmungen  Pius  IV.  und  des  Konzils  von 
Trient  ab.  Nach  diesem  Widerrufe  der  Irrlehren  und  der  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses 
erhielt  Rezek  von  der  Kongregation  volle  Absolution  und  Papst  Klemens  VIII.  bestätigte  durch  die 
Bulle  vom  21.  Oktober  1593  nicht  nur  diese  Absolution,  sondern  dehnte  sie  auch  auf  Alle  aus, 
welche  die  Erklärung  vom  29.  August  1592  unterschrieben  hatten.-1") 

Der  in  einer  streng  juridischen  Form  durchgeführte  Widerruf  des  Administrators,  des  Konsisto- 
riums und  der  ersten  Vertreter  der  husitischen  Geistlichkeit,  sowie  die  ihnen  vom  Papste  erteilte 
Absolution  sollten  eigentlich  das  Ende  der  selbständigen  Existenz  der  alten  husitischen  Kirche  und 
ihr  vollständiges  Verschmelzen  mit  der  römischen  Kirche  bedeuten;  ein  weiteres  Bestehen  eines 
besonderen  husitischen  Konsistoriums  hatte  daher  keinen  Sinn  und  es  scheint,  dasz  mit  dem  Admi- 
nistrator Rezek  in  Rom  tatsächlich  über  die  Auflösung  des  Konsistoriums  verhandelt  wurde.  Es  spricht 
dafür  teilweise  die  Verwahrung,  welche  das  Konsistorium  dem  Papste  gegen  Rezek  einreichte,  worin 
es  ihn  beschuldigt,  dasz  er  im  Namen  des  Konsistoriums  um  mehr  verhandle,  als  wozu  er  berechtigt 
gewesen  sei,  und  hauptsächlich  bemüht  sei,  für  sich  einträgliche  kirchliche  Würden  zu  erwerben  — 
vielleicht  sollte  dies  ein  Entgelt  für  das  Administratorenamt   sein'-'92)  — ,  es   spricht   dafür   vielleicht 


stellten,  nur  drei  die  Erklärung  vom  29.  August  unterschrieben  hatten.  Über  die  Reise  Rezeks  nach  Rom  erzählt 
Bydzovsky,  Diarium  sub  Rudolpho  rege  fol.  207';  er  sagt,  dasz  Rezek  „lezel  toliko  v  legätu  papezskem  a  jezi- 
vitich,  od  nichz  potom,  nashromäzdiv  jak  od  knezi,  tak  i  od  nekterych  obci  nemälo  uherskych  zlatych,  i  do  Rima 
k  papezi  1.  1593  ve  ctvrtek  po  smrtedlne  nedeli,  zanechav  peceti  konsistofske  u  auditora  legäta  papezskeho,  kterouz 
potom  on  z  poruceni  J  Mti.  eis.  zase  konsistofi  navrätil,  odeslän  jest".  Als  Rezek  schon  in  Rom  war,  verfaszten  einige 
Mitglieder  des  Konsistoriums  am  19.  Juni  1593  eine  an  den  Papst  gerichtete  Beschwerde  wider  ihn  (Böhm.  Landt  VIII.  Nr. 
80  S.  274-5),  welche  einen  ähnlichen  Inhalt  hatte,  wie  die  im  vorhergehenden  Jahre  dem  Obers iburggrafen  und  Oberst- 
kanzler überreichte;  sie  baten  darin,  dasz  der  Erzbischof  mit  der  Untersuchung  ihrer  Beschwerden  beauftragt  werde, 
und  verwahrten  sich  dagegen,  wenn  Rezek  in  ihrem  Namen  in  Rom  nicht  nur  wegen  der  Weihe  husitischer  Theologen, 
sondern  auch  wegen  anderer  Sachen  unterhandeln  wollte  Die  Konsistorianer  behaupten  in  ihrer  Klage,  dasz  sie  Rezek 
nur  darum  nach  Rom  abgeschickt  haben,  „quod  apud  Stein.  V.  impetraret  maximi  apud  nos  sacerdotii  defectus  reme- 
dium,"  u.  bitten,  „neilli  in  aliis  negotiis  Stas.  V.a  maiori  ad  mininium  fidem  adlübeat,  sed,  si  quid  erit,  eritab  ipso  exeo- 
gitatum,  ut  facilius  temporales  dignitates  gradusque  sublimes  apud  V.  Stein,  obtinere  queat."  Dasz  sich  diese  Ver- 
wahrung nicht  auf  die  Abjuration  der  husitischen  Lehren  bezieht,  ist  daraus  ersichtlich,  dasz  auch  in  dieser  Klage 
das  tridentiner  Glaubensbekenntnis  wiederholt  wird  und  dieselbe  die  Unterschrift  eines  Konsistoriumsmitgliedes 
trägt,  welches  nicht  nur  die  Erklärung  vom  29.  Aug.  1592,  sondern  auch  die  Vollmacht  für  Rezek  vom  5.  März  1593 
unterschrieben  hatte.  Vielmehr  scheinen  die  Konsistorianer  gefürchtet  zu  haben,  dasz  sich  Rezek  für  den  Gedanken 
einer  völligen  Aufhebung  des  Konsistoriums  gewinnen  lassen  könnte,  was  eigentlich  nach  der  Abjuration  des  Husi- 
tismus  ganz  logisch  gewesen  wäre  und  dem  Standpunkte  der  Kurie  entsprochen  hätte.  (Darüber  weiter  unten.) 
Übrigens  hat  sich  die  Klage  nur  abschriftlich  erhalten,  und  es  ist  nicht  sicher,  ob  sie  tatsächlich  nach  Rom  abge- 
schickt wurde  und  dort  einlangte. 

"')  Die  Bulle  Klemens  VIII.  vom  21.  Okt.  1593  (abgedruckt  nach  dem  Orig.  des  erzbisch.  Arch.  in  Prag  in 
den  Böhm.  Landt.  VIII  Nr.  119  S.  329—340)  enthält  auszer  der  Abjuration  vom  29.  August  1592  und  der  Rezek  vom 
Konsistorium  erteilten  Vollmacht  vom  5.  März  1593  auch  den  vollen  Wortlaut  des  Notariatsinstrumentes  über  die 
von  Rezek  am  1.  Sept.  1593  in  Rom  geleistete  Abjuration.  In  diesem  Instrument  wird  deutlich  ein  Unterschied  ge- 
macht zwischen  dem,  was  Rezek  für  sich  versprach  und  dem,  was  auch  für  Andere  galt  und  man  musz  zugeben, 
dasz  durch  die  Abjuration  vom  1.  September,  welche  dieses  Aktenstück  bezeugt,  Rezek  die  Grenzen  der  ihm  er- 
teilten Vollmacht  nicht  überschritten  hatte.  Offenbar  war  es  der  Kurie  selbst  daran  gelegen,  dasz  diese  Abjuration 
formell  einwandfrei  sei. 

"')  Vgl.  Anm.  290. 
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auch  der  Umstand,  dasz  Rezek  noch  während  seines  Aufenthaltes  in  Rom  vom  Konsistorium  nicht 
mehr  als  Administrator  anerkannt  wurde.21")  Gewisz  ist,  dasz  Rezek  einige  Tage  nach  seiner  Rück- 
kehr von  Rom,  angeblich  aus  privaten  Gründen,  von  Prag  nach   Olmütz   ging   und    dasz   er    nach 


-*')  Im  Dez.  1593  beschwerten  sich  die  Mitglieder  des  Konsistoriums  beim  Erzbischof,  dasz  sie  immer  noch 
vergeblich  auf  die  Erneuerung  des  Konsistoriums  warten,  „jak2  jsme  nejednou  milostivou  zämluvu  od  J.  Mti.  eis. 
.  .  .  meli  a  s  potesenim  az  dosaväd  ocekävali",  und  klagten:  ,,ted'  nemaje  administrätora,  toho  velice  tezce  oku- 
äovati  musime  k  budoueimu  zlemu  konsistofe  na§i  a  ku  potupeni  vseho  fädu  dobreho,  cehoz  prve  nikdy  nebyvalo, 
zvlääte  zde  v  mestech  Prazskych".  Sie  gaben  ferner  an,  dasz  die  Prager  nach  dem  Beispiele  anderer  Städte  in  ihre 
Pfarren  Priester  ohne  Wissen  des  Konsistoriums  einführen.  (Das  undatierte  Orig.  dieser  Beschwerde  ist  im  erzbisch. 
Aren.,  Recepta  ab  a.  1604—5.  Dasz  die  Beschwerde  in  den  Dez.  1593  gehört,  ist  aus  ihrem  ganzen  Inhalte  sowie 
aus  der  Erwähnung  ersichtlich,  „ze  slavnost  vänocni  jako  za  dvefmi  jest".)  Den  damaligen  Zustand  des  Konsistoriums 
und  seinen  Standpunkt  gegenüber  Rezek  beleuchtet  in  sehr  interessanter  Weise  die  Beschwerde  des  Johann  Facilis 
Boleslavsky,  Pfarrers  bei  St.  Aegid  auf  der  Prager  Altstadt,  welche  Ende  des  J.  1594  wider  den  provisorischen 
Verwalter  des  Konsistoriums  T.Sobeslavsky  dem  Erzbischof  überreicht  wurde  (das  undatierte  Orig.  im  erzbisch.  Arch., 
Recepta  ab  ao.  1594).  Es  wird  dort  geklagt:  „Pfednäsim  pfed  V.  kniz.  Mti.  ...  sve  velike  bezprävi  a  posmech,  kteryz 
mi  se  deje  od  kneze  TomäSe  Sobeslavskeho,  jednoho  konsistoriäna,  beze  vseho  meho  zaslouzeni  a  to  v  pfi- 
cinäch  techto:  Pfedne,  nemaje  sobe  od  J.  Mti.  eis.  oufadu  administrätorskeho  poruceneho,  mne  z  sv6  velike 
zlosti  od  konsistofe  a  spolecnosti  knezstva  vyobcoval  a  v  tom  mi  pfekäzku  ucinil,  ze  sem  se  k  sv.  Jindfichu 
pfi  Casu  sv.  Havla  za  faräfe  nedostal.  Druhe,  kdyz  o  tom  zvedel,  ze  dvoji  cti  hodny  knez  Fabian  pan  admini- 
strätor  z  daleke  cesty  do  mest  Prazskych  se  navrätil,  a  ja  ze  sem  ho  k  sobe  pohostinu  v  pondeli  po  Tfech 
kralich  do  domu  farniho  pfijal,  hned  na  päny  oufedniky  zadusi  sv.  Jilji  s  nekterejmi  päny  faräfi  nabihal  a  na  mne 
zaloval,  ze  u  sebe  kneze  pobehleho  nefädneho  fimskeho  pfechoväväin,  aby  ml  toho  netrpeli.  Tfeti,  zaloval  na 
mne  pfed  dobrejmi  a  poctivejmi  lidmi,  kdyz  se  ho  dotazovali,  vedel-li  by  o  panu  administrätorovi,  ze  se  zase 
z  Rima  navrätil,  odpovedel:  ,Tam  lotr  lotra  pfechovävä,  ten  knez  Facilis  kalvinus  u  sv.  Jilji,  kteryz  se  konsistofi  ne- 
spravuje.'  Ctvrte,  tuto  stfedu  pominulou  k  svätku  svatych  mueedlnikü  Fabiäna  a  Sebastiäna  [20.  Jan.  1594]  ze  sem 
porucil  zvonikovi  svemu  nespor  vsemi  zvony  zvoniti,  hned  dne  vcerejsiho  v  plne  rade  pfed  panem  purkmistrem 
a  päny  Stareho  mesta  Prazskeho  mne  omluvil  a  na  mne  zaloval,  proti  mne  oufadu,  tez  pänüv  staräich  osadnich 
apänü  oufednikü  sv.  Jilji  pozdvihl,  ze  sobe  daji  bez  potfeby  zvony  tlouci.  Ktefizto  na  jeho  sprävu  beze  vseho  uvä- 
zeni  a  bez  vedomosti  me,  jemu  k  vüli,  povolavse  pfed  sebe  na  rathauz  zvonika  meho,  vcera  do  vezeni  vpravili 
a  tarn  jeho  pfes  noc  vezeli;  nebyl  kdo  dnes  k  sluzbe  Bozi  zvoniti,  musel  sem  to  pänu  Bohu  poruciti.  A  ponevadi 
na  ten  cas  nad  sebou  vrchniho  administrätora  nemäme,  a  pocet  malej  jest  pänüv  konsistoriänüv,  ktefiz  maje  stare 
knezi  fädne  pod  poslusnost  konsistofe  pfinälezejici  opatrovati,  v  jejich  potfebäch  je  zastati,  to  jeSte  jejich  tSikosti 
a  posmechu  vyhledävaji,  od  konsistofe  je  odstrkuji  a  Iecjakes  pobehly  kneze  eizozemee,  Srby,  Poläky  pfijimaji  a  je 
na  fary  dosazuji,  ktefiz  nikda  v  Cechäch  kaplani  nebyli  a  ritum  ecclesiae  neznaji  ani  neurreji,  v  ornäte  na  kaza- 
tedlnici  vstupuji,  k  tomu  vcera  knez  Tomas  pfivedl  v  hodinu  tfimecitrna,  ze  prävo  svetske,  rychtäf  s  pisafem 
a  s  pochopy,  do  domu  farniho  mne  svefeneho  svobodne  väel,  eoz  jest  se  stalo  contra  canones  et  immunitates  spiri- 
tuales."  —  Dasz  nach  der  Auffassung  der  Kurie  durch  die  Abjuration  Rezeks  die  selbständige  Organisation  der 
böhm.  Utraquisten  aufzuhören  hatte,  dafür  scheint  auch  der  Umstand  zu  sprechen,  dasz  in  der  Bulle  vom  21.  Okt. 
1593  die  Utraquisten  als  „olim  Hussiti"  und  ihr  Konsistorium  als  „congregatio  consistorium  nuneupata"  bezeichnet 
werden.  Es  sind  auch  folgende  im  Briefe  an  Kard.  Arigone  vom  17.  Dez.  1605  enthaltene  Worte  des  späteren 
Nuntius  Ferren  zu  beachten  (Vat.  Arch.,  Borgh.  IV.  47  fol.  111):  „Sotto  Monsgr.  Revmo.  Spetiano  abiurorono  in 
sue  mani  60  preti  e  l'administratore  loro  in  specie,  ma  subito  lo  ingannarono,  perche  il  clero,  cotne  che  consiste 
de  preti  allevati  et  nodriti  nelle  sudette  sette  e  la  maggior  parte  non  ordinati,  profughi  o  apostati,  non  si  volsero 
poi  sottomettere  in  effetto  alla  diseiplina  et  vero  rigore  eedesiastico."  Auch  in  der  dem  eben  genannten  Nuntius 
Ferreri  von  Rom  ausgegebenen  nstruktion  vom  20.  Jan.  1604  (Vatik.  Bibl.,  cod.  Vatic.  lat.  9427  fol.  311')  wird  diese 
Sache  erwähnt;  es  heiszt  dort,  dasz  die  husitische  Sekte  „e  ita  degenerando  in  maniera,  che  a  pena  ne  rimane 
vestigio  fuori  delle  mura  di  Praga,  nondimeno  resta  il  concistoro  di  quella  setta  instituito  con  grandissimo  abuso, 
et  fu  trattato  altre  volte  di  riconciliarlo  con  i  cattolici,  et  ammesso  a  tale  effetto  una  persona  di  quell'ordine 
[d.  h.  Rezek],  che  venne  a  Roma  nel  secondo  anno  del  pontificato  di  N  Sgre.  [1593],  ma  se  bene  i  prineipii  furono 
buoni,  ha  nondimeno  havuta  poca  stabilitä  il  resto."  Vgl.  auch  den  Bericht  des  Nuntius  Ferreri  vom  10.  Juni  1605 
[Nr.  85]  Es  ist  ferner  bi  achtenswert,  dasz  in  dem  offenbar  in  der  erzbisch.  Kanzlei  im  J.  1593  entstandenen  Reformations- 
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einiger  Zeit  in  Olmütz  Kanonikus  wurde594).  Wenn  sich  die  Kurie  tatsächlich  darum  bemüht  hatte,  das 
husitische  Konsistorium  umzustoszen,  so  gelangen  ihr  diese  Bemühungen  nicht.  Weder  die  husitische  Geist- 
lichkeit, noch  das  Volk  waren  bereit,  vollkommen  ihre  Selbständigkeit,  ihre  besonderen  Ordnungen  und 
Gepflogenheiten  aufzugeben.290)  Auf  dem  Frühjahrslandtage  des  J.  1593  überreichte  der  Bürgerstand 
abermals  den  beiden  höheren  Ständen  ein  Gesuch  um  Fürsprache  beim  Kaiser,  damit  der  neue  Prager 
Erzbischof  Zbynko  Berka  die  Priester  der  Partei  unter  beiderlei  Gestalten  weihe,  sowie  um  Beseitigung 
derMiszbräuche,  welche  durch  Verschulden  des  Administrators  beim  Konsistorium  eingerissen  waren.'96) 
Dieses  Gesuch  kam  auf  dem  Landtage  gar  nicht  zur  Verhandlung,  weil  derselbe  durch  die  bekannte  Ver- 
schwörung Georgs  von  Lobkowic  vereitelt  wurde,  aber  die  Angehörigen  der  husitischen  Partei  drangen 
auch  nachher  auf  seine  Erfüllung.297)  Darum  blieb  wohl  nichts  Anderes  übrig,  als  für  den  abgefal- 
lenen Rezek  einen  neuen  Administrator  einzusetzen.  Es  erfolgte  dies  am  29.  April  1594,  als  durch 
die  Vertreter  des  Kaisers  der  Schlaner  Dechant  Wenzel  Dacicky  zum  Administrator  eingesetzt  wurde, 
welcher  dem  Kaiser  vom  Erzbischofe  und    den  obersten    Landesoffizieren    empfohlen   worden   war; 


entwürfe  (Böhm.  Landt.  VIII.  Nr.  78  S.  268—272)  auch  die  Forderung  gestellt  wird,  das  Konsistorium  dem  Erzbischof 
zu  unterstellen  und  den  Titel  des  Administrators  abzuändern.  Man  liest  dort  u.  A.:  „Consistorio  reformato  S  Caes. 
Mts.,  convocatis  capitularibus  et  consistorianis,  deberet  Ulis  iniungere,  ut  subessent  reverendissimo  dorn,  archiepi- 
scopo  .  .  .  Si  sie  subiecti  fuerint,  mandabit  Caesar,  ut  archiepiscopus  et  consistorium  ineant  viam  de  conformitate 
religionis  invenienda  ...  In  consistorio  titulus  administratoris  esset  mutandus,  ut  omissa  archiepiscopatus  Pragensls 
mentione  administrator  sub  utraque  communicantium  diceretur."  Schlieszlich  möchte  ich  darauf  aufmerksam  machen, 
dasz  auch  Melchior  Khlesl  in  seinem  im  Dez.  1593  dem  Prager  Erzbischof  Zbynko  abgegebenen  Gutachten  über  die 
Mittel  zur  Durchführung  kirchlicher  Reform  in  Böhmen  (dieses  Gutachten  Khlesls  ist  in  böhmischer  Übersetzung  in 
der  Schrift  Apologie  druhä  stavü  krälovstvi  Ceskeho  [ed.  Subert  1862]  S  382-7  und  bei  Skala,  Historie  I., 
S.  75-77  mit  dem  Datum  29.  Dez.  1603  abgedruckt;  aus  der  im  Folgenden  zitierten  Erwähnung  der  Abjuration 
Rezeks  geht  jedoch  ganz  deutlich  hervor,  dasz  statt  1603  richtig  1593  stehen  soll)  die  Abschwörung  Rezeks  erwähnt. 
Indem  er  nämlich  dem  Erzbischof  rät,  die  Gelegenheit  zur  Besserung  der  haeretischen  Husiten  nicht  zu  versäumen, 
schlägt  er  vor:  „aby  pilny  examen  mezi  husitskymi  knezimi  drzan  byl  v  tom :  Jakym  zpüsobem  jsou  se  podepsali? 
Kterymi  pricinami  k  tomu  jsou  namluveni  byli?  Kdo  jim  k  tomu  radil  ?  Jakym  prostfedkem  ovee  sve  z  bludu 
vyvozovati  a  kterymi  düvody  näbozenstvi  fimske  tvrditi  by  chteli  ?  Zda  by  to  vsecko  hned  ode  dne  vyznäni  viry 
odeslaneho  a  podepsäni  svelio  cinili  a  zädne  jine,  nez  od  biskupüv  katolickych  svecene  knezf  na  fary  nepfijimali  a 
nedosazovali,  nybrz  uvedene  povinnosti  zbavili?  Kde  a  v  kterych  mistech  se  to  stalo?  O  administrätorovi  co 
smyäleji?  Zda  by  ze  spolecneho  jich  sneseni  a  vüle  do  Rima  jezdil  a  tarn  jmenem  vsech  svatosvate  poslusenstvi 
slibil  a  nohy  libal  ?  Zda  by  k  tomu  psanim  cili  oustne  toliko  splnomocnen  byl  ?  Jestlife  psanim,  kdo  jest  je  konci- 
piroval,  psal  neb  k  ucineni  toho  radou  i  skutkem  näpomocen  byl?  Zda  by  kdo  tomu  na  odpor  se  postavil  nebo 
jineho  zdäni  byl?  To  vse,  pokudz  Vase  kniz.  Mt.,  ze  se  sluänym  a  nälezitym  zpüsobem  stalo,  seznä,  s  pilnosti  mä 
to  opatfiii,  aby  Husitove  k  pfedeslym  zastaralym  bludüm,  jako  pes  k  vejvratku,  se  nenavrätili " 

"')  Bydzovsky,  Diarium  sub  Rudolpho  rege  fol.  207,  erzählt,  dasz  Rezek,  als  er  von  Rom  „zase  1.  1594 
v  sobotu  po  Tfech  krälich  do  Prahy  se  navrätil  a  na  fafe  sv.  Jilji  na  vetäim  dile  se  kryl,  jemu  okolo  sv.  Fabiana 
a  Sebestiana  od  vyääiho  präva  zatykac  na  miste  Stanislava  Skalicena  baccaläfe  a  toho  casu  jiz  mestenina  Stareho 
mesta  PraSskeho,  jest  dodän,  s  nimz  on  mälo  pfed  tim,  nci  do  Rima  ujel,  pfed  soudy  vyssimi  krälovstvi  tohoto 
Ceskeho  komornim  a  zemskym  o  näfek  cti  a  vejtrzitost,  kterouz  nad  nim,  kdyz  u  neho  v  meste  Jistebnici  rektorem 
byl,  provedl,  mel  a  v  te  nepfitomnosti  jeho  stand  prävo  na  nem  obdriel,  kterez  on  pfijavsi,  tu  kdez  nälezelo,  se 
nepostavil,  ani  jelio  nespokojiv,  do  Holomouce  na  Moiavu  uäel  a  tarn  mezi  kanovniky  s  tou  väi  svatosti,  kterei 
v  Riir.e  nabyl,  pfijnt.  A  tak  konsistof  pod  oboji  bez  hlavy  vice  nez  cely  rok  byti  musila."  Vgl.  das  Zitat  aus  der 
Klage  des  Joh.  Facilis,  Pfarrers  bei  St.  Aegid,  in  der  Anm   293. 

'")  Vgl.  die  in  der  Anm.  293  angeführten  Zitate  aus  dem  Briefe  des  Nuntius  Ferreri  vom  17.  Dez.  1605  und 
aus  seiner  Instruktion  vom  Jänner  1604.  Wie  das  Volk  über  die  Abjuration  des  Konsistoriums  urteilte,  ersieht  man 
aus  den  in  der  Anm.  28S  zitierten  Worten  aus  der  Supplik  des  Thomas  Sobeslavsky  vom  J.  1597. 

'■"">)  Die  Supplik  vom  26.  März  1593  s.  in  den  Böhm.  Landt.  VIII.  S.  246  Nr.  65. 

m)  Vgl.  die  schon  oben  In  der  Anm  293  erwähnte  Supplik,  welche  das  Konsistorium  vor  Weihnachten  1593 
dem  Erzbischof  überreichte. 


gleichzeitig  wurde  auch  das  Konsistorium  durch  zwölf  Praöer  Pfarrer  neu  besetzt.  Dies  geschah  in 
der  königlichen  Kanzlei  im  Beisein  des  Prager  Erzbischofs  Zbynko.298)  Der  neue  Administrator, 
damals  bereits  ein  Greis,  war  ein  verheirateter  Priester  und  Vater  zweier  erwachsener  Töchter. 
Wenn  wir  auch  voraussetzen,  dasz  dies  weder  dem  Kaiser,  noch  jenen  bekannt  war,  die  ihm  Dacicky 
zum  Administrator  vorgeschlagen  hatten,"99)  können  wir  trotzdem  behaupten,  dasz  Dacickys  persön- 
liche Vorzüge  gewisz  nicht  der  Grund  seiner  Wahl  waren.  Es  handelte  sich  sicher  vor  allem  darum, 
an  die  Spitze  des  Konsistoriums  eine  Person  zu  setzen,  welche  sich  der  vollständigen  Unterwerfung 
unter  die  Macht  der  katholischen  Obrigkeit  nicht  widersetzen  würde.  Es  sind  keine  genügenden 
Nachrichten  darüber  vorhanden,  welche  darauf  bezügliche  Verbindlichkeiten  Dacicky  bei  seiner  Er- 
nennung einzugehen  gezwungen  war  —  nach  einer  späteren  Mitteilung  des  Nuntius  schwur  er,  ähnlich 
wie  es  früher  Brauch  war,  sich  stets  mit  seinen  Angelegenheiten  an  die  böhmische  Kanzlei,  also 
nicht  an  den  Erzbischof,  wenden  zu  wollen300)  und  auch  die  Instruktion,  welche  dem  erneuerten 
Konsistorium  vom  Kaiser  gegeben  wurde,  unterscheidet  sich  durch  Nichts  von   der  Instruktion  aus 


"")  Bydzovsky,  Diarium  sub  Rudolpho  rege  fol.  277  erzählt  davon:  „Tdhoz  leta  [1594]  29.  dne  dubna 
mesice  obnovena  konslstof  Prazskä  pod  oboji  zpusobou  vecefi  Päne  pfijimajicich  v  kanceläfi  Ceskö  od  J.  Mti.  eis. 
skrze  .  .  .  p.  Adama  z  Hradce  .  .  .  ,  nejv.  purkrabi  Prazskdho,  a  päna  p.  Zbynka  Berku  z  Dubö  a  Lipeho,  areibiskupa 
Prafsköho  .  .  .  Administrator  vyhlääen  knez  Vaclav  Daöicky,  faräf  toho  fasu  Slansky,  ten  mel  oddävanou  manzelku 
Vranovskou,  stavu  rytifskdho,  a  s  ni  dvS  deerky  jiz  temef  na  vdäni;  k  nemuz  pfidäno  jinych  dvanäete  knäzi  faräfüv 
Prazskych."  Vgl.  Tomek,  Dej.  Prahy  XII.  S.  364,  sowie  den  Bericht  des  Nuntius  Ferreri  vom  10.  Juni  1605  [Nr.  85]. 
Dasz  Dacicky  dem  Kaiser  durch  den  Erzbischof  und  die  obersten  Landesbeamten  empfohlen  worden  war,  wird  in 
dem  Gutachten  der  kathol.  Landesbeamten  über  das  Memorial  des  Nuntius  vom  J.  1594  behauptet;  vgl  das  Zitat 
In  der  Anm.  307.  Dem  Erzbischof  hatte  Johann  Kobis  von  Bytyska  mit  einem  Briefe  vom  15.  März  1594  (Orig.  im 
erzbisch.  Arch.,  Recepta  ab  ao.  1594)  DaCicky  zum  Administrator  empfohlen,  indem  er  ihn  als  einen  „pänu  Bohu, 
cfrkvi  jeho  svaty  vernyho  a  fädü  starobylejch  cirkevnich  strany  naäi  pod  oboji  vejborne  dobfe  povedomyho"  Priester 
bezeichnete.  Ganz  anders  urteilte  über  Dacicky  der  frühere  Administrator  Wenzel  Beneäovsky,  der  ver  seiner 
Ernennung  an  den  Priester  Thomas  Sobeslavsky  geschrieben  hatte  (der  Text  des  betreffenden  Schreibens  hat  sich 
in  der  Beschwerde  Sobfislavskys  wider  das  Konsistorium  vom  27.  Jan.  1598  erhalten,  doren  Orig.  sich  im  Statthal- 
tereiarch.  sub  R.  109  befindet):  „Voznamuji  väm  o  knezi  Väclavovi,  dekanu  nyn£jäim  Slanskym,  kdyz  byl  v  Bro- 
zanech  faräfem,  a  jedna  zena  pfinesla  mu  novinu,  ze  v  mestech  Prazskych  zhusta  vo  nem  mluvi,  ze  bude  administrä- 
torem,  slyse  to,  velmi  nad  tfm  byl  potäsen  a  hned  tu  promluvil,  kdyz  jim  bude,  2e  vsecky  faräfe  Prazske  ven 
z  mSst  Prazskych  vyzene,  ani  jednoho  nenecha  a  na  jich  mista  ze  vezme  muze  ucene,  rozumne,  z  niest  dekany 
a  t£mi  ze  vosadf  mesta  Prazskä  i  vokolo,  a  tudy  ze  bude  jednota  a  släva  mestüm  Prazskym.  Kdyz  pak  jemu  do- 
mlouvala  jeho  zena  a  napominala,  aby  toho  nedelal,  pfisähl  pänu  Bohu,  ze  jinäce  neudela  a  ze  sobe  v  tom  zäd- 
n6mu  rozkazovati  nedä.  A  snad  se  proto  pfiblizil  ku  Praze,  aby  duäel  toho  oufadu,  jakz  u  mne  pravil,  ze  mä 
dobrou  znämost  s  panem  areibiskupem.  I  jakej  jest  säm  zenatej  s  pankharty,  kaeifskej,  chtel  by  tomu,  aby  ti  kafizf 
s  pankharty,  s  kolfbkami,  s  zenami  do  Prahy  se  stehovali  a  kalvinske  bludy  do  niest  Prazskych  uvedli."  Etwas 
später  (aber  noch  im  J.  1593)  schrieb  dann  Benesovsky  an  Sobeslavsky  (vgl.  dieselbe  Beschwerde):  „Nerad  sem 
toho  uslyäel,  ze  kn§z  dekan  Slansky  mä  byti  administrätorem;  prve  mnoho  Kalvinü  kaeifüv  v  Cechäch,  bude  jich 
jeste'  vice  i  v  knezstvu."  In  der  am  31.  Juli  1598  gegen  den  Administrator  und  das  Konsistorium  eingebrachten 
Klage  des  Thomas  Sobeslavsky  (Orig.  im  Statthaltereiarch.  sub  R.  109)  lesen  wir  über  Dacicky,  dasz  „pfed  Iety 
desiti  z  mästeCka  Zizelic  na  Melnik  jeho  pfijiti  nechteli  a  potom  leta  89  z  Melnika  do  Slanyho,  hrozice  se  jeho  a 
dgsice".  Aus  derselben  Klage  geht  hervor,  dasz  im  J.  1594  zu  Mitgliedern  des  Konsistoriums  ernannt  wurden:  die 
ehemaligen  Administratoren  Wenzel  Beneäovsky,  Pfarrer  zu  Prosek,  und  Martin  Melnicky,  Pfarrer  bei  St.  Nikolaus 
auf  der  Kleinseite,  ferner  die  Priester  Paul  Pamimondas,  Abt  des  Slavenklosters,  Wenzel  Prazsky  „od  tri  bratfi", 
Prokop  [Hoficky?]  und  Thomas  Sobeslavsky.  Da  Dacicky  später  als  Kalvinist  beschuldigt  wurde,  ist  es  interessant, 
dasz  er  unter  den  Priestern  nicht  genannt  wird,  die  im  J.  1592  die  husitischen  Irrlehren  widerrufen  hatten. 

n*)  Dies  behauptet  Winter,  Zivot  cirkevni  I.  S.  332. 

:",c,)  Nach  dem  Berichte  des  Nuntius  Ferreri  vom  10.  Juni  1605  [Nr.  85]  hatte  Dacicky  geschworen  „di  ricorrere 
alla  cancellaria  ne'  suoi  oecorrenti". 
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dem  J.  1590S01)  —  nichtsdestoweniger  ist  es  gewisz,  dasz  die  katholische  Partei  nicht  aufhörte,  auf 
die  vollständige  Unterwerfung  des  husitischen  Konsistoriums  hinzuarbeiten  und  dasz  es  ihr  auch  unter 
Daclcky  in  bedeutendem  Masze  gelang.  Wir  besitzen  eine  ziemlich  bestimmte  Nachricht  darüber,  dasz 
im  |.  1594  ein  Versuch  gemacht  wurde,  dem  Konsistorium  eine  Instruktion  zu  geben,  welche  zum 
Unterschiede  von  der  vorhergehenden  die  Bestimmung  enthielt,  dasz  dem  Erzbischof  auch  die  Straf- 
gerichtsbarkeit über  die  utraquistische  Geistlichkeit  zufallen  solle.  Infolge  des  Widerstandes  der  utra- 
quistischen  Stände  wurde  hievon  Abstand  genommen  —  obzwar  es  scheint,  dasz  die  neuen  Konsi- 
storianer  wenigstens  mündlich  aufgefordert  wurden,  sich  in  schwierigeren  Fällen  an  den  Erzbischof 
zu  wenden302)  — ,  trotzdem  hörte  aber  Erzbischof  Zbynko  nicht   auf,  die    Macht   des  Konsistoriums 


"')  Die  Instruktion  vom  23.  Juni  1594  ist  in  den  Böhm.  Landt.  VIII.  S.  570  Nr.  244  abgedruckt. 

™J)  Aus  dem  Gutachten,  welches  Anfang  des  J.  1595  die  ob.  katholischen  Beamten  über  das  durch  den  päpstl. 
Nuntius  im  vorigen  Jahre  dem  Kaiser  überreichte  Memorial  abgaben  (s.  S.  45  Anm.  204),  erfahren  wir,  dasz  dieses 
Memorial  folgende  zwei  Artikel  enthielt:  „Primus  articulus,  ut  consistorium  bonis  legibus  muniatur  et  erga  exor- 
bitantes gravi  poena  animadvertatur.  Secundus  articulus,  ut  domino  archiepiscopo  administratio  in  ecclesiasticis 
rebus  et  clericatu  omnimodo  committatur,  nee  patiatur  Mts.  V.,  ut  alii  praesertim  vero  laici  haec  ad  se  rapiant, 
quemadmodum  a  primate  Veteris  Urbis  Pragensis  id  factum  est,  qui  quidem  contionari  iusserit,  eoque  Mtis.  V.  Caes. 
nomen  et  authoritatem  violaverit."  Darauf  sollte  nach  dem  Gutachten  der  ob  Beamten  geantwortet  werden:  „Quantum 
ad  binos  hoscearticulos  attinet,  nimirum  S.  Caes.Mtem.diligenter  curasse,  utinstruetio  administratori  et  consistorio  danda 
iis  plane  verbis,  ut  coneepta  est,  eidem  consistorio  exhiberetur.  Quam  ob  causam  ex  mandato  S.  Caes.  Mtis.  officiales 
catholici  una  cum  parte  sub  utraque  de  hoc  negotio  diligenter  et  bono  zelo  moti  suas  sententias  contulerunt  et  delibera- 
tionem  instituerunt;  verum  quia  i  11  i  suas  quasdam  rationes,  propter  quas  ipsis  minime  licitum  esset  absque  statuum  et 
ordinum  huius  regni  sub  utraque  communicantium  consensu  in  antiquo  atque  adeo  iam  pridem  reeepto  more  quip- 
piam  pro  suis  personis  innovare  et  aliis  in  tarn  magno  et  arduo  negotio  (quod  quidem  statu  regni  publico  sub 
litera  A  23  certis  modis  limitatum  et  a  Mte.  S.  Caes.  una  cum  aliis  sanetionibus  iuramento  suo  regio  comprobatum 
ratificatumque  esset)  quasi  praeiudicare,  cum  tales  res  omnino  in  communi  statuum  conventu  seu  dieta  traetari 
condudique  debeant;  iccirco  Mtem.  S  Caes  non  videre,  quomodo  sine  consensu  publico  domino  archiepiscopo 
potestas  seu  facultas  erga  sacerdotes  dietae  partis  sub  utraque  propter  excessus  seu  praevaricationes  debita  poena 
animadvertendi  nunc  quidem  concedi  possit  aut  debeat.  Sed  enim  operam  se  daturam  esse,  ut  in  proximis  futuris 
comitiis  istud  negotium  quam  diligentissime'et  solertissime  proponatur  et  aliquid  certi  et  firmi  ordinum  consensu 
statuatur  concludaturque  Interim  autem  placere  Mti.  S.  Caes.,  ut  instruetio  solita  eidem  consistorio  offerretur,  et 
si  compertum  fuerit,  primatem  Veteris  Urbis  aliquid  eiusmodi  attentasse,  hoc  i  11  i  severissime  exprobretur  "  Vgl. 
damit  das  Schreiben  der  ob.  Landesbeamten  an  den  Kaiser  vom  10.  Juni  1594,  wodurch  sie  seinen  Befehl  wegen 
event.  Verbesserung  der  Instruktion  für  das  Konsistorium  beantworten  (zitiert  von  P  o  d  1  a  h  a,  Üpadek  strany 
podoboji  na  sklonku  XVI.  stol.,  Sbornik  bist,  krouzku  V ,  1904,  S.  224) ;  die  Landesbeamten  schreiben  darin,  dasz 
sie  die  Abschrift  der  dem  Konsistorium  zuletzt  gegebenen  Instruktion  „v  pilnem  a  bedlivem  uväzeni  mezi  sebou  meli 
a  nepoznävajice  zädne  pficiny,  aby  v  ni  co  opravoväno  nebo  zjinaceno  bejti  melo,  nybrz  ze  v  tom  zpüsobu  bilde 
mnei  dobfe  züstati,  nepominuli  jsme  tez  kopie  p.  areibiskupu  Prazskemu  ukäzati  a  k  prehlednuti  podati,  kteremuz 
ackoli  by  se  co  videlo  za  potfebn6  neco  v  ni  doloziti,  ale  pfi  näs  se  snäsi,  ze  tohoto  nynejsiho  casu  v  nepfitomnosti 
zde  V.  eis.  Mti.  [der  Kaiser  war  in  Regensburg]  täz  instrukei  pfi  tom  zpüsobu  züstati  müze."  Vielleicht  kam  auf 
diese  Weise  die  in  der  Anm.  281  erwähnte  Nachtragung  in  der  Abschrift  der  Instruktion  vom  J.  1590  zustande. 
Dasz  das  neue  Konsistorium  auszer  der  Instruktion  noch  spezielle  Winke  inbezug  auf  sein  Verhältnis  zum  Erzbischof 
erhielt,  geht  aus  der  Klageschrift  des  Konsistoriumsmitgliedes  Thomas  Sobeslavsky  vom  31.  Juli  1598  (Orig  im 
Statthalterelarch.  sub  R.  109)  hervor,  wo  es  heiszt:  „Chteji-li  [der  Administrator  u.  das  Konsistorium]  mne  z  ceho 
viniti  aneb  voc  se  se  mnou  ujimati  kdokoliv,  maji  J.  Mt.  knizeci  p.  areibiskupa,  tarn  necht'  mne  obesli,  ponevadz 
tak  bylo  jim  oznämeno  1.  94  pfi  nafizoväni  tohoto  administratora  a  konsistofe  v  kanceläfi  V.  eis.  Mti.  od  pänüv 
a  rad  V.  eis.  Mti  nafizenych,  kdyby  se  co  mezi  knezima  takovyho  zb£hlo,  a  pan  administrator  a  konsistof  tim 
svläduouti  nemohl,  aby  na  J.  Mt.  kniz.  tu  vec  vznesl."  Es  scheint,  dasz  sich  der  Erzbischof  später  tatsächlich  der 
Strafgerichtsbarkeit  über  die  husitischen  Priester  zu  bemächtigen  suchte.  Im  Briefe  vom  21.  Juni  1603  (Böhm. 
Landt.  X.  S.  332  Nr  266)  bat  ihn  der  Administrator  Dacicky,  er  möge  auf  die  Priester  seiner  Jurisdiktion  nicht 
„sahati  a  s  nimi  se  vezeti".  Vgl.  die  folgende  Anmerkung. 
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einerseits  dadurch  einzuschränken,  dasz  er  systematisch  von  dem  Recht  der  Visitation  und  Besetzung 
aller  katholischen  und  utraquistischen  Pfarren  auf  den  königlichen  Gütern  Gebrauch  machte,  welches 
ihm,  ebenso  wie  bereits  seinem  Vorgänger  Medek,  vom  Kaiser  verliehen  wurde,  anderseits  dadurch, 
dasz  er,  wie  es  scheint,  einen  Teil  der  Gerichtsbarkeit  in  Eheangelegenheiten  an  sich  risz,  welche 
das  Konsistorium  bisher  besessen  hatte.303)  Dagegen  wurde  aber  der  langgehegte  Wunsch  der  Utra- 
quisten,  ihre  Priester  durch  den  Erzbischof  weihen  zu  lassen,  auch  nach  ihrer  Absolution  vom  J.  1593 
nicht  erfült.  Wahrscheinlich  wurde  es  gleich  nach  der  Verlautbarung  dieser  Absolution  dem  Erzbi- 
schofe  vom  Papste  gestattet,  den  husitischen  Priestern  die  Weihe  zu  spenden,304)  aber  der  Erzbischof 
machte  von  diesem  Rechte  nur  in  sehr  geringem  Masze  Gebrauch.  In  den  ersten  fünf  Jahren  seines 
Erzbistums  weihte  er  sieben  husitische  Priester,  nachdem  er  ihnen  unter  Eid  das  katholische  Glau- 
bensbekenntnis abgefordert  hatte,  da  er  aber  sah,  dasz  diese  Priester  nicht  den  reinen   katholischen 


"")  Von  dem  Auftrage  des  Kaisers  an  den  Erzbischof  wegen  „dosazoväni  a  visitovänf  knäzi  na  J.  Mti.  eis. 
panstvich  pod  jednou  i  pod  oboji,  jakz  kde  od  starodävna  bejvalo"  wurden  die  Hauptleute  der  kgl.  Güter  durch 
ein  Zirkulare  vom  7.  Juni  benachrichtigt  (gleichz.  Abschrift  im  erzbisch.  Arch  sub  Recepta  ab  a.  1594).  Der  Erzbischof 
selbst  beruft  sich  darauf  in  seiner  im  August  1595  gegen  die  Hauptleute  und  Verwalter  der  königl.  Güter  einge- 
reichten Beschwerde,  welche  angeblich  nichtkatholische  Priester  unterstützten  (Böhm.  Landt.  IX.  S  177  Nr.  126). 
Über  die  durch  die  Ausübung  dieses  Rechtes  erzielten  Erfolge,  erzählt  der  Erzbischof  in  der  im  J  1597  dem  Papste 
überreichten  Relation  über  den  Stand  seiner  Diözese  (ed.  Den  gel,  Berichte  von  Bischöfen  über  den  Stand  ihrer 
Diözesen,  Forsch,  und  Mitt.  zur  Gesch.  Tirols  und  Vorarlbergs  IV.,  1907,  S.  356—361).  Es  wird  hier  erzählt,  dasz 
„nuper  S.  Caes.  Mts.  moderno  archiepiscopo  quoad  animarum  curam  commisit  civitates,  oppida  et  loca  omnia,  quae 
in  eo  ipso  regno  possidet,  una  cum  parochiis  in  iisdem  existentibus,  quae  100  circiter  sunt",  und  ferner  wird  aus- 
geführt, dasz  der  Erzbischof  mit  Rücksicht  auf  den  Mangel  an  Priestern  „idoneos  adolescentes  ad  sacros 
ordines  suseipiendos  allicere  numquam  intermisit,  ex  quibus  in  Universum  ultra  130  sacerdotes  ordinavit.  Quamobrem 
tarn  in  parochiis  archiepiscopi  potestati  primitus  subiectis,  quam  in  aliis  in  potestatem  suam  postremis  hisce  annis 
caesaris  auetoritate  redactis,  archiepiscopus  .  .  .  non  inutilem  operam  posuit,  nam  hoc  tempore,  quod  quidem 
antehac  annis  superioribus  non  erat,  divina  officia  ritu  catholico  illic  peraguntur,  processiones  fiunt,  congrua 
ecclesiae  ornamenta  adhibentur  et  debitus  templorum  eultus  exercetur,  usus  sacrorum  oleorum  iterum  est  resti- 
tutus,  contionatores  et  ministri  Lutherani  et  Calvinistae  omnes  inde  eiecti  et  expulsi  sunt,  induetis  in  eorum  locum 
rite  ordlnatis  sacerdotibus.  Confessio  etiam  auricularis  et  sacramentalis  rursus  ineipit  frequentari;  communio  parvu- 
lorum,  quae  severe  inhibita  hiit,  cessavit,  sacerdotes  denique  omnes  in  dictis  dominus  sub  archiepiscopi  oboedien- 
tiam  sunt  redacti,  ita  ut  consistorium  Hussitarum  (quo  Uli  nomine  spiritualem  magistratum  suum  significant)  nihil 
iuris  in  eos  amplius  habeat."  Es  wurde  schon  oben  erwähnt,  dasz  bereits  der  Erzb.  Medek  ein  ähnliches  Recht  be- 
sessen hatte;  vgl.  die  Anm.  253.  Dasz  sich  der  Erzb.  Zbynko  eines  Teiles  der  bis  dahin  durch  das  Konsistorium 
ausgeübten  Gerichtsbarkeit  bemächtigte,  behauptet  Winter,  Zivot  cirkevni  I.  S.  183  und  333.  Die  Bedeutung  des 
Konsistoriums  wollte  man  auch  dadurch  herabmindern,  dasz  man  Dacicky  nicht  Administrator,  sondern  nur„misto- 
administrätor"  (Schreiben  des  Erzbischofs  vom  8.  Juni  1597  in  Böhm.  Landt.  IX.,  S.  455  Nr.  350)  oder  „mistodriiei 
administrätorstvi"  (Kais.  Dekret  vom  27.  Jan.  1605,  Statthaltereiarch    Bd.  114  fol.  14)  titulierte. 

3"4)  S.  die  in  der  Anm.  281  zitierte  Nachtragung  zu  der  Instruktion  für  das  Konsistorium  vom  J.  1590;  ferner 
das  Schreiben  des  Administrators  Dacicky  an  den  Erzbischof  vom  4.  März  1599  (Orig.  im  erzbisch.  Arch.,  Recepta 
ab  ao.  1599),  wo  sich  dieser  darüber  beklagt,  dasz  der  Erzbischof  das  Weihen  der  husitischen  Theologen  aufschiebe 
und  bemerkt,  es  sei  ihm  bekannt,  ,ze  prve  to  sobe  räcite  miti  propüjceno  a  summo  pontifice,  abyste  räcili  ordi- 
novati  netoli  ad  tempus,  ale  extra  tempus,  kdyby  se  V.  kniz.  Mti.  libilo".  Eine  bestimmtere  Nachricht  darüber  enthält 
das  Schreiben  des  Nuntius  Ferreri  an  den  Kard.  Arigone  vom  17.  Dez.  1605  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  IV.  47  fol.  111), 
wo  der  Nuntius  nach  einer  Erwähnung  der  Abjuration  der  husit  Priester  vom  J.  1592-3  erzählt:  „Con  quella  occa- 
sione  fu  concesso  a  Msgr.  areivescovo  di  questa  citta  di  ordinäre  un  certo  numero  de  preti,  che  administrassero 
'e  due  spetie,  con  conditionc,  che  fossero  conformi  a  cattolici  nel  resto ;  niuna  cosa  giovö,  perche  quei  hanno  servito 
ad  aecrescere  il  numero  de  cattivi;  si  prova  hora  a  non  gliene  ordinäre,  ma  tanto  piu  s'ir.troducano  li  preti, 
ch'escano  dalle  academie  lutherane  e  calviniste,  si  che  li  temperamenti  in  queste  materie  hanno  sempre  ndciuto  al 
cattolicismo  et  la  reduttione  sarä  sempre  non  difficile,  ma  impossibile." 

(12)  Böhmische  Landtagsvcrhandlungen  XI. 
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Glauben  einhielten,  schlug  er  den  weiteren  utraquistischen  Anwärtern  die  Weihe  ab.306)  Ob  er  von 
dieser  Zeit  ab  noch  weiteren  husitischen  Priestern  die  Weihe  spendete,  ist  zur  Zeit  nicht  bekannt.306) 
Trotz  aller  Nachgiebigkeit  und  Unterwürfigkeit  Dacickys,  begann  man  auch  auf  katholischer  Seite 
sehr  bald  mit  seiner  Person  unzufrieden  zu  sein,  welche  Unzufriedenheit  offenbar  eine  Folge  der 
Erkenntnis  war,  dasz  der  neue  Administrator  infolge  seiner  persönlichen  Eigenschaften  auch  den 
Absichten  der  Katholiken  nicht  entsprach.  Bereits  ein  Jahr  nach  seiner  Ernennung  drückte  der  päpst- 
liche Nuntius  den  Wunsch  aus,  dasz  statt  Daöicky  ein  anderer,  vollkommen  katholischer  und  Dacicky 
absolut  unähnlicher  Administrator  bestimmt  werde3"7)  und  im  J.  1597  wiederholte  diesen  Wunsch  selbst 
der  Prager  Erzbischof  mit  der  Begründung,  Dacicky  halte  sich  nicht  an  die  ihm  gegebene  Instruktion, 
dulde,  selbst  verheiratet,  verheiratete  Priester  und  setze  ungeweihte  Priester  auf  den  Pfarren  ein.308) 


MS)  Vgl.  die  undatierte  Aufzeichnung  im  erzbisch.  Aren.  (Soc.  Jesu  fasc.  I.  Nr.  1),  die  in  die  J.  1597—99  gehört 
(das  geht  aus  der  Erwähnung  des  ob.  Landrichters  Wenzel  Berka  hervor);  dortjheiszt  es:  „Ordinationem  Hussitarum 
deineeps  concedi  minime  videtur  consultum  fore,  si  quidem  ii  Septem  ab  archiepiscopo  ordinati  sese  in  puritate 
fidei  catholicac  minime  continent,  quamvis  ipsius  professionem,  praestito  desuper  oboedientiae  gravi  iuramento, 
fecerunt,  a  qua  tarnen  oboedientia  archiepiscopo  praestanda  se  subtraxerunt".  Im  Schreiben  vom  4  März  1599  (vgl. 
Anm.  304)  schreibt  der  Administrator  DaCicky  an  den  Erzbischof :  „Räcila  Mt.  V.  k  zädosti  me  laskave  se  skloniti, 
ze  mlädence  a  zäky  naäe  podle  ouradu  V.  kniz.  Mti.  räcite  chtiti  ordinovati,  porouJejic  mi,  abych  toliko  shromäzdil 
mlädence  a  V.  kniz.  Mti.  piesentoval,  jestö  i  v  tuto  sobotu  minulou  takovö  poruüeni  otcovsk6  räCH  ste  uiinitl,  eoz 
sem  u  vife  pfijal  a  takovy  mlädence  jistS  pobozny  i  uceny  tözce  sem  shromäzdil,  a  V.  kniz.  Mti.  v  outerej  minulej, 
ano  i  dnesniho  dne  podle  V.  kniz.  Mti.  poruäeni  sem  je  vodeslal,  ale  ste  jich  pak  neräiili  pfed  sebe  pustiti,  ale  na 
pfijezd  pana  legäta  dc  [Nuntius  Spinelli]  rääili  ste  odloziti,  aby  jak  absoluci,  tak  dispensaci  od  J.  Mti.  sobe  zjednali" 
In  Apologie  druha  stavü  (ed.  Subert  S.  6)  wird  behauptet,  „ze  knezstvu  pod  oboji,  kterez  areibiskup  svStil, 
tezkä  pfisaha  se  vydävala,  kterouz  vyznävali,  ze  väemu  tomu,  iemu  Rimskä  cirkev,  jejii  hlavou  jest  papez,  vefi,  ze 
se  Zeniti  nebudou,  a  ze  veiefe  Päne  pod  jednou  (ponövadz  Kristus  v  kazde  hostii  jest  cely  s  telem  i  s  duäi)  jest 
tak  mnoho  jako  pod  oboji,  jakz  to  od  Zbynka  Berky,  tehdejäiho  areibiskupa,  i  vübec  k  vytisteni  däno  jest".  In  der 
Beilage  Nr.  12  dieser  Apologie  wird  auch  der  Wortlaut  dieses  Eides  abgedruckt,  der  sich  mit  dem  gewöhnlichen, 
durch  das  Tridentiner  Konzil  festgesetzten  katholischen  Glaubensbekenntnis  deckt.  Denselben  Eid  bringt  Skala, 
Historie  ceskä  I.  S.  69,  und  gibt  an,  es  sei  dies  „pfisaha  knülzi  pod  oboji  dolejsi  konsistofe  Prazsk6  od  areibiskupa 
svecenych,  kterouz  ciniti  musili  az  do  obnoveni  konsistofe,  kteröz  se  stalo  od  stavüv  evangelickych  I.  1609".  Vgl. 
auch  Slavata,  Pameti  I.  (ed.  Jirecek)  S.  45 

"")  Auf  Grund  der  in  der  vorigen  Anmerkung  zitierten  Behauptung  Skalas  könnte  man  annehmen,  dasz  die 
husitischen  Priester  bis  zur  Erlassung  des  Majestätsbriefes  vom  J.  1609  durch  den  Erzbischof  ordiniert  wurden, 
aber  die  ziemlich  unbestimmte  Nachricht  Skalas  kann  hier  nicht  als  genügend  betrachtet  werden. 

MTj  In  dem  Mcmoriale  des  Nuntius  vom.  J.  1594,  welches  wir  nur  aus  dem  wahrscheinlich  im  J.  1595  darüber 
abgegebenen  Gutachten  der  ob.  Beamten  kennen  (vgl  Anm.  204),  war  auch  folgender  Artikel  „Quartus  articulus:  ut 
bonus  administrator  constituatur,  qui  quidem  totus  catholicus  et  minime  similis  moderno  administratori  esset,  quique  di- 
ligentem  curam  in  inspectione  scholarum  haberet,  et  posset  aliquis  ex  iis,  qui  domino  archiepiscopo  oboedientiam 
praestiterunt,  ad  hoc  munus  deligi."  Darauf  antworteten  die  Beamten:  „Ad  nunc  articulumrespondendum  essearbl- 
trantur  dd.  officiales  Mtem.  S.  modernum  administratorem,  cum  ipsi  a  dorn,  archiepiscopo  et  dominis  officialibus  ob 
pietatem  et  probitateiu  commendatus  esset,  huic  officio  praefecisse,  et  sane  hactenus  nihil  eiusmodi,  quod  merito  animad- 
versionem  ineurrere  posset,  de  ipso  auditum  fuisse,  neque  aliter  Mtem.  V.  scire,  quam  quod  muneri  suo  satisfaciat. 
Etenim  cum  Mtas.  S.  Caes.  catholicae  religioni  quemadmodum  etiam  antiquae  i  11  i  sub  utraque  communicantium,  quae 
a  multis  annis  in  regno  hoc  viguit,  iuramento  se  obstiinxerit,  curaturam  esse,  ut  huic  rei  ex  aequitate  provideatur, 
innovationibusque  nullus  locus  concedatur." 

'"")  Die  an  den  Kanzler  gerichtete  Beschwerde  des  Erzbischofs  vom  8.  Juni  1597  ist  In  Böhm.  Landt.  IX. 
S.  455  Nr.  350  abgedruckt.  In  der  Relation  über  den  Stand  der  Prager  Diözese  vom  selben  Jahre  (s.  Anm.  303) 
spricht  der  Erzbischof  auch  vom  utraquist.  Konsistorium  und  sagt,  dasz  die  nlchtkatholischen  Obrigkeiten  „parochos 
et  rectores  ab  hussitico  consistorio  capiunt;  eos  autem  consistorium  ex  quodam  collegio  suo  Carolino  nuneupato 
haeresum  sentina  deprumit  atque  huc  et  illuc  submittit  summo  cum  impedimento  ac  iniuria  catholicae  religionis; 
cui  quidem  malo  ob  plures  graviosimasque  causas  archiepiscopus   oecurrere  et  reniedium  adhibere  non  valet,  cum 
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Auch  von  anderen  Seiten  liefen  ähnliche  Klagen  über  Da&cky  ein,au8)  aber  Daöicty  erhielt 
sich  trotzdem  in  seinem  Amte  bis  zum  Jahre  1604.  Anfang  Oktober  dieses  Jahres,  nachdem  er 
aus  irgendeinem  Grunde  in  die  böhmische  Kanzlei  vorgeladen  worden  war,  geriet  er  mit  dem  Oberst- 
kanzler Zdenko  von  Lobkowic  in  Streit;  er  verteidigte  diesem  gegenüber  seine  Tochter,  welche  letzterer 
einen  „Bankert"  nannte  und  hiebei  noch  andere  entehrende  Worte  gebrauchte.  Dafür  wurde  er  auf 
Befehl  des  Kaisers  vom  Erzbischofe  in  Haft  genommen  und  von  dem  Amte  eines  Administrators 
enthoben.310)  Diese  Tat  brachte  die  Prager  ungemein  auf ;   einige  Mitglieder  des  Stadtrates  wollten 


praesertim  Uli  privilegiis  ab  imperatoribus  et  regibus  Bohemiae  pro  temporum  calamitate  et  necessitate  concessis 
innitantur." 

'•")  Siehe  z.  B.  das  Schreiben  des  Administrators  Dacicky  an  den  Erzbischof  vom  21.  Juni  1602  (Böhm.  Landt. 
X.  S.  332  Nr.  266),  wodurch  er  sich  gegen  die  Beschuldigung  verteidigt,  dasz  er  Pfarren  mit  Personen  besetzte,  die 
keine  ordentlichen  Priester  seien.  Die  undatierte  Beschwerde  des  Thomas  Sobeslavsky,  welche  in  Böhm.  Landt.  X. 
S.  55  Nr.  28  zum  J.  1600  abgedruckt  ist,  gehört  in  die  J.  1590—92  und  betrifft  nicht  Dacicky,  sondern  Rezek  (vgl. 
Anm.  283).  Mehrere  Beschwerden  desselben  Sobeslavsky  gegen  Dacicky  aus  den  J.  1597—8  sind  im  Statthalterei- 
arch  sub  R.  109  und  im  erzbisch.  Arch.  sub  Recepta  ab  ao.  1598.  Wie  damals  die  Kurie  über  das  Konsistorium  und 
die  Husiten  überhaupt  urteilte,  ist  teils  aus  den  in  der  Anm.  293  angeführten  Worten  der  Instruktion  für  den  Nuntius 
Ferreri  vom  20.  Jan.  1604,  teils  aus  der  Relation  desselben  Nuntius  vom  25.  Apr.  1605  (Vatik.  Bibl.,  cod.  Barberini 
lat  5314  fol.  267)  ersichtlich.  Der  Nuntius  erzählt  darin,  dasz  in  Böhmen  „s'e  piu  volte  trattata  da  miei  antecessori 
la  reduttione  della  serta  ussitica,  che  gode  i  migliori  beneficii  et  ha  piu  giurisditioni  spirituali,  che  l'arcivescovo, 
al  grembo  di  santa  chiesa,  e  pretende  d'essere  stata  admessa  dalla  sede  apostolica  con  la  communicatione  delle 
due  spetie,  che  riuscirä  sempre  vana  non  dirö  ogni  trattatione,  ma  conclusione,  perche  non  vi  e  piu  Hussito  puro, 
ma  sono  tutti  affatto  Lutherani,  Calvinisti  et  d'ogn'  altra  setta,  coperti  di  questo  nome,  che  li  fa  tollerabili  nel  regno 
e  la  maggior  parte  sono  sacerdoti  profugi  da  stati  catholici  per  vivere  di  proposito  con  la  libertä  di  vita;  onde 
non  essendo  tutto  l'errore  nell'  intelletto,  ma  nella  perversa  volontä,  tante  volte  scapparebbero  dalle  mani,  quante 
si  volessero  riformare;  questo  dico  quando  bene  si  riunissero,  cosa  ch'e  piu  impossibile  che  difficile ;  ci  sarebbero 
pretesti  ragionevoli  di  sforzarli  a  vivere  secondo  li  compatati,  ma  essendo  il  regno  pieno  di  essi,  si  potrebbe 
fernere  di  moto  notabile." 

3,°)  Die  Erzählung  Slavatas,  Pameti  I.  S.  47,  ergänzt  der  Bericht  des  Nuntius  Ferreri  vom  11.  Okt.  1604  (Vatik. 
Arch ,  Borgh  111.  113  cd  e  fol.  44),  wo  es  heiszt:  „Questa  setiimana  Dio  benedetto  ci  somministra  una  occasione  molto 
buona  per  reprimere  la  temeritä  di  questi  Ussiti,  i  quali  con  quella  sua  pretesa  giurisditione  del  concistoro  s'arro- 
gano  di  conoscer  cause  matrimoniali  et  altre,  ne  vi  e  pur  uno  di  loro  ch'  habbia  mai  visto  un  canone,  essendo 
essi  hormai  tutti  non  piu  Ussiti,  ma  Lutherani  e  Calvinisti.  L'administratore  loro,  pessimo  Calvinista  e  publico 
concubinario,  diede  nei  giuditii,  che  di  presente  si  tengono  del  regno,  una  mentita  al  gran  cancelliere,  mentre  questo 
scelerato  era  citato  da  un  suo  genero;  onde  S.  Mtä.  ha  ordinato,  che  sia  giudicato  da  gli  stessi  ufficiali,  che  l'hanno 
deposto  per  sentenza  dall'  officio  et  consignato  nelle  carceri  di  Msgr.  arcivescovo,  perche  da  lui  riceva  il  castigo 
del  concubinato  et  d'altri  infiniti  eccessi  commessi.  [Dazu  wurde  in  Rom  hinzugefügt:  „L'arcivescovo  lo  castighi 
severamente,  ne  dissimuli"].  11  senato  cosi  di  Cittä  vecchia,  come  di  Cittä  nuova  si  commossero  grandemente  di 
questo  cosi  'inusitato  termine  e  richiesero  un  cittadino  mio  vicino,  ch'essi  chiamano  .primate',  a  volersi  muovere 
con  una  quantitä  di  senatori  et  andare  a  esclamare  nei  public!  giudicii  del  regno,  che  se  li  faceva  torto,  sotto- 
mettendo  illoro  administratore  all'arcivescovo,  dal  che  ne  sarebbe  al  sicuro  nata  sollevatione  di  popolo,  ma  essen- 
done  subito  corsa  voce  a  palazzo,  si  e  procurato  di  far  capace  alcuni  di  questi  senatori  con  dirli,  che  avertino 
i  compagni  a  non  moversi,  che  altrimenti  gliene  verrä  mal3;  e  l'istesso  ufficio  si  fece  con  questo  primate,  e  cosi 
si  sono  acquietati  et  ha  giovato  grandemente,  che  nei  giuditii  vi  sono  intervenuti  tanto  aH'impertinenza  della  men- 
tita, come  a  tutte  l'altre  querele  date  all'  administratore  et  all"  istessa  sentenza  due  ufficiali  Ussiti,  se  bene  non 
de'  principali.  Inteso  questo  me  n'andai  dall'  arcivescovo,  che  per  la  sua  indispositione  sta  in  letto,  e  lo  pregai 
a  non  voler  perdere  cosi  bella  occasione,  che  Dio  li  mandava  in  servitio  della  religione  cattolica,  e  di  sodisfare 
all'  Obligo  del  suo  carico  con  fare  instanza  a  S.  Mtä,  che  o  non  conceda  piu  administratore  a  gli  Ussiti  overo 
glielo  dia  cattolico,  che  forse  sarebbe  meglio,  con  conditione,  che  il  concistoro  non  possa  giudicare  muna  sorte  di 
cause  se  chi  V  interviene,  non  sono  tutti  addottorati  in  theologia  o  in  canoni  in  qualche  universitä  cattolica  e  non 
vivano  secondo  i  compatati  del  regno;  et  inoltre  dimandi  a  S.  Mtä.  la  chiesa  che  teneva  costu.  [die  Betlehems- 
kapelle],  che  e  quella  dove  predicava   Giovanni  Hus,  per  una  parochia   cattolica,  non  ve  n'essendo  muna  in  Cittä 
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gegen  diese  gesetzwidrige  Auslieferung  des  Administrators  in  die  Macht  des  Erzbischofs  vor  dem 
Landesgericht  protestieren  und  es  schien,  als  sollte  es  zu  einem  Volksaufstande  kommen;  durch 
energisches  Einschreiten  der  Regierung  aber  wurde  wieder  Ruhe  geschaffen.  Die  Absetzung  Daöickys 
erschien  der  katholischen  Partei  als  eine  günstige  Gelegenheit,  das  Konsistorium  vollkommen  katho- 
lisch zu  machen.  Der  damalige  päpstliche  Nuntius  Johann  Stephan  Ferreri,  Bischof  von  Vercelli,  begann, 
kaum  dasz  er  diese  Begebenheit  erfahren  hatte,  auf  den  Erzbischof  einzuwirken,  er  möge  beim  Kaiser 
befürworten,  den  Husiten  entweder  überhaupt  keinen  oder  noch  besser  einen  reinkatholischen  Admi- 
nistrator zu  geben,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dasz  das  Konsistorium  keine  Gerichtsgewalt  ausüben 
dürfe,  auszer  wenn  alle  seine  Mitglieder  Doktoren  der  Theologie  oder  des  Kirchenrechtes  wären, 
auf  einer  katholischen  Universität  studiert  hätten  und  sich  nicht  an  die  Kompaktaten  halten  würden. 
In  gleichem  Sinne  wirkte  der  Nuntius  auf  den  Oberstkanzler  Zdenko  von  Lobkowic  und  den  Oberst- 
hofmeister Christoph  von  Lobkowic  ein  und  erreichte  tatsächlich,  dasz  die  Stelle  des  Administrators 
in  diesem  Jahre  überhaupt  nicht  besetzt  wurde."1) 

Die  nichtkatholische  Bevölkerung  hatte  daher  Ende  des  J.  1604  in  jeder  Beziehung  Grund  genug 
zur  Unzufriedenheit  mit  den  religiösen  Verhältnissen  im  Lande  und  der  Kirchenpolitik  der  Regierung 
Rudolfs  und  es  ist  begreiflich,  dasz  nach  dem  Ausbruche  des  Aufstandes  unter  Bocskay  Befürch- 
tungen laut  wurden,  dasz  Rudolfs  nichtkatholische  Untertanen  es  versuchen  würden,  die  Zwangslage, 
in  welche  der  Kaiser  durch  diesen  Aufstand  geraten  war,  zu  einem  Widerstände  auszunützen,  der 
ihnen  eine  Verbesserung  ihrer  unsicheren  Stellung  erzwingen  würde.  Auch  in  Böhmen  sympathisierte 
man  mit  den  ungarischen  Insurgenten,  welche  verkündeten,  für  die  Religionsfreiheit  zu  kämpfen  und 
sogar  in  Prag  schien  die  Gefahr  eines  Aufstandes  zu  drohen.313)  Es  kam  zwar  nicht  dazu,  dafür 


vecchia  fuori  che  l'essercitate  da  Domenicani  et  Franciscani.  L'arcivescovo  mi  promise  di  farlo  [Hiezu  in  Rom 
hinzugefügt:  „Pur  che  lo  faccia"],  et  che  hoggi  n'liaveria  dato  memoriale  a  S.  Mtä.  Conferii  tutto  questo  col  grau 
cancelliere,  che  mi  disse,  che  l'occasione  era  bonissima,  purche  Msgre.  arcivescovo  voglia  fare  la  parte  sua  da 
dovero,  ma  che  gli  rincresce  di  vedere,  ch'egli  si  applichi  molto  meno  all'  ufficio  suo  di  quello,  che  ricerca  il 
servitio  della  religione  e  il  bisogno  del  regno,  e  mostrava  di  dirlo  con  molta  passione,  essendo  1'  arcivescovo  suo 
zio,  et  sono  restato  seco  di  fare  l'istesso  ufficio  col  maggiord'huomo  del  regno.  [Hiezu  in  Rom :  „Faccia  questo  pure, 
perche  queste  occasioni  non  occorrono  ogni  di."]  Se  mi  venisse  fatto  di  far  dare  ai  padri  Carmelitani  questa 
chiesa,  sarebbe  molto  a  proposito  per  loro,  perche  tiene  entrata,  ma  non  so  quanta,  et  ha  alcune  reliquie,  tra  le 
quali  uno  Innocentino  intiero."  Siehe  auch  das  Gesuch  Dacickys  vom  9.  Okt.  1604(Böhm.  Landt.  X.  S.  646  Nr.517),  worin 
er  den  Erzbischof  um  Fürsprache  bittet,  dasz  ihm  seine  Vergehen  verziehen  werden.  Vgl.  Winter,Zivot  cirkevniI.S.333. 

:'")  Auszer  dem  in  der  vorhergehenden  Anm.  zitierten  Berichte  des  Nuntius  vom  11.  Okt.  berühren  die  Sache 
noch  seine  zwei  Briefe  vom  1.  Nov.  1604  (Vatik.  Arch.,  Borgh.  111.  11  cd  fol.  244  u.  262)  und  ein  Brief  vom  20.  Dez.  1604 
(ibid.,  Borgh.  IV.  291  fol.  221).  Im  ersten  dieser  Briefe  schreibt  der  Nuntius:  „Perche  l'arcivescovo  haveria  mostrato 
di  dubitare,  che  il  maggiordomo  del  regno  [Obersthofmeister  Christoph  v.  Lobkowic]  come  huomo,  per  quello 
ch'egli  stima,  difficile  da  trattare,  non  portässe  efficacemente  il  negotio  di  sustituire  un  administratore  cattolico 
agli  Hussiti,  ho  procurato  di  abboccarmi  seco,  e  per  quello  che  1'  ho  trattato,  e  non  credo  d'  ingannanni,  mi  pare 
piu  zelante  e  risoluto  nelle  cose  della  religione  di  qualslvoglia  officiale  di  questo  regno  . . ."  Im  andern  Briefe  vom 
selben  Tage  erzahlt  der  Nuntius,  dasz  es  der  kais.  Kammerdiener  Filipp  Lang  war,  „che  repugnö,  che  non  si  desse 
quella  chiesa  [die  Betlehemskirche]  alli  Carmelitani".  Im  Briefe  vom  20.  Dez.  berichtet  der  Nuntius,  dasz  bei 
ihm  der  Breslauer  Bischof  und  die  ob.  böhmischen  Landesbeamten,  darunter  auch  Christoph  Lobkowic,  als  Gäste 
eingeladen  waren,  und  dasz  er  mit  diesem  verabredete  „di  trovarci  insieme,  perche  aU'hora  vi  era  l'impedimento 
della  compagnia,  per  trattar  di  nuovo  della  administratione  degli  Hussiti..."  —  Winter,  Zivot  cirkevni  I.  S.  333, 
führt  ein  Beispiel  an,  dasz  in  der  Zeit,  als  das  Konsistorium  keinen  Administrator  hatte,  die  vor  sein  Gericht  gehö- 
rigen Streitigkeiten  in  Ehesachen  vor  das  „obere",  d.  h.  erzbischöfliche  Konsistorium  mit  der  Begründung  gelangten, 
dasz  das  Amt  des  Administrators  vaciere. 

'")  Schon  am  8.  Dez.  1604  schrieb  der  Grazer  Nuntius  Portia  an  den  bayr.  Herzog  Maximilian:  „Se  questa 
sollevatione  degl'  Hungari  non  si  accommoda  o  reprime,  corre  graudissimo  pericolo  et  rischio,  che  in  tutte  queste 
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waren  jedoch  die  Befürchtungen,  die  Stände  würden  auf  dem  nächsten  Landtage  mit  ihren  religiösen 
Forderungen  auftreten,  in  keiner  Weise  unbegründet.  Vor  allem  ist  es  gewisz,  dasz  die  Unitätsstände 
auf  diesem  Landtage  die  Absicht  hatten,  abermals  gegen  das  Mandat  vom  J.  1602  ihre  Stimme  zu 
erheben  und  die  freie  Ausübung  ihrer  Religion  zu  fordern  [Nr.  9.,  10.  und  13.].  Diese  Absicht  wurde 
nicht  ausgeführt,  ja  es  scheint  sogar,  dasz  dieselbe  auszerhalb  der  Kreise  der  Brüder  gar  nicht 
bekannt  wurde.  Umsomehr  aber  wurden  die  Katholiken  von  der  Befürchtung  beunruhigt,  dasz  die 
utraquistischen  Stände  die  vor  kurzem  erfolgte  Absetzung  des  gewesenen  kalixtiner  Administrators 
und  dessen  Auslieferung  an  den  Erzbischof  auf  dem  Landtage  zur  Sprache  bringen  würden.  Als 
Anfang  Jänner  der  Wiener  Bischof  Melchior  Khlesl  auf  Wunsch  des  päpstlichen  Nuntius  den  böhmischen 
Vizekanzler  Heinrich  von  Pisnic  zu  überreden  trachtete,  dasz  die  Ernennung  des  husitischen  Admini- 
strators verschoben  werde,  wandte  der  Vizekanzler  ein,  dasz  hiedurch  auf  dem  Landtage  Unruhen 
entstehen  könnten.  Khlesl  schlug  daher  vor,  dem  Kaiser  mit  Zustimmung  aller  Beamten  ein  Ver- 
zeichnis fähiger  Kandidaten  vorzulegen,  denselben  aber  vorher  dazu  zu  bewegen,  dasz  er  Niemanden 
ernenne.  Berührten  dann  die  Stände  auf  dem  Landtage  diesen  Gegenstand,  könnte  ihnen  geantwortet 
werden,  die  Ernennung  sei  perfekt;  geschah  dies  aber  nicht,  würde  es  möglich  sein,  die  Ernennung 
für  immer  zu  verschieben.  Dieser  Vorschlag  Khlesls  gefiel  zwar  dem  päpstlichen  Nuntius  nicht  —  es 
war,  meinte  er,  zu  befürchten,  dasz  der  Kaiser  nur  zu  leicht  zur  Ernennung  des  Administrators  zu 
bewegen  wäre,  wenn  die  Wahl  desselben  in  seinen  Händen  läge  — ,  dafür  erlangte  er  aber  die  Zustim- 
mung des  Vizekanzlers.  Der  Administrator  wurde  nicht  ernannt  und  auch  auf  dem  Landtage  wurde 
keine  Stimme  bezüglich  dieser  Sache  laut  [Nr.  22.,  34.,  41.]. 

Nicht  so  glatt  ging  der  zweite,  der  Pfingstlandtag,  über  die  Religionsfrage  hinweg.  Wir  wissen 
bereits,  dasz  dieser  Landtag  unter  sehr  bewegten  Verhältnissen  zusammentrat  und  dasz  sich  zu  der 
damals  tatsächlich  groszen  Gefahr  eines  Einfalles  der  ungarischen  Insurgenten  in  Böhmen  noch  eine 
bedenkliche  religiöse  Wallung  in  der  Bevölkerung  selbst  gesellte,  welche  die  zeitgenössischen 
Beobachter  an  die  Tage  Hus'  und  Zizkas  erinnerte.313)  Es  ist  kein  Wunder,  dasz  die  nichtkatholischen 
Stände  den  Entschlusz  faszten,  sich  auf  diesem  zweiten  Landtage  für  die  Bewilligung  der  Religions- 
freiheit einzusetzen.  Tatsächlich  brachten  dieselben  ihre  religiösen  Forderungen  gleich  bei  der  Ver- 
handlung über  die  königliche  Proposition  vor,  welche  ihnen  am  3.  Juni  vorgetragen  wurde,  und  er- 
klärten, nicht  früher  über  die  kaiserlichen  Wünsche  beschlieszen  zu  wollen,  solange  jene  religiösen 
Forderungen  nicht  erfüllt  wären.  Nachdem  die  Absicht  der  beiden  höheren  Stände,  dem  Kaiser  mit 
der  Antwort  auf  die  Proposition  das  Gesuch  um  die  Bewilligung  der  freien  Ausübung  der  Religion 


provincie  si  senta  qualche  simll  moto  .  . .";  vgl.  Stieve,  Politik  Baiems  II.  S.  719  Anm.  1,  wo  auf  ähnliche  Berichte 
des  venezianischen  Gesandten  Soranzo  über  Prag  aus  dem  Nov.  und  Dez.  1604  aufmerksam  gemacht  wird.  Am 
10.  |an.  1605  schrieb  der  bayr.  Agent  in  Prag  J.  Manhart  an  seinen  Herrn  (Allg.  Reichsarch.  in  München,  Fürstensachen 
de  ao.  1605  tom.  39  fol.  28):  „Die  ketzerischen  leutalhieund  anderstwo  sechen  dis  Unglück  und  aufstand  nit  vast  ungern; 
sagen  öffentlich,  man  wölls  also  haben,  weil  die  gwissen  der  menschen  zum  glauben  wollen  also  mit  gwalt  wider  alle 
billicheit  genötiget  werden,  sei  es  vast  eins  den  schütz  entlich  auch  vom  Türeken  zu  haben,  daselbst  si  in  der- 
gleichen besser  befreiet.  Der  allmechtige  Gott  wolle  diser  empörung  zeitlich  entgegenkomen,  damit  dis  prennende 
feur  bald  gedempft  und  ausgelöscht  werde."  Und  im  Briefe  desselben  Agenten  vom  15.  Jan.  1605  (ibid.  fol.  41)  lesen  wir : 
„Und  ist  entlich  allem  ansehen  nach  die  sach  nie  so  gefährlich  als  jetzt  gestanden  propter  haereticos  aller  orten,  welche 
losen  und  hören,  wie  es  weiter  ergehn  werde,  zu  dem  der  Türck  in  grosser  eilender  riisttmg;  dieweil  auch  in 
Underungern,  Sybenbürgen,  gegen  der  Steyrmarkt,  Märhern  etc.  ein  zeit  her  das  volk  gar  schwirig,  ist  meiner 
einfalt  nach,  ja  auch  wie  die  verständigen  davon  reden,  bei  den  benachbarten  catholischen  fürsten  und  herren 
aufsehens  hoch  und  wol  vonnöten."  S.  auch  das  in  der  Anm.  19  angeführte  Zitat  aus  dem  Briefe  des  Erzh.  Matthias 
vom  6.  Jan.  1605. 

":')  Siehe  oben  S.  20. 
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unter  beiderlei  Gestalten  zu  liberreichen,  beim  Bürgerstande  bekannt  worden  war,  beriet  auch  er  m 
seiner  Sitzung  am  6.  Juni  im  Altstädter  Rathause  die  religiösen  Forderungen,  die  dem  Kaiser  vor- 
zulegen wären.  Nach  der  Absentierung  der  katholischen  Abgeordneten,  welche  nach  dem  Berichte 
des  päpstlichen  Nuntius  und  des  venezianischen  Gesandten  [Nr.  85.  und  86.]  sozusagen  gewaltsam 
aus  der  Versammlung  entfernt  wurden,  beschlossen  die  verbliebenen  utraquistischen  Vertreter  der 
Städte,  dasz  der  Bürgerstand  gemeinsam  mit  den  beiden  oberen  Ständen  die  Erneuerung  des  unteren 
Konsistoriums  und  die  Belassung  der  Stände  unter  beiderlei  Gestalten  bei  ihrer  Religion  anzustreben 
habe  [Nr.  75.].  Diesem  Beschlüsse  gemäsz  wurde  den  beiden  oberen  Ständen  ein  schriftliches  Gesuch 
[Nr.  76.].  überreicht,  worin  die  Aufnahme  des  Bürgerstandes  in  die  die  Religionsfrage  betreffende 
Supplik,  welche  die  beiden  oberen  Stände  dem  Kaiser  einreichen  wollten,  verlangt  wurde,  so  dasz 
die  Freiheiten,  welche  die  oberen  Stände  für  sich  anstrebten,  auch  dem  Bürgerstande  zugute  kom- 
men würden. 

Unterdessen  unterschrieb  der  Herren-  und  Ritterstand  heimlich  eine  Supplik,  deren  Wortlaut 
zwar  nicht  bekannt  ist,  die  aber  unzweifelhaft  die  Bitte  um  die  Bewilligung  der  böhmischen  Konfession 
enthielt,  so  wie  sie  im  J.  1575  dem  Kaiser  Maximilian  vorgelegt  worden  war.314)  Dazu  wurde  die 
Bitte  beigefügt,  auf  den  erledigten  Posten  eines  utraquistischen  Administrators  einen  neuen  Admini- 
strator durch  den  Landtag  einsetzen  zu  lassen.  Es  wurde  schon  gesagt,  dasz  den  Ständen  seit  dem 
J.  1534,  in  welchem  sie  vom  Kaiser  so  entschieden  abgewiesen  worden  waren,  der  Mut  fehlte,  mit 
diesen  Wünschen  auf  dem  Landtage  aufzutreten  und  es  ist  daher  die  nicht  geringe  Aufregung 
begreiflich,  welche  die  Nachricht  über  die  Absicht  der  Stände  unter  beiderlei  Gestalten  in  den 
katholischen  Kreisen  verursachte.  Dasz  der  Kaiser  den  utraquistischen  Ständen  die  Religionsfreiheit 
durch  Anerkennung  der  böhmischen  Konfession  erteilen  würde,  hatten  diese  Kreise  kaum  zu  befürchten, 
dafür  schien  jedoch  die  Gefahr  zu  drohen,  der  Kaiser  würde  den  Ständen  irgendeine  die  Einsetzung 
des  Administrators  betreffende  Konzession  machen.  Über  diesen  Gegenstand  verhandelte  man  seit 
dem  letzten  Landtage  öfter,  aber  erledigt  wurde  er  hauptsächlich  deshalb  nicht,  weil  darüber 
zwischen  den  obersten  Landesoffizieren  und  dem  Erzbischofe  keine  Einigung  erzielt  werden  konnte. 
Während  die  obersten  Landesoffiziere  wollten,  dasz  zum  Administrator  Jemand  ernannt  werde, 
der  dem  Namen  nach  ein  Husit,  dem  Herzen  nach  jedoch  katholisch  wäre,  widersetzte  sich  dem  der 
vom  Nuntius  hierin  unterstützte  Erzbischof,  welcher  wünschte,  dasz  das  Amt  des  Administrators 
überhaupt  aufhöre  und  seine  Jurisdiktion  auf  den  Erzbischof  übergehe  [Nr.  85.].  Jetzt  schien  es, 
als  ob  diese  Streitfrage  auf  eine  andere,  der  katholischen  Sache  entschieden  ungünstige  Art  gelöst 
werden  sollte.  Das  bewog  den  päpstlichen  Nuntius,  energischer  in  diese  Angelegenheiten  einzugreifen. 
Nachdem  er  erfahren  hatte,  was  in  der  Versammlung  des  Bürgerstandes  am  6.  Juni  geschehen  war, 
und  vernommen  hatte,  dasz  am  8.  Juni  die  Stände  auf  dem  Landtage  die  Anerkennung  ihrer  Konfes- 
sion verlangen  wollten  und  dasz  am  selben  Tage  ein  neuer  Administrator  eingesetzt  werden  solle, 
entschlosz  er  sich,  den  obersten  Landesoffizieren,  wenn  sie  sich  an  diesem  Tage  zum  Landtage  be- 
gäben, ein  Memorial  einzuhändigen,  in  dem  er  seinen  Standpunkt  zur  beabsichtigten  Einsetzung 
des  Administrators  präzisieren  würde  [Nr.  80.].  Eine  ganz  abweisende  Haltung  gegen  dieselbe  ein- 
zunehmen, hielt  er  nicht  für  angezeigt,  da  er  befürchtete,  dasz  dann  die  Stände  unter  beiderlei  Ge- 
stalten umso  entschiedener  die  Erfüllung  ihrer  übrigen  Forderungen  anstreben  würden.  Deshalb 
sprach  er  in  dem  Memorial  nur  grundsätzlich  seine  Überzeugung  aus,  dasz  neben  dem  Erzbischofe 
das  Amt  eines  Administrators  überflüssig  sei  und  indem  er  zugab,  dasz  es  dennoch  notwendig  sein 


*")  Siehe  auch  Nr.  85;  der  päpstl.  Nuntius  sagt  dort,  dasz  die  Stände  um  die  Anerkennung  der  „Augsburger 
Konfession"  ersucht  haben,  darunter  ist  aber   wahrscheinlich  die  böhmische  Konfession  vom  J    1575  gemeint. 
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würde,  einen  Administrator  zu  ernennen,  bat  er  nur,  die  Ernennung  auf  einen  anderen  Tag  zu  ver- 
legen, um  zu  ermöglichen,  den  besten  und  dem  katholischen  Glauben  geneigtesten  Kandidaten  zu 
wählen,  und  ferner  den  neuen  Administrator  zu  verpflichten,  das  Konsistorium  zu  reformieren  und 
sich  der  Jurisdiktion  des  Erzbischofs  zu  unterstellen. 

Das  Einschreiten  des  Nuntius  hatte  nur  einen  teilweisen  Erfolg.  Noch  am  8.  Juni  wurde  auf 
Befehl  des  Kaisers,  welcher  das  Gesuch  um  Bewilligung  der  böhmischen  Konfession  abwenden 
wollte,  ein  neuer  Administrator  eingesetzt.  In  Gegenwart  der  obersten  Landesoffiziere  und  Landrechts- 
beisitzer hielt  der  Oberstkanzler  Zdenko  von  Lobkowic  an  die  anwesenden  husitischen  Priester  eine 
Ansprache  und  kündigte  ihnen  als  Administrator  den  Priester  Johann  Benedikt,  Pfarrer  von  Zderaz, 
an,  welcher  sich  vergeblich  auf  seine  Kränklichkeit  und  Unfähigkeit  ausredete.315)  Der  Erzbischof 
wurde  diesmal  zu  diesem  Akte  nicht  zugelassen;  obzwar  er  dies  ausdrücklich  verlangte,  wurde  seine 
Forderung  von  den  obersten  Landesoffizieren  mit  der  Begründung  abgewiesen,  dasz  es  sich  für  ihn 
nicht  gezieme,  Zeuge  dessen  zu  sein,  wie  durch  Andere  eine  Jurisdiktion  ausgeübt  werde,  welche  nach 
seiner  Behauptung  eigentlich  ihm  gebühre.  Dem  in  dem  Memorial  ausgesprochenen  Wunsche  des 
Nuntius  wurde  wenigstens  soweit  entsprochen,  dasz  dem  neuen  Administrator,  der  übrigens  nach 
einem  an  den  Nuntius  gerichteten  Berichte  des  Oberstkanzlers  [Nr.  81.]  nur  den  Titel  eines  Vize- 
administrators erhielt,316)  eine  Reihe  Verpflichtungen  auferlegt  wurde.  Er  muszte  sich  verpflichten, 
das  katholische  Ritual  der  Prager  Kirche  einzuhalten317)  und  sich  mit  seinen  Anliegen  an  seine 
Obrigkeit  zu  wenden  —  absichtlich  wurde  hier  dieser  unbestimmte  Ausdruck  gewählt,  unter  welchem 
jedoch  nach  der  bisherigen  Gepflogenheit  die  böhmische  Kanzlei  zu  verstehen  war  —  und  erhielt  den 
Auftrag,  ein  Verzeichnis  der  Priester  des  unteren  Konsistoriums  einzusenden,  wodurch  erzielt  werden 
sollte,  dasz  das  Konsistorium  keine  Priester  dulde,  welche  sich  nicht  tatsächlich  zum  husitischen 
Glauben  bekennen  würden.  Im  allgemeinen  wurde  daher  der  unter  der  Administration  Dacickys 
herrschende  Zustand  erneuert  und  das  Bestreben  des  päpstlichen  Nuntius  und  Prager  Erzbischofs, 
das  Amt  des  Administrators  nach  und  nach  in  Vergessenheit  geraten  zu  lassen,  das  Bestreben,  das 
durch  die  lange  Nichtbesetzung  dieses  Amtes  nach  der  Absetzung  Da£ickys  dem  Ziele  so  nahe  zu 
sein  schien,  blieb  abermals  erfolglos.318)  Dagegen  konnte  sie  das  Schicksal  trösten,  welches  gleich- 
zeitig das  Gesuch  der  Stände  unter  beiderlei  Gestalten  um  die  Bewilligung  der  böhmischen  Konfession 
ereilte.  Schon  am  10.  Juni  berichtete  der  Nuntius  freudig  nach  Rom,  dasz  der  Landtag  selbst  dieses 
Gesuch  zurückgewiesen  habe  [Nr.  85.],  was  vielleicht  so  zu  verstehen  ist,  dasz  sich  ihm  der  Herren- 
stand, in  welchem  gewöhnlich  die  Katholiken  entschieden,  nicht  anschlosz.  Vier  Tage  später  wurde 
der  Landtag  beendet,  ohne  dasz  ein  Beschlusz  bezüglich  der  Religion  gefaszt  worden  wäre. 

Als  um  den  Tag  des  hl.  Bartholomäus  der  böhmische  Landtag  in  diesem  Jahre  das  dritte  Mal 
zusammentrat,  waren  die  Verhältnisse  bedeutend  geändert.  Am  päpstlichen  Hofe  wurde  zwar  kurz 
vor  dem  Landtage  die  Befürchtung  ausgesprochen,  dasz  die  Nichtkatholiken  auf  dem  Landtage  wieder 


,15)  S.  in  der  Abt.  B.  die  Aufzeichnung  über  die  Verhandlungen  der  ob.  Landesbeamten  vom  8.  Juni. 

ilt)  In  der  Aufzeichnung  über  die  Verhandlungen  der  ob.  Landesbeamten  vom  8.  Juni  (vgl.  Anm.  315)  sowie 
in  späteren  amtlichen  Akten  wird  er  jedoch  wieder  Administrator  genannt. 

:l")  Bereits  der  Administrator  Rezek  bestellte  Priester  unter  dem  Versprechen  zu  Pfarrern,  dasz  sie  sich  nach 
der  „rubrika  arcibiskupstvi  Prazskeho"  richten  werden.  Vgl.  Winter,  2ivot  cirkevni  1    S.  332. 

"8)  Über  die  ferneren  Schicksale  des  Konsistoriums  in  diesem  Jahre  finden  sich  Nachrichten  unten  in  der  Abt 
B,  in  dem  den  kirchlichen  Verhältnissen  gewidmeten  Kapitel.  Ich  bemerke  hier  nur,  dasz  Tom  e  k,  O  chkevni  spräve 
strany  pod  oboji  v  Cechäch  od  r.  1415  ai  1622  (Cas.  £esk.  mus.  XXII,  1848)  S.  467,  angibt,  Johann  Benedikt  Prazsky 
sei  am  12.  Okt.  1605  vom  Kaiser  zum  Administrator  ernannt  worden,  an  welchem  Tage  nur  die  Instruktion  datiert 
ist.  Von  der  am  8.  Juni  erfolgten  Ernennung  des  Administrators  war  bisjetzt  nichts  bekannt. 


95 


mit  ihren  Forderungen  auftreten  würden  [Nr.  104.],  aber  diese  Befürchtung  ging  nicht  in  Erfüllung. 
Die  Religionsfragen  wurden  auf  dem  dritten  Landtage,  soweit    bekannt,  gar  nicht  erwähnt. 

Obzwar,  wie  ersichtlich,  auf  den  böhmischen  Landtagen  des  Jahres  1605  keine  Beschlüsse 
gefaszt  wurden,  welche  wie  immer  die  religiösen  und  kirchlichen  Verhältnisse  im  Lande  berühren 
würden,  sind  die  Verhandlungen  über  die  Religion,  welche  auf  den  beiden  ersten  Landtagen  zustande- 
kamen und  von  denen  unseren  Historikern  bisher  nichts  bekannt  war,  trotzdem  gewisz  sehr 
wichtig  und  interessant  als  ein  unverkennbares  Vorzeichen  der  schweren  Kämpfe,  deren  Schauplatz 
der  böhmische  Landtag  in  den  folgenden  Jahren  wurde,  der  Kämpfe,  welche  den  nichtkatholischen 
Ständen  den  groszen  Sieg,  den  berühmten  Majestätsbrief  Rudolfs  vom  Jahre  1609,  eintrugen. 

Eine  andere  grosze  Frage,  mit  deren  Lösung  sich  der  böhmische  Landtag  schon  um  drei  Jahre 
später  zu  beschäftigen  hatte,  die  Frage  der  NachfolgerschaftRudolfs  auf  dem  böhmischen  Throne, 
berührte  in  diesem  Jahre  auch  nicht  im  entferntesten  die  Verhandlungen  des  Landtages.  Es  ist  daher 
möglich,  dieselbe  hier  gänzlich  zu  übergehen  und  einfach  auf  die  Landtagsakten  des  Jahres  1608 
zu  verweisen;  dort  wird  dann  in  der  Einleitung  zusammenhängend  ihre  vorhergehende  Entwicklung 
erklärt  und  hiebei  auch  die  in  den  älteren  Bänden  der  „Böhmischen  Landtagsverhandlungen"  ver- 
öffentlichten Quellen,  soferne  sie  dieselbe  betreffen,  berücksichtigt  werden. 
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